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Wismar, Voſtock und Ludwigsluſt. 
Druck und Verlag der Hinſtorff'ſchen Hofbuchhandlung. 
1864. 


Vorwort. 


Die Normen für unſere Domanial-Verwaltung beruhen haupk⸗ 


ſächlich auf einer großen Menge von Circularen, welche theils 
einzeln in gedruckten Geſetzesſammlungen zerſtreuet ſind, zum 
größten Theil aber bis jetzt ohne weitere Veröffentlichung zu 
den General-Acten der Regiſtraturen und Beamten aufbewahrt 
werden. So liegen ſie angehäuft, — etwa 700 bis jetzt in 
keinem Geſetzeswerke abgedruckte befinden ſich z. B. in der 
gewiß noch nicht ganz vollſtändigen Sammlung des Verfaſſers 
— und werden bei der regen, ſtets fortſchreitenden Thätigkeit 
der Adminiſtration immer weiter vermehrt, aber auch ergänzt, 
verändert, aufgehoben. Die Auditoren, welche gewöhnlich mit 


den Juſtizexamen ihre beamtliche Lehrzeit beendigt glauben, 


überlaſſen oft erſt dem Laufe der Jahre die Bewältigung 
und Aneignung ſo ganz neuen, überaus umfangreichen, zu— 
ſammenhangsloſen Materials — die älteren Beamte ſelbſt 
finden zuweilen nur mit Mühe das noch Geltende heraus — 
in weiteren Kreiſen endlich heißen die faſt völlig unbekannten 
Verwaltungsprineipien ſchwankend und willkürlich. 
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Solche Erwägungen haben zu dieſer Abhandlung ge= 
führt, deren Zweck ſonach keiner weiteren Erörterung bedarf. 
Gern mag ſie dem Druck übergeben werden, wenn ſie zur 
Erleichterung des Cameral-Studium, zur Förderung des Ge— 
ſchäftsbetriebs, zur Bekämpfung von Vorurtheilen nur irgend 
dienen kann. 

Ihrer urſprünglichen Anlage nach ſollte ſie freilich ſchon 
jetzt ein größeres Gebiet der Amts-Adminiſtration umfaſſen 
— aber die Niederlaſſungs- und Armenſachen ſind inzwiſchen 
in völliger Neugeburt begriffen, die dürren, bloßen Betriebs— 
vorſchriften des Bau- und Rechnungsweſens eignen ſich kaum 
zu einer irgend anregenden verbundenen Darſtellung, und ſo 
ſind denn hier für jetzt nach einer lurzen Einleitung nur 
die Verhältniſſe der Behörden, des Landvolks und ſeines 
Grundbeſitzes, der Landwirthſchaft, vorweg genommen. — 
Eine baldmögliche Fortſetzung ſoll jedoch im Auge behalten 
und bei hervortretendem und geäußerten Bedürfniß außerdem 
ein Repertorium aller Cameral-Verordnungen veröffentlicht 
werden. 

Den eigentlichen Inhalt bilden die unter Vermeidung 
der Interpretation und ohne Rückſicht auf anderweitige immer 
nur ſinguläre Amtspraris möglichſt wortgetreu wiedergegebenen, 
ſowol gedruckten — unter Angabe der fie außerdem enthal- 
tenden verbreitetſten Geſetzesſammlung — als ungedruckten 
cameralen Verordnungen, die umfaſſenden Beſtimmungen der 
neueſten Contractsformulare und Ueberlaſſungs-Bedingun— 
gen, einzelne Specialreſcripte, umkleidet und ergänzt durch 
einſchlagende Präjudicien der Obergerichte, durch hiſtoriſche 
Daten beſonders aus den vom Herrn Archivrath Dr. Liſch 


a 


herausgegebenen Jahresbüchern mecklenburgiſcher Geſchichte, 
endlich durch eigne — freilich erſt 8Sjährige — Erfahrungen 
und Beobachtungen des täglichen Geſchäftslebens. Für jede 
einzelne Abtheilung iſt ein geſchloſſenes Ganze geſchaffen, 
welches ſelbſt bei ſpäterer Veraltung ſchon an ſich noch 
immer wenigſtens von einigem hiſtoriſchen Intereſſe bleiben 
dürfte und ohnehin von den Einzelnen zeitgemäß ergänzt und 
fortgeführt werden kann. — Möglichſte Kürze und Ueberſicht— 
lichkeit iſt erſtrebt, deshalb auch ſowol dasjenige Hiſtoriſche und 
Statiſtiſche, welches in vaterländiſchen allgemeinen Geſchichts— 
werken und in unſern ausgezeichneten Staatskalendern ohne 
Mühe aufzufinden iſt, im erſten, als auch allgemeine Land— 
wirthſchaftslehre im vierten Kapitel, nur ſoweit berührt, als 
es zum Zuſammenhang des Ganzen und zum Verſtändniß der 
ſpeciell domanialen Inſtitute unumgänglich nothwendig erſchien. 
Die weitere Eintheilung ergiebt ſich aus dem Texte ſelbſt. 
Da ſie beim bisherigen Mangel jedes Leitfadens für das 
camerale Studium nirgends ein Fundament fand, ſondern 
von Grund aus neu erſt geſchaffen werden mußte, ſo ſei ſie, 
gleich dem Ganzen, der allgemeinen Nachſicht empfohlen. 


C. W. J. Balck. 


Schwaan, im October 1864. 


Juhalts⸗Verzeichniß. 


Erſtes Kapitel. 
Einleitung. 
— 2. Charakter, hiſtoriſche, politiſche Verhältniſſe der Domainen. 
3— 4. Umfang, Bevölkerung. 
Zweites Kapitel. 
Pie Idministratin-Pehürden. 
A. Das Kammer- und orſt- Collegium. 


5. Geſchichte, Organiſation. 

5. Perſönliche Verhältniſſe der Räthe. 
7—8. Wirkungskreis und Competenz. 
9. Fortſetzung; Geſchäftsgang. 


B. Die Loral- Verwaltungs- Behörden. 
I. Die Amtsbehörden. 


§ 10. Frühere und jetzige Organiſation. 

§ 11-12. Qualification, Anſtellung der Auditoren und Beamten. 
$ 13. desgl. der Subalternen, Rendanten. 

§ 14. desgl. der Unterbedienten. 

§ 15. Dienſtgehalt. 

§ 16. Naturalien. 

§ 7-18. Sonſtige dienſtliche Vergütungen. 
$ 19. Hofrang, Uniform, Domieil, Abgaben. 
§ 20. Aſſiſtenz, Dienſtentſernung. 

§ 21. Tod, Auseinanderſetzung, Wittwen— 

§ 22. Geſchäftslocal, Amtsacten. 

§ 23. Dienſtrang. 
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24. Collegialität, Directorium. 

25—26. Vertheilung der Gefchäfte, 

27. Dienſtliche Verantwortlichkeit. 

$ 28. Verklagbarkeit der Beamten. 

§ 29— 30. Competenz der Amtsbehörden. 

§ 31—52. Grenzen zwiſchen Adminiſtration und Juſtiz. 


II. Die Forſtbehörden. 
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§ 33. Frühere und jetzige Organiſation. 

8 3435. Qualification, Anſtellung der Auditoren und Inſpectionsbeamten. 
§ 36—39. desgl. der Unterforeſtalen. 

8 40-41. Dienfteinfommen (vol. §§ 15-18). 


$ 42. Hofrang, Uniform, Domieil, Abgaben, Aſſiſtenz (vgl. 8§ 19—21). 
§ 43. Dienſtliche Verhältniſſe (vgl. 22 — 28). 
§ 44. Competenz der Forſtbehörden. 


III. Die Baubehörden. 


$ 45. Frühere und jetzige Organiſation. 

§ 46—47. Qualification, Anſtellung der Baubeamten, 

§ 48. Perſönliche Verhältniſſe (vgl. §§ 15—21). 

$ 49. Dienſtliche Verhältniſſe (vgl. §§ 22-28). 

$ 50. Competenz der Baubehörden. 

§ 51. Anhang. — Conſervator der hiſtoriſchen Kunſtdenkmäler. 


IV. Anhang. Landmeſſer. 


1. Kammer-Ingenieurs. 
§ 52—53. Ausbildung. 
§ 54. Perſönliche 
$ 55. Dienſtliche Verhaltniſſe 
; 2. Forſtgeometer. 
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Drittes Kapitel. 
Grundhesitz und Tandhenülkerung. 
A. Allgemeine Verhältniſſe. 


$ 57. Art und Vertheilung des Grundbeſitzes. 

§ 58. Stabilität des Erbpachtbeſitzes. 

§ 59— 60. Veränderlichkeit des Zeitpachtbeſitzes. — Feldregulirung, ihr Zweck. 
§ 61. Verfahren bei Feldregulirungen. 

§ 62. Vermeſſung, Eintheilung, Charten, Regiſter. 

§ 63-65. Abſchätzung, Bonitirung. 

§ 66 —67. Beranfchlagung. 
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B. &laffen der Landbevölkerung und ländlichen 
Grundſtücchke. 


I. Hofpächter. 


8 68. Geſchichte der Pachthöfe. 

§ 69. Ertheilung, allgemeiner Inhalt, Sicherung, Ablauf der Hofcontracte. 
§ 70. Oeffentliche Leiſtungen der Hofpächter. 

§ 71. Ländereien, Reſervate. 

§ 72— 73. Gebäude. 

§ 74. Wirthſchaftsinventarium. 

§ 75-76. Verfahren bei Ablieferung und Rückgabe der Pachtung. 


II. Bauern (Hüfner, Hauswirthe). 


§ 77-79. Geſchichte. 

§ 80—81. Ertheilung, allgemeiner Inhalt, Sicherung, Ablauf der Dorfscontracte. 
§ 82— 83. Oeffentliche Leiſtungen der Bauern. 

§ 84. Ländereien, Reſervate. 

§ 85-87. Gebäude. 

§ 88-91. Wirthſchaftsinventarium. 

§ 92—95. Gehöftsnachfolge. 

§ 96—98. Altentheil. 

§ 99. Ausſteuer. 

§ 100-101. Gehöftsregulirung. 

§ 102. Berechnung, Verwendung der Gehöftskapitalien. 


III. Erbpächter. 


103-106. Geſchichte; Verfahren bei Vererbpachtung. 
107. Ertheilung, Beſtätigung, allgemeiner Inhalt, Sicherung, Endigung der Erb— 
pachteontracte. 

105—109. Oeffentliche Leitungen der Erbpächter. 
110. Gebäude, Wirthſchaftsinventarien, Ländereien. 
111. Gehöſtsnachfolge. 

112. Gehöftsabfindung. 

113-114. Gehöftsregulirung. 
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IV. Büdner. 
§ 115—116. Geſchichte, Zweck, Verfahren. 
8 117-118. Verhältniſſe. 

V. Häusler. 


§ 119. Geſchichte. 
§ 120. Zweck. 
§ 121—122. Verhältniſſe. 
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VI. Miethseinwohuer. 

123. Verſchiedene Arten. 
J. Hoftagelöhner. 

124. Tagelöhner-Regulativ. 
125— 126. Einkünfte der Hoftagelöhner. 
127. Leiſtungen derſelben. 
128-129. Kündigung, Abzug. 

2. Gehöftstagelöhner. 
130. Regulativ, Einkünfte, Leiſtungen. 
131. Kündigung, Abzug. 

3. Einlieger. 

132. Allgemeine Verhältniſſe. 
133. Arbeitsverdienſt. 
134-135. Wohnungen. 
156—138. Einliegerländereien. 
139. Feurung. 
140. Fuhren, Leiſtungen. 


VII. Dienſtboten. 
141142. Verhältniſſe. 


VIII. Anhang — Gewerbtreibende. 


143. Vorbemerkung. 
144—145. Handwerker. 
146. Handelsleute. 
147. Brauer, Brenner. 
148-150. Müller. 
151. Krüger, Schmiede, Muſikanten. 

152. Schornſteinfeger, Viehverſchueider, Abdecker. 


Viertes Kapitel, 
Tandmirthschakt. 
153. Vorwort. 
A. Feldwirthſchaft. 
I. Wirthſchafts⸗Syſteme. 


154— 155. Drei- und Vierfelderwirthſchaft. 
156-157. Koppel⸗, Wechſel-, Dreeſchwirthſchaft. 
158159. Schlagwirthſchaft. 
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II. Fortſchritte der Neuzeit. 
160— 161. Entwaäſſerung, Drainage. 
162. Ackerwerkzeuge, Maſchinen. 
165— 164. Dungarten. 
165— 166. Bewäſſerung, Berieſelung. 

III. Einwirkungen derſelben. 
167-168. Im Allgemeinen. 
169—170. Insbeſondere Wirthſchaft im Domanium. 


B. Garten- und Obſtbau. 


171-173. Früherer und jetziger Stand. 
C. Viehzucht. 


1. Pferdezucht. 
174. Geſchichte. 
175—177. Landgeſtüt; Stationen. 
178. Deckzwang; ſonſtige Beförderung. 
II. Rindviehzucht. 
179— 180. Frühere und jetzige Verhältniſſe. 


III. Schafzucht. 
181-182. Frühere und jetzige Verhältniſſe. 


IV. Schweine: und Ziegenzucht. 
183-184. Stand derſelben. 


V. Geflügel-, Fiſch⸗, Bienenzucht. 
185—186. Stand derſelben. 
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Erklärung der Abkürzungen. 


5 — Hinſtorff'ſche Geſetzſammlung, nach Theilen und in dieſen nach fortlaufenden 
Nummern eitirt. 
Ra. — große Raabe'ſche Geſetzſammlung, nach fortlaufenden Nummern eitirt. 
C. Circular Großherzoglicher Kammer. 
R. — Reſcript Großherzoglicher Kammer. 
Rgbl. — Regierungsblatt oder früheres officielles Wochenblatt, nach Nummern eitirt. 
Der Jahrgang deſſelben iſt nur dann ſpeciell angegeben, wenn die darin 
publicirte Verordnung aus einem frühern Jahre datirt. 


Die übrigen Abbreviaturen bedürfen keiner Erklärung. Die ohne allen weiteren 
Nachweis aufgeführten Verordnungen find die bis jetzt ungedruckten, zu den General— 
acten geſammelten. 


Erfies Kapitel. 
Einleitung. 


8 1. 
Charakter, hiſtoriſche und politiſche Verhältniſſe der Domainen. 


Domainen heißen in Mecklenburg-Schwerin diejenigen Landestheile, 
welche Eigenthum (§ 57) des Landesherrn find, und deren Aufkünfte 
ſowol der privativen fürſtlichen Haus- und Hofhaltung, als auch den 
öffentlichen Zwecken des Landesregiments dienen. Durch das Staats— 
grundgeſetz vom 10. October 1849) wurden ſie freilich Staatseigenthum, 
und nur beſtimmte Theile erhielten als ſog. Hausgut, d. i. als fidei— 
commiſſariſches Eigenthum des Großherzoglichen Hauſes mit landes— 
herrlichem Beſitz- und Nutzungsrecht, ausſchließlich privativen Charakter. 
Durch Aufhebung dieſes Geſetzes im Jahr 1850?) aber find die Do— 
mainen in ihre urſprüngliche Stellung zurückgekehrt, wobei jedoch das 
Hausgut noch fernerhin getrennt conſervirt it’). Hierauf beruhet die 
jetzige Eintheilung der Domainen in eigentliches Kammergut unter 
althergebrachter Oberverwaltung des Großherzoglichen Kammer- und 
Forſtcollegium, und in Hausgut unter Adminiſtration einer beſonderen 
Haushaltsbehörde. Weſentliche Verſchiedenheiten in den inneren Ver— 
waltungs-Verhältniſſen beider Domanialtheile ſind hierdurch nicht 
begründet. 

Ihrem Urſprunge nach ſind die Domainen entweder fürſtliches 
Stammgut oder Incamerata. Erſteres umfaßt alle ſeit uralter Zeit zu 
) Vgl. daſſelbe § 156 und deſſen Anlage Nr. I. Ra. 3759. Rgbl. 38. 

) Tuch Verordn. vom 14. Septbr. 1850. Ra. 3777. Rgbl. 38, welche in 
Folge des unter demſelben Datum publicirten Freienwalder Schiedsſpruchs vom 
11. Septbr. 1850 erging, vgl. Ra. 3776, Rgbl. 38. 


) Verordn. v. 14. Septbr. 1850. Ra. 3778. Rgbl. 38. 
Balck, Domaniale Verhältniſſe. I. 1 
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den Domainen gehörenden, ferner die vor dem Jahr 1748 dazu eriwor- 
benen, aber urſprünglich ritter- und landſchaftlichen, insbeſondere auch 
die geiſtlichen, zur Reformationszeit ſäculariſirten Grundſtücke. Incamerata 
aber ſind die ſeit jenem Normaljahr von der Landesherrſchaft acquirirten 
und der Kammerverwaltung untergebenen Güter. Dieſe unterſcheiden 
ſich von jenen nur noch dadurch, daß ſie mit ihrem Steueranſchlag, 
ſowie allen übrigen Reallaſten noch jetzt zur Geſammtheit der ritter— 
und landichaftlichen Güter zählen, und nach den für letztere geltenden 
geſetzlichen Normen enquotirt werden‘). 

Im Anfang des vorigen Jahrhunderts veranlaßten Streitigkeiten 
des Herzogs Carl Leopold mit den Landſtänden das Einrücken von 
Reichstruppen und demnächſt die Verpfändung eines bedeutenden Theils 
der Domainen an Hannover und Preußen, welche die Executionscon— 
tingente geſtellt hatten, und nun durch eigne Adminiſtratoren und für 
eigne Rechnung ihre Pfandantheile verwalteten. Durch die bis zu Ende 
des vorigen Jahrhunderts allmälig erfolgte Wiedereinlöſung derſelben 
entſtand eine ſchwere Schuldenlaſt, zu deren Abbürdung die Erträge 
der wieder eingelöſten, reluirten Theile dienen ſollten, welche deßhalb 
nicht durch die Kammer für landesherrliche Rechnung, ſondern durch 
eine getrennte Reluitionscommiſſion für ſich verwaltet wurden. Dieſe 
Spaltung der Domainen hat aber aufgehört, ſeitdem im Jahr 1837 
auch die reluirten Theile der Kammer-Adminiſtration zurückgegeben ſind. 

In hiſtoriſcher Beziehung folgen die Domainen der alten Ein— 
theilung des ganzen Landes in die Herzogthümer Mecklenburg-Schwerin, 
Mecklenburg-Güſtrow, das Fürſtenthum Schwerin, die Herrſchaften 
Roſtock und Wismar. Die inneren Verhältniſſe werden auch hierdurch 
nicht unter einander abweichend. 


8 2. 
Lortſetzung. 


Aus adminiftrativen Zwecken endlich iſt das Kammergut in 26, 
mehrfach aus kleineren combinirte, unter ſich möglichſt arrondirte, in 
ſechs ſog. Kammer-Diſtricte (F 8) gelegte Aemter zur Verwaltung des 
platten Landes, nämlich: 


4) Landesgrundgeſetzl. Erb-Vergleich vom 18. April 1755. § 97. H. III. 1. 
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Schwerin, Lübz⸗Marnitz, Grabow-Eldena, Hagenow-Toddin-Baken⸗ 
dorf, Neuſtadt, Güſtrow-Roſſewitz, Crivitz, Warin-Tempzin⸗Neu⸗ 
kloſter⸗Sternberg, Doberan, Dargun-Gnoien-Neukalen, Ribnitz, 

Goldberg-Plau, Dömitz, Bützow-Rühn, Wittenburg-Walsmühlen— 

Zarrentin, Schwaan, Boitzenburg, Grevismühlen-Plüſchow, Gade— 

buſch-Rehna, Mecklenburg-Redentin-Poel zu Wismar, Buckow, 

Toitenwinkel zu Roſtock, Lübtheen, Stavenhagen, Wredenhagen, Sülze, 
und in 18, zum Theil in mehrere Aemter ſich hinein erſtreckende, in 
3 Diſtricte (§ 8) zerfallende Forſtinſpectionen zur ſpeciellen Cultur der 
fürſtlichen Waldungen und ihrer Pertinenzen an Mooren und Wieſen, 
getheilt. Die Sitze dieſer Forſtinſpectionen ſind zu: 

Schildfeld, Wismar, Bützow, Friedrichsmoor, Dargun, Doberan, 

Kaliß, Rehna, Goldberg, Ludwigsluſt, Güſtrow, Lübz, Wabel, 

Gelbenſande, Jaſſenitz, Schwerin, Ritzerow, Sternberg. 

Die das Hausgut bildenden, über das ganze Land zerſtreueten, 
einzelnen Beſitzungen zerfallen dagegen in den Schweriner und Roſtocker 
Hauptdiſtrict') und ein ine Forſtinſpection. 

Die Großherzoglichen Domainen haben gegenüber den Landestheilen 
der Ritter- und Landſchaft eine abgeſonderte Stellung. Denn, während 
dieſe von ihren Eigenthümern und Obrigkeiten auf den altſtändiſchen 
Landtagen repräſentirt werden, ſind die Domainen dort nicht vertreten, 
empfangen zunächſt vom Landesherrn, als alleinigen Träger der geſetz— 
gebenden Gewalt im Domanium, durch die adminiſtrative Oberbehörde 
in publicirten Verordnungen und ungedruckten, an die Beamte ergehenden 
Circularien (§ 8, § 22, Not. 9, § 43, § 49, Not. 1) ihre Geſetze, und 
participiren an den allgemeinen, durch Mitwirkung der Landſtände 
entſtandenen Landesgeſetzen nur inſoweit, als der Landesherr dieſelben 
freiwillig für ſein Domanium annimmt; dagegen dürfen jene ſpeciellen 
Domanialgeſetze nicht auf die Ritter- und Landſchaft ausgedehnt, noch 
gegen dieſelbe gerichtlich zur Anwendung gebracht werden?). Aus dieſem 
und anderen nahe liegenden Zweckmäßigkeitsgründen finden übrigens 
die über Juſtiz und Polizei ergehenden allgemeinen Landesgeſetze regel— 
mäßig Eingang auch in das Domanium, während die eigentliche Ad— 

) Verordn. vom 1. Juni 1850. Ra. 3772. Regbl. 27. 


) Landesgrundgeſetzl. Erbvergl. v. 18. April 1755. §§ 193, 199, H. III. 1; 
vgl. z. B. § 30, Note 3. 
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miniſtration deſſelben von derjenigen der übrigen Landestheile bedeutend 
abweicht und nur in den Domanial-Flecken (§ 3) betreffs der Freiheit 
bürgerlicher Nahrung und der Beſteuerung derjenigen in den Städten 
gleicht“. 


8 3. 
Umfang und Bevölkerung. 


Von den etwa 244 Meilen des Großherzogthums Mecklenburg— 
Schwerin enthält ſein Domanium mehr als 105 M. Hiervon gehen 
auf das alte Kammergut (§ 1) etwa 89 M., auf die Incamerata mehr 
als 8 und auf das Hausgut faſt 8 M. Das Forſtgebiet umfaßt 
hiervon 24 M., wovon der 17. Theil dem Hausgut gehört. 

Der Umfang der einzelnen Aemter iſt ſehr verſchieden und wird 
durch Austauſch und Abtrennung von Ortſchaften zu beſſerer Arron— 
dirung fortwährend verändert. Bis jetzt enthalten die meiſten 3 bis 
4 M., während einige, z. B. Schwerin, Grabow, Hagenow, 6 bis 
TOM. und die kleinſten, z. B. Sülze, Wredenhagen, nur etwa 108M. 
erreichen. 

Die Domainen, wozu auch die Amtsfreiheiten ($ 29) der Städte, 
d. i. unter amtlicher Adminiſtration und Jurisdiction ſtehendes landes— 
herrliches Eigenthum in und neben Städten, gehören, zählen die fünf 
Marktflecken Dargun, Doberan, Lübtheen, Zarrentin, Qudwigsluft ') 
nebſt der denſelben weſentlich gleichſtehenden ſog. Ortſchaft Neukloſter, 
und auf dem platten Lande 650 Dörfer, 252 Höfe und etwa 500 
einzeln liegende Gehöfte, nebſt 290 Kirchen und 26 Kapellen. Das 
Hausgut hat hiervon 68 Höfe und 17 Dörfer. 

Die Bevölkerung des Domanium beträgt mit 207,000 Seelen 
faſt ½ derjenigen des ganzen Landes. Auf jede OM. kommen hiernach 
durchſchnittlich 2000 Seelen, doch wird ſelbſt dieſe Zahl in meh— 
reren Aemtern, z. B. Lübz, Crivitz, Dömitz, Sülze, faſt nur zu 7 erreicht, 
während ſie nur in den Aemtern Doberan, Lübtheen, Stavenhagen, 
Mecklenburg, auf 3000 ſteigt. Die Gründe ſolcher Differenz ſind 


) Landesgrundgeſetzl. Erbygl. eit. $ 279; vgl. weiter unten $ 143. 

) Doch ſteht Ludwigsluſt nicht mehr unter Amtsjurisdietion, ſondern hat fein 
eigenes Gericht. Vergl. Verordn. v. 4. Septbr. 1800 und vom 25. Juli 1801. 
Ra. 402. 
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meiſtens local, z. B. im Vorhandenſein dichtbevölkerter Marktflecken, in 
Gelegenheit zum Arbeitsverdienſt durch Nähe größerer Städte, im Anbau 
vieler kleiner Erbzinsleute mit Miethswohnungen, in der Bodenbeichaffen- 
heit, zu ſuchen. 


8 4. 
Lortſetzung. 


Die Bevölkerung) ift, wie diejenige des ganzen Landes, nicht 
durchaus reiner, ſondern gemiſchter Race. Urſprünglich ſlaviſch-wendiſch, 
wurde ſie bei der vor mehr als 600 Jahren nach hundertjährigen 
Kämpfen erfolgenden Chriſtianiſirung und Germaniſirung theils auf— 
gerieben und durch Niederdeutſche aus Weſtphalen, Holland und Fries— 
land erſetzt, theils allmälig mit den Eroberern verſchmolzen (§ 77); ihre 
weitere Umwandlung geſchah nach den verderblichen Wirkungen des 
30jährigen Krieges durch neue Coloniſationen aus den Nachbarländern. 
Nur in entlegenen Gegenden einiger ſüdlichen und ſüdöſtlichen Aemter 
mögen ſich noch Nachkommen der Urbevölkerung mit gelblicher Haut— 
farbe, dunklen Haaren und Augen, ſchmächtigen Körpern rein erhalten 
haben, während die hohen kräftigen Geſtalten, blonden Haare, blauen 
Augen beſonders der Küſtenbewohner auf rein germaniſche Abkunft 
deuten; der Haupttheil der Landbevölkerung iſt mittleren, kräftigen 
Wuchſes, mit dunkelblonden Haaren und blauen Augen. Durchſchnittlich 
iſt das mecklenburgſche Landvolk phlegmatiſch, gutmüthig, langſamer, 
aber ſicherer Auffaſſung, häuslich, treu in der Ehe, religiös, anhänglich 
am angeſtammten Landesherrn, gehorſam gegen die Obrigkeit, wohl— 
thätig, daneben aber auch häufig träge, unreinlich, mißtrauiſch, aber— 
gläubiſch. Gegen grobe Verbrechen herrſcht Abſcheu, doch gilt unzüch— 
tiger geſchlechtlicher Verkehr als erlaubtes Naturgeſetz (§ 142) und 
gelegentliche Ausſchweifung in Speiſe und Trank als Lohn für Fleiß 
und Mühe. — Bei den ſonſt geſunden Körpern ſind die ſog. Brüche 
eine ſehr häufige Krankheitserſcheinung und theils duͤrch allzu frühe 
körperliche Ueberanſtrengung, theils durch die ſchweren, unverdaulichen, 
im Uebermaß eingenommenen Speiſen zu erklären ($ 133). 


) Ueber dieſelbe vgl. Liſch, Jahrbücher, Bd. II., pag. 107 ff. 
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Gemeindeverbände und Communalrechte find, beſonders durch 
Einführung der neuen Ortsarmenpflege, erſt im Werden, deſto aus— 
gebildeter dagegen die Communallaſten, d. i. ſolche, welche nicht allein 
von den ſpeciell dabei intereſſirten einzelnen Landbewohnern, ſondern 
nach beſtimmtem Repartitionsmodus, regelmäßig nach dem Hufenſtande 
(§ 65), von einigen oder allen Claſſen der Orts- und Amtsbewohner 
gemeinſam übertragen werden, z. B. Armen-, Medicinal-, Schul-, 
Nachtwächter-, Bau-, Wegelaſten. Die Anordnungen hierzu gehen zu— 
nächſt vom vorgeſetzten Amte aus und werden auf deſſen Anweiſung 
durch die einzelnen Ortsvorſteher ausgeführt und controlirt (vgl. 88 70, 
83, 108, 117, 121, 127, 130, 140). 


Zweites Kapitel 


Die Adminiſtrativ-Behörden. 


A. Das Rammer- und Forſt-Coſlegium. 


8 5. 
Geſchichte, Organiſation. 


Das Domanium des Großherzogthums Mecklenburg-Schwerin 
hatte nicht von jeher den jetzigen großen Umfang. Seine Verwaltung 
war daneben in älterer Zeit einfach, beſchränkte ſich weſentlich auf Er— 
hebung der Gefälle. Das Bedürfniß ihrer Trennung von der übrigen 
Regierungsgewalt trat deshalb nicht hervor, und jene ruhete ausſchließ— 
lich in den Händen des anderweitig vielbeſchäftigten Kanzlers oder eines 
einzigen Landrentmeiſters. Anders freilich, als ſpäter, beſonders durch 
Säculariſirung der großen Ciſterzienſer-Klöſter im Jahr 1552, das 
Domanium ſo bedeutend wurde, wie verhältnißmäßig in keinem andern 
Staate, und humane Landesherren in ihm mehr als eine bloße Ein— 
nahmequelle erkannten. Für die Adminiſtration wurden damals dem 
Kanzler ſchon mehrere Hofräthe beigeordnet. Doch erſt Wallenſtein ), 
dem Uſurpator Mecklenburgs, gebührt das Verdienſt, eine beſondere, 
mit mehreren Räthen beſetzte Ober-Verwaltungsbehörde, eine Kammer, 
errichtet zu haben. Seine Schöpfung ſank mit ihm, aber ihre Licht— 
ſeiten waren hervorgetreten. Schon Herzog Adolph Friedrich ernannte 
wieder im Jahr 1653 einige Kammerräthe, deren Pflichten in der Amts— 
ordnung vom 19. December 1660 enthalten find”). Chriſtian I. Louis 


) Liſch, Jahrbücher, Bd. 13, pag. 202. 
id: 4.1.59: N. 2. 
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gium, deſſen Wirkungskreis und innere Organiſation in der Kammer— 
und Renterei-Ordnung vom 28. Auguſt 1751 vollſtändig beſtimmt 
find‘). Beſondere Forſt- und Bauräthe für die techniſche Oberleitung 
der Forſtadminiſtration und Bauten ſind erſt jpäter ins Collegium 
aufgenommen. 

Letzteres zu Schwerin beſteht jetzt aus dem Director, 5 Kammer-, 
3 Forſträthen oder Oberforeſtalen und einem Baurath. Der Director 
führt den Vorſitz, die übrigen Räthe rangiren unter einander nach ihrer 
Anciennetät im Collegium. Der Landesherr wählt nach freiem Ermeſſen 
ſowol den Director, als auch, regelmäßig ans den Local-Adminiftrativ- 
behörden, die Räthe, beſtätigt auch die vom Collegium präſentirten 
Subalternen. Letztere, die Kammer Kanzlei, ſind ſehr zahlreich in den 
verſchiedenen Abſtufungen der Secretaire, Regiſtratoren, Kanzliſten, 
Copiiſten, denen noch mehrere Unterbediente folgen. 


8 6. 
Perſönliche Verhältniſſe der Wathe. 


Die Dienſtemolumente der Räthe ſind ausſchließlich zu feſtem 
Gehalte von einigen tauſend Thalern nebſt baarer Entſchädigung für 
Dienſtaufwand unter Naturalabgabe der Schreibmaterialien beſtimmt, 
und wechſeln nach Rang und Anciennetät. Bei Diſtrictsreiſen wird 
von allen Räthen der Verlag für Zehrung liquidirt, von den jüngeren 
auch derjenige für Fuhren, während die älteren noch angemeſſene 
Fourage- und Wagengelder beziehen. Bei auswärtigen und nicht 
ohnehin ſchon beſtallungsmäßigen oder dienſtlichen Commiſſorien in 
herrſchaftlichen Angelegenheiten paſſiren nur beſtimmte tägliche Zehrungs— 
gelder von 4 Thlr. 32 ßl. und von 36 ßl. für einen Diener, bei 
Partei-Commiſſorien auch Arbeitshonorare von gleichem Betrage; an 
Fuhrkoſten werden hierbei auf der Eiſenbahn pro Meile 16 ßl., außer— 
dem für einen Diener 8 ßl., Eins für Alles bewilligt, während auf 
Landwegen entweder der Fuhrverlag, ſelbſt für Extrapoſt, oder Eins 
für Alles pro Meile 1 Thlr. 16 ßl., eine gleiche Summe auch bei 
eigenthümlichem Fuhrwerk, bei eigenem Wagen ohne eigene Beipannnng 


2) S. H. IV. 15. 
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16 ßl. Wagengelder, bei der an demſelben Tage erfolgenden Hin- und 
Herreiſe jedoch immer nur die Hälfte, endlich bei Stellung von Fuhr— 
werk nur die Nebenkoſten an Trinkgeld ꝛc. vergütet werden!). Dienft- 
Cautionen werden nicht geſtellt. — Bei Hofe gebührt dem Kammer— 
director und den Geheimen Räthen die fünfte, den übrigen Räthen die 
ſechste, dem Bau- und Oberbaurath aber die achte Rangklaſſe?). Die 
Uniformen der Kammerräthe unterſcheiden ſich von denen der Mitglieder 
der Amtsbehörden ($ 19) durch reichere Stickerei und Sammet an 
Kragen und Aufſchlägen, gleichen aber bei den Oberforeſtalen denen der 
Oberforſtmeiſter (8 42). Im Uebrigen gelten auch hier die Grundſätze 
der 88 15, 19, 21. 


§ 7. 


Wirkungskreis und Competenz. 


Seiner eigentlichen Beſtimmung gemäß hatte das Collegium von 
Anfang an die Oberverwaltung der Domainen und die damit zuſam— 
menhängende Oberaufſicht über die Local-Verwaltungsbehörden ($ 10 ff). 
Durch die Kammer- und Renterei-Ordnung vom 28. Auguſt 1751) 
wurde ſein Wirkungskreis weſentlich erweitert. Sämmtliche landesherr— 
liche Regalien, insbeſondere die Steuern, Land- und Waſſerzölle, Poft-, 
Münz⸗, Handelsſachen, Fabriken, auch die Inſtitute der ſog. Wohlfahrts— 
polizei, z. B. Wegebeſſerung, kamen dadurch unter ſeine Oberleitung. 


) Hierüber wie über das Speciellere vgl. die ſehr detaillirte Verordnung vom 
29. Nov. 1859, Rgbl. 55, wodurch die früheren vom 4. Septbr. 1754, H. 1. 79, 
9. Mai 1757, H. J. 96, 13. Septbr. 1800, H. 1. 345 u. Rgbl. v. 1816, 40, 
16. April 1813, Ra. 3849, Rgbl. 18, 15. Septbr. 1821, Ra. 1602, Rgbl. 32, 
18. April 1822, Ra. 3861, Rgbl. 16, veraltet ſind. 

) Nach Rangordnung vom 25. Juli 1704, H. V. 17, gehören die Geheimen- 
Kammer- (und gleichſtehenden Oberforſt-) Räthe in die ſechste, die Kammer- (und 
Forſt⸗) Räthe in die ſiebente Rangklaſſe; doch iſt durch Verordn. v. 25. März 1818, 
Ra. 3858, jenen der Rang der Oberſten, alſo die fünfte Klaſſe, den einfachen Rathen 
aber derjenige der Oberſtlieutenants, alſo die ſechste Klaſſe, verliehen. Der dort 
nicht beſtimmte Platz des Kammerdirectors wird bei den übrigen Directoren von 
Oberbehörden, alſo in der fünften Klaſſe, ſein. Der Oberbaurath iſt durch Verord— 
nung vom 10. März 1829, Ra. 3871, Rgbl. 12, in die achte Klaſſe geſtellt, ſteht 
alſo darnach nicht höher als der Baurath, welcher nach Verordn. v. 17. Febr. 1841, 
Ra. 3890, Rgbl. 7, ebenfalls dahin gehört. 

) Vgl. H. IV. 15. 


— 1) — 


Ein ganzes Jahrhundert ſtand es ſelbſtſtändig an der Spitze eines 
eigenen Cameralſtaates, und Söhne der regierenden Landesherren 
zählten zu ſeinen Präſidenten. Die Domainenverwaltung fiel ihm 
vollſtändig zu, als im Jahr 1837 auch die bis dahin getrennt admini— 
ſtrirten reluirten Aemter an die Kammer zurückgegeben wurden (§ 1). 
Aber auch hier zog die Neuzeit ihre Spuren, beſonders durch die 
Miniſterialverfaſſung der Jahre 1849 und 1853, die Centraliſirung 
aller oberſten Staatsgewalt im Schooße von Miniſterien?). Das 
Collegium ſoll dabei freilich ſeine abgeſonderte Stellung und Verwaltung 
behalten, iſt aber der oberen Leitung des Finanzminiſterium, und, in— 
ſofern ſeine Thätigkeit in die Reſſorts der übrigen Miniſterien hinein- 
zweigt, auch letzteren untergeben). Hand in Hand hiermit ging die 
Einengung ſeiner Grenzen. Nachdem ſchon im Jahr 1763 die Handels-, 
Fabrik-, Zoll-, Steuerſachen“) und mehrere Polizeiinſtitute einer beſon— 
deren Commiſſion, aus der ſpäter das Steuercollegium gebildet wurde, 
übertragen worden, verlor es nun auch noch die Poſts), Münze, den 
Elbzoll“), den größten Theil der Chauſſeen“) und den an die Haus— 
gutsverwaltung abgegebenen Theil der eigentlichen Domainen (§ 1). 


8 8. 
Fortſetzung. 


Die jetzige Wirkſamkeit des Collegium beſchränkt ſich demnach 
weſentlich ſowol auf die obere Verwaltung in Oekonomie, Bau-), 


2) Durch Verordn. vom 10. Octbr. 1849, Ra. 3758, Rgbl. 38, v. 4. April 
1853, Ra. 4863, Rgbl. 14. 

3) Verordn. citt. v. 10. Octbr. 1849, $ 7, v. 4. April 1853, $ 6. 

5) Hier iſt auch die nach Verordn. vom 1. Decbr. 1834, Ra. 316, zuerſt der 
früheren Landesregierung, nach Verordn. v. 30. Juli 1841, Ra. 341 u. v. 13. März 
1842, Ra. 342, dann der Kammer zugetheilte Leitung der Steuer- und Zollbauten 
durch das neue Steuergeſetz vom 15. Mai 1863, Rgöl. 20, jetzt weggefallen. Vgl. 
C. v. 21. Juli 1864. 

5) Verordn. v. 29. Detbr. 1849, Ra. 4177, Rgbl. 41, vgl. V. v. 4. März 
1810, Ra. 913. 

6) Verordn. v. 24. Oetbr. 1849, Ra. 5241, Rgbl. 41. 

7) Beroren. v. 18. März 1857, Ra. 5308, Rgbl. 9, v. 6. Juli 1859, Rgbl. 
29, v. 26. Mai 1860, Rgbl. 20. 

) Incl. Geſtütsſtationsbauten ($ 176) nach Landgeſtüts ordnung vom 24. Aug. 
1838. § 2, und geiſtl. Bauten nach Verordnung v. 16. Septbr. 1839, Ra. 3202, 
Rgbl. 37. 
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Forſt⸗, Rechnungsſachen der gebliebenen Kammerdomainen (§ 1) in- 
elusive der Saline zu Sülze, des Gypswerkes zu Lübtheen ($ 164), 
einiger Waſſerzölle, als auf Leitung einiger damit eng verbundener 
Inſtitute, beſonders der Domanialarmenpflege?) und des Domanial— 
brandaſſecuranzweſens !). Speciell dem Forſtcollegium find noch die 
früheren Dienſtgeſchäfte des Oberjägermeiſters, mit Ausnahme ſeiner 
perſönlichen Functionen auf Jagden und Jagdtafeln, übertragen‘). 

Von großer Wichtigkeit iſt die Stellung des Collegium zu den 
Local-Verwaltungsbehörden in den Domainen. Es iſt ihre aufſehende 
und leitende Central- und ihre eigentliche Dienſtbehörde, an welche 
zunächſt jene gewieſen ſind. Die Thätigkeit des Collegium äußert ſich 
beſonders“) in Bearbeitung der den Beamten durch Circularien (8 2) 
vorzuſchreibenden Verwaltungsgrundſätze und allgemeiner Geſchäfts— 
ordnungen, in Sammlung der Geſetzesmaterialien für die Kammergüter, 
in Erhaltung der Ueberſicht vom Ganzen der Local-Adminiſtration, in 
unmittelbarer Kenntnißnahme der Thätigkeit, Ordnung des Geſchäfts— 
ganges, in Abſtellung von Unregelmäßigkeiten, in eigner Anordnung 
der wichtigſten Gegenſtände, ſoweit dieſelben nicht füglich dem alleinigen 
Ermeſſen der Localbehörden überlaſſen werden können. Da die Amts— 
richter bis jetzt gleichzeitig Mitglieder der Amtsbehörden ſind, ſo iſt die 
Kammer -⸗Dienſtbehörde auch für jene (§ 30) und hat das Recht der 
Controle des formellen richterlichen Betriebes, hierzu auch dasjenige 
der Acten-Einſicht'). — Jedem Rathe iſt ein beſonderer Diſtrict (§ 2) 
zugetheilt, den er jährlich bereit, deſſen Localbeamte ihn bei jeinen 
Reviſionen auf ſeinen Wunſch begleiten und unterſtützen müſſen ) und 
in deſſen Angelegenheiten er im Collegium den Vortrag und erſten 
Vorſchlag hat. 


2) Arm.⸗Orduungg. v. 30. Juni 1824, § 11, Ra. 2102, Rgbl. 31, 33, vom 
9. Mai 1859, 88 J, 2, 23, 24. 

) Verordn. v. 15. Octbr. 1855, § 6, Ra. 4574, Rgbl. 39, nebſt Publicat.⸗ 
Verordn. v. demſelb. Dat., Ra. 5269, Rgbl. 39. Nach Circ. v. 7. Oetbr. 1843 
ſollen auch Unterſtützungsgeſuche Abgebrannter zunächſt an die Kammer gehen. 

) Verordn. v. 17. Febr. 1857, Ra. 5124, Rgbl. 5, vgl. Circ. v. 22. April 
1851, Ra. 4041. 

>) C. vom 31. Aug. 1850, Ra. 3914. 

6) R. v. 5. Octbr. 1833, Ra. 28. Nach C. v. 22. Febr. 1710 mußten fogar 
Quartal⸗Extracte der verhandelten Gerichtsſachen an die Kammer eingereicht werden. 

) Verordn. v. 18. Decbr. 1811, Ra. 8. 
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89. 
Lortſetzung. Oeſchäftsbetrieb. 


Das Collegium iſt nicht zugleich Rechnungsbehörde. Die Reſultate 
der Kammer- und Forſtadminiſtration werden zu getrennter Haupt- 
Kammer- und Forſtkaſſe gezogen, und dort von einer beſonderen Be— 
hörde, nämlich der Renterei, und von einem Forſtkaſſier berechnet, 
welche aber ihre Zahlungsverordnungen vom Collegium erhalten. Die 
Ueberſchüſſe fließen in die Kaſſe der Renterei, welche überhaupt als 
landesherrliche Centralkaſſe alle landesherrlichen Einnahmen in ſich 
anfnimmt). Nur eine kleinere, für directe Ausgaben des Collegium 
und der Räthe, z. B. auf Reiſen, beſtimmte ſog. Kammer-Adminiſtra⸗ 
tionskaſſe wird vom Collegium ſelbſt durch einen Subalternen berechnet. 

Für den inneren Geſchäftsgang normiren neuere, die Oeffentlichkeit 
nicht intereſſirende Statuten. Nur in gemeinſamen Amts-Forſtſachen 
wird das combinirte Collegium, in der ſpeciellen Verwaltung der Aemter 
dagegen allein die Kammer, in derjenigen der Forſten nur das Forſt— 
collegium, bei Bauten unter Zuziehung des Baurathes, thätig ($$ 29, 
44, 50). 

Das Collegium erhält bei Eingaben in Aufſchrift und Context das 
Prädikat „hohes“; weitere Curialien ſind jetzt weggefallen‘). Private 
Vorträge müſſen deutlich, auf Stempelpapier geſchrieben!), rubricirt), 
paginirt, mit duplum und etwaiger Vollmacht verſehen ſein, und die 
eigenhändige Unterſchrift entweder des Concipienten oder des Suppli— 
kanten enthalten, im Text ſich der Wahrheit befleißigen, vorheriges 
Angehen der zunächſt vorgeſetzten Behörde und den von dieſer gewor— 
denen Beſcheid nachweiſen und Verſchiedenartiges trennen‘). Telegra— 


) Cab.⸗R. v. 12. Juni 1832, Ra. 2, v. 21. Juli 1832, Ra. 3. 

2) Verordn. v. 23. Septbr. 1837, Ra. 4895, Rgbl. 36, vgl. V. v. 1. Juli 
1818, Ra. 3859, Rgbl. 28. 

3) Auf Stempelbogen von 2 ßl. bei einem, von 1 ßl. bei mehreren Bogen, 
vgl. Stempel-Ordnung v. 16. Aug. 1827, $ 12, Ra. 787, Rgbl. 34. 

) Das Rubrum ſoll den Namen des Bittſtellers, Gegenſtand der Eingabe, 
links die Bezeichnung des Collegium enthalten, V. v. 23. Septbr. 1837, Ra. 4895, 
Rgbl. 36. Ebenſo bei Eingaben an die Kammer-Regiſtratur nach V. v. 5. Mai 
1817, Ra. 3906, Rgbl. 20. 

5) Verordn. v. 2. Febr. 1792, H. I. 282, welche die Einzelnheiten der V. v. 
26. April 1749, H. I. 60, 12. Mai 1757, H. I. 97, 21. Febr. 1774, H. I. 141, 
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phiſche Anfragen Privater werden entweder gar nicht oder auf gewöhn— 
lichem ſchriftlichen Wege beantwortet“). — Berichte der Localbehörden 
an das Collegium und ſeine Regiſtratur müſſen ebenfalls rubricirt, auch 
bei Strafe ſtillſchweigender Remiſſion von allen Beamten unterſchrieben 
ſein, oder die vom Dirigenten beizufügenden Gründe der fehlenden 
Unterſchrift, z. B. Reiſen, enthalten“), den Gegenſtand vollſtändig, 
gründlich, in thunlicher Kürze erörtern, beſtimmte und nicht ſchwankende 
Anſichten der Beamte darüber aufſtellen, wie ſie auf eigene Verant— 
wortung die Sache entſcheiden würden?) und bei Berichtseinforderungens) 
binnen der geſetzten Friſten, ohne letztere aber binnen 14 Tagen abge— 
ſtattet werden “). 


B. Cocal-Uerwaltungsbehörden. 
I. Die Amtsbehörden. 


8 10. 
Frühere und jetzige Orga niſation. 


Das Domanium iſt von Alters her in einzelne, aus den altgerma— 
niſchen Voigteien entjtandene') Aemter getheilt; doch waren dieſe früher 
zahlreicher und kleiner als jetzt (§ 2). Auch gab es über dieſelben keine 
wohlorganiſirten landesherrlichen Behörden. Ein einzelner Beamter 
mit dem Titel eines Voigts, Hauptmanns, Amtmanns oder Küchen— 
meiſters adminiſtrirte das ganze Amt und beſoldete aus eigner Taſche 
einen Amtsſchreiber oder Notarius, der alſo ganz von ihm abhängig 


17. Septbr. 1776, H. I. 161, 11. Febr. 1785, H. I. 229, 20. Januar 1800, H. I. 
341, überſichtlich enthält. 

) Verordn. v. 26. März 1863, Rgbl. 13. 

) R. v. 18. Januar 1832, Ra. 24, C. v. 15. Deebr. 1835, Ra. 34. 

) C. v. 31. Aug. 1850, Ra. 3914. N 

) Nach C. v. 25. April 1848 ergehen dieſelben gewöhnlich durch br. man. 
Decrete in dorso der Communicate. 

10) C. v. 27. Octbr. 1826; an das Cabinet aber ſchon binnen 8 Tagen nach 
V. v. 6. Nov. 1779. 

) Liſch, Jahrbücher, Bd. XIV. pag. 110. 
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war, wodurch mancher Mißbrauch ſtattfand. Daneben beſtanden die 
verderblichen General-Verpachtungen ), bei denen ganze Aemter an die 
Beamte ſelbſt, auch an Oekonomen, ſelbſt an Frauen, auf Zeitpacht 
überlaſſen wurden, welche Pächter dann auch die einzige Adminiſtrativ— 
Behörde bildeten, und natürlich nur zu oft bloß ihre Bereicherung 
erſtrebten. Erſt das vorige Jahrhundert brachte allmälig beſſere Zeiten. 
Die vielen kleinen Aemter wurden zweckmäßig combinirt, die General— 
Verpachtungen nicht länger geſtattet, und vor Allem ordentlich zuſam— 
mengeſetzte Amtsbehörden gebildet. 

Letztere zerfallen jetzt in drei Klaſſen: eigentliche Beamte für Lei— 
tung und Entſcheidung der Geſchäfte, Subalterne für den Regiſtratur— 
dienſt, Amtsunterbediente für Aufwartung, Boten-, Gefängnißdienſt und 
Ausübung polizeilicher Functionen. 


l. 
Qualification, Anſtellung der Auditoren und Beamten. 


Die Beamten beginnen ihre Laufbahn gewöhnlich als Amts-Audi— 
toren, und müſſen mit ihrer desfallſigen Meldung bei der Kammer den 
Nachweis wenigſtens dreijähriger Univerſitätsſtudien, ſittlich guten Be— 
tragens, der Unterweiſung in den wichtigſten Theilen der cameraliſtiſchen 
Wiſſenſchaften, und der Abſolvirung der erſten juriſtiſchen, entweder 
Advokaten-) oder Auditoren-Prüfung?) erbringen). In neueſter Zeit 
freilich ſoll ſchon nach Bedürfniß allgemeine Bildung, zweijährige 
praktiſche Landwirthſchaft, einjähriger Beſuch cameraliſtiſcher Vorleſungen 
genügen“); doch iſt dieſe Beſtimmung, zumal bei dem jetzigen Andrang 
rechtsgelehrter Auditoren, bis jetzt noch nicht zur Anwendung gebracht. 
Die Amts-Auditoren werden vor der Kammer beeidigt, gelten als 
landesherrliche Diener, haben jedoch noch keine förmliche Beſtallung, 
ſondern nur ein Anſtellungs-Reſcript, und können jeder Zeit wieder 


2) Liſch eitat. Bd. XIII, pag. 202. 
) Reglement v. 21. April 1837, Ra. 1520, Rgbl. 15, modifte. durch V. v. 
27. Januar 1857, Rgbl. 3. 

2) Verordn. vom 28. Juni 1837, Ra. 1431, Rgbl. 25, modific. durch V. v. 
20. Septbr. 1856, Ra. 4922, Rgbl. 33. 
3) Verordn. v. 9. Febr. 1859, § 2, Rgbl. 9. 
) Verordn. v. 9. Febr. 1859, cit. $ 3. 
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entlaffen werden?). Zur möglichſten Theilnahme an allen Geſchäftene) 
bei dem von ihnen gewählten Amte ſind ſie ſowol berechtigt als 
verpflichtet, dürfen auch in allen weniger wichtigen Verwaltungs- und 
Polizeiſachen“), jedoch in Juſtiz nur bei vorbereitenden Handlungen 
und unter Aufſicht und Verantwortlichkeit des beſtellten Reſſortbeamten )), 
das Protokoll dirigiren, müſſen im Nothfalle, auch beſonders bei nicht 
remunerirten Ausrichtungen )), ſelbſt die Subalternen vertreten ), erhalten 
jedoch ein votum und abgetrenntes Reſſort nur bei augenblicklichem 
Bedürfniß, und auch dann nur interimiſtiſch. Wenngleich ihnen Neben— 
verdienſt, z. B. durch Notariat und Advokatur, geſtattet iſt, ſo dürfen 
fie doch gegen den Landesherrn und die Oberbehörden !“), auch vor den 
Schranken ihres Amtes!) und zum Nachtheil der herrſchaftlichen Sportel— 
aufkunft“) nicht die Feder führen, und müſſen vorzugsweiſe ihren 
Auditoratspflichten genügen“). Nach mehr-, regelmäßig wenigſtens 
dreijähriger praktiſcher Beſchäftigung in Adminiſtrativ- und Juſtiz— 
ſachen !) geſchieht auf eingeholten Kammerconſens ihre zweite Prüfung. 


5) Verordn. v. 15. Januar 1836, IV., Ra. 35, Rgbl. 6. Nach dem Datum 

des Anſtellungsreſeripts richtet ſich ihre Anciennetät unter einander, R. v. 14. Jan. 
1834, Ra. 30. 
8 6) Vgl. darüber beſonders Verordn. v. 15. Januar 1836, III. eit. Empfohlen 
beſonders iſt noch die Gegenwart der Auditoren bei Gehöftsregulirungen ($ 100, 
Not. 5), R. v. 5. Januar 1828, Ra. 16. Die Conduitenliſten des C. v. 6. Nov. 
1834, Ra. 32, werden über die Auditoren nicht mehr geführt. 

) R. v. 19. Juni 1825, Ra. 14, Cab.⸗Reſer. v. 5. Januar 1828, Ra. 16 
($ 100, Not. 5; $ 23, Not. 5). 

) Verordn. vom 4. März 1837, Ra. 1430, Rgbl. 9, C. v. 9. Mai 1833, 
Ra. 1425, Cab.⸗Reſer. v. 1. April 1834, Ra. 1427, Verordn. v. 13. Dec. 1838, 
Ra. 1436, Rgbl. 49. — Nach Reg.⸗Reſer. v. 24. Octbr. 1840, Ra. 4909, iſt 
Gegenwart des wirklichen Richters in den durch Auditoren abgehaltenen Gerichts— 
terminen nicht mehr, ſondern nur vorherige Anleitung und nachherige Prüfung 
erforderlich. 

) Denn ſonſt ſollen die bedürftigeren Subalternen adhibirt werden, Reſer. v. 
17. Aug. 1829, Ra. 19. 

10) Cab.⸗Reſer. v. 3. April 1839 a. E. Ra. 44, R. v. 5. Nov. 1832, Ra. 26. 

1) Reſer. v. 19. April 1806, Ra. 5, Verordn. v. 15. Juni 1827, Ra. 1510, 
Rgbl. 25. 

) Cab.⸗Reſer. v. 4. März 1808, Ra. 1497. 

) 8 15, Note 12, dürfte auch wol für Auditoren Geltung haben, obgleich die 
Praxis entgegengeſetzt iſt. 

1) R. v. 4. Mai 1833, Ra. 27. 

18) V. v. 9. Febr. 1859, $ 7, Rgbl. 9; jene iſt nach C. v. 11. April 1856 
der Kammer, am beſten durch beamtliche Atteſte, nachzuweiſen. 
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Dieſe war früher ſtets“) das Richter-Examen n), dem dann noch eine 
leichtere ſchriftliche“) cameraliſtiſche Prufung folgte v). Da hierbei aber 
die für die Aemter und das landesherrliche Intereſſe vorzugsweiſe 
wichtige eigentliche Adminiſtration und der praktiſche Dienſt nur zu oft 
zu Gunſten der juriſtiſchen Ausbildung vernachläſſigt wurde, ſo brauchen 
die Auditoren in neuerer Zeit nur noch entweder das Richter- oder das 
cameraliſtiſche Examen zu abſolviren?), welches letztere dagegen bedeu— 
tend erſchwert iſt, in häuslicher Ausarbeitung, Clauſur und münd- 
licher Prüfung vor der Kammer über Theorie und Praxis der Ver— 
waltung beſteht, beim Mißlingen auch einmal wiederholt werden 
darf?), und deſſen Reſultat an's Finanzminiſterium von der Kammer 
berichtet wird. ö 
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Lortſetzung. 
Nach dem Tage des abſolvirten zweiten Examens richtet ſich die 
Anciennetät der Auditoren für ihre Beförderung zu wirklichen Beamten, 
auf deren Stellen jedoch im Voraus keine Anwartſchaften mehr ertheilt 


16) V. v. 15. Januar 1836. § 3. Ra. 35, Rgbl 6, erläutert durch V. v. 
27. Septbr. 1837. II. Ra. 1432, Rgbl. 37. 

7) Nach V. v. 27. Septbr. 1837 cit., erläutert durch V. v. 10. Mai 1848, 
Ra. 4352, Rgbl. 22. 

18) C. v. 16. März 1846, Ra. 3912. 

19) V. v. 15. Jan. 1836. § 4. Ra. 35, Rgbl. 6. 

20) Nach V. v. 9. Febr. 1859, Rgbl. 9, wodurch die ähnliche v. 11. Juli 1854, 
Ra. 5109, Rgbl. 28, aufgehoben iſt, und welche bis jetzt rechtlich beſteht. Nur 
wenige Auditoren freilich haben daraufhin das cameraliſtiſche Examen abſolvirt und 
ſich mit Vorliebe der Adminiſtration gewidmet — die neueren alle ohne Ausnahme 
wieder ſich dem Richtereramen unterzogen. Letztere halten ſich dadurch auch andere, 
beſonders für den Anfang beſſer als die beamtlichen beſoldeten Carrieren, z. B. der 
Bürgermeiſter und Stadtrichter, der Patrimonialrichter u. ſ. w., offen — und oben— 
drein iſt der zahlreichere Juriſtenſtand nur zu ſehr geneigt, die Adminiſtration für 
eine Nebenſache, eine leichte Beſchäftigung müßiger Stunden zu halten, da ſie doch 
für Land und Leute, beſonders in den Aemtern, eine große, ſchwierige, aber dauernd 
ſegen bringende Hauptſache iſt; vgl. § 29. Am ſchnellſten und durchgreifendſten helfen 
läßt ſich hier nur durch völlige Trennung der Juſtiz und der Adminiſtration; vgl. $ 30. 

2.) Für cameraliſtiſche Prüfung normirt das C. v. 11. April 1856. Die Objecte 
des Examens ſind nicht ſpeciell beſtimmt, zur häuslichen Ausarbeitung gehört gewöhnlich 
der Plan einer Feldregulirung (§ 59). Der Antrag auf dieſe Prüfung ift zu Oſtern 
oder Michaelis zu ſtellen, und dieſelbe ſoll dann möglichſt binnen 3 Monaten beſchafft ſein. 
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werden ). Bei nicht ſofort vorhandener Vacanz erhalten fie regelmäßig 
doch ſofort als Amts-Mitarbeiter das votum decisivum?) in cameralibus 
et in judicialibus oder in einer dieſer beiden Branchen), werden vor 
der Kammer mit dem Beamten-Eide)) belegt, und nach Bedürfniß bei 
den Aemtern verwandt. 

Die wirklichen Beamte mit vollem votum in allen amtlichen und 
amtsgerichtlichen Sachen (§ 30, Note 3) ſind in der Stufenfolge dritte 
Beamte mit dem Titel als Amtsverwalter, auch wol Domainenräthe, 
ferner zweite Beamte, genannt Amtmänner, und bei längerer Dienſtzeit 
Oberamtmänner, endlich erſte Beamte und Amts-Dirigenten als Amts— 
hauptleute, Droſte, Landdroſte, Amtsräthe, Geheime Amtsräthe, Geheime 
Domainenräthe. Je nach Größe der Aemter ſind dieſe Klaſſen zuweilen 
nicht alle, zuweilen aber auch doppelt und mehrfach vertreten. Aus den 
jüngeren Beamten werden auch Bürgermeiſter beſtellt, welche dann für 
immer aus dem Beamtenſtande ansſcheiden, beſonders qualificirte Beamte 
auch als Aſſeſſoren und Räthe in die hohen Landes-Dicaſterien zuweilen 
berufen, treten auch wol, reſp. mit dem Charakter eines höheren Grades, 
in die Beamten-Carriere zurück. — Die Beamten ſollen gewiſſenhaft, 
zuverläſſig, leutjelig, feſt und loyal ſeins), woneben für die Amts-Diri— 
genten beſonders umfaſſende Geſchäftskenntniß, Repräſentationsgabe, 
Energie erforderlich erſcheinen. Nur unter Berückſichtigung dieſer Eigen— 
ſchaften entſcheidet Anciennetät für weiteres Aufrücken. 

Die Beamten erhalten ſowol bei ihrer erſten Anſtellung als bei 
jedesmaligem weiteren Avancement förmliche Beſtallungen, in welchen 
halbjährliche gegenſeitige Kündigung, Vermehrung der Dienſtgeſchäfte 
ohne Entſchädigung, beliebige Verſetzung, Beitrittspflicht zum Wittwen— 
Inſtitut, reſervirt wird. Alle müſſen in dem nächſten landesüblichen 
Zahlungstermine nach ihrer Auſtellung eine Dienſteaution von reſp. 600, 

) V. v. 5. Mai 1814, Ra. 3850, Rgbl. 20, v. 29. März 1826, Ra. 3865, 
Agbl. 13. 

) Das vot. consultativum der V. v. 15. Jan. 1836, § 12, Ra. 35, Rgbl. 6, 
welches nur zu gutem Rath und Unterſchrift berechtigte, R. v. 15. Juni 1838, 
Ra. 42, wird jetzt nicht mehr verliehen. 

) Letzteres iſt die Regel, da Amtsmitarbeiter noch nicht volle beſtallungsmäßige 
Beamte und deshalb nicht ohne Weiteres zu vollem Votum berechtigt ſind, vgl. § 30. 


) Das frühere umfangreiche Kammer-Formular deſſelben iſt jetzt zeitgemäß 
abgekürzt. 


) C. v. 31. Aug. 1850, Ra. 3914. 
Bald, Domaniale Verhältniſſe. I. 2 
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1200, 1800 Thlrn. ſtellen, welche bei der Renterei berechnet, halbjährlich 
zu 4 pCt. verzinſt und bei moniturfreiem Dienſtende zurückgezahlt 
wird‘), auch dann erſt von Gläubigern belegt werden kann). 


8 
der Subalternen, Nendanten. 


Dieſe ſind im Anfang regelmäßig Privatſchreiber entweder bei 
Advokaten, oder als ſog. Regiſterſchreiber bei Rechnungsbeamten, oder 
bei Amts-Regiſtratoren, von denen ſie jedoch noch nicht im Geſchäfts— 
local verwandt werden dürfen. Sie thuen gut, von vorn herein durch 
Geſuch bei der Kammer um Aufnahme in die dort geführte Liſte der 
Diätar-Aſpiranten ſich einige Ausſicht auf wirkliche demnächſtige An— 
nahme, auch event. hierdurch ihre Anciennetät zu ſichern, und müſſen 
dazu geſunden Körper, Alter nicht unter 18 und nicht über 28 Jahre, 
ledigen Stand, deutliche fließende Handſchrift, Abgang aus Gymnaſial— 
Secunda oder Real-Prima, untadelhafte Führung nachweiſen ). Nach 
gewährlichem Beſcheide iſt ihnen Lehrzeit bei einem Beamten oder Re— 
giſtrator, Abſolvirung der Notariats-Prüfung und Kenntnißnahme des 
Proceßverfahrens, beſonders auch Fleiß, Wahrhaftigkeit, Sittſamkeit zu 
empfehlen ). 

Aus den alſo Qualificirten werden durch Kammer-Reſcript die 
Diätarien ernannt, und vor Amt auf's Protokoll vereidigt, ſowie an 
den Dienſt gewieſen. Sie ſind jedoch noch keine landesherrlichen Diener, 
ſtehen auf monatliche, gegenſeitige Kündigung, werden nicht Genoſſen 


6) V. v. 19. März 1816, Ra. 3856, Rgbl. 14, v. 21. April 1827, Ra. 3866, 
Rgbl. 18. Die Cautionen wurden früher bei der Reluitionskaſſe geſtellt, nach V. v. 
14. März 1833, Ra. 3877, Regbl. 13, Cab.-Reſer. v. 5. Aug. 1837, Ra. 3887. 
Der etwaige Inhaber mehrerer, mit Cautionsſtellung belaſteter Aemter ſoll nur 
eine, aber die höchſte Caution leiſten nach Cab.-Reſer. v. 14. März 1835, Ra. 3884. 
Die Zinsquittungen der Empfänger find umgehend an die Renterei zu ſenden, nach 
V. v. 31. März 1830, Ra. 199, Rgbl. 14, v. 2. Nov. 1832, Ra. 3876, Ngbl. 43, 
v. 12. März 1858, Rgbl. 9. 

) Execut.-Ordnung v. 30. Septbr. 1857, § 28, Ra. 5219, Rgbl. 32. 

1) C. v. 20. Decbr. 1851, Ra. 3920 — welche zunächſt für Diätarien gege— 
benen Beſtimmungen auf die Diätar-Aſpiranten entſprechende Rückanwendung finden. 

2) C. v. 20. Decbr. 1851 cit.; das Notariats-Examen erſcheint jetzt zwecklos, 
vgl. $ 15, N. 10. 
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des Wittwen-Inſtitutss), und dürfen ohne vorherigen Nachweis genü— 
gender Subſiſtenzmittel nicht heirathen ). 

Als Protokolliſten, zu denen die Diätarien bei guten Dienſtleiſtun— 
gen aufrücken, werden ſie landesherrliche Diener und geſetzliche Genoſſen 
des Wittwen-Inſtituts, dürfen aber noch nicht ohne Kammerconſens 
heirathens) und erhalten nur ein Anſtellungs-Reſcript der Kammer, 
dagegen eine förmliche Beſtallung erſt beim ſpäteren Avancement zu 
Amts⸗Regiſtratoren, denen bei langjähriger, treuer Dienſtführung wol 
der Charakter von Amts-Secretairen, früher auch zuweilen von Amts— 
verwaltern und Kammer-Commiſſären, beigelegt wird. Dieſe alle werden 
vor Amt beeidigt und an den Dienſt gewieſen, wobei halbjährliche 
gegenſeitige Kündigung, Vermehrung der Dienſtgeſchäfte ohne Anſpruch 
auf Entſchädigung, Verſetzung an einen andern Ort oder in ein anderes 
entſprechendes Dienſtverhältniß, Ablöſung etwaiger Natural-Einkünfte 
ausdrücklich reſervirt werden ſoll“). Auch ſie ſtellen geringere Dienſt— 
cautionen. 

Die Zahl der Subalternen wechſelt nach Umfang und Bedürfniß 
der einzelnen Aemter. Amts -Regiſtratoren find bei jedem, während 
Protokolliſten nur bei größeren, dagegen die ſchwächer beſoldeten Diä— 
tarien bei den kleineren fungiren ſollen ). 

Gewöhnlich aus der Zahl tüchtiger Subalternen ſind zuweilen 
beſondere verantwortliche Rechnungsführer, ſog. Rendanten, mit be— 
ſtallungsmäßig vorbehaltener Zurückverſetzung unter jene, und einer Art 
Mittelſtellung zwiſchen eigentlichen Beamten und Subalternen, auch 
wirklichem votum in Rechnungsſachen, ernannt); doch ſcheint ihre An— 
zahl in neueſter Zeit nicht vermehrt, ſondern ihr Reſſort auch wirklichen, 
beſonders älteren Beamten beigelegt werden zu ſollen. 


) Cab.-Reſer. v. 3. April 1839, Ra. 44. 

) C. v. 9. Jan. 1855. 

) Cab.-Reſer. v. 3. April 1839, Ra. 44. 

6) C. v. 18. Febr. 1851, Ra. 3916, erläutert durch C. v. 26. Septbr. 1863. 
) Cab.-Reſer. v. 3. April 1839, Ra. 44. 

) C. v. 4. Septbr. 1851, Ra. 3918. 
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der Amtsunterbedienten. 


Dieſe ſind zunächſt die Landreiter und die Gerichts- oder Polizei— 

diener, deren bei größeren Aemtern mehrere angeſtellt ſind. Erſtere 
ſollen ihrer Beſtimmung für auswärtige und ſchnelle Dienſtleiſtung 
gemäß reiten‘), werden deshalb regelmäßig abwechſelnd aus dem vater— 
ländiſchen Dragonerregiment oder dem Marſtallsperſonal, die Gerichts— 
diener dagegen gewöhnlich aus älteren Unteroffizieren der Infanterie, 
reſp. nach Verhandlungen zwiſchen dem Militairdepartement und der 
Kammer?) und nach landesherrlicher Beſtätigung genommen. Geſunder 
Körper, rüſtiges Alter, Gehorſam, Redlichkeit, Energie, vor Allem 
Mäßigkeit im Genuſſe geiſtiger Getränke, ſind ihre Haupterforderniſſe. 
dach ertheiltem Anſtellungs-Reſcripte werden fie auf von der Kammer 
communicirte Dienſtinſtructionen?) und Eidesformulare vor Amt ver— 
eidigt, und unter denſelben Reſervationen, wie die Subalternen (§ 13), 
an den Dienſt gewieſen ). Die Landreiter, welche oft Gelder in Händen 
haben ($ 26), beſtellen kleinere Cautionen von etwa 200 Thlrn., doch 
auch ſchon die neueren Gerichtsdiener von etwa 100 Thlrn. 

Zu den Amtsunterbedienten zählen auch noch die Dorfsſchulzen. 
Ihre Würde war früher zuweilen erblich, wurde ſelbſt zu Lehen gegeben, 
doch hat dies ſchon ſeit Anfang vorigen Jahrhunderts aufgehört). 
Sie werden jetzt, unter billiger Berückſichtigung der Wünſche der Dorf— 
ſchaft, aus den tüchtigſten Hauswirthen vom Amte gewählt, und der 
Kammer zur Beſtätigung vorgeſchlagen !), welche von jener an Aller— 
höchſter Stelle eingeholt wird. Die betreffenden Amtsberichte ſollen 
ſich über die ganze Perſönlichkeit, Wandel, Ruf, Charakter, insbeſondere 
Energie des Gewählten ausſprechen, auch ſeinen Vornamen und die 
amtliche Nummer ſeiner Hufe (§ 85, Note 6) enthalten). Nach ein— 
gegangenem Genehmigungsreſcripte, in welchem halbjährliche Kündigung 


) Dürfen nicht fahren, C. v. 25. Juli 1862. 

2) Cab.⸗Reſer. v. 24. April 1839, Ra. 2002. 

) Eine ältere Landreiter-Inſtruction v. 26. März 1746, |. H. IV. 13. 

) C. v. 18. Febr. 1851, Ra. 3916, erläutert durch C. v. 26. Septbr. 1863. 
„ ae L, r e 

. 27. Juli 1822, Ra. 89. 

. 25. Oetbr. 1856. 
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reſervirt iſt, erfolgt ihre Beeidigung nach beſtimmtem Formulars) vor 
Amt. In dem Flecken verwalten ſog. Ortsvorſteher, auf den Höfen 
die Pächter das Schulzenamt; in größeren Ortſchaften werden ſelbſt 
mehrere beſondere Bauern- und Büdner-Schulzen angeſtellt. Die Aus— 
erkorenen find zur Annahme ſolches Amtes durch ihre Dorfs- und Hof- 
Contracte verpflichtet. 

Gelegentliche Erwähnung finden hier endlich noch die Nachtwächter. 
Sie ſollen in jedem größeren Dorfe jein’); beim Mangel qualificirter 
Perſönlichkeiten müſſen die Dorfsbewohner ſelbſt nach beſtimmter Reihe— 
folge wachen. Sie werden von der Dorfſchaft gewählt, vom Amte 
beſtätigt, aber nicht beeidigt, und von den Dorfsbewohnern ſelbſt nach 
dem ſonſt normirenden Communal-Modus ($ 4) theils mit Geld, theils 
mit Naturalien remunerirt. Ausgebauete (88 83, 87), die noch immer 
zum Dorfe gehören, tragen ebenfalls bei, wenngleich in abgemindertem, 
gewöhnlich halbem Maße, da ſie wegen der Entfernung nicht die volle 
Wirkſamkeit des Wächters genießen können“). Die Antheile im Dorfe 
belegener Forſtgehöfte werden häufig aus den Forſtkaſſen übertragen; 
Pachthöfe ohne angrenzende Dörfer halten beſondere Wächter aus eige— 
nen Mitteln. 


8 15. 


Dienſtgehalte. 
Die Mitglieder der Amtsbehörden bezogen früher nur ſehr geringen 
feſten Gehalt, dagegen aber die Sporteln ihrer Amts-Handlungen und 
den Nebenverdienſt mancher ihnen geſtatteten Privatgeſchäfte. Der 


8) Das ſchon alte Formular, vgl. H. IV. 3, wird beim Gebrauch zeitgemäß 
verändert. 

o) V. v. 30. Novbr. 1763, § 22, H. v. 59. 

1) Dieſe abgeminderten Beiträge der Ausgebaueten werden von den im Dorfe 
wohnen Bleibenden ſehr ſcheel angeſehen, weil die Nachtwächterlaſten der Letzteren 
dadurch um ſo ſchwerer und in der That, wenn dieſe nur wenige ſind, oft unverhält— 
nißmäßig drückend werden. Helfen läßt ſich hier nur entweder durch völlige Gleich— 
ſtellung Aller, da ja auch Ausgebauete noch immerhin zum Mutterdorfe gehören, 
oder doch wenigſtens durch Sublevation nur der ganz entlegen Ausgebaueten, welche, 
z. B. bei ausbrechendem Feuer, vom Dorfwächter nicht rechtzeitig gewarnt werden 
können, währendz die) noch immerhin im Bereich und Geſichtskreis des letzteren woh— 
nenden Ausgebaueten den Dorfbewohnern füglich gleichzuſtellen find. Regelmäßig 
halten auch ganz entlegene Gehöftsbeſitzer aus ihren Dienſtleuten ſelbſt einen Wächter. 
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herrſchaſtliche Dienſt litt aber hierbei, vielfach entſtand Gelegenheit zum 
Amtsmißbrauch, und ſo beſeitigte denn endlich der Hochſelige Großherzog 
Paul Friedrich dieſen Uebelſtand !). Alle Sporteln, ſoweit nicht ältere 
Angeſtellte noch ein beſtallungsmäßiges Recht daran beſitzen und dieſes 
nicht im Wege der Verhandlung aufgegeben haben, werden fortan zur 
herrſchaftlichen Amtskaſſe gezogen, und dafür erhöhete, fixirte und mög— 
lichſt gleichmäßige Gehalte ertheilt. Dieſelben betragen, reſp. mit fünf— 
jähriger Erhöhung bei untadelhafter Dienſtführung, beim erſten Beamten 
1800, 1950, 2100 Thlr., beim Amtmann 1200, 1350, 1500 Thlr., beim 
Amtsverwalter 800 und 900 Thlr., beim Amtsmitarbeiter cum voto 
350 Thlr. oder auch während bloß interimiſtiſcher Beſchäftigung ($ 12) 
täglich 1—1½ Thlr. Diäten, beim Rendanten 5, 6- und 700 Thlr., 
beim Regiſtrator 650, 775, 900 Thlr., beim Protokolliſt 350, 400, 450 
Thlr.), beim Diätar täglich 28 ßl., nach drei Jahren aber 36 ßl. ), 
beim Landreiter 275 und 300 Thlr.“), beim Gerichtsdiener 200 und 
225 Thlr.“), Auditoren sine voto erhalten Nichts, Regiſterſchreiber aber 
von dem ſie beſchäftigenden Rechnungsbeamten gewöhnlich 50—100 Thlr. 
(F 18). Dazu kommen aus Gnadenverleihungen beſondere Zulagen. 

Die Gehalte ſollen vor wirklichem Aufrücken in höhere Grade 
nicht im Voraus erhöhet‘), noch vor ihrer Fälligkeit ausgezahlt werden). 
Von Gläubigern dürfen ſie nicht ohne Antrag des competenten Gerichts 
bei der Kammer, auch immer nur auf 7 der jedesmal fälligen Quartal— 
rate, belegt werden, welche dann an einen zu beſtellenden receptor pe— 
euniae gegen Quittung in ungetrennter Summe gezahlt wird ). 

Die Gelegenheit zum Nebenverdienſt durch nicht amtliche Aus— 
richtungen iſt jetzt genommen. Kein mit Gehalt angeſtelltes Glied der 
Amtsbehörde darf Advokatur“), Notariat“), ſonſtige Procuratur ), pri— 


) Cab.⸗Reſer. v. 17. März 1840, Ra. 49. 

2) u. ?) Cab.-Refer. v. 3. April 1839, Ra. 44. 

) C. v. 11. Juli 1862. Die dem Landreiter zuweilen noch gelaſſenen Spor— 
teln für amtliche Erecutionen find durch C. v. 29. Jan. 1864 aufgehoben. 

5) C. v. 11. Juli 1862. 

6) Cab.⸗Reſer. v. 20. Febr. 1830, Ra. 20. 

) V. v. 5. Oetbr. 1842, Ra. 3895, Rgbl. 33. 

) V. v. 18. Mai 1757, H. I. 98, v. 21. Juli 1837, Ra. 4894, Rgbl. 29, 
Erecut.⸗Ordnung v. 30. Septbr. 1857, § 28, Ra. 5219, Rgbl. 32. 

>) Cab.⸗Reſer. v. 3. Juli 1811, Ra. 1498, v. 15. Juni 1827, Ra. 1510, 
Rgbl. 25. 


vaten Betrieb eigentlicher Amtsgeſchäfte“) ausüben. Ebenſowenig ſollen 
umfängliche Geſchäfte und dauernde Beſorgungen für andere Behörden, 
Geſellſchaften oder Private — mit Ausnahme nicht remunerirter Vor⸗ 
mundſchaften und Verwaltungen zu gemeinnützigen, wiſſenſchaftlichen 
oder milden Zwecken — ohne Kammergenehmigung übernommen werden, 
bei deren Einholung die ausdrückliche Verſicherung gegeben werden muß, 
daß der herrſchaftliche Dienſt in keiner Weiſe leiden ſoll, und welche 
nach Ablauf von drei Wochen als ſtillſchweigend ertheilt gilt). 


§ 16. 


Naturalien. 


Bei den meiſten Aemtern haben die Amts-Dirigenten, Landreiter 
und Gerichtsdiener, ausnahmsweiſe auch die Amts-Regiſtratoren, eine 
beſondere herrſchaftliche Dienſtwohnung nebſt Garten ($ 22), die fie 
aber ſelbſt nutzen müſſen und ohne Kammererlaubniß nicht vermiethen 
dürfen). Ihnen wird dafür ein billiger Gehaltsabzug, beim Amts⸗ 
Dirigenten 250 Thlr., beim Landreiter 30 — 32 Thlr., beim Gerichts⸗ 
diener 20 — 24 Thlr., gemacht; bei nicht vorhandener Dienſtwohnung 
erhalten jene Officianten wol einige Miethsentſchädigung. Betreffs der 
baulichen Conſervationslaſt normirt für die nach der desfallſigen In⸗ 
ſtruction vom 29. März 1847 Angeſtellten dieſe ). Hiernach haben die 
Nutznießer, gegen Lieferung und freie Anfuhr aller erforderlichen Mate⸗ 


10) Nach Cab.⸗Reſcr. an die Kammer v. 14. Aug. 1858 u. einzelnen Reſcripten 
an die Beamten aus dem Jahre 1863; Subalternen, welche ſchon früher Notariats⸗ 
Berechtigung erworben haben, ſcheint dieſelbe verblieben zu ſein. 

1) Z. B. Supplifen für Andere durch Subalterne ꝛc., C. v. 9. März 1840, 
Ra. 48, v. 11. März 1854. 

1) Z. B. Anfertigung von Contracten, Obligationen, C. v. 6. Jan. 1854, 
v. 16. Juni 1857. 

13) V. v. 15. Nov. 1856, Ra. 4903, Rgbl. 39. 

) C. v. 20. März 1846, Ra. 4896, v. 29. März 1847, § 10, Ra. 3896, 
Rgbl. 12. 

) S. sub Note 1; fie iſt betreffs der Decorationen erläutert durch C. vom 
5. März 1851, Ra. 4898. Den activen Officianten mit einem Geſammt⸗Einkommen 
unter 300 Thlrn. liegt übrigens die Neufertigung der Oefen, Heerde, ſowie Neu⸗ 
fertigung und Reparatur der Brunnengeräthe, Raufen, Krippen ꝛc., Pumpen, Fenſter⸗ 
laden nicht ob. Die Amtsunterbedienten ſind durch C. v. 11. Juli 1862 wiederholt 
vorſtehenden Beſtimmungen unterworfen. 
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rialien für Bereitelohn, außer Fegen der Schornſteine, Reinigen der 
Sohlen, Weißen der Decken und Wände, weſentlich die Reparatur und 
Neufertigung der Fenſterſcheiben, Beſchläge, Fenſterladen, Oefen, Heerde, 
Brunnengeräthe, Raufen, Krippen ꝛc., die Reparatur der Pumpen, auch 
die nur einmal, öfters jedoch bei Brand oder Schwamm, auf Koſten 
der Grundherrſchaft herzuſtellenden Decorationen an Farbe und Ta— 
peten, endlich jeden durch die Ihrigen oder ihr Geſinde muthwillig oder 
fahrläſſig angerichteten Schaden zu tragen. Für ältere Officianten da— 
gegen gilt eine Reihe einzelner, allmälig veraltender Verordnungen ?). 
Die Bauart iſt maſſiv von Mauerftein‘) mit Krondachs). — Zu der 
im Uebrigen auf alleinige Koſten der Nutznießer zu beſchaffende Be— 
friedigung der unmittelbar an Haus oder Gehöft grenzenden Gärten 
werden die erforderlichen Materialien gegen Bereitelohn geliefert und 
frei angefahren‘). 

Mit Dienſtwohnung und Garten iſt regelmäßig auch eine herr— 
ſchaftliche Ländereidotation an Acker, Wieſen, Weide verbunden, welche 
aber bei neuen Anſtellungen nur noch unter der Bedingung eignen 
Gebrauches und der Selbſtbewirthſchaftung verliehen wird. Die Amts— 
dirigenten haben meiſtens ein bis zwei Laſt Acker und hinreichende 
Wieſen; doch werden ſchon beſtehende größere Competenzen nur aus— 
nahmsweiſe verkleinert; die Ländereien der Amtsunterbedienten wechſeln 
an Umfang. Die Nutznießer ſtehen zu ſolchen Ländereien im Verhält— 
niſſe von Pächtern“), haben auch eine, bei Amtsdirigenten nach dem 
höchſten Pachtanſchlag der Hofpachtländereien (§ 70), bei Amts-Unter— 
bedienten nach gemeinem Ortswerth bemeſſenen Pacht durch Gehalts— 
abzug dafür zu bezahlen. — Wo in einzelnen Städten noch Weidefrei— 
heit für Kühe der Landreiter und Gerichtsdiener auf der Communalweide 
beſteht, haben letztere pro Kuh 2 Thlr. an die herrſchaftliche Kaſſe zu 


) C. v. 15. Febr. 1826, Ra. 3864. Rgbl. 8, v. 21. Mai 1841, Ra. 3892, 
v. 17. Aug. 1842, Ra. 3894, v. 21. Aug. 1852, Ra. 4899. Ueber frühere eigne 
Fuhrlaſt älterer Officianten ſ. R. v. 7. Juni 1833, Ra. 620. 

) C. v. 28. April 1829, Ra. 284, Cab.-Reſer. v. 13. April 1832, Ra. 297, 
C. v. 19. April 1851, vgl. § 85, Note 7. 

5) C. v. 8. Aug. 1846. 

6) V. v. 29. März 1847, $ 4, cit. sub Note 1. 

) V. v. 29. März 1847, § 13 cit., wodurch V. v. 18. März 1819, Ra. 3860, 
Rgbl. 10, veraltet iſt. 


entrichten, und werden bei neuen Anſtellungen zu jederzeitiger Auflöſung 
ſolches Weiderechts, ſowie auch zur Abgabe ihrer Dienſtländereien ohne 
weitere Vergütung als Anrechnung der bisherigen Pachtzahlung ver— 
pflichtet). — Ausſchließlich in unentgeltlichem Genuſſe von Dienſt— 
ländereien beſteht auch die Remuneration der Dorfsſchulzen. Dieſe 
ſollen geſetzlich') in größeren Dörfern ſechs, in kleineren vier Scheffel 
Ausſaat Land, event. aber eine entſprechende baare Geldentſchädigung 
haben; doch wird jetzt ihre Dotation nach Schwierigkeit ihres Amtes, 
Umfang der Feldmark und Ueblichkeit verſchieden beſtimmt und bei Ge— 
legenheit der Feldregulirungen zugeſchnitten (§ 60). 

Die früher ſehr bedeutende Abgabe von Feuerung iſt nach und 
nach geſchmälert“), und wird bei neuen Anſtellungen jetzt mit einigen 
Faden Holz, reſp. Torfdeputat, gegen freie minus lieitando auszubringende 
Anfuhr!) nur noch den Amtsprotokolliſten ) und Landreitern gewährt, 
während die Gerichtsdiener auf die Amtsvorräthe angewieſen werden!). 

Daneben beſtehen bei einigen Aemtern noch Lieferungen von Fiſchen 
und ähnlichen Deputaten, welche auch bei neuen Anſtellungen einſt— 
weilen von Beſtand bleiben ). 


8 17 
Sonftige dienſtliche Vergütungen. 


Für Dienſtreiſen im Amte hatten die Beamten früher beſtimmte 
Fuhrgelder, wofür fie auch Chauſſeegeld beſtreiten mußten“). Die neu 
Angeſtellten und die Amtsmitarbeiter liquidiren aber nur den Verlag 
und erhalten bei Benutzung eignen Fuhrwerks oder Reitpferds eine 
Vergütung von 1 Thlr. pro Meile, die aber für die an demſelben Tage 
erfolgende Rückreiſe überall nicht, bei einer Tagesrundreiſe nur für die 


5) C. v. 11. Juli 1862. 

) V. v. 2. Jan. 1705, H. IV. 5. 

10) Cab.⸗Reſer. v. 17. Jan. 1814, Ra. 491, V. v. 28. März 1840, Ra. 530. 

1) C. v. 6. Oetbr. 1849, Ra. 3967. 

2) Cab.⸗Reſer. v. 3. April 1839, Ra. 44. 

13) u. 10) C. v. 11. Juli 1862. 

) D. h. die nach dem dies beſtimmenden Circ. v. 13. Juni 1838, Ra. 41, 
Angeſtellten. 
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Hälfte der zurückgelegten Strecke berechnet wird). In neueſter Zeit 
endlich iſt den Amts-Dirigenten wieder die Wahl zwiſchen Verlags— 
Liquidation oder beſtimmten Fourage-Geldern von 350 Thlrn., jedoch 
dann unter der Bedingung eigner Equipage und beſonders nur, wenn 
fie das ökonomiſche Reſſort (§ 29) haben, gelaſſen. — Die Subalternen 
ſollen von den Beamten im Wagen mitgenommen werden), find aber 
bei alleiniger Ausrichtung zu ſportulirender Amtsgeſchäfte von den 
betheiligten Amtseingeſeſſenen entweder anzuholen“) oder wegen des 
gehabten Verlags zu befriedigen, und liquidiren nur in subsidium mit 
der Amtskaſſe). — Auditoren sine voto fahren, je nachdem fie anſtatt 
der Beamten oder der Subalternen fungiren, auf Koſten der etwa 
Fourage-Gelder beziehenden, durch jene vertretenen Beamten oder der 
Eingeſeſſenen, event. der Amtskaſſes). — Zur Entſchädigung für eignes 
Reitpferd ($ 14, Note 1) erhalten endlich die Landreiter eine Averſional— 
ſumme für Hufbeſchlag und Pferdeabnutz von reſp. 12 und 28 Thlrn., 
den Martinipreis einer Laſt Hafer von 96 Roſtocker Schffl. und 30 
Centner a 100 Pfd. Heu und Stroh”) auf Koſten der Amtskaſſe. — 
Für unumgänglich nöthige Zehrung auf Dienſtreiſen wird der Verlag 
erſtattet. 


818. 
Tortſetzung. 

Für auswärtige Commiſſorien normiren die Grundſätze des § 6, 
nur daß hier keine Vergütung für einen Diener, auch nicht für Extra— 
poſt, paſſirt, ferner den Beamten und Amtsmitarbeitern nur Zehrungs— 
diät reſp. Arbeitshonorar von 3 Thlr. 24 ßl., den Amts-Regiſtratoren 
von 2 Thlr. 24 ßfl., den Protokolliſten von 1 Thlr. 36 ßl., endlich pro 
Eiſenbahnmeile 12 ßl. und nur Protokolliſten 10 Hl. vergütet wird ). 


2) C. v. 22. Aug. 1851, Ra. 3917. 5 

3) R. v. 14. Octbr. 1831, Ra. 22, C. v. 22. Aug. 1851, Ra. 3917. 

) Oekon.⸗Sporteltare v. 2. Juli 1802, reſp. v. 16. Febr. 1849, Anmerkung, 
Ra. 4006. 

5) R. v. 14. Octbr. 1831, Ra. 22, v. 9. Deebr. 1833, Ra. 29. 

6) R. v. 9. Dechr. 1833, Ra. 29. 

7) C. v. 11. Juli 1862. 

) Nach C. v. 30. April 1859 ſollen die Gebühren für die vom Criminal— 
Collegium der Behörde, nicht den einzelnen Beamten, ertheilten Commiſſorien zur 
Amtskaſſe berechnet werden. Das C. v. 2. Aug. 1845 iſt dadurch aufgehoben. 
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Umzugskoſten werden nur erſtattet, wenn die Verſetzung in landes— 
herrlichem Intereſſe und ohne Rang- oder Gehaltserhöhung erfolgte ). 

Den in Schwerin wohnenden Mitgliedern der Amtsbehörden wird 
eine nach ihrem feſten Gehalt bemeſſene ſog. Reſidenzzulage von 10 pCt. 
gewährt. 

Für Schreibmaterialien beziehen Beamte und Amtsmitarbeiter eine 
Averſionalſumme von etwa 25 Thlr., und Rechnungsbeamte zur Hal— 
tung eines Regiſterſchreibers ($ 13 u. 15) obendrein bis zu 100 Thlr. 
Subalterne und Amtsunterbediente entnehmen ihren Bedarf aus den 
Amtsvorräthen, und Auditoren erhalten denſelben von den Beamten 
oder den Subalternen, je nachdem ſie für die einen oder die andern 
Geſchäfte ausrichten). 

Endlich werden dem Landreiter für Inſinuation der Landtagsaus— 
ſchreiben“), Ablieferung der Rekruten ($ 26, Note 11), für Gefangenen— 
Transport außerhalb Amts’), ferner dem Gerichtsdiener für Aufwartung, 
Wäſche, Lagerſtroh, Beköſtigung“) der Gefangenen baare Vergütungen 
geleiſtet“). Die früheren Dienſtröcke und Bekleidungsgelder für Gerichts— 
diener werden bei neuen Anſtellungen nicht mehr verliehen). 


8 19. 
Hofrang, Uniform, Domicil, Abgaben de. 


Durch amtliche Stellung hoffähig gelten bis jetzt nur die Land— 
droſte, Droſte, auch ſonſtige erſte oder mit dem Rang derſelben etwa 
bekleidete Beamte, welche reſp. in die fünfte, ſechste, achte Rangklaſſe 


2) V. v. 7. Febr. 1816, Ra. 3855, Rgbl. 7. 

) R. v. 9. April 1829, Ra. 18. 

) Die ſchleunige Inſinuation derſelben iſt durch V. v. 28. Octbr. 1685 u. v. 
24. Novbr. 1773, H. I. 139, befohlen. 

) C. v. 11. Juli 1862, gerichtliche Sporteltare v. 15. März 1858, XXVI., 
Rgbl. 9. 

) C. v. 11. Juli 1862, gerichtl. Sporteltare eit. XXIV. für warme Speiſung 
wird 10 ßl., bei carena 6½ ßl. täglich vergütet. Die durch C. v. 8. Octbr. 1853 
bewilligte Theuerungszulage iſt durch C. v. 24. Deebr. 1856 aufgehoben. 

7) C. v. 11. Juli 1862. 

) C. v. 11. Juli 1862; das Zeug der früheren Gerichtsdienerröcke ſoll nach 
V. v. 3. Nov. 1788, H. IV. 64, von inländſchen Wollhändlern genommen werden. 
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gehören!); durch adlige Geburt hoffähig find aber alle eigentliche Beamte 
und auch die Auditoren? 

Die Interims- und Dienſtuniform der eigentlichen Beamten und 
Auditoren beſteht in dunkelblauem Frack franzöſiſchen Schnitts mit 
hellblau tuchenen Aufſchlägen und Kragen, verſilberten Metallknöpfen 
mit fürſtlicher Namenschiffre, weißer Halsbinde und Weſte, ſchwarzen 
Beinkleidern; bei Hof-Galla werden weiße Beinkleider, Stickereien und 
Stehkragen am Frack, dreieckiger Hut mit mecklenburgiſcher Kokarde und 
Degen getragen). 

Diejenigen Officianten, welche herrſchaftliche und auf der Amts— 
freiheit ($ 3) belegene Dienſtwohnungen erhalten, haben ihr Domicil 
im Domanium. Ihre communalen Beziehungen zu den Städten, in 
und neben welchen die Amtsfreiheiten liegen, ſind aber nicht überall 
gleichartig ($ 143). Am häufigſten und ihrer Natur am entſprechendſten 
bilden die Amtsfreiheiten beſondere Domanial-Communen und ihre 
Bewohner ſind rekrutirungspflichtig zum Domanium, zahlen Armengeld 
und Landesſteuern !) zu den Amtskaſſen, haben mit den ſtädtiſchen 
Gemeindelaſten überall nichts zu ſchaffen. Zuweilen aber ſtehen die 
Bewohner der Amtsfreiheiten herkömmlich in mehreren oder allen dieſen 
Beziehungen gleich den andern Stadtbewohnern, wenngleich natürlich 
der magiſtratliche Executionszwang ſich nicht auf das landesherrliche 
territorium der Amtsfreiheiten erſtrecken kann“). Geſetzlich aber ſollen 
jetzt alle Bewohner der Amtsfreiheiten, welche früher Schlacht- und 
Mahlſteuer zur ſtädtiſchen Steuerſtube gezahlt haben, fortan dieſelbe 


) Die Rangordnung v. 25. Juli 1704, H. V. 17, iſt hierin ſpäter durch 
einzelne Reſeripte modifieirt. 

) Nach der Rangordnung gehören dann die Amtmänner in die dreizehnte, die 
nicht genannten Amtsverwalter gewiß eine Klaſſe niedriger, doch werden auch dieſe 
alle jetzt höher rangiren. 6 

3) V. v. 4. Mai 1813, Ra. 9. Rgbl. 21, C. v. 28. Febr. 1838, Ra. 40; 
Modelle zu Stickereien ſind durch C. v. 23. Febr. 1857 mitgetheilt. 

3a) Nach V. v. 29. März 1847, § 3, Ra. 3896, Rgbl. St. 12, werden 
übrigens die Grun dſteuern der herrſchaftlichen Dienſtwohnungen aus den landesherr— 
lichen Kaſſen übertragen. 

) Auch § 7 a. E. Anl. Nr. 7 zum neuen Steuergeſetz vom 15. Mai 1863, 
Rgbl. 20, bezieht ſich gewiß nur auf die auf Stadtgebiet wohnenden Eximirten, 
vgl. Note 8, und würde feine Erſtreckung auf das Territorium ſogar anderer Landes— 
theile ausdrücklich auszuſprechen geweſen ſein. 


firirt an die Stadt entrichten). Die andern aber, welche auf Woh— 
nungen auf ſtädtſchem Grund und Boden angewieſen ſind, haben ihr 
geſetzlich nothwendiges Domicil daſelbſt und deshalb unbedingten An— 
ſpruch auf dortige Reception“), welche ihnen nicht verweigert werden 
kann und deshalb füglich von ihnen nicht erſt ausdrücklich erwirkt zu 
werden braucht”). Gleich den übrigen Einwohnern tragen fie, ohne 
Bürger zu werden, und ſelbſt die eximirten Gerichtsſtand genießenden 
Beamten, die ſtädtſchen Communallaſten, auf die dem Magiſtrate 
directer Executionszwang, ſelbſt gegen Eximirte, zuweilen verliehen iſts). 
Wegen des domieilium necessarium brauchen die Amtsofficianten, mit 
Ausnahme der noch nicht im Staatsdienſt ſtehenden Diätarien und 
Diätar-Aspiranten, dem Prediger zwecks ihrer Copulation keinen Do— 
micilſchein, d. i. obrigkeitliches Atteſt der Niederlaſſungserlaubniß, zu 
produciren ). 

>) $ 3, Anl. Nr. 7 zur V. v. 15. Mai 1863 eit. 

) Nach Wortlaut der V. v. 18. Aug. 1827, IV. D., Ra. 3803. 

) Vgl. Trotſche, Heimathsgeſetze, Roſtock 1859, pag. 105: „Dem Orte ſteht 
keine Prüfung und kein Widerſpruch zu — es verſteht ſich von ſelbſt, daß die 
Staatsgewalt, ohne Rückſicht auf Einwilligung der ihr in dieſer Beziehung 
völlig untergeordneten Ortsbehörde, den Wohnſitz ihrer öffentlichen Beamten beſtim— 
men kann.“ Wozu alſo — wie mehrfach die Magiſtrate beanſpruchen — Antrag 
um Reception, die doch nicht verweigert werden kann, und förmliche Ertheilung der— 
ſelben? Etwa nur zur Kenntnißnahme der Magiſtrate, denen die Ankunft neuer 
herrſchaftlicher Officianten ohnehin aus dem Regierungsblatt und auch ſonſt hinlänglich 
bekannt wird? In dieſer Beziehung könnte höchſtens Meldung der neu Eintreffenden 
bei den Magiſtraten gewünſcht werden. Oder wegen der mit förmlicher Reception 
verbundenen, nicht unbeträchtlichen Receptionsgebühren? Dieſe aber ſtreiten an ſich 
ſchon gegen die Billigkeit, weil ſie bei den häufigen Verſetzungen herrſchaſtlicher 
Officianten immer wieder von Neuem gegeben werden müßten, — gegen den be— 
dingungsloſen Gehorfam der Magiſtrate gegenüber der, ihre Beamten an ihren 
Dienſtort weiſenden, Staatsgewalt — gegen den eigenen Charakter der Receptions— 
gebühren als theilweiſer Averſionalſummen für Befreiung von perſönlichen Dienſten, 
z. B. Tragen der Klingebeutel in den Kirchen ꝛc., welche den ſtädtiſchen Bürgern 
oblagen, aber gewiß zu keiner Zeit fürſtlichen Beamten angeſonnen ſind. 

) Vgl. Citat Note 4. 

9) Miniſt.⸗Reſer. v. 22. Deebr. 1849, Ra. 5243, vgl. V. v. 25. Jan. 1823, 
Ra. 3114, Rgbl. 5, Trotſche, Heimathsgeſetze, pag. 105, Not. 6. 
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§ 20. 
Aſſiſtenz und Dienſtentfernung. 


Eine Aſſiſtenz alter oder ſchwacher Officianten tritt faſt nur bei 
Subalternen und Unterbedienten ein, welchen zuweilen Gehülfen ) zu— 
getheilt werden, zu deren Salarirung aber auch jene nach Kammer— 
Ermeſſen beitragen müſſen. Alten und gebrechlicheren Beamten oder 
Subalternen werden möglichſt tüchtige Collegen gegeben und dadurch 
Penſionirungen vermieden. 

Penſionirung iſt aber dann unbedingt geboten, wenn durch die 
event, auf adminiſtrativem Wege feſtzuſtellende?) Invalidität der herr— 
ſchaftliche Dienſt geradezu gefährdet wird. Ein förmliches Penſionsſtatut 
exiſtirt nicht, doch wird nie der zum ſtandesmäßigen Unterhalt nöthige 
Ruhegehalt verſagt. Die Penſionirten verlieren regelmäßig die mit dem 
Dienſt ſelbſt verbundenen und auf den Dienſt-Nachfolger übergehenden 
Naturalien und Vergütungen, wogegen ihnen Nebenverdienſt geſtattet 
iſt, beziehen feſte und baare Penſion unter den für den Dienſtgehalt 
geltenden Auszahlungs-Bedingungen (§ 15), behalten ihre Titel mit 
dem Zuſatze a. D.), Rang und Hof-Uniform, auch das im Dienſt 
erworbene Domicil, wogegen ſie bei ſpäterem Erwerb eines neuen nach 
den allgemeinen Heimathsgeſetzen beurtheilt werden. 

Die bei Anſtellung aller Amtsofficianten ausdrücklich vorbehaltene 
gegenſeitige freie Kündigung (§ 12—14) verhindert jede auch ſchon 
ohnehin unzuläſſige“) Conteſtation über Rechtmäßigkeit und Grund 
derſelben, insbeſondere über dienſtliche Qualification unfreiwillig Ge— 
kündigter. Unabhängig hiervon iſt aber die Frage, ob nicht die Staats— 
gewalt den ohne eigne Schuld und ohne Dienſtunfähigkeit Gekündigten, 
welche vielleicht ihre beſten Jahre, Kräfte und ſelbſt Mittel ihrem 
Dienſte gewidmet haben, eine angemeſſene Penſion zu verabreichen ge— 
halten iſt. 

Verſchieden von Kündigung und Penſionirung iſt die ſofortige Ab— 
ſetzung (§ 27) derjenigen Officianten, welche ſich dem Trunk ergeben, 

) Nach Cab.⸗Reſer. v. 2. Aug. 1837, Ra. 38, ſollen hierbei ſchon bewährte 
Subjecte mögliche Berückſichtigung finden. 

) Vgl. Buchka und Budde, Entſcheidungen, Bd. 1, pag. 228 ff. 

) C. v. 13. Deebr. 1849. 

) Vgl. Citat sub Note 2, vgl. Buchka u. Budde, Bd. 2, pag. 12. 


r 


öffentliche Gelder unterſchlagen, oder ſonſt ihr Amt zu Privatzwecken 
gemißbraucht haben?). Die Entſetzten verlieren jeden Anſpruch auf 
Penſion und Amtsrang. 


§ 21. 
Tod, Auseinanderſetzung, Wittwen. 


Wittwen, Kinder, Kindesfinder') geſtorbener activer Beamter, jene 
mögen an ſich erben oder nicht?), haben ſowol an dem vollen Gehalt 
als an allen übrigen dienſtlichen Naturalien, Vergütungen und etwaigen 
Sporteln?) ein Sterbequartal, ſoweit daſſelbe nicht von den Nachlaß— 
gläubigern beanſprucht wird!), und ſtets für ſich zwei volle, ſelbſt wegen 
etwaiger Dienſtſchuld des Geſtorbenen nicht zu retinirende Gnaden— 
quartales), können auch endlich den vom Verſtorbenen im Anfang ſeines 
Dienſtes zu Gunſten der Wittwe und Kinder ſeines Vorgängers nicht 
bezogenen Gehalt nachfordern?). Die Wittwe hat Kindestheil, und 
Kinder aus verſchiedenen Ehen zählen nach Köpfen‘). Die ſonſtigen 
Verwandten und Erben, auch Hinterbliebene und Erben Penſionirter, 
beziehen nur das etwa freie Sterbequartal !). 

Bei Auseinanderſetzungen betreffs der Dienſtländereien, welche nur 
auf adminiſtrativem Wege beſchafft werden (§ 31, Note 10), wird der 
Nießbrauch von Johannis zu Johannis berechnet; die Hinterbliebenen 
erhalten demnach nicht den ganzen künftigen Einſchnitt, ſondern nur 
den in die Sterbe- und Gnadengquartale fallenden Antheil, doch Ein— 
ſaaten, Ackerlohn, Beſtellungskoſten, vollſtändig vergütet, müſſen aber 


5) S. Citat in Note 2, pag. 230. 

) Cab.⸗Reſer. v. 14. Oetbr. 1806, Ra. 3845. 

2) Cab.⸗Reſer. v. 23. Septbr. 1809, Ra. 3846, v. 17. Deebr. 1812, Ra. 3847. 

) V. v. 28. März 1770, H. I. 128, R. v. 31. März 1828, Ra. 3867, 
v. 22. April 1828, Ra. 3868. Nach ſingulärer Kammerentſcheidung fallen jedoch 
bei der Entſchädigung der Landreiter für Pferdebenutz, vgl. § 17, die Gnadenquar— 
tale fort. 

) Auch hier gelten die Citate Note 2. 

) Verordn. v. 28. März 1770, H. I. 128, Cab.-Reſer. v. 17. Deebr. 1812, 
Ra. 3847. 

e) V. v. 28. März 1770, eit. § 5. 

) Cab.⸗Reſer. v. 4. Febr. 1799, H. V. 260. 

) V. v. 28. März 1770, 88 2-4 eit. 


En, SR 


Heu, Stroh und Dung ohne Erſatz zur Stelle laſſen?). — Vor Räu— 
mung der herrſchaftlichen Dienſtwohnungen ($ 16) an den Dienſtnach— 
folger findet auf Anordnung der competenten Oberbehörde eine Reviſion 
der abzuliefernden Gebäude e. p. und eine Prüfung über Erfüllung 
der baulichen Verbindlichkeiten des Vorgängers ſtatt. Der Betrag 
vorgefundener Mängel iſt vom Vorgänger oder ſeinen Erben an den 
Dienſtnachfolger auszuzahlen, und von dieſem dagegen das Fehlende 
zu beſchaffen. Die regulativmäßig erfüllten baulichen Verpflichtungen 
werden nicht, und die außerdem etwa gemachten Verſchönerungen und 
Meliorationen nur bei desfallſiger vorheriger Zuſicherung der Ober— 
behörde vergütet; ebenſowenig iſt regelmäßig deren Mitnahme und 
Entfernung, und regulativmäßig nur bei den auf eigne Koſten des 
Vorgängers angeſchafften eiſernen Kochplatten reſp. Bratöfen, ſowie 
betreffs der Dienſtgärten nur bei den ohnehin jährlich aufzunehmenden 
Gewächſen geſtattet “). Ueber die Nothwendigkeit der Erneuerung einer 
vorhandenen Zimmerdecoration beim Wechſel der Bewohner entſcheidet 
die Oberbehörde !). 

Die Unterſtützungen der Wittwen aus dem Wittwen-Inſtitut für 
Civil⸗ und Militairdiener mit einem jährlichen Gehalt von mindeſtens 
100 Thlrn. ſind neuerdings zeitgemäß und umfaſſend beſtimmt, und 
betragen etwa ½ der vollen Dienſteinnahme der verſtorbenen Ehe— 
männer, welche dagegen bei ihren Lebzeiten etwa 16 pCt. der zukünftigen 
Penſion jährlich beitragen müſſen ). 


9) R. v. 1. Oetbr. 1802, H. IV. 85, durch R. v. 30. Juni 1836, Ra. 112, 
auch auf Schulzenländereien ausgedehnt. 

10) V. v. 29. März 1847, §§ 11, 12, Ra. 3896, Rgbl. 12. 

h) C. v. 5. März 1851, Ra. 4898. 

12) Statut v. 17. März 1863, Rgbl. 13, erläutert durch V. v. 13. April 
1863, Rgbl. 15, wodurch das frühere vom 1. Septbr. 1797, H. IV. 74, nebſt 
ſeinen ſpäteren Erläuterungen v. 10. Jan. 1799, H. IV. 77, v. 19. Deebr. 1815, 
Ra. 3854, Rgbl. 51, v. 1. Septbr. 1815, Ra. 3853, Rgbl. 39, aufgehoben iſt. — 
Nach C. v. 30. April 1864 ſollen die bis jetzt von den Aemtern erhobenen Wittwen— 
beiträge der Unterforeftalen fortan von den competenten Forſtinſpectionsbeamten durch 
Gehalts-Abzug (vgl. § 40, Note 2) direct wahrgenommen werden. 


. 
$ 22. 
Geſchäftslocal, Amtsacten. 


Bei jedem Amte iſt ein beſonderes, meiſtens auf der Amtsfreiheit 
($ 3) belegenes Amtshaus, welches die erforderlichen Zimmer für die 
Termine und Seſſionen, für den Aufenthalt der Parteien und aufwar— 
tenden Unterbedienten, für die Thätigkeit der Subalternen, die ſog. Re— 
giſtratur, für die Aufbewahrung der ohne vorherige Kammergenehmigung 
nicht zu vernichtenden Acten!) und der die nöthigſten Geſetzesſamm— 
lungen) und ſonſtige nützliche Werke ($ 172) enthaltenden Amtsbiblio— 
thek umfaßt. An der Dielen- oder Außenwand befindet ſich ein ver— 
gittertes Amtsbrett für Veröffentlichung der das Publikum intereſſirenden 
Amtserlaſſe, welche bei weitergehender Bedeutung auch in geleſenen 
Blättern, beſonders den Schweriner Anzeigen), dem Norddeutſchen 
Correſpondenten), dem Volksblatt?) abgedruckt werden ſollen. Häufig 
innerhalb, oder meiſtens doch wenigſtens in der Nähe des Amtshauſes, 
ſind die Dienſtwohnungen des Amtsdirigenten und des Regiſtrators, 
während die Landreiter gewöhnlich eine kleinere getrennte Wohnung 
und die Gerichtsdiener die ihrige in der die Gefängniſſe einſchließenden 
Amtspförtnerei haben. 

Am Sitze des Amtes halten die Beamten ihre terminlichen Ver— 
handlungen im Amtshauſe ſelbſt; auswärts, in den Amtsortſchaften, 
dagegen dann, wenn ihre Anweſenheit dort nach der Natur der Geſchäfte, 


) C. v. 14. Juli 1840, Ra. 51. 

>) Z. B. Intelligenzblätter nach V. v. 30. Deebr. 1807, Ra. 2901, officielles 
Wochen- oder Negierungsblatt nach V. v. 16. Jan. 1812, Ra. 2904, Rgbl. 13, 
vgl. V. v. 10. Deebr. 1849, Ra. 4778, Rgbl. 49, v. 9. Oetbr. 1850, Ra. 4779, 
Rgbl. 46, Röttger'ſches Repertorium nach V. v. 12. Aug. 1822, Ra. 13, Rgbl. 27, 
Wehnert'ſches Repertorium nach V. v. 15. März 1823, Ra. 3228, Ngbi. 13, der 
Wächter nach V. v. 27. Jan. 1840, Ra. 46, Rgbl. 5, das Hauptregiſter für die 
Sicherheitspflege nach V. v. 8. Juni 1847, Ra. 2969, Rgbl. 19. 

) V. v. 20. Oetbr. 1836, Ra. 1567, Rabl. 41. 

) V. v. 31. Juli 1852, Ra. 4780, Rgbl. 20, und C. d. Juſtiz-Miniſt. vom 
5. April 1853. 

>) C. v. 10. Mai 1862. Mehrere Aemter halten auch jetzt ſchon mit baarer 
Unterftüßung der Kammer einzeln oder zuſammen ein beſonderes Amtsblatt zur 
Aufnahme der das Amt und die Umgegend intereſſirenden amtlichen oder privaten 
Publikate. 


Bald, Domaniale Verhältniſſe. 


1. 3 
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z. B. bei localen Ermittelungen, nöthig iſt. Ihre Decreturen können 
Beamte, mit Ausnahme der Eintragungen in die Hypothekenbücher, 
welche immer im Geſchäftslocale unter Verſchluß gehalten werden 
ſollen“), in ihren Privatwohnungen ſtellen. Anhäufung von Amtsacten 
in letzteren iſt thunlichſt zu vermeiden, auch müſſen dieſelben vor Reiſen“) 
und Verſetzungen?) an die Amtsregiſtratur zurückgeliefert werden. 
Ebenſo dürfen die den Beamten mitgetheilten und von dieſen zu ſam— 
melnden Circularverordnungen (§ 2) bei Verſetzungen nicht mitgenom— 
men werden, ſondern gehen auf den Dienſtnachfolger über. Bei 
Todesfällen ſollen die Amtsdirigenten im Sterbehauſe alle Amts- und 
officiellen Acten, ſelbſt private, das Dienſtverhältniß betreffende Aus— 
arbeitungen und Briefe, ferner herrſchaftliche Gelder, Bücher, Siegel 
mit möglichſter Schonung der Empfindungen der Hinterbliebenen ſofort 
an ſich nehmen oder verſiegeln, und nach der Beerdigung unter Zu— 
ziehung der letzteren ausſondern “). Die Subalternen ſollen nur im 
Geſchäftslocal, aber überall nicht in ihren Privathäuſern, officiell thätig 
jein, hier auch keine Amtsacten haben. 


8 23. 
Dienſtrang. 


In Amtsgeſchäften rangiren die Beamten hinter einander, bei 
gleichem Grade nach ihrer Anciennetät in dieſem, bei verſchiedenen 
Klaſſen nach letzteren. Ihnen folgen die Amtsmitarbeiter nach dem 
Zeitpunkte des beſtandenen letzten Examens (§ 12), dann die Auditoren 
nach dem Datum des Anſtellungsreſeriptes) ($ 11), endlich die Ren— 
danten?). In Verbindung mit den Forſt- und Baubeamten (§ 29, 
44, 50) präſidiren die erſten Beamten, dann kommen die zweiten Be— 
amten, Forſtinſpectionsbeamte und Landbaumeiſter nach ihrer Ancien⸗ 

6) V. v. 2. Jan. 1854, § 26, Ra. 4324, Rgbl. 2, C. v. 16. Juni 1857. 

1) C. v. 24. Aug. 1836, Ra. 37. 

5) V. v. 29. März 1784, H. IV. 55, C. v. 23. März 1841, Ra. 53. 

9) C. v. 18. Septbr. 1850, Ra. 3915. 

16) V. v. 5. Juni 1858, Rgbl. 17, vgl. V. v. 29. März 1784, H. IV. 55, 
v. 25. Detbr. 1800, H. IV. 78, Ra. 3844, Rgbl. 1834, St. 9. 

1) R. v. 14. Jan. 1834, Ra. 30. 

2) C. v. 4. Septbr. 1851, Ra. 3918. 


” 
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netät in dieſer Klaſſe, ebenſo zunächſt die dritten Beamten und Diſtricts— 
baumeiſter), endlich die Auditoren). Die Direction der Protokolle 
gebührt dann ſtets den Beamten, aber nicht den Auditoren“) ($ 11, 
Note 7), doch find die vor jenen etwa rangirenden Foreſtalen und 
Baubeamte im Kopf der Protokolle vor ihnen aufzuführen‘), nicht 
minder am Terminstiſche über ihnen zu placiren. Die Amtsacten cir— 
culiren bei gemeinſamem Betriebe mit den Foreſtalen und Baubeamten 
ſtets zuerſt unter den Mitgliedern der Amtsbehörde und dann erſt bei 
den anderen“). Dieſelben Grundſätze gelten weſentlich im perſönlichen 
geſchäftlichen Verkehr mit anderen benachbarten domanialen Amts-, 
Forſt- und Baubehörden. Gegenüber den Localbehörden anderer 
Landestheile aber, z. B. bei gemeinſamen Geſchäftsausrichtungen auf 
Pfarrconferenzen und Wegebeſichtigungen, behaupten die dienſtlich an— 
weſenden Mitglieder der landesherrlichen Amts-, Forſt- und Bau— 
behörden den Vorrang. 


) C. v. 4. März 1863, auch im Rabl. v. 1863, St. 14, publieirt, wodurch 
die früheren V. v. 4. Jan. 1798, H. IV. 76, v. 13. Febr. 1811, Ra. 7, vom 
6. Jan. 1831, Ra. 21, v. 29. April 1840, Ra. 50, Rgbl. 19, v. 27. Septbr. 
1845, Ra. 3911, Rgbl. 27, veraltet find. Der Jagdjunker (§ 35), wenn er als 
Vertreter des Forſtinſpectionsbeamten fungirt, nimmt deſſen Stelle ein, R. v. 28. April 
1829, Ra. 448. 

) Bauconducteurs, vgl. R. v. 15. Juni 1838, Ra. 32, als bloße Techniker 
(§§ 47 und 49), ebenſo Landmeſſer ($ 55), ferner Unterforeſtalen als Subalterne 
($ 43), haben gegenüber den vollen Beamten, incl. Auditoren, gar keinen förmlichen 
Dienſtrang. Forſtauditoren aber und Forſt- reſp. Jagdjunker (vgl. Note 3), welche 
nur interimiſtiſch als Unterforeſtalen fungiren (§ 35), behalten ihren höheren Cha— 
rakter, R. v. 30. März 1840, Ra. 450, und werden mit Amtsauditoren nach der 
Anciennefät rangiren. 

5) R. v. 19. Juni 1825, Ra. 14. 

6) R. v. 29. Aug. 1828, Ra. 17, v. 26. Juli 1832, Ra. 25. 

) R. v. 23. Decbr. 1830, Ra. 23. 

) Wegen der ſich dann oft vernothwendigenden, zugleich vorſichtigen und ener— 
giſchen Vertretung des landesherrlichen Intereſſes werden dann gewöhnlich die älteren 
Beamte thätig, wie dies z. B. auch bei Wegebeſichtigungen für die Amtsdirigenten 
geſetzlich beſtimmt iſt (§ 25, Note 6). Abgeſehen von letzterem Falle, müſſen die 
Obrigkeiten anderer Landestheile ſich aber auch die geſchaͤftliche Direction jüngerer 
Beamte dann gefallen laſſen, wie denn ja auch bei jenen das Lebensalter ihrer Ver— 
treter außer Frage bleibt, und außerdem unter den Beamten der jüngere ſoviel gilt 
als der ältere (§ 24 a. A.). 


En 


§ 24. 
Collegialität, Directorium. 


Alle wirkliche Beamte jedes Amtes bilden zuſammen ein Collegium > 
und haben — abgeſehen von den beſonderen Rechten des Amts-Diri— 
genten — trotz der verſchiedenen Klaſſen völlig gleiche Rechte und 
Pflichten. Stimmenmehrheit entſcheidet; doch hat die Minorität in den 
das landesherrliche Intereſſe berührenden Angelegenheiten ein ſuspen— 
direndes Veto bis nach ungeſäumt einzuholender Entſcheidung der Ober— 
behörde, muß auch bei Amtsberichten ihre abiyeichende Anſicht auf 
beſonderer Anlage ſeparat vortragen. In den ſelbſt durch wiederholte 
Abſtimmung nicht zu hebenden Paritätsfällen iſt zunächſt in einer 
Amtsconferenz Einigung zu erſtreben“) und bei ihrem Scheitern unter 
motivirter Einberichtung der Sachlage und abweichenden Anſichten die 
Entſcheidung der competenten Oberbehörde einzuholen. Kein Beamter 
darf in eignen Angelegenheiten ſeiner Angehörigen, die bis zum dritten 
Grade excl. (civiler Computation) mit ihm blutsverwandt oder ver— 
ſchwägert ſind, an den Geſchäftsverhandlungen, insbeſondere am Votiren 
und Decretiren theilnehmen; doch ſoll er bei entfernterer Verwandt— 
oder Schwägerſchaft, ſowie wenn nicht das eigne Intereſſe jener Ver— 
wandten oder Verſchwägerten zur Frage ſteht, dieſelben vielmehr nur 
an der Beurtheilung oder Behandlung der vorliegenden Geſchäfte theil— 
genommen haben, der Mitwirkung an den Geſchäftsverhandlungen und 
Beſchlüſſen ſich nicht entziehen‘). — Die Subalternen ſind unter ein— 
ander ebenfalls Collegen, aber den Beamten, und beiden die Amtsunter— 
bedienten untergeordnet. 0 

Nur bei Official-Reiſen bedürfen Beamte keiner ausdrücklichen 
Beurlaubung und der Dirigent beſtimmt dann die Stellvertretung. 
Sonſt aber müſſen fie zu Reiſen von über 24 Stunden, reſp. bei 
auswärtigem Wohnſitz des Dirigenten von über 3 Tagen, bis zu 8 Tagen 
— Subalterne und Amtsunterbediente aber zu jeder Entfernung — 
den Conſens des Dirigenten, für noch längere Zeit aber, ſowie für 
jeden Urlaub ins Ausland, mit Ausnahme nur Stägiger Reiſen nach 
Berlin, Hamburg, Lübeck, die Einwilligung der Kammer einholen, ſich 


) C. v. 24. Septbr. 1851, 2., Ra. 3919, 


l 


2) V. v. 17. Octbr. 1835, Ra. 3885, Rgbl. 43. 
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auch vorher, wie auch natürlich die Dirigenten ſelbſt, mit ihren Collegen 
über ihre Vertretung einigen). Die desfallſigen Geſuche an die 
Kammer müſſen zum Zeichen, daß die Geſchäfte nicht durch Abweſenheit 
leiden, vom Amts-Dirigenten atteſtirt werden‘). Die Genehmigung 
erfolgt jetzt ſtempel- und gebührenfrei. 

Ueberhaupt liegt dem Amts-Dirigenten in Grundlage einer be— 
ſtimmten Directorial-Ordnung!) die Leitung und Aufrechthaltung des 
ganzen Geſchäftsganges vorzugsweiſe ob, und ſind ihm in dieſer Be— 
ziehung ſeine Collegen nachgeordnet. Bei ſeiner Verhinderung vertreten 
ihn die übrigen vollen Beamte nach der Reihenfolge. 


§ 25. 
Vertheilung der einzelnen Geſchüäfte. 


Außer ſolcher Ueberwachung der Geſchäftsordnung und den wei— 
teren ſpeciellen Directorialpflichten) des erſten Beamten, welche ſich 
beſonders auf die Controle über richtige Erhebung, Berechnung (F 27, 
Note 6), Auszahlung der Amtsgelder, und die Vertretung des Amtes 
nach Außen (§ 23, Note 8) erſtrecken, gebührt vorzugsweiſe ihm der 
Entwurf der regelmäßig wiederkehrenden Amtsberichte über alle Amts— 
vorkommenheiten an das Kabinet zu Neujahr), über alle Veränderungen 
in Amtsbehörde und Amt an das Miniſterium des Innern zu Michaelis“), 
ſowie der außerordentlichen Berichte über wichtige Ereigniſſe an das 
Kabinet'), und über alle die herrſchaftliche Kaffe betreffenden, insbeſon— 


3) C. v. 4. April 1853; veraltet find dadurch V. v. 24. Oetbr. 1712, vom 
11. Dechr. 1719, C. v. 24. Septbr. 1851, II. Ra. 3919. 

) V. v. 23. Mai 1828, Ra. 3869, Rgbl. 22. 

) V. 24. Septbr. 1851, Ra. 3919, mehrfach modifteirt: vgl. hier Note 3 und 
§ 27, Note 6. 

) Vgl. darüber § 24, Note 5; dahin gehört auch die Verſiegelung im Hauſe 
geftorbener Officianten, vgl. § 22 a. E. 

2) V. v. 9. März 1818, Ra. 416, Rgbl. 10, C. v. 17. Det. 1850, Ra. 4030. 

) B. v. 30. Jan. 1805, Ra. 414, v. 24. Aug. 1815, Ra. 415, Rgbl. 35, 
v. 15. Oetbr. 1827, Ra. 2941, Rgbl. 40, v. 4. Aug. 1828, Rgbl. 31. Daneben 
find die Behörden zur möglichſten Unterſtützung des durch V. v. 19. Juli 1851, 
Ra. 3899, Rgbl. 29, errichteten ſtatiſtiſchen Bureaus verpflichtet, V. v. 23. Mai 
1859, Rgbl. 25, an welches ſchon nach C. v. 23. März 1852 jährliche Ueberſichten 
der Forſtfrevel und ihrer Beſtrafung eingeſandt werden ſollen. 

) V. v. 30. Mai 1797, H. IV. 75, Rgbl. 1817, St. 13. 
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dere Todesfälle herrſchaftlicher Officianten, an die Kammer’). Geſetzlich 
iſt er Vertreter des landesherrlichen Grundherrn bei der gemeinſchaftlich 
mit den Landſtänden vorzunehmenden jährlichen Wegebeſichtigunge), 
und regelmäßig auch Civil-Commiſſarius ſür die am Sitze der Amts— 
behörden ſtationirte Gensdarmerie ). 

Alle andern Amtsgeſchäfte ſind unter ſämmtliche Beamte und 
Amtsmitarbeiter, incl. des Dirigenten, nach Qualification und Neigung 
der Einzelnen, ſowie nach deren Vereinbarung, event. nach Beſtimmung 
des Amts-Dirigenten '), reſp. nach Kammerentſcheidung, getheilt, und 
bilden die verſchiedenen Reſſorts. Regelmäßig verwalten die jüngeren 
Beamten die Juſtiz und Polizei, während die eigentliche Adminiſtration 
und das Rechnungsweſen in den Händen der älteren ruhen. In ſeinem 
Reſſort hat Jeder die ſelbſtſtändige Decretur und das erſte votum, 
welches aber der gewiſſenhaften Prüfung der Collegen unterliegt. Um 
hier jedoch das ſchriftliche, zeitraubende Votiren zu vermeiden, und aus 
ſonſtigen Zweckmäßigkeitsgründen perſönlicher Einwirkung und Kennt— 
nißnahme, iſt häufiger mündlicher Verkehr mit den Eingeſeſſenen?) und 
mit den Collegen, betreffs der letzteren beſonders Abhaltung von Amts— 
conferenzen“), zweckmäßig. Den Beamten bleibt es unbenommen, im 
Nothfalle auch die Functionen der Subalternen zu beſorgen. 


) V. v. 4. Oectbr. 1712, R. v. 25. Nov. 1834, Ra. 33. 
6) V. v. 29. Juni 1824, $ 6, Ra. 2305, Rgbl. 31; vgl. § 23, Note 8. 

) Nach Gensdarmerie-Ordnung v. 29. Sept. 1853, § 9, Ra. 4509, Rgbl. 44, 
hat dieſer Commiſſarius die Aufſicht über Führung der Stations-Gensdarmen, ſelbſt 
aber keine wirklichen Polizei-Functionen, ſondern wird nur auf Regquiſition der 
Local- Polizeibehörden durch Inſtruetion der Gensdarmen thätig. Wenn nun am 
Stationsorte der Gensdarmerie eine Amtsbehörde ſtch befindet und einem Mit— 
gliede derſelben jenes Commiſſorium ertheilt wird, ſo vermag der Beamte in 
ſolcher doppelten Eigenſchaft in den meiſten Fällen des Einſchreitens der Gens— 
darmerie, nämlich für das ganze platte Land, über letztere direct und ſchnell, ohne 
verzögerliche Requiſitionen, zu disponiren und wegen ſeiner Localkenntniß dieſelbe 
genau zu inſtruiren. 

) C. v. 24. Septbr. 1851, 10, Ra. 3919. 

9) Cire. v. 2. Nov. 1846, Ra. 3913, v. 31. Aug. 1850, Ra. 3914. Nach 
R. v. 6. Mai 1839, Ra. 45, ſind die bei Beamten perſönlich anfragenden Amts— 
eingeſeſſenen von jenen möglichſt ſofort mündlich zu beſcheiden und nicht erſt an die 
Amtsregiſtratur zum Niederſchreiben der Anträge zu verweiſen; vgl. § 26, Note 2. 

20) C. v. 24. Septbr. 1851, 2, b. Ra. 3919. 
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Die Auditoren haben noch kein beſtimmtes Reſſort und werden 
nach beamtlichem Belieben nützlich verwandt ($ 11) 

Der Reſſort des Rendanten beſteht ausſchließlich in ſelbſtſtändiger 
Führung der Geldrechnungen und Verwaltung der Gefälle“), deren 
Receptur ihm allein obliegt !). 


§ 26. 
Fortſetzung. 


Den Subalternen werden ihre verſchiedenen Geſchäfte, als Regi— 
ſtriren, Protokolliren, Extendiren, Mundiren, Collationiren, Copiren 
und Fidemiren, Expediren, Reproduciren, Reponiren, Inventariſiren, 
Auctioniren, Taxiren, Deponiren, Ver- und Entſiegeln, vom Amts— 
Dirigenten zugetheilt). Jene find insbeſondere zur Entgegennahme 
und Regiſtrirung aller, nicht gerade unſinniger Anträge verpflichtet). 
Die Führung der Sportelrechnung ſteht geſetzlich dem Regiſtrator zu!). 
Ihre Functionen können auch von Beamten und Auditoren verwaltet, 
bei extrajudiciellen Terminen, reſp. Verhandlungen ohne beſtimmte Be— 
glaubigungsform und alleinigem Intereſſe der Kammer ganz entbehrlich, 
und beim Intereſſe Dritter durch deren eigenhändige Unterſchrift ergänzt 
werden). 

Auch die Dienſtverrichtungen des Landreiters und Gerichtsdieners 
werden vom Amts-Dirigenten in Grundlage der Dienſtinſtructionen 
beſtimmt ). Jener tft hauptſächlich für den äußeren Dienſt, zur Be— 
ſorgung der Inſinuationen !), der Amtsbefehle, Executionen “, kleinerer 

1) C. v. 4. Septbr. 1851, Ra. 3918. 

) Vgl. § 26, Note 12. 

) Circ. v. 4. Septbr. 1851, IV., Ra. 3919, vgl. Cab.-Reſer. v. 3. April 
1839, Ra. 44. 

) Subalterne halten ſich oft zur Verweigerung der Regiſtratur bei ſolchen 
Anträgen berechtigt, welche oder deren gleichartige ſchon früher vom Amte ab— 
weiſend beſchieden ſind, üben dadurch eine Entſcheidung aus, die ihnen nicht zu— 
kommt, und veranlaſſen häufig das koſtſpielige Angehen von Rechtsbeiſtänden durch 
die Amtseingeſeſſenen. Vgl. § 25, Note 9. 

3) C. v. 3. April 1839, 8 15, Ra. 363. 

) R. v. 3. März 1840, Ra. 47. 

5) C. v. 4. Septbr. 1851, V., Ra. 3919. 

6) Niedergerichtsordnung v. 6. Febr. 1855, § 31, Ra. 4387, Rgbl. 8. 

7) Erecut.⸗Ordnung v. 30. Septbr. 1857, § 4, Ra. 5219, Rgbl. 32. 
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Inventarien und geringerer Auctionen , zur Ueberwachung der Sicher— 
heits- und Wohlfahrtspolizei, deshalb auch zur Theilnahme an der 
Feuerſchaus), zur Controle des Schulbeſuchs der Dorfkinder “), ferner 
zum Transport der Gefangenen, zur Begleitung der abzuliefernden 
Rekruten). An Geldern aber darf er nur die Aufkunft der Executio— 
nen, kleinerer von ihm beſorgter Auctionen, und die Sporteln erheben ). 
Der Gerichtsdiener hat den Boten-, Gefangenen-, Termins-, Acten- und 
Polizeidienſt am Amtsſitze ſelbſt. In Behinderungsfällen müſſen Beide 
einander vertreten. Die Ortsvorſteher reſp. Dorfſchulzen ſind ſchon 
nach alten Verordnungen!) niedere Polizeiofficianten und Organe der 
Amtsbehörden, dürfen auch in ſolcher Eigenſchaft wegen der mangelnden 
Controle keine Dorfskrüge pachten“). Sämmtliche Unterofficianten find 
zur Nachforſchung und Anzeige von Steuerdefraudationen!), Pungen— 
wagen-Gontraventionen !“), und die Dorfſchulzen beſonders zur Anmel— 
dung von Unzuchts- ) und ſolchen Sterbefällen verpflichtet, in Folge 
deren ſich Curatelen Hinterbliebener vernothwendigen. 


§ 27. 
Dienſtliche Verantwortlichkeit. 


Der Amts-Dirigent hat das Recht der Anerinnerung bei dienſtlicher 
Unordnung der andern Beamten, der Auditoren und Rendanten; der 
Erinnerung zu den Perſonalacten, der Ertheilung von Verweiſen, und 


) Vgl. Sporteltare v. 15. März 1858, XX., Rgbl. 9. 

9) V. v. 28. März 1772, § 58, H. IV. 34; die frühere Remuneration hierfür 
iſt durch C. v. 11. Juli 1862 aufgehoben. Vgl. § 18 a. E. 

10) C. v. 16. Nov. 1854. 

1) Der Act der Ablieferung und Ueberweiſung an die Diſtriets behörde ſelbſt 
aber ſoll von einem inſtruirten Manne, gewöhnlich einem Subalternen, vorgenommen 
werden, V. v. 15. Juli 1836, Ra. 1944, Rgbl. 27, ogl. V. v. 25. Juli 1856, 
Anl. III., § 13, Ra. 5141, Rgbl. 26 (vgl. § 18 a. E.). 

12) C. v. 25. Oectbr. 1837, Ra. 39, v. 2. Oetbr. 1842, Ra. 260, vgl. C. v. 
6. April 1833, § 6, Ra. 207, v. A. Septbr. 1851, Ra. 3918, v. 24. Septbr. 
1851, 5. Ra. 3919, die Sporteltare in Note 8. — Vgl. § 25, Note 12. 

13) Schulzen- und Bauernordnung v. 1. Juli 1702, H. IV. 4. 

4 R. v. 30. Aug. 1837, Ra. 4681. 

15) C. v. 17. Juni 1826, Ra. 662. 

16) C. v. 19. Juli 1858. 

7) V. v. 24. April 1856, $ 6, Ra. 4824, Rgbl. 17. 
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nach collegialiſcher Berathung auch der Verfügung von Disciplinar— 
und Ordnungsſtrafen bei dienſtlichen und außerdienſtlichen Vergehen 
der Subalternen und Unterofficianten; endlich bei Wiederholungen die 
Pflicht der Anzeige bei der Kammer‘). Auch den übrigen Beamten 
ſind unmittelbare Zurechtweiſungen der Subalternen und Unterbedienten 
geſtattet; bei Erfolgloſigkeit derſelben haben ſie unter Anſchluß der 
betreffenden Acten weitere Verfügung des Amts-Dirigenten zu bean— 
tragen?). Die Kammer verhängt Verweiſe, Ordnungsſtrafen, Ermah— 
nungen vor verſammeltem Collegium), Abſendung von Commiſſarien, 
event. auf Koſten der Schuldigen. Beſonders ſtrenge ſind die Maß— 
regeln zu gewiſſenhafter und prompter Rechnungsführung. Bei Nicht— 
beachtung der mancherlei, übrigens auf motivirten Antrag gewöhnlich 
verlängerten) Friſten, werden unmittelbar nach der Verfallzeit geſchärfte 
Befehle neben Wahrnahme der üblichen Strafgebühr, unter Setzung 
einer neuen kurzen Friſt, neben Androhung von Ordnungsſtrafen von 
5 — 25 Thlrn. erlaſſen, und bei weiterer Nachläſſigkeit letztere durch 
Abzug vom Gehalt verfügt, auch nach Befinden geſchärftere Strafen 
verhängt, event. Commiſſarien geſandt?). Die Kaſſen werden jährlich 
von den Diſtrictsräthen, die von Subalternen verwalteten Nebenkaſſen 
aber durch die Amts-Dirigenten revidirt'). Befundene Unordnungen 
und Defecte ohne erſichtlichen dolus ſind das erſte Mal binnen 6 Wochen 
nach Eingang der Monitur zu juſtificiren oder zu erſtatten, und oben— 
drein mit Verweiſen oder Geldſtrafen von 20—30 Thlrn., bei Wieder— 
holungen aber oder ſofortigem offenbaren dolus criminell zu ahnden, 
womit gleichzeitige Entſetzung verbunden iſt; letztere erfolgt ſchon nach 


1) C. v. 24. Septbr. 1851, II-V., Ra. 3919. 

) C. v. 24. Septbr. 1851, IV. eit. 

) Deſſen Vorladung Beamte zu befolgen haben, Verordn. v. 15. Mai 1713, 
H. IV. 10. 

) C. v. 3. März 1846, Ra. 3961. 

) C. v. 14. Juni 1851, Ra. 3973, vgl. V. v. 5. März 1816, Ra. 184, 
Rgbl. 12, v. 24. Febr. 1819, Ra. 188, Rgbl. 8, C. v. 23. März 1829, Ra. 197, 
Rgbl. 14, v. 14. März 1836, Ra. 234, v. 3. März 1846, Ra. 3961, v. 22. März 
1849, Ra. 3966, v. 6. Nov. 1850, Ra. 3970. 

6) V. v. 10. Juli 1855, Ra 4902, Rgbl. 27, C. v. 29. Nov. 1855, wodurch 
V. v. 22. Juli 1825, Ra. 3862, Rgbl. 1829, St. 25, Rgbl. 1833, St. 44, und 
Rgbl. 1837, St. 46, C. v. 15. Aug. 1846, Ra. 3962, v. 22. Deebr. 1848, Ra. 
3965, 24. Septbr. 1851, 4., Ra. 3919, v. 13. Aug. 1853 veraltet ſind. 
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adminiſtrativer, ſummariſcher Vorunterſuchung und Ueberführung durch 
die vorgeſetzte Dienſtbehörde auf deren motivirten Antrag beim Staats— 
miniſterium, wobei die Competenz der Gerichte zu crimineller weiterer 
Beſtrafung gewahrt bleibt). 

Wegen des collegialiſchen Betriebes tragen die Beamte nicht nur 
für ihre eignen, ſondern auch für die Amtshandlungen ihrer Collegen 
die volle Verantwortlichkeit'). Eine Ausnahme hiervon iſt nur bei dem 
Kafjen- und Rechnungsweſen, wo eine genaue Controle den übrigen 
Beamten unmöglich iſt, und die gemeinſame Unterſchrift Aller nur die 
Gewißheit geben ſoll, daß die Rechnungen dieſen zur Kenntniß gekom— 
men und von ihnen ohne offenbaren Irrthum befunden find). 


§ 28. 
Verklagbarkeit der Beamte. 


Die Grundſätze über gerichtliche Verklagbarkeit ſowol der Behörde 
als ihrer einzelnen Mitglieder ſind beſtimmt ). Jegliche Klage iſt aus— 
geſchloſſen über Vollſtreckungsweiſe und Rechtsgrund adminiſtrativer 
Executionen, ſoweit dabei kein Exceß einzelner Officianten vorgekommen 
iſt; die Beſchwerden gehen hier an die adminiſtrative Oberbehörde, doch 
ſind Interventionen Dritter gerichtlich zu erledigen. In Fällen, wo 
das herrſchaftliche Intereſſe als Object der beantragten rechtlichen Ent— 
ſcheidung betheiligt iſt?), ferner bei Anſprüchen gegen den durch die 
Beamten commiſſariſch vertretenen, landesherrlichen Kirchenpatron!), 


7) V. v. 5. Juni 1784, H. I. 224, v. 31. März 1813, Ra. 1801, Rgbl. 17, 
v. 24. Juni 1813, Ra. 1802, v. 31. Jan. 1817, Ra. 1807, Rgbl. 11, v. 6. Juni 
1855, Ra. 4448, Rgbl. 22, vgl. Competenz-Ordnung v. 4. April 1853, § 10, 
Ra. 4863, Rgbl. 14. Veraltet find V. v. 15. März 1712 u. v. 12. Decbr. 1749. 
H. I. 46. 

) C. v. 31. Aug. 1850, Ra. 3914. 

9) R. v. 24. April 1838, Ra. 250. 

) C. v. 30. Juni 1837, Ra. 60. 

2) Z. B. auch bei Pflichtwidrigkeit der Domanial- Hypotheken - Behörden, wo 
ſubſidiär landesherrliche Garantie eintritt, V. v. 2. Jan. 1854, § 43, Ra. 4324, 
Rgbl. 2. 

3) Vgl. V. v. 16. Septbr. 1839, $ 1, Ra. 3202, Rgbl. 37. 
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endlich bei Schadensanſprüchen gegen Amtsgerichte), ſind allerdings 
Klagen ſtatthaft, doch nicht gegen die Behörde direct, ſondern gegen 
einen Kammer-Procurator, deſſen Beſtellung bei der adminiſtrativen 
Oberbehörde erbeten, nicht verweigert und event. Gegenſtand land— 
ſtändſcher Vertretung wird’); gerichtliche Inhibitorien oder proviſoriſche 
Verfügungen ſind aber von den Aemtern zu reſpectiren. Die Behörden 
können direct gerichtlich beſprochen werden bei Klagen aus beſtrittener 
Ortsangehörigkeit; doch ſind die Acten noch vor der Einlaſſung zur 
Information bei der Kammer einzureichen. Die einzelnen Mitglieder 
endlich müſſen jederzeit direct auch ihre Official-Handlungen oder Unter— 
laſſungen vor Gericht vertreten‘), insbeſondere auch in Fällen fiscaliſcher 
Anklagen, wobei ihnen natürlich ihr Regreß gegen die beauftragenden 
Oberbehörden unbenommen bleibt, und ihnen auch nach den Umſtänden 
Erſatz der Proceßkoſten durch letztere wird. Aus naheliegenden Zweck— 
mäßigkeitsgründen gilt aber hierbei, daß jene aus adminiſtrativer und 
polizeilicher Thätigkeit erſt dann verklagt werden können, wenn die Un— 
rechtmäßigkeit derſelben von der vorgeſetzten Behörde im Adminiſtrativ— 
wege erwieſen, und von dieſer der Rechtsweg eröffnet tt’). 


§ 20. 
Competenz der Amtsbehürden. 


Dieſe wird räumlich zunächſt durch den beſtimmten Umfang der 
einzelnen Aemter begrenzt, und erſtreckt ſich in das Weichbild der Städte 
hinein nur auf die Amtsfreiheiten (§ 3); doch umfaßt ſie im Gebiet 


) Buchka und Budde, Entſcheidungen des Mecklenb. Oberappellationsgerichts, 
Bd. II., pag. 39. 

) V. v. 1. Juli 1818, §8 12 und 17, 1. Ra. 1396, Rgbl. 26, und Anlage 
zur Nebenverordnung v. 20. Juli 1840, Ra. 1401, Rgbl. 26. 

6) C. v. 30. Juni 1837, Ra. 60, vgl. Reverſalen v. 2. Juli 1572, „Drittens“, 
H. III. 3, Land- und Hofgerichtsordnung v. 2. Juli 1622, Thl. 2, Tit. V., § 3, 
H. I. I, Landes-Erbvergleich v. 18. April 1755, § 395, H. III. I. Wegen deſſen, 
was zu rechtlicher Beurtheilung und dienſtlichem Ermeſſen ſteht, ſind Beamte nur der 
Dienſtbehörde, nicht aber Privaten verantwortlich, V. v. 2. Jan. 1854, § 43, Ra. 
4324, Rgbl. 2. 

) Regiminal-Reſeripte v. 23. Juni 1838, Ra. 1434; vgl. Buchka u. Budde, 
Bd. 2, pag. 12. 
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der Forſtverwaltung und des ſonſt getrennten Hausgutes auch die 
Juſtiz- incl. Forſtgerichts-), Hypotheken-, Curatel-, Polizei-, Nieder— 
laſſungs⸗), Armen-, Medicinal-, Schul-, Communal- und Militairſachenz). 
Intenſiv enthält ſie: 

1) die Adminiſtration der Aemter, d. i. beſonders alle Theile ihrer 
Oekonomie-Verwaltung in Haus und Feld der Amtseingeſeſſenen, die 
Berechnung ihrer Gefälle und ihr Bauweſen, — ferner die eng hiermit 
verbundene und mehrfach untrennbare ſog. Wohlfahrtspolizei, insbeſon— 
dere die Niederlaſſungen, Heimaths-, Auswanderungs-, Armen-, Medi— 
einal⸗, Schul-, Brand- und Waſſerſachen — endlich die ſpeciellen Com— 
miſſorien ſowol des landesherrlichen Patronates) bei geiſtlichen Bauten 
und Verwaltung des Kirchenvermögens als der Wegebeſichtigungen 
(8 25, Note 6). Nach Aufhebung der Elbzollämter zu Dömitz und 
Boitzenburg iſt noch den dortigen Domanialämtern die Unterſuchung 
der Tüchtigkeit und die Feſtſtellung der Tragfähigkeit der Elbfahrzeuge 
ſowie die Ertheilung und Wiedereinziehung der Elbſchifferpatente über— 
tragen’). 

Zu ſegensreichem Wirken, zu neuen Schöpfungen iſt hier ein weites 
Feld geöffnet, und die erforderlichen Mittel werden ſtets bereitwillig 
von dem Landesherrn durch die competenten Oberbehörden, insbeſondere 
das Kammer- und Forſtcollegium, gewährt. Wo hierbei engere techniſche 
Kenntniſſe ſich vernothwendigen, zumal bei forſtwirthſchaftlichen Fragen, 
bei Bauten, bei Vermeſſungen, werden beſondere Forſt- und Baubeamte, 
auch Landmeſſer, neben den Mitgliedern der Amtsbehörden thätig, zu 
denen dieſe dann in bald nähere, bald entferntere geſchäftliche Beziehun— 
gen treten (vgl. §§ 44, 50, 55); 

2) die Sicherheits-, Grenz- und Fremdenpolizei, beſonders Vaga— 
bonden- und Paßſachen, und die Strafpolizei, d. i. die Beobachtung 
der Nüchternheit, Sittlichkeit, Sonntagsheiligung. Hierher gehört auch 
das Specialcommiſſariat der Gendarmerie (§ 25, Note 7); 


) C. v. 1. März 1854. 

5) C. v. 6. März 1851. 

3) V. v. 28. Aug. 1850, Ra. 3775, Rgbl. 36. 

) C. v. 16. Septbr. 1839, $ 1, Ra. 3202, Rgbl. 37. 
5) V. v. 27. Juni 1833, Rgbl. 28. 


Be) 


3) die geſammte Juſtiz incl. Civil- und Criminalpflege, freiwillige 
Gerichtsbarkeit, Curatelen, Depoſiten, auch Hypotheken); 
4) die Rekrutirung. 


80 
Tortſetzung. 


Die althergebrachte Verbindung der Juſtiz und der Adminiſtration 
im Schooße derſelben Amtsbehörden iſt vielfach angefochten), hat ſich 
jedoch in ihrer vollen Wirkung bis auf den heutigen Tag gehalten. 
Unzweifelhaft hat ſie die Vortheile ſchnelleren Geſchäftsbetriebs bei 
gegenſeitigen Beziehungen der Adminiſtration und der Juſtiz), erleich— 
terter Vergleiche durch den Richter, der ſchon als Verwaltungsbeamter 
den Leuten nahe tritt und ihr Vertrauen erwerben kann, umfaſſenderer 
Ausbildung, weil der Beamte unter Umſtänden jeden Reſſort zu über— 
nehmen in die Lage kommt und fähig ſein muß ($ 25) — doch liegt 
auch wiederum die Gelegenheit zur Vernachläſſigung, ſelbſt zum Miß— 
brauch einer Branche auf Koſten der andern, nahe. 

Adminiſtration und Juſtiz bei den Aemtern werden ſonach durch 
dieſelben Behörden verwaltet, deren ſämmtliche wirkliche Beamte deshalb 
ſchon in ihren Beſtallungen zu ſolchen doppelten Functionen berechtigt 
wie verpflichtet ſind und das volle Votum in judicialibus et in camera- 
libus haben?). Doch erkennen die Amtsbehörden in Juſtizſachen unter 


6) Wenngleich die Hypothekenbehörde als Amt und nicht als Amtsgericht thätig 
wird, ſo iſt ihr Betrieb doch vorwiegend ein juriſtiſcher, weshalb auch nur Beamte 
mit votum in judieialibus darin thätig werden dürfen, und Beſchwerden an das 
Juſtizminiſterium gehen. V. v. 2. Jan. 1854, § 44, Inſtruction dazu § 22, Ra. 
4324, Rgbl. 2; vgl. § 30 im Tert a. E. 

) Vgl. Cab.⸗Reſer. v. 27. Septbr. 1828, Ra. 57. 

) Z. B. gegenſeitiges Jungiren und Einſehen von Acten ohne Requiſition, 
wechſelſeitige Mittheilungen ohne beſondere Ausfertigungen, vgl. §S 28 der sub Note 6 
des § 29 citirten Inſtruction. 

) Die beſtallungsmäßige adminiſtrative und gleichzeitig richterliche Eigenſchaft 
voller Beamten ($ 12) war unbedenklich, ſolange das Richtereramen ausſchließliche 
Bedingung beamtlicher Beförderung war ($ 11, Note 17). Seitdem aber auch ſchon 
allein das cameraliſtiſche Examen genügt ($ 11, Note 20), widerſtreitet jenes 
beſtallungsmäßige Recht anſcheinend den Laudesgeſetzen, welche zu richterlicher Quali— 
Reation vorherige Abſolvirung des Richter-Eramens noch jetzt fordern, vgl. V. vom 


EN 


dem Namen von Amtsgerichten, find an die Juſtizgeſetze gebunden, 
ſtehen hierbei unter Controle der Landesgerichte und ſind hierin frei 
von Beeinfluſſungen durch die Kammer). Letztere iſt aber Dienſtbehörde 
aller Beamten, alſo auch der zu ihnen gehörenden, die Juſtiz verwal— 
tenden Amtsrichter (§ 8), und übt als ſolche volle Disciplinargewalt 
auch über dieſe aus. Im Uebrigen iſt ſie bei der eigentlichen Suftiz- 
pflege nur betreffs der aus landesherrlicher Kaſſe zu übertragenden 
Gerichtskoſten und der dahin fließenden Sporteln und Strafen inter— 
eſſirt, für deren Verausgabung, Vereinnahmung, Berechnung ſie die 
nöthigen Inſtructionen ertheilt, giebt aber für den weniger ſtreng 
gerichtlichen Hypotheken- (§ 29, Note 5) und Forſtgerichts-Betrieb ſelbſt 
Normen des formellen Verfahrens. 


8 1 
Grenzen zwiſchen Adminiſtration und Juſtiz. 


Competenz-Conflicte zwiſchen der Juſtiz und Adminiſtration ſind 
ungeachtet und vielleicht grade wegen ihrer engen Verbindung nicht 
ſelten. Nach beſtehenden Verordnungen der richterlichen Cognition 
entzogen und ausſchließlich auf Adminiſtrativwege zu entſcheiden ſind 
alle eigentlichen Gehöfts- und Landwirthſchaftsſachen ), insbeſondere 
auch noch die Auseinanderſetzung des bäuerlichen Nachlaſſes, nebſt 
Trennung der herrſchaftlichen Hofwehr vom Allod ?), die Regulirung 


27. Septbr. 1837, I. Ra. 1432, Rgbl. 37. Der Landesherr iſt freilich in ſeinem 
Domanium unbeſchränkter Geſetzgeber — doch nehmen auch Leute aus anderen Lan— 
destheilen bei Klagen gegen Domanialeingeſeſſene vor den Amtsgerichten ihr Recht 
(§ 2, Note 2). Auf alle Fälle iſt denjenigen Beamten, welche ſchon auf das came— 
raliſliſche Eramen hin ernannt find (§ 11, Note 20), nachträglich förmliche landes— 
herrliche Dispenſation vom Richter-Examen ertheilt, und dadurch ihre richterliche 
Qualification außer allen Zweifel geſtellt. 

) Cab.⸗Reſer. v. 30. Juni 1834, Ra. 1562, v. 28. März 1835, Ra. 1886. 

) Kammer- und Rentereiordnung v. 28. Aug. 1751, I. H. IV. 15; V. vom 
17. Septbr. 1776, H. I. 161; Cab.-Reſer. v. 17. März 1806, Ra. 55; R. vom 
9. Juni 1836, Ra. 111. 

2) Cab.⸗Reſer. v. 14. Novbr. 1805, Ra. 54, V. v. 31. Juli 1858, Rgbl. 22, 
vgl. §§ 88 ff., 100 ff. Spätere Differenzen über das ſchon feſtgeſtellte Allod ſtehen 
zur richterlichen Competenz, Cab.-Reſer. v. 15. Jan. 1837. I. Ra. 116. 
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des Altentheils?) und der Ausſteuer), die Gehöftsregulirung der ab 
intestato verſtorbenen Erbpächter?), die Natural- und Geldpräſtationen 
der Zeitpachteontracte‘) reſp. ihrer Anlagen, der Tagelöhner-Regulative)), 
die Repartition der Communal⸗- und ſonſtigen öffentlichen Laften®), Grenz— 
ſtreitigkeiten der von der Landesherrſchaft auf Zeitpacht ansgegebenen 
Hof- und Bauerngüter“), Auseinanderſetzung über herrſchaftliche Dienſt— 
ländereien“), Differenzen über herrſchaftliche Einlieger-Ländereien !), 
Strandungsſachen“), Beſchwerden über unmäßiges Metzennehmen der 
Müller“). Recurſe in dieſer jog. Adminiſtrativjuſtiz führen vom Amte 
regelmäßig zunächſt an die Kammer und dann an das Juſtizminiſterium, 
bei Gehöftsregulirungen ab intestato verſtorbener Erbpächter und bei 
Strandungsſachen ſofort an letzteres direct“). Ebenſo find bei Armen— 
ſachen, mit Ausnahme beſtrittener Heimathsrechte !), nur Recurſe ſtatt— 
haft, bei Amtsarmenpflege “) zunächſt an die Kammer und dann an 
das Miniſterium des Innern, bei Ortsarmenpflege betreffs der Armen— 


3) Cab.⸗Reſer. v. 14. Novbr. 1805, Ra. 54, v. 15. Jan. 1837, II. Ra. 116, 
vgl. § 96; doch nicht des Büdner-Altentheils, R. v. 29. Juni 1841, Ra. 61, vgl. 
§ 118 a. E. 

) Cab.⸗Reſer. v. 6. Octbr. 1808, Ra. 56, v. 15. Jan. 1837, II. Ra. 116; 
vgl. § 99. 

) V. v. 25. Jan. 1860, §§ 4 und 19, Rgbl. 4; C. v. 4. Aug. 1860; vgl. 
§§ 112 u. 113, und § 31, Note 2. 

) R. v. 29, Oetbr. 1831, Ra. 59, vgl. § 80 a. E., auch nach ausdrücklicher 
Stipulation der Zeitpachtscontracte. 

5) Vgl. gg 124, 130. 

) Vgl. 88 70, 83, 108, 117, 121, 127, 130, 140. 

) R. v. 27. Juli 1829, Ra. 58; jedoch reſſortiren für die durch die admini— 
ſtrative Ermittelung gewonnenen Entſchädigungsanſprüche wegen Nutzungs-Verluſt die 
Gerichte; vgl. noch ökonom. Sporteltare v. 16. Febr. 1849, 30, Ra. 4006. 

10) R. v. 1. Oetbr. 1802, H. IV. 85; vgl. $ 21. 

1) Vgl. $ 137 a. E. 

) V. v. 20. Decbr. 1834, § 15, Competenz-Verordnung v. 4. April 1853, 
8 7, Ra. 4863, Rgbl. 14. 

1%) V. v. 10. März 1781, H. IV. 51, Cab.⸗Reſer. v. 17. März 1806, Ra. 55; 
vgl. § 150. 

) Vgl. Citate in Noten 5 u. 12 und Competenz-Ordnung v. 4. April 1853 
§ 7 B. b., Ra. 4863, Rgbl. 14. 

15) Cab.⸗Reſer. v. 7. Oectbr. 1836, Ra. 1566. 

6) V. v. 30. Juni 1824, § 11, Ra. 2102, Rgbl. 31, 33, vgl. V. v. 4. April 
1853, § 5, A. c., Ra. 4863, Rgbl. 14. 
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kaſſen) von der Kammer an das Miniſterium der Finanzen, in den 
übrigen Theilen der Ortsarmenpflege vom Amte direct an das Mini— 
ſterium des Innern“), bei Angelegenheiten des Wickendorfer Arbeits— 
hauſes aber vom Amte an die Kammer und dann gemeinſchaftlich an 
die Miniſterien des Innern und der Finanzen ). In Niederlaſſungs— 
ſachen führen die allein ſtatthaften Recurſe bei Ortsarmenpflege”) vom 
Amte direct an das Miniſterium des Innern, bei Amtsarmenpflege im 
Uebrigen zunächſt an die Kammer und von dort gemeinſchaftlich an 
die Miniſterien des Innern und der Finanzen, jedoch in den Flecken, 
ſoweit dort noch Amtsarmenpflege herrſcht, an das Miniſterium des 
Innern allein?). 


Lortſetzung. 

Ferner gehen, mit Ausſchluß gerichtlicher Weiterungen, die Recurſe 
bei Brandaſſecuranzſachen vom Directorium an die Kammer und dann 
an das Miniſterium des Innern ), bei Angelegenheiten des allgemeinen 
Civil⸗Wittwen⸗Inſtituts an das Directorium und dann an das Mini— 
ſterium der Juſtiz?), bei Rekrutirungen an die Diſtrictsbehörde und 
dann an das Miniſterium des Innern), bei Expropriationen zu Land— 
und Waſſerſtraßen “), Eisenbahnen 5), zu Entwäſſerungen )), ferner bei 
Streitigkeiten über Beſſerung und Unterhaltung der Land- und Com— 
municationsſtraßen“), von den Commiſſarien an das Miniſterium des 


— V. 


9. Mai 1859, § 24. 

9. Mai 1859, § 24. 

. 21. Juni 1861, § 13, Rgbl. 23. 

. 9. Mai 1859, 8 24. 

2) V. v. 4. April 1853, § 5, A. d. Ra. 4863, Rgbl. 14. 

) V. v. 15. Oetbr. 1855, 88 6 und 47, Ra. 4574, Rgbl. 39. 

v. 17. März 1863, $ 53, Rgbl. 13. 

V. v. 25. Juli 1856, §§ 36 und 42, und Anl. III., § 28, Ra. 514ʃ, 
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) V. v. 3. Jan. 1837, §§ 5 und 7, Ra. 1354, Rgbl. 3. 

5) V. v. 6. Jan. 1842, 88 3 u. 9, Ra. 1356, Rgbl. 2, v. 29. März 1845, 
88 3 u. 10, Ra. 1357, Rgbl. 9, v. 25. Juni 1845, Ra. 2430, Rgbl. 20, v. 20. 
Decbr. 1845, Ra. 2432, Rgbl. 1848, St. 1. ö 

6) V. v. 31. Juli 1846, $ 37 ff., Ra. 2496, Rgbl. 22. 

7) V. v. 29. Juni 1824, 2. b., Ra. 2305, Rgbl. 31, v. 19. Febr. 1842, 
§ 12, Ra. 2337, Rgbl. 6, v. 4. Aug. 1854, $ 17, Ra. 4589, Rgbl. 32. 
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Innern, dagegen bei Fixirung des kirchlichen Ausgabeetats durch Patron 
und Eingepfarrte an das Miniſterium der Finanzen). Alle geiſtlichen 
Gebühren und Hebungen werden ohne Rechtsgang vom Amte im 
Executionswege!) beigetrieben; ähnlicher Privilegien erfreuen ſich häufig 
die Schornſteinfeger, Abdecker, Viehverſchneider, Muſikanten mit Zwangs— 
rechten ($ 151 und 152). Endlich hat die Kammer bei der ſonſt gericht— 
lichen Unterſuchung über Ausmahlen der Zwangsgäſte das Recht der 
Ermäßigung von Strafe und Koſten“). Ohne Ausſchluß gerichtlicher 
Thätigkeit ſind auch die Aemter berechtigt, von den geſetzlich alimenta— 
tionspflichtigen Perſonen nach zuvoriger gerichtlicher oder adminiſtrativer 
Feſtſtellung des Rechtspunktes und ſeines Umfanges, die ſchuldigen 
Alimente und ſelbſt amtswegen gemachten Vorſchüſſe auf adminiſtrativem 
Wege beizutreiben!), und müſſen ſelbſt die Gerichte desfallſigen Re— 
quiſitionen Folge leiſten?). Der Recursgang der Betroffenen iſt hier 
wie bei den eben erwähnten ſonſtigen Armenſachen. ($ 31 a. E.) 


II. Die Forſtbehörden. 
8 33. 
Frühere und jetzige Organiſation. 


Gleich den Aemtern boten auch die Forſten bis zum Ende des 
vorigen Jahrhunderts ein trauriges Bild. Gegen die auch in Mecklen— 
burg früh auftretenden Devaſtationen der Waldungen wurden freilich 
ſchon ältere Gejete‘) erlaſſen, doch fehlte es zu ihrer Vollſtreckung an 
dem nöthigen Perſonal, und die nur wenigen Foreſtalen kannten oft 


) V. v. 21. April 1832, §§ 5 u. 7, Ra. 3195, Rgbl. 18, vgl. V. v. 4. April 
1853, $ 6 E., Ra. 4863, Rgbl. 14. 

>) Superintend.-Ordnung v. 31. Jan. 1571, Art. 7, H. II. 3; revid. Kirch.⸗ 
Ordnung v. 1650, Thl. 2., H. II. 1. pag. 67, V. v. 20. März 1681, H. I. 128. 

0) V. v. 22. März 1809, Ra. 2530, v. 29. Juli 1809, Ra. 2531, Rgbl. 32, 
v. 10. Deebr. 1846, Ra. 2580, Rgbl 33, vgl. § 149, Note 3. 

1) V. v. 21. Juli 1821, $ 2, Ra. 2095, Rgbl. 26, C. v. 16. März 1855. 

1) V. v. 7. Febr. 1863, Rgbl. 7. 

) Polizei⸗Ordnung v. 2. Juli 1572, Art. 14, H. V. 1. — V. v. 29. April 
1706, H. IV. 98. 

Bald, Domankale Verhältniſſe. I. 4 
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kaum ihre weiten Reviere. Zwar war die forſtliche Aufficht auch Pflicht 
der Aemter), aber hier mangelten die erforderlichen techniſchen Kennt— 
niſſe. Erſt mit der erwachten Ueberzeugung von der Bedeutung der 
Forſten iſt in neuerer Zeit eine geregelte und rationelle Forſtwirthſchaft 
eingeführt, und eine Reihe wohlbeſetzter Forſtinſpectionen verbreitet ſich 
jetzt über das ganze Land ($ 2). Auch miſchen ſich jetzt die Aemter 
nicht mehr in die eigentliche Forſtverwaltung ($ 44), und find dann 
nur noch in Fällen, welche Rechtskenntniß erfordern, zur Vertretung 
des Forſt- und Jagdintereſſes gegenüber anderen Behörden verpflichtet“ 
(vgl. $ 43). 

Die Foreſtalen jeder Forſtinſpection zerfallen in den Forſtinſpections— 
beamten und, je nach Größe der einzelnen Inſpectionen, mehrere Unter- 
beamte verſchiedenen Grades. Die Functionen der Subalternen werden 
von den Unterforeſtalen, im Nothfalle auch von den dann auf Koſten 
der Forſtkaſſe anzuholenden Amts-Subalternen), verwaltet. 


8 34. 
Qualification, Anſtellung der Auditoren und Korſtinſpectionsbeamten. 


Die Aſpiranten der höheren Forſtcarriere müſſen nach neuerer 
Beſtimmung!) während eines Jahres die Prima des Gymnaſiums 
beſucht oder die Reife zur Univerſität erreicht, demnächſt einjährige 
Lehrzeit bei einem praktiſchen Großherzoglichen Forſtbeamten, ferner 
den ganzen Curſus einer höheren Forſtlehranſtalt oder zweijähriges 
Studium der Haupt- und Hülfswiſſenſchaften des Forſtweſens auf einer 
deutſchen Univerſität, endlich weiteren zweijährigen praktiſchen Lehrdienſt 
bei einem Großherzoglichen Forſtinſpectionsbeamten abſolvirt haben, 
unverehlicht, unbeſcholten, unter 30 Jahren, nach militairärztlichem Zeug— 
niſſe vollkommen — beſonders an Augen und Gliedmaßen — geſund 
ſein, und demnächſt nach der mit ſelbſtverfaßtem und eigenhändigem 


2) V. v. 6. Decbr. 1777, H. IV. 123, Rgbl. v. 1817, St. 39. 
) C. 5. Septbr. 1845, Ra. 4051. 
) R. v. 27. Juni 1834, Ra. 471, v. 10. April 1840, Ra. 475, C. v. 17. 


Octbr. 1844, Ra. 4066. 
) Regulativ v. 12. Juli 1858, mitgetheilt durch C. v. 4. Septbr. 1858, 
wodurch das frühere Regulativ v. 10. Febr. 1841, Ra. 453, veraltet iſt. 
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currieulum vitae verbundenen Meldung beim Forſtcollegium und ertheilter 
Allerhöchſter Erlaubniß des Finanzminiſterium ein Staatsexamen vor 
einer unter Direction eines Forſtraths aus zwei Forſtinſpectionsbeamten 
und einem Baubeamten zu Schwerin jährlich im Herbſte zuſammen— 
tretenden Commiſſion beſtehen. Daſſelbe enthält eine Probearbeit, 
Clauſur und mündliche Prüfung. Erſtere erſtreckt ſich vorzugsweiſe 
auf Betriebsregulirung eines vom Forſtcollegium bezeichneten Wald— 
complexes und darf nicht zu umfänglich ſein, ſo daß ſie ſchon bei mitt— 
lerer Qualification des Examinanden in einem halben Jahre erledigt 
ſein kann. Das weitere, etwa 3 — 4 Tage dauernde, im Zimmer wie 
im Walde vorzunehmende Examen umfaßt außer den ſchon an die 
Förſter geſtellten Anforderungen (§ 38, 39) im Allgemeinen noch ein 
tieferes Eingehen auf die Forſt-, Jagd- und Hülfswiſſenſchaften der 
höheren Forſtlehranſtalten und auf die praktiſche Auffaſſung und An— 
wendung derſelben, insbeſondere aber noch in der Mathematik die 
Algebra incl. kubiſche Gleichungen und Logarithmen, Geometrie 
incl. Kreis-Lehre, ebene Trigonometrie, Kenntniß der trigonometriſchen 
Tafeln, Stereometrie, in der Botanik und Zoologie Syſtemkunde und 
Kenntniß der dem Forſtmann und Jäger wichtigen Pflanzen und Thiere, 
in der Forſt- und Jagdwiſſenſchaft die Lehren des Waldbaues, der 
Jagdkunde, die Hauptlehren der National-Oekonomie und Staatsforſt— 
wiſſenſchaft, ferner die Kenntniß der Forſt- und Jagdliteratur, der 
mecklenburgſchen Forſt-, Jagd-, Polizei- und Amtsordnungen, endlich 
des Geſchäftsganges und des Rechnungsweſens in ſeinen Hauptbeſtand— 
theilen. 


$ 35. 
Tortſetzung. 


Auf den Bericht der Prüfungscommiſſion ertheilt das Forſtcolle— 
gium ein Atteſt über ausgezeichnetes, gutes, genügendes oder ungenü— 
gendes Examen ). Die Nichtbeſtandenen dürfen innerhalb einer vom 
Forſtcollegium beſtimmten Friſt im Einzelnen oder im Ganzen wieder— 
holt geprüft werden, und können beim abermaligen Mißlingen auf ihren 
Antrag höchſtens nur noch Aufnahme in die Förſterliſte und, in der 


) C. v. 30. Nov. 1859. 
4* 
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Anciennetät nach der Zeit ſolches Antrages, demnächſtige Berückſichtigung 
für Förſterſtellen, aber dann auch ohne das Erforderniß des ſonſt für 
letztere verlangten vorgängigen Militairdienſtes, erwarten?). Die Be— 
ſtandenen dagegen werden nach Allerhöchſtem Ermeſſen durch Anſtellungs— 
Reſcript Forſtauditoren, vor dem Kammer- und Forſtcollegium beeidigt, 
und richten ſich in ihrer Anciennetät nach dem Zeitpunkte des abſol— 
virten Examens. Die Auditoren müſſen ſich zunächſt einer einzelnen 
von ihnen gewählten Inſpection zur Beaufſichtigung und Weiterbildung 
unterordnen, werden von dem Inſpectionsbeamten nach deſſen Belieben 
beſchäftigt, erhalten auch vom Forſteollegium dienſtliche ſpecielle Auf— 
träge und Commiſſorien, temporäre Adminiſtration von Förſter- und 
Forſtinſpectionsſtellen, und ſollen regelmäßig vor weiterem Aufrücken 
wenigſtens während 3 Jahren Förſterſtellen verwaltet haben. Auf 
Vorſchlag des Forſtcollegium, aber nach freiem landesherrlichen Belieben, 
avanciren dann endlich die Auditoren zu wirklichen Inſpectionsbeamten 
mit dem Charakter als Forſtmeiſter, bei längeren Dienſtjahren und 
Auszeichnung auch Oberforſtmeiſter). Die Forſtinſpectionsbeamten 
erhalten eine Beſtallung ($ 12) und ſtellen angemeſſene Dienſtcaution. 

Adlige Forſtcandidaten können ſchon vor dem Auditoren-Examen 
zu Forſt⸗ und Jagdjunkern mit ſpecieller Function auf den Hofjagden 
ernannt werden, ohne hierdurch weiteren dienſtlichen Vorzug zu er— 
werben ). 


$ 36. 
der Unterforeſtalen. 


Dieſe beginnen verordnungsmäßig!“) ihre Laufbahn als Lehrlinge 
bei Großherzoglichen Forſtinſpectionsbeamten mit Specialforſt, oder bei 
ſolchen Förſtern und ſonſtigen Forſtmännern, denen die Berechtigung 
zur Ausbildung von Lehrlingen vom Forſtcollegium beigelegt iſt. Wegen 
Zulaſſung zur Lehre müſſen ſie ſich bei dem competenten Inſpections— 

2) Regulativ v. 29. April 1863, HH 13 u. 17. 

3) C. v. 30. Novbr. 1843, Ra. 4044. 

9) C. v. 25. Nov. 1859. 

) Regulativ v. 29. April 1863, wodurch die früheren C. v. 5. Febr. 1826, 
Ra. 447, Rgbl. 7, v. 10. Febr. 1841, Ra. 453, v. 25. Juli 1853 aufgehoben ſind. 
Uebrigens warnt ſchon das C. v. 23. März 1841, Ra. 454, Rgbl. 11, vor zu 
großem Andrange wegen Ueberfüllung. 
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beamten melden und hierbei die Zuſtimmung ihres Vaters oder Vor— 
mundes, ein Lebensalter von mindeſtens 17, höchſtens 21 Jahren, voll— 
ſtändige Fertigkeit im Leſen, Schreiben und Rechnen der 4 Species, 
nicht minder moraliſchen Wandel wie tadelloſen Ruf, endlich militair— 
ärztliche Anerkennung eines geſunden und kräftigen Körpers nachweiſen; 
in letzterer Beziehung ſollen die zur Rekrutirung commandirten Mili— 
tairärzte jene jungen Leute nach zurückgelegtem 16. Lebensjahre auf 
ihren Wunſch rückſichtlich ihrer Körperbeſchaffenheit unterſuchen und 
ihnen das nöthige Atteſt ertheilen. Die Lehrzeit beträgt mindeſtens 
3 Jahre; jedoch kann für diejenigen Lehrlinge, welche 1½ Jahre Gym— 
naſial⸗Tertia oder Real-Secunda beſucht, reſp. die Reife für Gymnaſial— 
Secunda oder Real-Prima erreicht haben, ein einjähriger, nützlich ver— 
wendeter Curſus auf einer Forſtlehranſtalt an die Stelle des letzten 
Lehrjahres treten. Nach Ablauf der Lehrzeit unterwirft der competente 
Inſpectionsbeamte, event. bei deſſen zu naher Verwandtſchaft oder 
Schwägerſchaft mit dem Lehrling oder ſeiner begründeten Ablehnung 
ein anderer vom Forſtcollegium bejtimmter‘), unter Zuziehung von zwei 
Förſtern den Lehrling antragsmäßig einer theils mündlichen, theils 
ſchriftlichen Prüfung. Dieſelbe erſtreckt ſich in Grundlage einer auch 
von den Förſtern zu unterzeichnenden, allgemeinen, ſchriftlichen Ver— 
handlung auf lebendige Anſchauung und praktiſche Kenntniß der ein— 
heimiſchen Holzgattungen, die gebräuchlichen Forſtcultur-Arbeiten, die 
Beaufſichtigung der Holzſchläge, die häufigſten Forſtinſecten, die Auf— 
arbeitung der Hölzer, Behandlung ſonſtiger Forſtproducte, den Torf— 
betrieb, die Erforderniſſe des Forſt- und Jagdſchutzes, die waidmänniſche 
Ausübung der Jagd. 


§ 37. 
Tortſetzung. 

Der Inſpectionsbeamte entſcheidet über den Ausfall der Prüfung, 
beſtimmt nöthigenfalls die Friſt ihrer einmaligen Wiederholung, und 
ertheilt den Lehrbrief, ſtattet auch hiervon ſofortige Anzeige an das 
Forſtcollegium unter Acteneinſendung ab. Letzteres verfügt nach dem 
Datum des Lehrbriefs, bei gleichem Datum mehrerer nach dem Lebens» 


2) C. v. 29. April 1863; vgl. 8 24, Note 2. 
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alter, die Eintragung des nunmehrigen Revierjägers in eine beſondere 
Anciennetätsliſte). Die Revierjäger haben aber nur dann Ausſicht 
auf weitere Beförderung, wenn ſie perſönlich ihre Militairpflicht im 
Jägerbataillon erfüllt, oder im Fall der Freilooſung als Freiwillige 
oder Stellvertreter ſich geſtellt, auch nach völlig beendeter ſechsjähriger 
Dienſtzeit einen ehrenvollen Abſchied erhalten!), überhaupt ihren guten 
Ruf bewahrt, und ohne ſonſtige erhebliche Unterbrechung in Großher— 
zoglicher Forſtverwaltung gedient haben. Vor ihrer Beſchäftigung im 
Forſtfach, beſonders zum Forſtſchutz, werden ſie antragsmäßig durch 
die Amts⸗Forſtbehörde beeidigt?) und ſtehen demnächſt unter beſonderer 
Aufſicht des competenten Inſpectionsbeamten, welcher jede mit denſelben 
vorgehende dienſtliche Veränderung, insbeſondere auch deren Führung, 
an das Forſtcollegium einzuberichten hat“). Nicht qualificirte Revier— 
jäger, ebenſo wie diejenigen, welche ſpäter etwa in die Anciennetätsliſten 
für Förſter eingetragen werden, find von der Anciennetätsliſte für Revier— 
jäger ſofort zu ſtreichen. 

Die drei älteſten Revierjäger werden bei Vacanzen vom Forſt— 
collegium! zu Holzwärterſtellen in Vorſchlag gebracht, und die Wahl wie 
Beſtätigung erfolgt nach Allerhöchſtem freien Ermeſſen durch Anſtellungs— 
reſcript. — Die Holzwärter werden, gleich den Amtsſubalternen (§ 13), 
vor der Amts-Forſtbehörde beeidigt und an den Dienſt gewieſen, ſtellen 
auch angemeſſene Caution. 

Holzvoigte endlich bedürfen nur allgemeiner dienſtlicher Qualifica— 
tion ohne beſondere Erforderniſſe. 


) Circ. v. 29. April 1863, Regulativ ejd. dat. $ 6; die früheren Cire. vom 
25. Septbr. 1852, v. 25. Juli 1853 ſind dadurch veraltet. 

2) Vgl. hierüber beſonders Anl. A. des Regulativs v. 29. April 1863, wodurch 
die C. v. 5. Oetbr. 1852, Ra. 4047, v. 1. Mai er Ra. 5125, Rgbl. 19, vom 
8. März: 1855 erläutert find. 

) Ein Eidesformular ift durch Circ. v. 7. Septbr. 1857 mitgetheilt. Nach 
C. v. 29. April 1863 iſt Abſchrift des Beeidigungsprotokolls den Perſonal-Acten 
beizulegen und in beglaubter Form dem Jäger zu ertheilen. 

) Schon nach C. v. 2. Juni 1843, Ra. 4043, ſollen die Inſpectionsbeamten 
jährlich über beſonders qualificirte Unterforeſtalen bericht en. 


8 38. 
Lortſetzung. 


Ein weiteres Avancement iſt denjenigen ausgelernten Jägern 
eröffnet, welche in einem beſonderen Staatsexamen) beſtanden ſind. 
Um hierzu gelaſſen zu werden, bedarf es des Nachweiſes ledigen Stan— 
des, nicht überſchrittenen 30. Lebensjahrs, mindeſtens 1½jährigen Be— 
ſuches von Gymnaſial-Tertia oder Real-Secunda, event. der Reife für 
Gymnaſial⸗Secunda oder Real-Prima, mindeſtens 4jähriger praktiſcher 
Beſchäftigung bei einem Großherzoglichen Forſtbedienten nach Ertheilung 
des Lehrbriefs und des Geſuches beim Forſtcollegium neben Einreichung 
eines ſelbſtverfaßten, eigenhändigen curriculum vitae. Nach ertheilter 
Erlaubniß erfolgt die Prüfung vor einer aus zwei vom Forſtcollegium 
ernannten Inſpectionsbeamten beſtehenden und im Herbſte zuſammen— 
tretenden Commiſſion. Jene enthält eine binnen 6 Wochen anzuferti— 
gende Probearbeit und 2—3tägige Clauſur, nebſt mündlichem Examen. 
Dieſes erſtreckt ſich in der Mathematik auf ebene und praktiſche Geo— 
metrie, forſtliche Stereometrie, Decimalbrüche, in der Naturkunde auf 
forſtliche Botanik und Zoologie, auf die Hauptlehren des Waldbaues, 
der Forſtbenutzung, der Jagdkunde, auf die Aufmeſſung und Chartirung 
kleiner Waldcomplexe, einfache Nivellirung, Taxirung wie Berechnung 
einzelner Bäume und ganzer Beſtände, auf Forſtbewirthſchaftung und 
Kenntniß der vornehmſten Forſtculturmethoden, auf Forſtnutzung, Forſt— 
und Jagdſchutz, nebſt allgemeiner Kenntniß der betreffenden Geſetze, auf 
ſchriftlichen Vortrag und allgemeine Geſchäftskenntniß. 


8 39. 
Tortſetzung. 


Die Prüfungscommiſſion entſcheidet über ausgezeichneten, guten, 
genügenden oder ungenügenden Ausfall des Examens, beſtimmt auch 
nöthigenfalls die Friſt zu deſſen einmaliger entweder völliger oder 


) Nach dem Regulative v. 12. Juli 1858, mitgetheilt durch C. v. 4. Septbr. 
1858, erläutert durch C. v. 30. Nov. 1859, und dem Regulativ v. 29. April 1863, 
mitgethellt durch C. ejd. dat. Das frühere Regulativ v. 10. Febr. 1841, R. 453, 
iſt veraltet. 
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theilweiſer Wiederholung, welche aber jedenfalls vor Vollendung des 
33. Lebensjahrs erfolgen muß. Die Beſtandenen werden auf Bericht 
der Commiſſion an's Forſtcollegium in die dort geführten Förſterliſten 
eingetragen; die Anciennetät richtet ſich nach dem Datum des Examens, 
jedoch bei mehreren während derſelben Diät Examinirten nach der bei 
der Prüfung bewieſenen Qualification, bei Gleichbeſtandenen nach dem 
Lebensalter. 

Weiteres Avancement hängt von fernerer körperlicher, geiſtiger und 
moraliſcher Qualification, von fortdauernder Beſchäftigung im landes— 
herrlichen Forſtdienſt, von Erlangung eines guten Militairabſchiedes 
nach beendigter 6jähriger Dienſtzeit, insbeſondere vom freien landes— 
herrlichen Ermeſſen ab. 7 

Aus den im Förſterexamen Beſtandenen werden gewöhnlich nach 
Anciennetät und durch Anſtellungsreſcript zunächſt die Stationsjäger, 
und aus dieſen — übrigens auch aus den Hofjägern — die Unterförſter 
und Förſter ernannt. Ausgezeichnete Förſter erwerben den Charakter 
als Oberförſter und können in Ermangelung qualificirter Forſtauditoren 
ausnahmsweiſe ſelbſt zu Forſtinſpectionsbeamten aufrücken “). — Die 
Förſter werden nach vorheriger Beeidigung vor dem Kammer- und 
Forſtcollegium, von den Forſtinſpzctionsbeamten, gleich Amts-Subalter— 
nen (§ 13), an den Dienſt gewieſen, ſtellen eine Dienſtcaution, und 
erhalten eine gewöhnliche Beſtallung mit bekannten Clauſeln (§ 12). 


§ 40. 
Dienſtemolumente. 


Wie bei den Beamten und unter gleichen Bedingungen (§ 15), 
find auch hier die Gehalte firirt) und werden von den Inſpections— 


) Anl. A. a. E. zum Regulativ v. 12. Juli 1858. 
a 3 9 


) Frühere Nebenfporteln waren die Maßaccivenzien ($ 183, Note 1) der V. 
v. 5. Deebr. 1748 u. 4. Juli 1812, Ra. 488, Rgbl. 18; die Denunciations gebühren 
für Feurungs- und Baucontraventionen der V. v. 7. Det. 1842, Ra. 617, Rgbl. 35, 
v. 5. Mai 1846, Ra. 4093, Rgbl. 16, vgl. C. v. 26. März 1844, Ra. 4090, 
V. v. 16. Februar 1849 B. d., Ra. 4006, C. v. 26. März 1862; Anweifegeld 
und Bewachungslohn für Forſtproducte, weggefallen durch V. v. 14. Januar 1815, 
Ra. 493, Rgbl. v. 1839, St. 24; die Torfzählgelder, verboten bei Armen durch 
C. v. 10. März 1849, Ra. 4076, vgl. R. v. 21. Nov. 1840, Ra. 533, auch ſonſt 
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beamten für ſich und ihre Untergebenen direct aus den einzelnen Forit- 
kaſſen entnommen ?). Dieſelben find bei den älteren Angeſtellten ver— 
ſchieden, enthalten aber fortan bei den Forſtinſpectionsbeamten 1400, 
nach 10jähriger untadelhafter Dienſtführung 1600, nach weiteren fünf 
Jahren 1700 Thlr., bei den Forſtauditoren, welche nicht ſchon Förſter— 
ſtellen bekleiden, angemeſſene feſte Remuneration oder Diäten, wie bei 
Amtsmitarbeitern ($ 15), bei den Förſtern 700 Thlr. mit Zulage von 
50 Thlen. nach 10 und 15 Jahren, bei Unterförſtern 500 Thlr. mit 
zmaliger Zulage von 50 Thlrn. nach je 5 Jahren, bei den Holzwärtern 
350 Thlr. mit gleicher dreimaliger Zulage von je 30 Thlrn., bei den 
Stationsjägern, Wohnungsmiethe und 192 Thlr. mit 2maliger Zulage 
von je 12 Thlrn. nach je 5 Jahren, bei den Revierjägern 50 — 100 Thlr. 
aus der Taſche der ſie, z. B. als Forſtſchreiber, im eigenen Hauſe mit 
freier Station haltenden und dafür eine beſondere Zulage von 120 Thlrn. 
beziehenden Foreſtalen, wechſeln aber bei den Holzvoigten nach Maßgabe 
der perſönlichen und ſonſtigen Verhältniſſe. 

Der meiſt ländliche Aufenthalt der Foreſtalen führt für dieſelben 
bis zum Stationsjäger herab, unter denſelben Bedingungen wie bei den 
Mitgliedern der Amtsbehörden!), Dienſtwohnung, Garten und Lände— 
reien in möglichſter Nähe und Güte, beim Forſtmeiſter 2—3 Laſt, beim 
Förſter 1— 1½ Laſt, beim Unterförſter / — 1 Laſt, beim Holzwärter 
„ — ½ Laſt, mit ſich. Die dafür angerechnete Miethe beträgt beim 
Forſtmeiſter 200, beim Förſter 70, beim Unterförſter 50, beim Holz— 
wärter 35 Thlr. Die Pacht für die Ländereien wird auch hier nach 
dem höchſten Hofpachtanſchlag (§ 70) berechnet. Für ihre Dienſtgärten 
und Ländereien erhalten die Foreſtalen obendrein an Koppelricken, 
Bohnen-, Hopfenſtangen, Erbsbuſch, Baumpfählen u. a., welche Ver— 
arbeitung durch Handwerker nicht erfordern, den Bedarf gegen Haulohn 
für die halbe Taxe, beſonders aus den für den Markt nicht geeigneten 


möglichſt abgelöſ't nach C. v. 14. März 1853; die Remunerationen für Pflanzungen 
der V. v. 23. Jan. 1786, H. IV. 133, v. 12. Deebr. 1809, Ra. 546, Rgbl. 36, 
v. 12. März 1825, Ra. 549, Rgbl. 11; die Häute verendet gefundenen Wildes 
vgl. 8 41, Note 7. 

5) C. v. 7. Nov. 1809, Ra. 445; vgl. § 21, Note 12. 

) Gleiche bauliche Conſervationslaſt it beſtimmt durch C. v. 18. März 1853; 
vgl. 8 16. 

) C. v. 5. März 1862. 


I Ds 
§ 41. 
Hortſetzung. 


Wo noch Dorfs-Communalweide beſteht (8 59), haben die Kühe 
der Foreſtalen beſchränkten Antheil daran). Dagegen an Forſtreſer— 
vaten ſteht ihnen ohne Genehmigung des Forſtcollegium keinerlei 
Nutzungsrecht zu?), wie denn auch das darauf wachſende Heu alljährlich 
zu verlicitiren ift?). 

Auch Feurung an Holz und Torf wird im beſchränkteren Maße 
hau⸗ und ſtechlohnsfrei, gegen eigne Anfuhr und für billige Taxe ver— 
abreicht. Die Forſtmeiſter erhalten jetzt regelmäßig 15 Faden Holz 
Holz und 30 mille Torf für 100 Thlr., die Förſter 8 Faden und 15 
mille für 50 Thlr., die Unterförſter 6Faden und 10 mille für 35 Thlr., 
die Holzwärter 4 Faden und 10 mille für 25 Thlr., die Stationsjäger 
2 Faden und 4 mille für 8 Thlr. Mehrbedarf wird für die halbe 
Forſttaxe und gegen Bereitelohn geliefert, beſonders aus den für den 
Markt nicht geeigneten Sortimenten, jedoch überall nicht weder für 
volle noch für halbe Taxe denjenigen, welche ihr feſtes Deputat ganz 
oder theilweiſe verkaufen). 

Fouragegelder haben regelmäßig nur die Inſpectionsbeamten, näm— 
lich für 2 Dienſtpferde und Wagen 350 Thlr., für ein drittes Pferd 
120 Thlr., mit Zulage von 25 Thlr. pro Pferd in Ermangelung von 
Acker, ferner die Förſter für ein Dienſtpferd 120 Thlr. Nothwendiger 
Zehrungsverlag wird wie bei Beamten liquidirt. Bei forſtgerichtlichen 
Terminen erhalten die nicht am Amtsſitz wohnenden Foreſtalen vom 
Förſter excl. abwärts bei Entfernungen bis zu 1 M. incl. 12 ßfl. 
Zehrungsgelder, mit Zulage von 4 ßfl. für jede weitere Meile, aus der 
Amtskaſſe ). 

Für auswärtige Commiſſorien gelten die Grundſätze des § 18. 
Betreffs Diät und Honorar ſtehen dann die Forſtinſpectionsbeamten 


) V. v. 17. Nov. 1762, H. IV. 111. 

2) C. v. 9. Mai u. v. 15. Nov. 1853, vgl. Cab.⸗Reſer. v. 10. Oetbr. 1838, 
Ra. 167. 

) V. v. 29. Juli 1819, Ra. 5219, Rgbl. 23. 

9) C. v. 5. März 1862. 

) C. v. 7. Octbr. 1863. 
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gleich den vollen Mitgliedern der Amtsbehörde, während für die Förſter 
nur Diäten und Honorare von 2 Thlr. 24 ßfl. bewilligt werden. 

Ebenſo findet betreffs der Umzugskoſten und Reſidenzzulage § 18 
auch hier Anwendung. 

Schreibmaterial wird vergütet“) dem Forſtmeiſter mit 20 Thlrn., 
dem Förſter mit 10 Thlrn., dem Unterförſter mit 8 Thlrn., dem Holz- 
wärter mit 4 Thlrn., ebenſo Schieß- und Fanggeld für eßbares Wild‘), 
für Raubzeug und Rauchwerks), endlich die Haltung von Revierjägern 
G 40). 


§ 42. 
Hofrang, Uniform, Domicil u. ſ. w. 


Hoffähig ſind ſämmtliche Forſtinſpectionsbeamte, die Jagd- und 
Forſtjunker, die adligen Forſtauditoren. Die Oberforſtmeiſter gehören 
in die fünfte), die Forſtmeiſter in die achte), die Jagdjunker in die 


6) Schon nach V. v. 23. Oetbr. 1819, Ra. 446, Rgbl. 31. 

) Daſſelbe beträgt nach Wildtaxe v. 4. Septbr. 1855, Ra. 5123, Rgbl. 35, 
und C. v. 22. Aug. 1860 bei Hirſchen 20 ßl., bei Gablern, Alt-, Gelt-, Schmal⸗ 
thieren, Spießern aus dem Rothwild, bei Dammhirſchen, wilden Schweinen 16 ßl., 
bei Alt⸗, Gelt⸗, Schmalthieren, Spießern aus dem Dammwilde, allen Wildkälbern, 
jährigen Friſchlingen, Trappen 12 ßl., für Rehwild über 28 Pfd. 10 ßl., für das 
übrige Rehwild, jüngere Friſchlinge 8 ßl., Waldſchnepfen 7 ßl., Hafen, Faſanen, 
Birkhühner 6 ßl., Enten, Gänſe 4 ßl., Kriekenten, Feldhühner, Doubletten, 
Beccaſſinen 3 fl., Moorſchnepfen, Wachteln, Brachvögel, geſchoſſene Krammets— 
vögel 2 ßl., gefangene Krammetsvögel Iußl., gefangene Lerchen 6 pf. Nach 
C. v. 3. Aug. 1853 wird anch für das verendet gefundene Schwarz-, Roth-, Dammz, 
Rehwild Schießgeld gezahlt, dagegen aber die Aufkunft der Häute zur Forſtkaſſe 
berechnet ($ 40, Note 1). Die älteren Wildtaren find v. 29. April 1706, H. IV. 
98, 6. Febr. 1797, H. IV. 144, 26. Juli 1823, Ra. 427, Rgbl. 28, 14. Octbr. 
1824, Ra. 429, Rgbl. 42, 23. Deebr. 1835, Ra. 433, 12. Juni 1839, Ra. 438, 
Rgbl. 26, 14. Febr. 1848, Ra. 4038, Rgbl. 14, 2. Deebr. 1851, Ra. 4042, 
Rgbl. 41. 

) Nach der Taxe v. 16. März 1848, Ra. 4039, Rgbl. 14, erläutert durch 
V. v. 19. April 1862, Rgbl. 22, beträgt die Taxe für Stein-, Gänſeadler und Uhu 
14 fl., für Fiſchadler, großen Habicht, Falken, Raben 10 ßl., für Sperber, Reiher 
5 ßl., Sommerfüchſe in den Inſpectionen Ludwigsluſt, Jaſſenitz, Friedrichsmoor 18 
reſp. 36 ßl., für Weihen im Ludwigsluſter Specialrevier 5 fl. Die früheren Ver— 
ordnungen v. 22. Mai 1693, H. IV. 90, v. 29. April 1706, H. IV. 98, ſind 
veraltet. 

) V. v. 23. Febr. 1818, Ra. 3857. 


88 


zwölfte) Rangklaſſe, während diejenige der Forſtjunker und der Forſt— 
auditoren nicht publicirt iſt. 

Die Dienſt- und Interimsuniform der Forſtinſpectionsbeamten, 
Auditoren), Junker) beſteht aus dem über der Bruſt zuzuknöpfenden 
Rock von jagdgrünem Tuche mit 2 Reihen à 6 Stück chiffrirter gelber 
Knöpfe, Kragen und Aermelaufſchlägen von rothem Sammet und gol— 
denen, bei Oberforſtmeiſtern dreifachen, bei Forſtmeiſtern und Jagd— 
junkern zweifachen, bei Forſtjunkern und Auditoren einfachen Achſel— 
ſchnüren, aus ſchwarzen, auf Jagden ledernen oder mancheſternen, im 
Sommer und nicht vollem Dienſtanzug auch grauleinenen Beinkleidern, 
aus hohen, auf Jagden auch aus Krempſtiefeln oder, bei nicht vollem 
Dienſtanzug, aus gewöhnlichen Stiefeln, als Kopfbedeckung aus grünen, 
roth paspelirten Mützen“) oder runden grünen Hüten mit Schnur, 
Cocarde, goldenen Candillen und kleinen Federn, aus Hirſchfänger an 
ſchwarzer Koppel mit gelben Schlöſſern und ſilbernem landesherrlichen 
Namenszuge !), endlich aus hellgrauen Paletots mit rothem, grün gefüt— 
tertem Kragen und chiffrirten Knöpfen. Bei Feſtlichkeiten dürfen Hüte, 
hohe Stiefeln, ſchwarze Beinkleider und dann an goldener Koppel zu 
tragende Hirſchfänger nicht fehlen. Die im Uebrigen gleiche Uniform 
der Förſter) hat glatte Knöpfe, Kragen von rothem Tuche, grüne, roth 
eingefaßte Aermelaufſchläge, auf den Koppel-Schlöſſern gelben fürſtlichen 
Namenszug'), am Jagdhute die fürſtliche gekrönte Namenschiffre, bei 
Oberförſtern mit goldener Litze auf der Cocarde, ferner bei letzteren 
doppelte, bei Förſtern einfache Achſelſchnüre“), bei Unterförſtern ſolche 


2) V. v. 12. Nov. 1859, Rgbl. 52; wodurch V. v. 25. Juli 1704, H. IV. 
17, v. 10. März 1829, Ra. 3871, Rgbl. 12, v. 30. Nov. 1843, Ra. 4044, ver⸗ 
altet find. 

) C. v. 11. Novbr. 1859, wodurch V. v. 10. März 1829 eit. veraltet iſt. 

) C. v. 24. Febr. 1857, wodurch V. v. 22. April 1840, Ra. 451, C. vom 
21. Novbr. 1842, v. 22. Septbr. 1843 veraltet ſind. 

5) Nach C. v. 25. Nov. 1859 tragen die Forſtjunker gleiche Uniform mit den 
Forſtauditoren. 

6) C. v. 24. Febr. 1857, vgl. C. v. 21. Novbr. 1842, v. 22. Septbr. 1843, 
v. 27. Decbr. 1843, Ra. 4045. 

7) V. v. 22. April 1840, Ra. 451. 

) C. v. 24. Febr. 1857. 

9) V. v. 22. April 1840, Ra. 451. 

10) Früher Epauletten, V. v. 22. April 1840, Ra. 451. 
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nur auf der rechten Schulter, endlich noch bei Oberförſtern im Feſt— 
anzuge goldene Hirſchfängerkoppel. Die übrigen Foreſtalen haben Be— 
kleidung von gleichem Schnitt und Ausſehen, aber mit Ausnahme der 
noch einen rothen Kragen tragenden Holzwärter ohne die ſonſtigen 
ſpeciellen Abzeichen, und als Kopfbedeckung entweder Mützen ei) oder 
die Jagdhüte der Förſter n), welche aber nur noch beim Holzwärter 
reſp. roth paspelirt“) oder mit gekrönter Namenschiffre !) geziert ſein 
dürfen. 

Zur Hof- und Gallauniform!) der hoffähigen Foreſtalen gehören 
Pelz, goldene Epaulettes, goldene Hirſchfängerkoppeln, dreieckiger Hut, 
weiße Caſimirbeinkleider in hohen Stiefeln, und für die Tanzenden 
weiße lange Pantalons mit goldener Treſſe. 

Betreffs Domicil, Abgaben ꝛc., Aſſiſtenz, Dienſtentfernung, Tod, 
Auseinanderſetzung, Wittwen normiren auch hier §8§ 19—21. 


8 43. 
Dienſtliche Verhältniſſe der Soreſtalen. 


Der eigentliche Geſchäftsſitz jeder Forſtinſpection iſt der Forſthof 
des Inſpectionsbeamten, welcher das erforderliche Geſchäftslocal unent— 
geltlich hergeben muß, und wohin die dienſtlichen Meldungen der 
Unterforeſtalen gehen. Weil der ganze Geſchäftsbetrieb bedeutend ein— 
facher iſt als derjenige der Amtsbehörden, und insbeſondere förmliche 
Parteiverhandlungen und Termine wegfallen, jo iſt auch die Einrichtung 
des eigentlichen Geſchäftslocals hier ſehr einfach, und letzteres beſchränkt 
ſich regelmäßig auf eine Regiſtratur zur Aufbewahrung der Acten und 
Circularverordnungen, betreffs derer im Uebrigen auch hier § 22 An— 
wendung findet. 

Die Mitglieder der einzelnen Forſtinſpectionen ſind keine coordinirte 
Collegen, ſondern die Forſtinſpectionsbeamte wirkliche Vorgeſetzte der 


27. Decbr. 1843, Ra. 4045, v. 14. März 1844. 
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12) C. v. 13. Juni 1857. 

1) C. v. 27. Deebr. 1843, Ra. 4045. 

14) C. v. 20. Decbr. 1858. 

15) C. v. 24. Febr. 1857, wodurch C. v. 30. Novbr. 1843, Ra. 4044, ver: 


altet iſt. 
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ſubordinirten Unter-Foreſtalen und zu ihnen im Verhältniß von Amts— 
Dirigenten reſp. Beamten zu Subalternen, wobei freilich die Förſter 
wiederum vor den nachſtehenden Klaſſen eine bevorzugte Stellung ein— 
nehmen. Dagegen zu den Vertretern der umgrenzenden Aemter und 
den im Umkreiſe der Inſpection competenten Baubeamten ſtehen die 
Forſtinſpectionsbeamte in collegialiſcher Verbindung ($ 44) und gewiſſem 
Geſchäftsrange ($ 23). Die Unterforeſtalen unterliegen der Gerichts— 
und Polizeigewalt der competenten Amtsbehörden, dagegen aber in 
eigentlichen Forſtadminiſtrationsſachen (§ 44) nur den Anordnungen 
ihres vorgeſetzten Forſtinſpectionsbeamten reſp. der combinirten Amts— 
forſtbehörde. 

Die Vertheilung der einzelnen Dienſtgeſchäfte iſt Sache des com— 
petenten Inſpectionsbeamten, welcher alleiniger Vertreter der Inſpection 
nach Außen und gegenüber anderen Behörden iſt (ogl. übrigens § 33, 
Note 3) und an den allein zunächſt dienliche Mittheilungen von Aus— 
wärts zu richten ſind. 

Bei eignen inländiſchen Reifen von nicht mehr als Stägiger Dauer 
bedürfen die Forſtinſpectionsbeamten keiner Beurlaubung, während 
Forſtauditoren und Junker zu mehr als 24ſtündiger, oder beim Woh— 
nen ihres Vorgeſetzten an einem andern Orte erſt zu mehr als z3tägiger, 
Förſter ferner ſtets zu mehr als 24ſtündiger, die übrigen Foreſtalen 
endlich zu jeder außerdienſtlichen Entfernung bei ihren zunächſt Vor— 
geſetzten ſich beurlauben müſſen, unter denen die Inſpectionsbeamte 
Stägigen, die Förſter aber nur 3tägigen Conſens ertheilen dürfen, und 
endlich alle für längere Zeit, ſowie für Reiſen ins Ausland unter ſchon 
bekannten Bedingungen (§ 24) Erlaubniß des Forſtcollegium durch den 
Forſtinſpectionsbeamten, welcher zugleich über die Art der Stellvertretung 
berichtet, zu erwirken haben ). 8 

Ueber Verantwortlichkeit und Verklagbarkeit vergleiche auch hier 
$$ 27 und 28. a 


) C. v. 18. Dechr. 1840, Ra. 452, v. 4. April 1853, v. 15. Aug. 1853. 


N 
9 44. 
Competenz der Forſtbehörden. 


Dieſe beſchränkt ſich in jeder Forſtinſpection auf directe engere 
Adminiſtration der zur Forſt gehörigen Ländereien“), die Bauten an 
den Forſtgebäuden (§ 40), die Cultur, Bewachung, Verwerthung, Be— 
rechnung der Forjt- und Jagdproducte. In allen übrigen Beziehungen 
ſind ausſchließlich auch auf Forſtgebiet die Amtsbehörden allein com— 
petent (§ 29, 33). Wo bei der Forſt-Adminiſtration die Reſſorts und 
Intereſſen der Amts- und der Forſtbebörden ihrer Natur nach getrennt 
ſind, bleiben beide für ſich vereinzelt und ſelbſtſtändig; wo jene ſich 
aber begegnen, werden dieſe als combinirte Amts-Forſtbehörde, zuweilen 
bei dann auch baulichen Beziehungen und bei Aſſiſtenz des Baubeamten 
als Amts-Forſt⸗Baubehörde (§ 29), unter Vorſitz des Amts-Dirigenten 
thätig. Dies geſchieht beſonders bei Entwerfung der Zeitpachtcontracte 
für Hofpächter und Hauswirthe?), bei Feldregulirungen und Vererb— 
pachtungen, bei Ueberweiſungs) und Ablieferung‘) von Pachthöfen (J 75), 
bei weltlichen’) und geiſtlichen?) Zimmerbeſichtigungen, baulichen Re— 
viſionen aus der Pacht fallender Pachthöfe und Mühlen’), Formirung 
der Bauanſchläge und Extracte für Amtsbauten !), Forſtwrogebetrieb!), 
auch Anträgen auf Begnadigung von Forſtfrevlern “), jedoch nicht mehr 
bei den früher gemeinſchaftlichen, aber jetzt zu alleiniger Competenz der 
Forſtbehörden ſtehenden Maſtverpachtungen “) und den ganz weggefalle— 


) Cab.⸗Reſer. v. 10. Detbr. 1838 a. E., Ra. 167, vgl. $ 57. 
2) C. v. 29. Oectbr. 1835, Ra. 449, vgl. 88 69 u. 80. 
3) R. v. 26. Juli 1832, Ra. 25. 
) V. v. 20. April 1813, Ra. 65, Rgbl. 19. 
5) C. v. 10. Novbr. 1858, 8 4. 
6) C. v. 16. Sept. 1839, $ 8, Ra. 3202, Rgbl. 37, R. v. 8. Nov. 1841, 
Ra. 455, v. 12. März 1842, Ra. 3206. 
7) C. v. 5. Juli 1850, Ra. 3991, v. 10. Novbr. 1858, § 20; vgl. $ 73, 
Note 11, $ 74, Note 1. 
5) C. v. 10. Nov. 1858, $ 10. 
9) Hier jedoch fungiren die Forftinfpectionsbeamten auf den Amtsforſtgerichten 
nur als Techniker zu Abſchätzungen, V. v. 21. März 1857, § 24, Ra. 5127, Rgbl. 9. 
10) C. v. 23. März 1853. 
) C. v. 17. Oetbr. 1844, Ra. 4066, vgl. C. v. 1. Septbr. 1832, Ra. 513, 
Rgbl. 32 (8 183, Note 1). 
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nen Hoß-") und Torfſchreibtagen ). Bei Bauten auf Forſtrevier tritt 
die aus dem Forſtinſpections- und dem competenten Baubeamten be— 
ſtehende Forſt-Baubehörde unter Direction des erſteren zuſammen ). 
Bei Abſtimmigkeiten in ſolchen collegialiſchen Geſchäftsgusrichtungen iſt 
mit gemeinſchaftlichen, die verſchiedenen Anſichten darlegenden Berichten 
die Reſolution der competenten Oberbehörde einzuholen“). Dieſe iſt 
($ 9) bei Amts-Forſt-, reſp. Amts-Forſt-Bauſachen das Kammer- und 
Forſtcollegium, dagegen bei ſpeciellen Forſt- und Forſtbauſachen das 
Forſtcollegium, endlich bei Jagdſachen neben dem Forſtcollegium auch 
der Oberjägermeiſter “). 


III. Die Baubehörden. 
8 45. 
Frühere und jetzige Organiſation. 


Die Domanialbauten ruhten in älterer Zeit ausſchließlich in den 
Händen der Amtsbehörden, welche auch nur nach ihrem Belieben freier 
Techniker ſich hierbei bedienten. Schon im vorigen Jahrhundert wur— 
den aber wirkliche landesherrliche Baubeamte angeſetzt, und im Anfange 
dieſes Jahrhunderts durch Errichtung von fünf auf den Umkreis des 
Domanium ſich erſtreckenden Baudiſtricten“) an ein örtlich beſtimmtes 
Feld ihrer Wirkſamkeit gewieſen. In neuerer Zeit ſind dieſe Diſtricte 


12) C. v. 8. Decbr. 1855, v. 18. Deebr. 1855, v. 1. März 1856, und ein 
anderes Circular deſſelben Datums, Ra. 5126, Rgbl. 12. Veraltet ſind: V. v. 
12. Novbr. 1785. H. IV. 132, v. 8. Jan. 1810, Ra. 483, Rgbl. 23, 14. Decbr. 
1812, Ra. 490, Rgbl. 1813 St. 2, 10. Jan. 1817, Ra. 498, Rgbl. 12, 17. Nov. 
1831, Ra. 512, 30. Oetbr. 1850, Ra. 4078. 

3) Vgl. die beiden C. v. 1. März 1856 in Note 12, wodurch V. v. 18. Mai 
1816, Ra. 495, Rgbl. 21, veraltet iſt. 

4) C. v. 10. Novbr. 1858, $ 26. 

15) C. v. 10. Novbr. 1858, § 27. 

10) C. v. 22. April 1851, Ra. 4041, modificirt durch V. v. 17. Febr. 1857, 
Ra. 5124, Rgbl. 5. 

) C. v. 29. April 1809, Ra. 262, v. 17. Febr. 1852, Ra. 4001. 
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auf neun vermehrt, umfaſſen das Domanium, Kammergut ſowol als 
Hausgut ($ 1), und unter ihnen insbeſondere: der erſte Diſtrict die 
Aemter Boitzenburg, Dömitz und Lübtheen, der zweite Amt und Saline 
zu Sülze, der dritte die Aemter Gadebuſch-Rehna, Grevismühlen, 
Mecklenburg-Redentin und Poel, der vierte die Aemter Crivitz und 
Neuſtadt, der fünfte die Aemter Güſtrow-Roſſewitz und Bützow-Rühn, 
der ſechſte die Aemter Hagenow-Toddin-Bakendorf und Wittenburg— 
Walsmühlen-Zarrentin, der ſiebente die Aemter Grabow-Eldena incl. 
Ludwigsluſt, der achte die Aemter Bukow und Doberan, der neunte 
die Aemter Schwerin, Warin-Tempzin-Sternberg-Neukloſter incl. des in 
dieſen Aemtern liegenden Forſtgebietes, während die Aemter incl. Forſt— 
gebiet Dargun-Gnoien-Neukalen, Stavenhagen, Ribnitz, Schwaan, 
Toitenwinkel, Lübz⸗Marnitz, Goldberg-Plau und Wredenhagen keinem 
beſtimmten Diſtricte zugetheilt ſind. 

Das Perſonal der ganzen Bauverwaltung beſteht aus gehörig 
qualificirten und erfahrenen Beamten, zählt jedoch keine eigentlichen 
Subalternen ($ 49) noch Unterbedienten, deren Functionen von denen 
der competenten Amtsbehörden verſehen werden. 


8 46. 
Qualification, Anſtellung der Baubeamten. 


Die Ausbildung der Bauaſpiranten iſt geſetzlich vorgeſchrieben ). 
Dieſelben müſſen während eines Jahres in Gymnaſial-Prima verweilt, 
oder die Reife zur Univerſität erlangt, demnächſt auf einer höheren 
Bauſchule nach 3jährigem Lehrcurſus das Maturitätszeugniß erhalten, 
auch mit Vermeſſungen und Nivellirungen ſich praktiſch beſchäftigt haben, 
und unter Nachweis ſolcher Erforderniſſe, unter Einreichung eines 
Taufſcheins und eigenhändigen curriculum vitae die Erlaubniß Groß— 
herzoglicher Kammer zum Abſolviren der erſten oder theoretiſchen Prü— 
fung erwirken. Dieſe wird vor einer im April jedes Jahres zu Schwerin 
zuſammentretenden und aus einem Landbaumeiſter ſowie einem Lehrer 
der Mathematik unter Vorſitz eines höheren Baubeamten zuſammen— 
geſetzten Commiſſion vorgenommen. Die Prüfung enthält zunächſt 


) V. v. 21. Mai 1847, Rgbl. 17, v. 13. Novbr. 1861, Rgbl. 41 
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einige binnen 4 Monaten abzuliefernde, unter jchriftlicher Verſicherung 
an Eidesſtatt ohne fremde Beihülfe anzufertigende und von Niemand 
zu verbeſſernde ſchriftliche Probearbeiten aus dem Gebiete der ökono— 
miſchen Baukunſt, des Stadt-, Straßen-, Brücken-, Miühlen-, Schleujen-, 
Deich-, Maſchinenbaues, nebſt den zu vollſtändiger Beurtheilung noth- 
wendigen Zeichnungen, Erläuterungen, Materialien- und Arbeitsan— 
ſchlägen. Bei genügendem Ausfall dieſer Probearbeiten erfolgt weitere 
ſchriftliche und mündliche Prüfung vor verſammelter Commiſſion mit 
höchſtens fünftägiger Dauer. Dieſelbe erſtreckt ſich auf reine und an— 
gewandte Mathematik und die höhere Analyſis, auf Phyſik, Chemie, 
Mineralogie mit ihrer Anwendung in der Technik, auf die beſonders 
äſthetiſche Geſchichte der Baukunſt, die Baumaterialien, Conſtructions— 
und allgemeine Baulehre, die landwirthſchaftliche Baukunſt mit beſon— 
derer Berückſichtigung der Größen-Berechnung, auf den Brücken, 
Straßen-, Deich, Waſſer- und Maſchinenbau. Eine mißlungene Prüfung 
wird binnen eines von der Commiſſion zu ſtellenden Termines ganz 
oder theilweiſe, aber nur einmal wiederholt, die beſtandene dagegen 
unter Vorlage aller Arbeiten und des Examen-Protokolls an die Groß— 
herzogliche Kammer einberichtet. An letztere gehen auch Beſchwerden 
der Examinanden gegen die Prüfungs-Commiſſion. 


8 47. 
Fortſetzung. 


Demnächſt erfolgt ebenſo die zweite oder praktiſche Prüfung, zu 
welcher die Bau-Aſpiranten den Nachweis erbringen müſſen, daß ſie 
ſich nach beſtandener theoretiſcher Prüfung 3 Jahre hindurch bei prak— 
tiſchen Bauausführungen, davon mindeſtens ein Jahr in einem Bau- 
diſtricte, wozu jedoch die Leitung eines Specialbaues nicht genügt, 
beſchäftigt haben. Aus der Prüfungs-Commiſſion ſcheidet dann der 
Lehrer der Mathematik aus, jedoch kann nach Ermeſſen des Dirigenten 
ſtatt ſeiner ein zweiter Landbaumeiſter berufen werden. Die auch hier 
abzugebenden und binnen zwei Monaten anzufertigenden Probearbeiten 
bleiben dem Ermeſſen der Prüfungs-Commiſſion überlaſſen. Die hierbei 
zu liefernden Zeichnungen find ſkizzenartig mit eingeſchriebenen Maßen 
zu behandeln, zu den einzelnen Haupttheilen der Bauwerke auch Details 
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in großem Maßſtabe, Materialien- und Koſtenanſchläge, Entwurfs- 
Motive, Bauberichte und Entrepriſe-Contracte zu liefern. Bei der 
demnächſtigen ſchriftlichen und mündlichen Prüfung hat Examinand 
ſofort die Skizzen der ertheilten Aufgaben zu entwerfen, ſowie ferner 
Geläufigkeit in den gebräuchlichſten praktiſchen Formeln der Statik, 
Hydroſtatik, Hydraulik und Mechanik, Kenntniß der vaterländiſchen Bau— 
verordnungen, ſowie des Geſchäftsganges in der Großherzoglichen Bau— 
verwaltung incl. Baurechnung, darzuthun. 

Die in beiden Examen beſtandenen Aſpiranten werden mit An— 
ciennetät nach dem Tage des letzten Examens, nach fortdauernder Be— 
ſchäftigung im herrſchaftlichen Dienſt und bei vorhandenem Bedürfniß 
durch Anſtellungsreſcript Bau-Conducteurs, vor der Kammer beeidigt, 
auch von dieſer entweder commiſſariſch und diätariſch zu einzelnen Bau— 
ausführungen, oder als fixirte und Diſtricts-Bau-Conducteurs zu 
dauernden Vertretungen und Hülfeleiſtungen der höheren Baubeamten 
verwandt). Die Bau-Conducteurs avanciren allmälig zuerſt zu Bau— 
meiſtern, für die beſtimmten Diſtricten nicht zugetheilten Aemter, und 
ſpäter zu Landbaumeiſtern, deren jeder einem einzelnen Baudiſtricte 
($ 45) vorſteht. Cautionen von etwa 200 Thlrn. müſſen regelmäßig 
ſchon die Diſtricts-Bauconducteurs ſtellen, ſtets aber und von größerem 
Betrage die höheren Baubeamten, welche auch erſt wirkliche landesherr— 
liche Diener werden und eine förmliche Beſtallung (§ 12) erhalten. 


§ 48. 
Perſonliche Verhällniſſe der Baubeamten. 


Ihr Dienſtgehalt iſt jetzt gleichmäßig firirt und beträgt bei feſten 
und Diſtriets-Bau⸗Conducteurs 600 Thlr., bei diätariſch beſchäftigten 
täglich 1 Thlr. 36 ßl., über welche letztere unter Einreichung der vorher 
von dem competenten höheren Baubeamten zu atteſtirenden Rechnungen 
bei der Kammer liquidiren müſſen ), bei Baumeiſtern 800 Thlr. ohne 
weitere Erhöhung, bei den 9 Landbaumeiſtern für die 3 älteſten 1300 


) Cab.⸗Reſer. v. 27. Novbr. 1838, Ra. 332. 
) C. v. 7. Septbr. 1838, Ra. 330, Cab.-Refer. v. 27. Novbr. 1838, Ra. 332. 
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Thaler, die 3 mittleren 1200 Thlr., die drei jüngſten 1100 Thlr. Im 
Uebrigen normirt auch hier § 15. 

Dienſtwohnung, Garten, Ländereien nebſt Weide, auch Feurung 
fallen bei den Baubeamten weg. 

Die Fuhren wurden früher in natura von den Aemtern geſtellt ), 
ſpäter durch beſtimmte Fouragegelder vergütet), und werden jetzt regel— 
mäßig liquidirt. Die Baubeamten ſollen hierbei zur Vermeidung über— 
großer Fuhrrechnungen zweckmäßiger Geſchäftseintheilung ſich befleißi— 
gen). Zu Brandverſicherungen erhalten die Baubeamten, wenn die 
ſofortige kunſtverſtändige Beſichtigung eines auswärtigen Gebäudes, 
oder auf Beſchwerde eine zweite Schätzung ſtattfindet, den Fuhrverlag 
von den Intereſſenten, von dieſen auch bei eignem Fuhrwerk der Bau— 
beamten pro Meile 1 Thlr., wobei die an demſelben Tage ſtattfindende 
Rückreiſe überall nicht, eine Tagesrundreiſe nur zur Hälfte berechnet wird). 

Für Reiſetage innerhalb des Baudiſtricts beziehen Alle excl. der 
nur diätariſch beſchäftigten Bau-Conducteurs tägliche Zehrungsdiäten 
von 1 Thlr. 36 Hl. und bei Brandverſicherungen dann, wenn von den 
Intereſſenten der Fuhrverlag zu vergüten iſt, tägliche Diäten im Be— 
trage von 3 Thlrn. “) 

Für auswärtige Commiſſorien normirt auch hier $ 18. Betreffs 
Diät und Honorar ſtehen dann die Landbaumeiſter gleich den vollen 
Mitgliedern der Amtsbehörde, während die Baumeiſter und Diſtricts— 
Bau-Conducteure nur 3 Thlr. an Diäten, reſp. an Honorar, bean— 
ſpruchen dürfen. 

Auch betreffs der Umzugskoſten und Reſidenzzulage findet § 18 
hier Anwendung. 

Für Schreib- und Zeichnenmaterialien paſſiren bei Land- und Bau- 
meiſtern Averſionalſummen von je 50 Thlrn. 

Die Baubeamten ſind nicht hoffähig, haben auch keine Uniformen. 
In Hinſicht des Domicils, der Communalabgaben, der Aſſiſtenz, Pen— 
ſionirung, Auseinanderſetzung, Wittwen u. ſ. w. ſtehen die höheren 
Baubeamten gleich den übrigen landesherrlichen Dienern (§§ 1921). 


2) V. v. 29. April 1809, Ra. 262. 

) Miniſt.⸗Reſer. v. 4. März 1841, Ra. 3891. 

) C. v. 11. Octbr. 1851. 

) u. ) V. v. 15. Octbr. 1855, § 10, Ra. 4574, Rgbl. 39, v. 16. Februar 
1859, Rgbl. II; vgl. $ 50, Note 2. 
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§ 49. 


Dienſtliche Verhältniſſe der Baubeamten. 


Der eigentliche Geſchäftsſitz jedes Baudiſtrictes iſt am Wohnort 
des höheren Baubeamten, wo jedoch außer erforderlicher Räumlichkeit zur 
Aufbewahrung der Acten und der zu ſammelnden Circularverordnungen!“ 
(§ 2) beſondere Dienſtlocalitäten ſich regelmäßig nicht befinden, ſtatt 
derer diejenigen der eng combinirten Amtsbehörden benutzt werden. 
Die Bau-Conducteurs pflegen ihren Wohnſitz im Umkreiſe desjenigen 
Diſtrictes, dem ſie zugetheilt ſind, und in welchem ſie ihre Beſchäftigung 
finden, zu wählen. 

Zwiſchen den Mitgliedern der einzelnen Baudiſtricte, nämlich den 
höheren Baubeamten und den Conducteurs, beſteht weder ein durchaus 
coordinirtes und collegialiſches, noch ein ſubordinirtes Verhältniß. Als 
noch nicht feſt Angeſtellte und obendrein als vollſtändig ausgebildete 
Techniker ſind die Conducteurs keineswegs Subalterne der höheren 
Baubeamten, und dennoch wieder inſoweit von letzteren abhängig, daß 
ſie deren dienſtliche Aufträge fleißig und treu ausführen müſſen, wenn 
ſie dereinſt weiter avanciren wollen. Die höheren Baubeamten ſind 
Collegen der Vertreter der in ihren Diſtrict hineingreifenden Amts— 
und Forſtbehörden und ſtehen zu ihnen in gewiſſem Geſchäftsrange 
($ 23), während ein ſolcher den noch nicht für landesherrliche Diener 
geltenden Conducteurs an ſich nicht zukommt. 

Die Vertheilung der einzelnen Dienſtgeſchäfte, ſoweit ſie nicht 
durch die Kammer beſtimmt wird, iſt Sache der höheren Baubeamten, 
welche die Baubehörden nach Außen und gegenüber anderen Behörden 
vertreten. 

Betreffs Beurlaubung, Verantwortlichkeit, Verklagbarkeit finden 
auch hier die bei den Amtsbehörden erörterten Grundſätze (98 24, 27, 28) 
analoge Anwendung. 


) C. v. 10. Septbr. 1853. 
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§ 50. 


Competenz der Baubehörden. 


Ihre dienſtliche, durch eine beſondere Inſtruction !) geregelte Wirk— 
ſamkeit erſtreckt ſich im Umkreiſe der einzelnen, auch die Haushaltsgüter 
umfaſſenden Baudiſtriete (§ 45) auf alle Stadien aller domanialen 
Bauten und auf die Brand-Taxationen domanialer Gebäude?). Die 
Baubeamten ſind hierzu ſowol berechtigt als verpflichtet; nur bei geiſt— 
lichen Bauten) von geringerer Bedeutung, Wegebauten und Bauten 
der Erbzinsleute“) iſt ihre Zuziehung ins Ermeſſen der Amtsbehörden 
verſtellt. Als Behörde werden die Baubeamten regelmäßig nicht für 
ſich allein, ſondern in den Aemtern gemeinſchaftlich mit deren Ver— 
tretern als Amts-Baubehörde, in den Forſtinſpectionen zugleich mit 
den Inſpectionsbeamten als Forſt-Baubehörde, bei gemeinſchaftlichem 
Intereſſe aller drei als Amts-Forſt-Baubehörde thätig (88 29, 44) ). 
Der Baubetrieb iſt deshalb rein collegialiſch, wiewol es ſich von ſelbſt 
verſteht, daß bei techniſchen Fragen die Anſicht der Baubeamten, bei 
ökonomiſchen dagegen diejenige der Amts- und Forſtbehörden vorwiegend 
zu berückſichtigen iſt). Differenzen find möglichſt in Conferenzen zu 
erledigen und nöthigenfalls der competenten Oberbehörde zur Entſchei— 
dung vorzutragen (§ 44) ). Dienſtbehörde der Baubeamten iſt das 
Kammer⸗Collegium. 


1) C. v. 10. Novbr. 1858, wodurch die frühere Inſtruction v. 22. März 1809, 
Ra. 262, erläutert durch C. v. 4. Aug. 1809, Ra. 6, v. 4. April 1812, Ra. 264, 
Rgbl. 3, v. 16. Deebr. 1828, Ra. 282, Rgbl. 1829, St. 1, v. 12. Septbr. 1855, 
und diejenige v. 12. Oetbr. 1838, Ra. 331, erläutert durch C. v. 14. Juni 1845, 
Ra. 3984, v. 11. Octbr. 1851, veraltet iſt. 

) C. v. 10. Novbr. 1858, § 22, und Citate der Noten 5, 6 im $ 48. 

3) B. v. 16. Septbr. 1839, § 3 u. 26, Ra. 3202, Rgbl. 37, C. v. 10. Novbr. 
1858, $ 25. 

) C. v. 10. Nevbr. 1858, $$ 2, 3. 

5) C. v. 10. Novbr. 1858, §§ 1, 26. 

6) R. v. 8. März 1832, Ra. 293. 

7) C. v. 10. Novbr. 1858, $ 27. 
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8 51. 
Anhang. Conſervator der hiſtoriſchen Kunſtdenkmäler. 


Den Gründen der Technik, der Zweckmäßigkeit, der Bequemlichkeit 
ſind nur ſchon zu viele vaterländiſche Monumente der Vorzeit erlegen. 
Zur Erhaltung des ehrwürdigen Reſtes iſt jetzt!) ein beſonderer Con— 
ſervator ernannt und mit der Oberaufſicht auf die hiſtoriſchen Kunſt— 
denkmäler in den Domainen, den Kirchen landesherrlichen Patronats 
und in den Städten, ſoweit ſich hier die landesherrliche Verfügung 
erſtreckt, betrauet worden. Der Conſervator hat die ihm dort nöthig 
erſcheinenden Reſtaurationen zu beantragen, und nach erfolgter Geneh— 
migung den beſtellten Technikern mit beſtem Rathe zur Seite zu ſtehen. 
Seine vorgeſetzte Behörde iſt im Kammergut (§ 1) das Finanzminiſte— 
rium, im Hausgut (§ 1) die oberſte Verwaltung des Großherzoglichen 
Haushalts, für die Städte das Miniſterium des Innern, für die Kirchen 
landesherrlichen Patronats das Miniſterium der geiſtlichen Angelegen— 
heiten. Uebrigens hat der Conſervator auch die nicht zur landesherr— 
lichen Verfügung ſtehenden Kunſtdenkmäler in den übrigen Landestheilen 
ſeiner Aufmerkſamkeit zu unterziehen, und bei ihrer Gefährdung die 
Vermittlung des Landesherrn zu erbitten. 


) V. v. 27. Dechr. 1852, Ra. 4789, Rgbl. 1853, St. 2, durch C. v. 7. Jan. 
1853 den Aemtern mitgetheilt. 
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IV. Anhang. Landmeſſer. 
l. Rammer- Ingenieurs. 


8 52. 
Ihre Ausbildung. 


Nach neuerer Kammer-Beſtimmung) müſſen die Aſpiranten voll- 
kommen geſund, beſonders mit guter Bruſt und ſtarken, ſcharfen, wenn— 
gleich nicht gerade weitſichtigen Augen begabt ſein, auch Fertigkeit im 
Recht⸗ und Schönſchreiben, im Rechnen und Zeichnen, Fähigkeit zum 
Niederſchreiben der Gedanken in klarem Zuſammenhange, Kenntniß der 
Anfangsgründe der Arithmetik bis zur Lehre von den Gleichungen des 
zweiten Grades mit mehreren Unbekannten einſchließlich, ſowie der 
Logarithmen und Progreſſionen, ferner der ebenen Geometrie, namentlich 
der Lehre von der Theilung und Verwandlung der Figuren bis zur 
Lehre vom Kreiſe incl., der ebenen Trigonometrie, auch Fertigkeit im 
Gebrauch der logarithmiſchen und trigonometriſchen Tafeln, auf einem 
Gymnaſium oder einer Realſchule erworben, demnächſt wenigſtens zwei 
Jahre lang unter Aufſicht und Leitung eines Kammer-Ingenieurs)) 
als Lehrlinge mit fleißiger und tadelloſer Führung in allen Zweigen 
der Feldmeßkunſt ſich praktiſch ausgebildet haben, und nach zurück— 
gelegtem 21. Lebensjahre unter Nachweis vorſtehender Erforderniſſe die 
Erlaubniß der Kammer zum erſten Examen einholen. Daſſelbe enthält 
Probearbeiten, namentlich eine Vermeſſung, Eintheilung, Copirung 
einer oder mehrerer Karten in verfüngtem Maßſtabe, welche der genauen 
Prüfung eines anderen Kammer-Ingenieurs unterworfen werden. Die 
beſtandenen Lehrlinge werden Gehülfen, und dürfen als ſolche die ihnen 
von dem Kammer⸗Ingenieur, unter welchem ſie arbeiten, aufgetragenen 
Geſchäfte ohne deſſen ſtete und unmittelbare Auflicht ausführen; doch 


) Vgl. Landmeſſerordnung in Note 1 des $ 62, wodurch frühere C. v. 19. Oct. 
1841, Ra. 393, Rgbl. 1842, St. 1, v. 4. Jan. 1844, Ra. 4013, Rgbl. 4, ver⸗ 
altet ſind. 


2) Den Nemtern ift jede ſelbſtſtändige Zulaſſung von Lehrlingen verboten durch 
C. v. 19. Juli 1850, Ra. 4014, vgl. Landmeſſerordnung eit. § 3 a. E. 
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ſind letztere einer genauen Prüfung des für die Richtigkeit derſelben 
verantwortlichen Kammer-Ingenieurs zu unterziehen und von ihm als 
richtig zu beſcheinigen, erhalten auch dadurch erſt öffentlichen Glauben. 


8 58: 
Tortſetzung. 


Vor weiterem Avancement müſſen ſich die Gehülfen nach zurück— 
gelegtem 25. Lebensjahre und längerer Beſchäftigung bei einem Kammer— 
Ingenieur, auch nach erwirkter, ſpäteſtens bis zum 1. März zu erbittender 
Kammer⸗Erlaubniß!), vor einer alljährlich im Herbſt zu Schwerin zu— 
ſammentretenden), aus einem Lehrer der Mathematik und einem älteren 
Kammer Ingenieur unter Direction eines Amts-Dirigenten beſtehenden, 
beſonderen Commiſſion einem zweiten Examen!) unterwerfen. Daſſelbe 
zerfällt in Löſung ſchriftlicher Aufgaben und in mündliche Prüfung und 
erſtreckt ſich, außer den ſchon im erſten Examen geſtellten Anforderungen, 
auf die Anwendung der ebenen Trigonometrie mit rechtwinkligen Coor— 
dinaten, die ſphäriſche Trigonometrie, die Anfangsgründe der Stereo— 
metrie, die verſchiedenen Meſſungs- und Berechnungs-Methoden incl. des 
ſog. Pothenot'ſchen Problems, die Lehren der Feldeintheilung, des Ni— 
vellirens, die Kenntniß der dazu erforderlichen Inſtrumente incl. ihrer 
Berichtigung und Wiederherſtellung bei Beſchädigungen, die Grundſätze 
der Lehmann'ſchen Situations-Zeichnung, die für den Feldmeſſer wich— 
tigen Theile der Phyſik, inel. Elemente der Optik, Theorie der Fernröhre, 
Wärmelehre, Meteorologie, auf die Landwirthſchaftslehre incl. Boden— 
kunde, Be- und Entwäſſerung, Einfluß der Entfernung der Ländereien 
vom Wirthſchaftshofe auf den Reinertrag, endlich auf die Bonitirungs— 
Grundſätze. 

Die Prüfung iſt für die beſtandenen Landmeſſer unentgeltlich und 
Probearbeiten praktiſchen Werthes werden ſelbſt zur Hälfte der Gebühr 
vergütet, während die nicht Beſtandenen die Koſten an Gebühren, 
Reiſegeldern ꝛc. zu erſetzen haben. 


) C. v. 1. März 1859, Rgbl. 14, erläutert durch C. v. 23. Juli 1864. 
) C. v. 21. Juni 1856, Rgbl. 22. 
) Vgl. auch darüber die Landmeſſerordnung eit. 


Nach Abſolvirung des zweiten Examens müſſen die Gehülfen noch 
den eigenthümlichen Beſitz der erforderlichen, in gutem Stande befind— 
lichen geometriſchen Inſtrumente nachweiſen, werden demnächſt vor der 
Kammer beeidigt‘), und dann nach deren Ermeſſen durch Anſtellungs— 
Reſeript Kammer ⸗-Ingenieurs. 


§ 54. 
Perſönliche Verhältniſſe. 


Die Kammer-Ingenieurs und ihre Gehülfen haben keine beſtimmten 
dienſtlichen Emolumente, ſondern werden nur für die einzelnen Arbeits— 
tage und Leiſtungen in Grundlage einer beſonderen Taxe) remunerirt, 
wobei die Gehülfen Y, ihres Verdienſtes an die reſp. Kammer-Ingenieurs 
für die dieſen obliegende Prüfung ihrer Arbeiten (§ 52) abgeben müſſen. 
Regelmäßig kommen auf jeden Arbeits- und Reiſetag Diäten von 
2 Thlr. 24 Pfl., bei Bonitirungs-Taxationen aber 3 Thlr. 24 fl., ferner 
dann auswärts freies Logis incl. Heizung oder 24 ßl., für einen Ge— 
hülfen noch 16 ßl. Quartiergelder, freie Fuhren oder Erſatz des Fuhr— 
verlags, freie Stellung der nöthigen Arbeiter, unentgeltliche Anlieferung 
der erforderlichen Holzmaterialien. 

Bei Vermeſſungen von Hof- und Dorf-Feldmarken paſſiren pro 
1000 R. je nach der Beſchaffenheit des Feldes 32—36 ßl., bei Ein— 
theilung eben vermeſſener Dorf-Feldmarken excl. größerer Gewäſſer und 
Forſtreſervate durch denſelben reſp. durch einen andern Ingenieur 32 
— reſp. 36 ßl., für die Reinkarten außerdem pro 1000 OR. 8 ßl., 
wogegen die Regiſter und die aus der Meſſung zunächſt entſtandenen 
Original- oder ſog. Brouillon-Karten unentgeltlich anzufertigen find, 
für Copien pro 1000 IR. ebenfalls 8 ßl., bei verjüngtem Maßſtab 
aber 12 ßl., für Nivellirungen auf ebenem und trockenem Boden pro 
laufende Ruthe je nach der Schwierigkeit ½ — 1 Bl. 5 pf., wofür aber 
auch die nöthigen Ausarbeitungen zu beſchaffen ſind. 

) Das Eides formular iſt in der Anlage zur Landmeſſerordnung ait. 

) V. 3. April 1856, Ra. 5121, Rgbl. 14, mit rückwirkender Kraft nach 
C. v. 17. April 1856, wodurch die früheren Taxen nebſt Erläuterungen v. 7. Oct. 
1811, Ra. 385, Rgbl. 1812, St. 15, v. 29. April 1812, Ra. 386, Rgbl. 8, 


22. Mai 1843, Ra. 4012, 16. Octbr. 1850, Ra. 4015, 24. Jan. 1855, Ra. 5120, 
Rgbl. 7, 10. Febr. 1855, Rgbl. 10, veraltet find. 
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Die Rechnungen müſſen alle erforderlichen Thatſachen, insbeſondere 
die genauen Daten?) enthalten, von den Beamten atteftirt?), reſp. auf 
deren Monitur vor der Liquidation rectificirt werden). 


$ 55. 
Dienſtliche und geſchäftliche Verhältniſſe. 


Die Kammer Ingenieurs tragen wegen ihrer Beeidigung eine Art 
öffentlichen Charakters, genießen der Beglaubigung betreffs der ihnen 
übertragenen dienſtlichen Functionen, ſind aber keine landesherrlichen 
Diener, haben auch bis jetzt kein beſtimmtes, reſſortmäßiges Feld ihrer 
Wirkſamkeit!), ſondern werden von den Aemtern als bloße Techniker 
beliebig verwandt. Ihre Thätigkeit (vgl. $ 61—67) beſchränkt ſich auf 
Vermeſſung, Eintheilung, zuweilen auch Bonitirung der Feldmarken 
oder einzelner Theile, Nivellirungen, Anfertigung der Karten, Regiſter, 
Klaſſentabellen, auch einzelne, techniſcher Hülfe und Leitung bedürftige 
Ausrichtungen, z. B. Rectification von Grenzen, Geradelegung von 
Wegen), Theilnahme an Feldreviſionen, Aufſicht auf Drains-Anlagen 
($ 169). Uebernahme privater Aufträge iſt ihnen unbedingt erlaubt. 

Betreffs ihrer Verantwortlichkeit wird $ 27 analoge Anwendung 
finden, während für ihre Verklagbarkeit die gemeinrechtlichen Grund— 
ſätze gelten. 


2. Forſt⸗geometer. 
8 56. 


Als ſolche fungiren qualificirte, gewöhnlich ſchon in einem Examen 
(8 34 ff., 38 ff.) beſtandene Forſt-Aſpiranten, jedoch regelmäßig nur 
interimiſtiſch und bis zu einer feſten Anſtellung in der Forſtverwaltung. 


2) R. v. 30. Juli 1833, Ra. 390, C. v. 14. Decbr. 1838, Ra. 392, vom 
11. Dctbr. 1856. 

) Vgl. Citate der Note 2 und § 20 der Taxe. 

) R. v. 18. April 1833, Ra. 389. 

) V. v. 20. Deebr. 1854, 8 1 (Note 1 des $ 62). 

) Nach R. v. 3. Jan. 1834, Ra. 310, follen Kammeringenieurs zur Inven— 
tariſirung von Mauern, Dämmen, Brücken nicht verwandt werden. 


ea 


Ihre durch eine beſondere Snitruction') geregelte Wirkſamkeit gleicht 
derjenigen der Kammer-Ingenieurs, iſt aber auf Forſtgrund beſchränkt. 
Außer Quartiergeldern von 20 ßl.“) und Fuhrvergütung von 1 Thlr. 
pro Meile erhalten fie Diäten von 1 Thlr. 24 fl., ferner eine gleiche 
Summe für den Fuß copirter oder verjüngter Karten, und endlich 
bei Vermeſſungen incl. Brouillon-Karten und Regiſter pro 8000 R. 
3 Thlr. 24 BL). 


) Vgl. darüber $ 62, Note 2. 

2) Nach einzelnen nicht publicirten Reſcripten. 

) C. v. 16. Febr. 1848, Ra. 4054, Rgbl. 12, wodurch die früheren Taxen 
v. 25. April 1817, Ra. 457, v. 27. Juni 1818, Ra. 459, Rgbl. 25, v. 5. Juli 
1825, Ra. 465, Rgbl. 27, v. 16. Mai 1836, Ra. 473, veraltet ſind. 
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Drittes Kapitel. 


Grundbeſitz und Land-Bevölkerung. 


A. Allgemeine Vorbemerkungen. 
$ 57. 
Art und Vertheilung des Grundbeſitzes. 


Der Landesherr iſt alleiniger Grundeigenthümer des ganzen Do— 
manium (§ 1), läßt jedoch nur die Forſten direct durch die Foreſtalen 
adminiſtriren ($ 44), während der übrige Grund und Boden theils auf 
Zeit-, theils auf Erbſtand verpachtet iſt. Wo Andere zuweilen wirk— 
liches Grundeigenthum zu haben vermeinen, iſt daſſelbe entweder auch 
nur Erbpacht, aber älterer, beſonders von den fremden Pfandadmini— 
ſtratoren des vorigen Jahrhunderts ($ 1) herſtammender Verleihung 
und freierer Stellung, oder auf eigentlich nicht domanialem Boden 
erworben‘). Auf Zeit ſind die Pächter der großen Höfe, die Bauern 
(vgl. jedoch § 80), die mit herrſchaftlichen Parcelen (§ 136) dotirten 
Einlieger; auf Erbſtand dagegen die Erbpächter vieler Bauerhufen 
(8 103 ff.), mehrerer, beſonders kleinerer Höfe ($ 105 a. E.), die Büdner, 
die Häusler. 

Der große Grundbeſitz wird nach dem Staatskalender von 1864 
zur Zeit durch 252 Höfe, der mittlere durch 4121 Bauern und 1309 
Hufen⸗Erbpächter, der kleine durch 7284 Büdner und 2619 Häusler 
repräſentirt, während die zahlreichen Inhaber herrſchaftlicher Parcelen 
zu dieſen nur in ſehr beſchränktem Nutznießerverhältniſſe (§ 137) ſtehen 

) So z. B. die Klingendorfer Mühle e. p., D.-A. Schwaan — urſprünglich 
und noch jetzt nachweisbar Eigenthum eines Roſtocker Patriziers, des Dr. Schöneberg. 
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und deshalb kaum eigentlichen Grundbeſitzern zuzuzählen ſind. Außer⸗ 
dem giebt es eine Anzahl bald größerer, bald kleinerer, auf Erb- und 
Zeitpacht überlaſſener Grundſtücke, mit deren Beſitz die Ausübung nicht 
ſo ſehr des landwirthſchaftlichen, als eines gewerklichen Betriebes ver— 
bunden iſt, z. B. Krüge), Mühlen, Ziegeleien, Fiſchereien, Frohne— 
reien ($ 3). 

Von den etwa 41000 Familien?) des Domanium find ſonach, zumal 
regelmäßig kein Grundbeſitzer mehr als eine einzige landwirthſchaftliche 
Nahrungsſtelle hat ($$ 58, 69, 93), mehr als ½ im Ländereibeſtitz. 
Jedoch iſt in den einzelnen Aemtern das Verhältniß der beſitzenden zu 
den beſitzloſen Familien ſehr verſchieden und, wie die Volkszahl ſelbſt 
($ 3), durch locale Einflüſſe bedingt. 


5 58. 
Stabilität des Erbpachtbeſitzes. 


Nur die vererbpachteten Grundſtücke behalten dauernd ihren ſchon 
bei ihrer erſten Errichtung beſtimmten Umfang. Ihre Veränderung 
durch die Staatsgewalt iſt, abgeſehen von geſetzlichen Expropriationen, 
nur mit freiem Willen und gegen volle Entſchädigung ihrer Inhaber 
möglich. Dagegen dürfen dieſe ſelbſt überall keine Umfangsveränderungen 
ihrer Beſitzthümer, weder durch ihre Verkleinerung, Parcelirung, Dis— 
membration, noch durch ihre Vergrößerung oder Conſolidation mit 
angrenzenden vornehmen, ſondern letztere müſſen ebenfalls getrennt 
bewirthſchaftet und zu ſolchem Zwecke bebauet werden. Oft iſt ſelbſt 
nicht einmal getrennter Beſitz mehrerer Grundſtücke in einer Hand 
erlaubt, ſondern regelmäßig ſoll jedes für ſich die Nahrungsſtelle einer 
beſonderen Familie ſein. 

(Vgl. $$ 107, 117, 121.) 


2) Nach Reſcript v. 30. Aug. 1837, Ra. 4681, find übrigens die entbehrlichen, 
nur für ſitzende Gäſte dienenden Krüge möglichſt einzuziehen. 
) 2 durchſchnittlich 5 Köpfe gerechnet, vgl. § 3. 
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$ 59. 
Veränderlichkeit des Zeitpachtbeſitzes, Leldregulirungen, deren ZBwech. 


Anders bei den auf Zeitpacht ausgegebenen Grundſtücken. Zwar 
dürfen ihre Beſitzer ſelbſt während der Dauer ihrer Nutznießung die— 
ſelben überall in keiner Weiſe verändern (§§ 69, 81, 137), doch kann 
dies völlig unbeſchränkt die im Eigenthum ſtehende (§ 57) Landes— 
herrſchaft, ſobald nach Ablauf der Pachtzeit jene zu unbeſchränkter Dis— 
poſition zurückgefallen ſind. Die im Lauf der geendigten Zeitpacht— 
periode als nützlich herausgeſtellten finanziellen und ökonomiſchen 
Operationen werden dann durch die ſog. Feldregulirungen realiſirt. 

Ihr Hauptzweck iſt Eintheilung des Grundes und Bodens in der 
Weiſe, daß er der hohen Verpächterin ſicheren und ergiebigen Pacht— 
ertrag, auch rationelle landwirthſchaftliche Behandlung ihres Grund— 
eigenthums, den Zeitpächtern dagegen ein gutes Fortkommen gewährt, 
woneben endlich noch Rückſichten auf das allgemeine Beſte, z. B. An— 
legung von Kunſtſtraßen, Errichtung landwirthſchaftlicher Nahrungs— 
ſtellen (vgl. $$ 60, 105, 116, 119 u. ſ. w.) ins Auge gefaßt werden. 

In erſterer Beziehung iſt und wird hauptſächlich Aufhebung der 
Communion und Einführung der Separation erſtrebt. Jene ſtammt 
aus der altgermaniſchen Markgenoſſenſchaft, wo die Grundbeſitzer für 
ſich allein und abgegrenzt nur ihre Hofplätze, Hausgärten und kleinere 
anſtoßende, umzäunte Weideplätze, ſog. Wohrten, dagegen an Acker 
viele einzelne, durcheinander liegende, ſchmale Landſtreifen auf den an 
Qualität und Entfernung verſchiedenen Theilen der Ortsfeldmark, endlich 
ideelle Antheile an der gemeinſamen communalen Ortsweide hatten. 
Der ganze Feldbau war dadurch ein gemeinſchaftlicher, wurde durch den 
ſog. Flurzwang geordnet, und rationeller ſelbſtſtändiger Wirthſchafts— 
betrieb Einzelner war unmöglich. Bei ſteigender Cultur erwies ſich 
eine ſolche Durcheinanderwirthſchaft natürlich ſehr verwerflich, und allein 
die völlige Abtrennung und feſte Begrenzung der einzelnen Grundſtücke 
Bewirthſchaftung bieten, die ſog. Separation, erſprießlich, wobei oben— 
drein durch Eingehen vieler vorher nothwendiger Wege, Scheiden ac. 
viel Areal für die Feldeultur gewonnen wird. Dazu kam in neuerer 
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Zeit das Project der Vererbpachtungen, zu denen nur für ſich abgegrenzte 
Grundſtücke geeignet ſind (§ 103). 

So wird denn ſchon ſeit einer Reihe von Jahren bei Gelegenheit 
der Feldregulirungen für völlige Separation der einzelnen Grundſtücke 
geſorgt, und jedes derſelben bei gleicher Bodengüte möglichſt in einem 
einzigen Stücke zugeſchnitten. Wo aber die Bodenbeſchaffenheit wechſelt, 
tritt die ſog. Verkoppelung ein, bei welcher die einzelnen Beſitzungen 
zwar nicht aus einem einzigen zuſammenhängenden Complexe, ſondern 
aus mehreren, von einander getrennten Theilen beſtehen, dieſe aber für 
ſich in ihren Grenzen genau beſtimmt und abgeſteckt ſind, ſo daß ihre 
Beſitzer von der Cultur ihrer Nachbarn unberührt bleiben. 


§ 60. 
Fortſetzung. 


Der Landesherrſchaft ſteht im Domanium Conſolidation und Dis— 
membration der einzelnen Zeitpachtgrundſtücke frei. Von jener iſt zu— 
weilen im Mittelalter durch Zuſammenlegung der kleineren Bauerfelder 
zu großen Höfen ($ 68), in neuerer Zeit aber gegenüber dem allmälig 
entſtandenen bäuerlichen Herkommen (§ 80, 92) nur noch ſehr ſelten 
bei dringendſtem finanziellen und ökonomiſchen Bedürfniß, auch gegen 
Entſchädigung der betroffenen Bauern durch andere Hufen oder auf 
andere Weiſe, Gebrauch gemacht ($ 79). Die Dismembration und 
Bildung kleinen Grundbeſitzes geſchieht dagegen häufig bei Gelegen— 
heit der Feldregulirungen, doch nicht übereilt und blindlings, wie 
in manchen anderen Ländern, ſondern nur bei wirklich hervor— 
tretender Nothwendigkeit, ſowol der Vermehrung ländlicher Nah— 
rungsſtellen (§ 68), als auch der Förderung intenſiverer Ackercultur 
(§ 59). Beſonders entlegene, ſchon deshalb ſchwer zu cultivirende und 
auch an ſich ſterile Flächen in den ſog. Außenſchlägen (§ 158) der 
Hof- und Dorffeldmarken werden paſſend in kleineren Stücken an 
Erbzinsleute zur Garten- und Ackercultur hingegeben ($ 117 u. 119). 
So entſtehen oft an den Grenzen großer Feldmarken beſondere kleine 
Colonien, welche ſelbſt auf vorherige beamtliche Berichterſtattung an 
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die Kammer) vom Miniſterium des Innern eigne Namen, gewöhnlich 
die des Mutterortes mit dem Zuſatze „Neu“ erhalten. Ueber ihre Ein— 
pfarrung ſind alsbald an die Kammer beamtliche Vorſchläge zu machen 
und hierbei die Kolonien möglichſt in Parochialverband des Mutterortes 
zu belaſſen, entgegengeſetzten Falls aber zu fernerer Präſtation der auf 
der früheren, ungetheilten Feldmark ruhenden und auf den Antheil jener 
fallenden Naturalabgaben an die bisherigen Seelſorger zu verpflichten, 
wie denn die Geiſtlichkeit der neuen Parochie mit den perſönlichen Ab— 
gaben und Stolgebühren ſich begnügen ſoll ). 

Außerdem erſtrecken ſich die Feldregulirungen beſonders auf Arron— 
dirung der einzelnen ſchon ſeparirten Grundſtücke, paſſenden Zuſchnitt 
der jog. kleinen Competenzen für Schullehrer, Dorfſchulzen (§ 16), 
Einlieger ($ 136), Abſteckung von Häuslerplätzen ($ 119), Neu- und 
Geradelegung der Wege, Entwäſſerung von Mooren (§ 160), Berieſelung 
der Wieſen (§ 165), Ausroden und Abholzung kleiner, überjähriger 
Forſtbeſtände auf den zur Ackercultur zurückzugebenden Flächen‘), 
Maßregeln gegen Verſandung ), Abgabe ſteriler Ackerflächen zur Forſt— 
cultur ). 


8 61. 


Verfahren bei Keldregulirungen. 


Dieſelben beginnen auf einen zwei Jahre vor Beendigung 
der laufenden Zeitpacht-Contracte an die Amts- und Forſtbehörde 


) C. v. 29. Detbr. 1828, Ra. 406, Rgbl. 42, vgl. V. v. 15. Oetbr. 1827, 
Ra. 2941, Rgbl. 40, v. 4. Aug. 1828, Rgbl. 31, wonach geſchehene Ortsnamen— 
Veränderungen an die Regierung einberichtet werden ſollen. 

2) Cab.⸗Reſer. v. 13. März 1826, Ra. 3056, C. v. 28. März 1826. 

) Nach C. v. 3. Septbr. 1817, Ra. 499, Rgbl. 37, ſollen die Foreſtalen das 
auf vererbpachteten Grundſtücken von der Grundherrſchaft reſervirte, aber binnen 
einer beſtimmten Friſt abzuräumende Holz bei eigner Verantwortlichkeit rechtzeitig 
wegnehmen, „damit daſſelbe nicht den Erbpächtern verfalle“ — doch läßt ſich letzteres 
Präjudiz gewiß nur bei ſolcher ausdrücklichen contractlichen Verwillkürung der Grund— 
herrſchaft, und ſonſt höchſtens eine Jutereſſenklage der Erbpächter, rechtfertigen. 

) Z. B. durch Beſamung, Bepflanzung ꝛc., C. v. 26. März 1806, Ra. 572, 
Rgbl. 1815, St. 26, R. v. 22. Aug. 1820, Ra. 548. 

5) Z. B. von Mooren zum Torfftih, deren Ermittelung durch C. v. 9. Januar 
1861 und v. 26. Juli 1862 befohlen iſt. 

Bald, Domaniale Verhältniſſe. I. 6 
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ergebenden Befehl des Kammer- und Forſt-Collegium zur Einleitung 
der bevorſtehenden Feldregulirung. Die Amts- und Forſtbehörde 
($ 44) hält nun unter Zuziehung der erforderlichen Techniker ($ 29), 
insbeſondere der Baubeamten und der Landmeſſer, eine genaue 
Local-Inſpection der betreffenden Feldmark, verſtändigt ſich hierbei 
in collegialiſcher Berathung über die in amtlicher und forſtlicher 
Beziehung hervortretenden Intereſſen, hört und berückſichtigt zu 
Protokoll die Wünſche der einzelnen Grundbeſitzer, und entwirft 
auf die früheren, event. zu rectificirenden Feldmark-Karten den neuen 
Regulirungsplan, die zukünftige Vertheilung der Feldmark. Nach 
Einberichtung an's Collegium und dortiger Prüfung erfolgt regelmäßig 
nunmehrige Reviſion durch die Diſtrictsräthe (§ 8) unter Zuziehung 
der ſchon Genannten und demnächſt, event. nach weiteren Verhand— 
lungen, die Genehmigung des Regulirungsplans aus dem Collegium, 
worauf ſofort die ſich vernothwendigende Vermeſſung, Eintheilung, Ab— 
ſteckung und Anweiſung der neu gebildeten Feldmarksſtücke vorgenommen 
wird ($ 62). Alsdann werden die CCaſſificationstabellen ($ 65) und 
ſpeciellen Ertragsanſchläge (§ 67), endlich auch die Specialbedingungen 
reſp. Contractsentwürfe für die demnächſtige Neuverpachtung und 
Contractsertheilung formirt, und nun aus dem Collegium die neuen 
Zeitpachteontracte (§ 69, 80), nicht minder die Erbpachtcontracte (§ 107) 
für die etwa neu gebildeten (§ 60, 105) Erbzinsſtellen berichtlich erwirkt, 
auch die neuen Büdner-Häuslerbriefe und Einliegerbedingungen (§ 117, 
121, 137) vom Amte ertheilt). Gleich nach Vollziehung und Ausfer— 
tigung dieſer einzelnen Zeit- reſp. Erbpachteontracte und Regulative ſind 
unter Einreichung der Ertragsanſchläge die nöthigen Beläge auf Pacht, 
Hufenſteuer, Erbſtandsgeld ꝛc. für das Amtsgeldregiſter zu erbitten und 
nach Vollziehung ſämmtlicher die ganze Feldmark betreffenden Contracte, 
unter Vorlegung der Feldkarte, des Feldregiſters und der General— 
Claſſificationstabelle, dem Collegium darüber Nachweiſungen zu geben, 
daß und wie die Nutzung aller darin verzeichneten Grundſtücke ſtattfinde 
und etwa während der Feldregulirungen abweichend von den früheren 
und neueren Verhältniſſen ſtattgefunden habe). Bei bedeutender Um— 


) Uebrigens geſchehen die die eigentliche Neuverpachtung und Contractserthei— 
lung betreffenden Verhandlungen zu beſonderen Specialacten; vgl. C. v. 26. Mai 1862. 
2) C. v. 23. März 1848, Ra. 3963, wodurch C. v. 19. Juli 1843 veraltet iſt. 
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geſtaltung der Feldmarken durch die Regulirung und dadurch bewirkter 
Unbrauchbarkeit der früheren Feldkarten werden nach eingeholter Er— 
laubniß des Collegium neue Feldkarten angefertigt ($ 62). 


$ 62. 
Vermeſſung, Eintheilung, Karten, Regiſter. 


Jeder Feldregulirung geht vorauf eine genaue Reviſion der vor— 
handenen Feldmarks-Karten, und, falls dieſe unrichtig oder defect ſind 
oder ganz fehlen, eine neue Vermeſſung der Feldmark. Sowol für dieſe 
als für die am Schluß der Feldregulirung ſtattfindende Eintheilung der 
Feldmark in die verſchiedenen Figuren ($ 61) ſind den Kammer -Inge— 
nieurs') reſp. Forſt-Geometern?) umfängliche Inſtructionen ertheilt. 
Als Längenmaß gilt die jog. mecklenburgſche Ruthe von 16 Fuß a 12 Zoll 
Lübecker Maß oder a 129 Pariſer Linien’), welche aber für die Ver— 
meſſung im Decimalfuß angefertigt wird)), als Flächenmaß aber die 
Quadratruthe ). 

Auch die Herſtellung der Feldkarten iſt genau vorgeſchrieben ). 
Die aus der Feldvermeſſung zunächſt entſtehenden ſog. Brouillonkarten 
dürfen bei dem Maßſtab von 20 Ruthen auf 1 Duodecimal Zoll nur 
eine Länge von 3 und eine Breite von 2 Hamburger Fuß haben)), 
müſſen ſonſt auf mehreren Sectionen weitergeführt werden, enthalten 
überall keine Figuren-Eintheilung ), ſondern dienen zunächſt nur zur 
Copirung der Reinkarten, und werden alsbald zur Kammer- Regiſtratur 


) Vgl. Landmeſſerordnung v. 20. Deebr. 1854, Ra. 5119, Rgbl. 1855, St. 3 
($ 52, Note 1), erläutert durch C. v. 9. Febr. 1856, v. 17. April 1856, vgl. In⸗ 
ſtruct. III. V. zum Erbvergleich v. 18. April 1755, H. III. I. 

) Forſtgeometerordnung v. 16. Mai 1836, Ra. 473, renovirt durch § 28 der 
Landmeſſerordnung eit., erläutert durch C. v. Oetbr. 1841, v. 12. Juni 1854; ver- 
altet iſt die Inſtruet. v. 25. April 1817, Ra. 457. 

) Erbvergleich v. 18. April 1755, Anlage Num. III., § 5, H. III. 1, Sand: 
meſſerordnung eit. $ 20, Forſtgeometerordnung eit. $ 1, V. v. 7. Februar 1863, 
Regbl. 7. 

) Vgl. Citat Note 3. 

) Landmeſſerordnung eit. § 21. 

6) Vgl. ſowol die Landmeſſer- als die Forſtgeometerordnung. 

7) C. v. 9. Febr. 1856. 

) V. v. 3. April 1856, § 6, Ra. 5121, Rgbl. St. 14. 
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geſandt und dort aufbewahrt). Reinkarten werden zwei hergeſtellt, die 
eine zum Gebrauch der Kammer, die andere für das Amt“). Auch fie 
haben einen Maßſtab von 20 Ruthen auf 1 Duodecimalzoll, alſo ½¼840 
der wahren Größe, werden ebenfalls bei Umfänglichkeit der Feldkarten 
auf mehrere Blätter übertragen, in welchem letzteren Falle aber außer— 
dem eine verjüngte Karte von 80 Ruthen auf 1 Duodecimalzoll ange— 
fertigt wird!), und enthalten alle intereſſirenden Gegenſtände, insbeſondere 
die ganze Figuren-Eintheilung!), die einzelnen Bonitirungs-Abſchnitte r) 
die Grenzen, Flächenmaße, Hufennummern ($$ 85, 110, 118, 122) mit 
unterſcheidenden Zahlen und Farben. 

Die bei Gelegenheit der Vermeſſung und Eintheilung von den 
Landmeſſern aufzunehmenden Verzeichniſſe oder Regiſter der einzelnen 
Grundſtücke zerfallen in ſechs Abſchnitte: Aecker incl. Koppeln und 
Wohrte, Wieſen, Hausſtätten nebſt Gärten, Hölzungen nebſt Mooren 
und Weiden, Gewäſſer, Kirchen- und Pfarrländereien ). 


§ 63. 
Abſchätzung, Bonitirung. 


Eine ſehr wichtige und zuweilen bei Gelegenheit der Feldregu— 
lirung eintretende ($ 65) Operation iſt die Ermittelung oder Ab— 
ſchätzung der Bodengüte, ſog. Bonitirung. Das hierbei zu beobachtende 
Verfahren iſt ſchon ſeiner Natur nach ſehr ſchwierig und in den meiſten 
Ländern verſchieden. In Mecklenburg beruht es auf dem landesgrund— 
geſetzlichen Erbvergleich vom 18. April 1755). Hiernach zerfallen die 
einzelnen Bodenarten in mehrere Klaſſen, welche mit dem natürlichen 
Bedarf weniger oder mehrerer TR. auf 1 Roſt. Schffl. Ausſaat, alſo 
größerer oder geringerer Productionskraft des Erdreichs, für beſſer oder 
geringer gelten: 


9) C. v. 22. Mai 1843, Ra. 4012, Landmeſſerordnung eit. $ 42. 

0) C. v. 22. Mai 1843 eit., Landmeſſerordnung eit. $ 44. 

) Landmeſſerordnung cit. $ 53. 

1) C. v. 22. Mai 1843 eit. 

12) C. v. 29. Oetbr. 1827, v. 18. April 1829, Ra. 388, Rgbl. 18, Land⸗ 
meſſerordnung eit. $ 48. 

) Erbvergleich v. 18. April 1755, Num. III., § 10, H. III. I. 

) S. in H. III. I. 


A. Acker. 
1. Klaſſe, beſter Weizenacktte . .. bis 75 R. a Schffl. 
für Gerſte und Erbſn 76 90 „ 5 
noch für Gerſte ie 5 
4. „ für Roggen und weißen EN 1150, 5 
5. „ für Roggen und weißen Hafer je 
r 151 200 „ N 
Nee a und bunten Hafer je 
nn der , Jahrt. 201300 „ 4 
B. Wiejen. 
1. Klaſſe bis 100 OR. auf 1 Bauerfuder = 2 Schffl., zu S Centner 


gerechnet). 
101150 „ desgl. 
„ 151 —200 „ desgl. 
201 300 „ ͤ8desgl. 


C. Weide. 
1. Klaſſe von 100 IR. a Schffl. 
2. 5 „ 101 —120 6 1 
3. 5 „ 121—150 * 5 
4 0 „ 151—210 5 N 
5 1 „ 211—300 „ * 
6. „ 301—500 1 PR 


Nur die natürliche Bodengüte, nicht die Meliorationen von nur 
temporärer Wirkung, kommen in Betracht. Die Gärten werden als 
Acker, Moore und Waldungen nur hinſichtlich des Graswuchſes, Ge— 
wäſſer nach dem Reinertrag (§ 64), Wohnſtätten, Luſtgärten, Straßen, 
Gräben gar nicht abgeſchätzt. 

Aber dieſe Abſchätzung iſt für den Werth eines Grundſtückes nicht 
zutreffend, denn kein Landmann wird in der Wirklichkeit eine ſolche 
Menge IN. auf 1 Schffl. Ausſaat rechnen. Und in der That iſt fie 


2) Durch C. v. 10. Juni 1851 iſt über Centnerzahl bonitirter Fuder Bericht 
eingefordert. — In Unteranlage D. der Statuten hie ritterſchaſtl. Credit-Vereins 
v. 19. Deebr. 1839, Ra. 2849, Rgbl. 1840, St. 2, iſt ein bonitirtes Bauerfuder 
zu 8, ein Hoffuder zu 14 Centnern angenommen. 
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nur eine Fiction, ſtammt aus ganz heterogenen Verhältniſſen — aus 
einer Ermittelung der Grundſteuerkraft. 


$ 64. 
Fortſetzung. 


Als nämlich letztere im landesgrundgeſetzlichen Erbvergleich für die 
Landgüter fixirt werden ſollte, wurde als Maß für Entrichtung des 
vollen Steuerſatzes die alte mecklenburgſche ſog. Hufe gewählt. So hieß 
eine Landfläche, welche auf eine beſtimmte, aber im Laufe der Jahr— 
hunderte wechſelnde Anzahl von Scheffeln Ausſaat gerechnet, und nun 
zu 300 Roſt. Schffl. vereinbart wurde. Weil aber hierbei nächſt dem 
Areal-Umfang auch die Ertragsfähigkeit zu berückſichtigen war, und 
ſchlechte Hufen vor ergiebigen durch den für jede Hufe gleichmäßigen 
vollen Steuerſatz prägravirt werden mußten, griff man zu dem Aus— 
gleichungsmittel, die mangelnde Bodengüte durch verhältnißmäßige 
Anrechnung größeren Arealumfangs zu erſetzen. Wenn ſchon im wirk— 
lichen Leben 1 Schffl. Ausſaat auf ſchlechterem Boden wegen deſſen 
geringerer Productionskraft dünner geſäet werden muß und mehr ER. 
erfordert als auf gutem Acker, ſo rechnete man nun bei Feſtſtellung der 
Hufen in Grundlage vorſtehender Klaſſen (§ 63) mit zunehmender 
Dürftigkeit des Bodens eine um ſo größere den wirklichen Bedarf 
überſteigende ORuthen Zahl, jo daß letztere in der That viel mehr als 
einen einzigen Scheffel Ausſaat aufnahm, und ihr umfänglicherer Ertrag 
dem intenſiveren eines Scheffels Ausſaat auf gutem Boden annähernd 
gleichkam. 

Solche Scheffel hießen nun bonitirte, und eine zur Ermittelung 
ihrer Steuerkraft alſo abgeſchätzte, ſog. kataſtrirte Hufe hatte deren 300, 
wurde aber bei Gewäſſern ſchon mit reinem Fiſchereipacht-Ueberſchuß 
von 120 Thlrn. meckl. Val. angenommen. Die Zahl der bonitirten 
Scheffel reſp. Hufen bildet den ſog. Hufenſtand. — Jetzt freilich zählt 
die Ritterſchaft auf die kataſtrirte Hufe 600 bonitirte Scheffel; denn 
da ſie früher die Hälfte ihrer Hufen ſteuerfrei hatte und ihren Hufen— 
ſtand nur nach der Anzahl der ſteuerbaren, weil allein intereſſirenden 
Hufen rechnete, hat ſie nach Verluſt ſolcher Immunität im Jahr 1808, 
um den einmal hergebrachten Hufenſtand und Kataſter nicht zu ver— 
ändern, nicht Anzahl, ſondern Inhalt der einzelnen Hufen verdoppelt 


Fortſetzung. 


Das Domanium wurde anfänglich nicht bonitirt, ſondern hier ein 
Averſional⸗Hufenſtand von 2684½ Hufen angenommen, nach ſolchem 
Verhältniß auch ſeine Steuerkraft gegenüber den anderen Landestheilen 
beſtimmt. Im Anfang dieſes Jahrhunderts aber begann man auch 
hier mit der Bonitirung, zunächſt eben deshalb, um ſeine wirkliche 
Steuerkraft zu ermeſſen, und jetzt iſt wol ſchon das ganze Domanium 
bonitirt. Dies iſt bis jetzt freilich von Bedeutung nur für die einzelnen 
Domanial-Grundſtücke, deren Steuerkraft unter einander nach ihrem 
wirklichen, hiernach feſtgeſtellten Hufenſtand ermeſſen, während diejenige 
des Geſammt-Domanium noch immer nach dem alten, in der That 
bedeutend größeren Averſionale berechnet wird. Jedes Amt hat jetzt 
ſeinen Grundfatafter'), jede Ortsfeldmark eine beſondere General-Claſſi— 
ficationstabelle “), welche zunächſt die geſammte Vertheilung der Feldmark 
nach Hofländereien, Bauerhufen, Mühlen-, Schmiede-, Krugländereien, 
Büdner⸗, Häusler, Einlieger-, Armenacker, Reſervaten, Dienſtländereien 
für Schulzen, Schule, Schleuſenwärter, Zoll, Förſter und Holzwärter, 
geiſtlichen Ländereien für Kirche, Pfarrer und Küſter, Forſt, Eiſenbahn, 
Chauſſee, gemeinſchaftlichem Unbrauchbaren, dann aber auch ſpeciell 
Größe, Gattung und Güte der Ländereien jeder einzelnen landwirth— 
ſchaftlichen Grundbeſitzung auf der Geſammt-Feldmark nachweiſt — 
die einzelne ländliche Nahrungsſtelle endlich in gleicher Weiſe ihre 
Special⸗Claſſifications-Tabelle. 

Die einmal vorgenommene Bonitirung bleibt regelmäßig auch bei 
allen ſpäteren Feldregulirungen unverändert, und wird nur bei offen— 
baren Mängeln und Unrichtigkeiten oder bei Bodenveränderungen über 
die ganze Feldmark oder ihre einzelnen Theile wiederholt ($ 63). Ber 
treffs des Verfahrens bei allen Bonitirungen herrſcht aber im Domanium 


) Deſſen Errichtung durch C. v. 27. Septbr. 1836, renov. durch C. v. 4. März 
1840, Ra. 411, durch C. v. 8. Juli 1837, v. 4. März 1840, v. 30. Mai 1840, 
Ra. 413, beſtimmt iſt. 

) Vgl. C. v. 19. Jan. 1863, wodurch das Schema in $ 39 der Landmeſſer— 
ordnung (§ 62, Note 1) veraltet iſt. 
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gegenüber den anderen Landestheilen die Abweichung, daß hier nicht 
6 Taranten zu je 2 in 3 ſog. Schürzen, ſondern nur einzelne, erfahrene, 
vorher beeidigte?) Oekonomen, unter Leitung eines Kammer-Ingenieurs, 
das Geſchäft vornehmen; die Durchſchnittsſumme ihrer ſeparat abzu— 
gebenden Taxen entſcheidet. Der hierdurch, gewonnene Hufenſtand 
(§ 64) normirt übrigens im Domanium nicht nur ſeiner eigentlichen 
Bedeutung gemäß für die Enquotirung der Grundſteuern, ſondern auch 
für Uebertragung der meiſten Communallaſten (§ 4). 

Die Claſſifications- Tabellen werden nach jeder Feldregulirung 
mit Berückſichtigung der eingetretenen Veränderungen rectificirt oder 
ganz erneuert ($ 61). 


ee 
Veranſchlagung. 


Dieſe, d. i. Ermittelung der Ertragsfähigkeit der Grundſtücke und 
der hierauf beruhenden Normen für Höhe der von ihnen zu entrich— 
tenden Pacht, iſt bei dem zahlreichen und umfänglichen Pachtbeſitz im 
Domanium von großer Wichtigkeit, und tritt bei Gelegenheit der Feld— 
regulirungen, der Ertheilung neuer Zeitpachteontracte und Gründung 
von Erbpachtſtellen ein. Weil ſie auf der Bodengüte baſiren muß 
und für letztere die Bonitirungsklaſſen normiren, ſo ſind dieſe auch für 
die Veranſchlagung adoptirt. 

Wie bei der Bonitirung je nach der natürlichen Bodenbeſchaffenheit 
in beſtimmten Klaſſenſtufen (§ 63) mehr oder weniger QURuthen auf 
1 Schffl. Ausſaat gerechnet werden, ſo ſollen hiernach bei der Veran— 
ſchlagung in umgekehrtem Verhältniß die für bonitirte Scheffel fixirten 
Pachtſätze ſtufenweiſe ſinken oder ſteigen. Je mehr und je ſchlechtere 
Ruthen auf 1 bonitirten Scheffel Ausſaat, deſto geringer die Pacht 
dafür; je weniger und je beſſer jene, deſto höher dieſe ($ 64). 

Die Gefahr einer Benachtheiligung des herrſchaftlichen Intereſſes 
durch Bemeſſung der einzelnen Pachtſätze nach bonitirten Scheffeln, 
welche doch nur bloße Fictionen (§ 63) und in der Wirklichkeit den 


3) Eidesformular ſ. Anl. Num. VI. zum Erbvergleich v. 18. April 1755, 
H. III. I. 
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eigentlichen Scheffeln Ausſaat an Größe bedeutend überlegen ſind, iſt 
hierbei freilich dadurch gehoben, daß auch die einzelnen Pachtſätze hier 
weit höher gehalten ſind, als ſie für wirkliche Scheffel Ausſaat füglich 
paſſiren könnten. Jedoch haben die nur wenigen Klaſſen der Bonitirung 
an ſich ſchon den Uebelſtand, daß beſonders in den mittleren zu wenig 
Stufenfolgen angenommen, die Differenzen der einzelnen deshalb zu 
groß ſind, und dies mußte bei der nach der Bonitirung ſich richtenden 
Veranſchlagung unbillige Preisdifferenzen und Benachtheiligungen der 
Pächter von Grundſtücken beſonders mittlerer Bonität herbeiführen. 


gar! 
Fortſetzung. 


Aus dieſem Grunde ſind deshalb in neueſter Zeit“ die einzelnen 
Stufen der Bonitirungsklaſſen für die Veranſchlagung verlaſſen und 
hier beim Acker auf 9: 

1. Klaſſe 75— 90 R., 2. Klaſſe 91—100, 3. Klaſſe 101—110, 

„%%% CCC ale 

„% ᷑ ICC 
pro bonit. Scheffel, bei Wieſen auf 6: 

1. Klaſſe — 120 R., 2. Klaſſe 121—150, 3. Klaſſe 151—170, 
re, J 250, 6. „ 251 300 
pro bonit. Fuder, vermehrt, wodurch die Unterſchiede der einzelnen ſich 

natürlich mindern, dagegen die der weniger wichtigen Weide auf 5: 
1. Klaſſe 100-120 R., 2. Klaſſe 121—150, 3. Klaſſe 151—210, 
BEN 30007 ra AN 00 
pro bonit. Scheffel, reducirt. — Ganz zutreffend freilich iſt nur eine 
Ihon von IR. zu R. ſich ändernde Preisſcala ?). Schon bei Garten— 
land geht die Veranſchlagung nicht nach bonitirten Scheffeln, ſondern 
innerhalb dreier Hauptklaſſen nach einzelnen OR. 


) Vgl. Veranſchlagungsprinelpien für Höfe v. 7. Oetbr. 1854, für Bauerhufen 
31. Juli 1855 
19. Septb. 
) Wie in den Statuten des ritterſchaftl. Creditvereins, vgl. § 63, Note 2. 
Uebrigens find durch C. v. 6. Septbr. 1864 neue Verauſchlagungs-Grundſätze für 
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Billige Berückſichtigung finden daneben locale, communale, agra- 
riſche Verhältniſſe, z. B. Nähe des Ackers bei den Wirthſchaftsgebäuden, 
Gelegenheit zum Abſatz, zum Ankauf von Dünger, zur Bewäſſerung, 
bergige Lage, bedeutende Nebenleiſtungen. — Acker, Wieſen, Weide 
zerfallen außerdem durch alle Klaſſen in mehrere Columnen verſchiedener 
Preiſe, je nachdem die Ackercultur durch mehr oder weniger Wieſenland 
gefördert, dieſes ferner oder näher belegen und auch die Weide endlich 
in größeren oder kleineren Flächen zerſtreut iſt. 

Auf ſolcher Baſis ſind für die verſchiedenen Arten der ländlichen 
Grundſtücke (88 70, 82, 109, 117, 121, 137, vgl. § 16) unter einander 
wieder abweichende Veranſchlagungsprincipien gegründet. Ueber die 
Pachtſätze jedes einzelnen Beſitzthums werden hiernach ſog. Ertrags- 
anſchläge oder Anſchlagstabellen formirt und beſonders bei Gelegenheit 
der Feldregulirungen mit Berückſichtigung der dadurch herbei geführten 
Veränderungen revidirt und erneuert ($ 61). 


B. Klaffen der Candbewohner und der ländlichen grund⸗ 
ſtücke. 


I. Hofpächter. 
8 6s. 
Geſchichte der Pachthöfe. 


Schon ſeit alter Zeit gab es in Mecklenburg Höfe, aber von ver— 
ſchiedener Geſtalt. Die Meierhöfe)) wurden direct durch die Beamten 
ſelbſt oder deren Vertreter auf fürſtliche Rechnung, die Amtsbauhöfe 
von denſelben ſtatt baaren Dienſtgehaltes für die eigne Taſche adminiſtrirt, 
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Bauerhuſen, welche dem Vernehmen nach jenen, wenngleich mit einigem Preis-Auf— 
ſchlag, gleichen ſollen, den Aemtern im Voraus angekündigt. 
) Vgl. Amtsordnung v. 19. Deebr. 1660, H. IV. 2. 
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und nur wenige eigentliche Pachthöfe oder Vorwerke gegen beſtimmte 
Pachtabgabe an Oekonomen zum mehrjährigen Fruchtgenuß überlaſſen. 
Dabei war die Ergiebigkeit der Höfe auch nur gering. Kräfte und 
Mittel genügten nicht zur Cultur weiter Flächen, und beſonders die 
Beſtellung derſelben durch leibeigene Bauern im Hofedienſt (§ 79), jo 
wie die dadurch begründete Meinung von der Entbehrlichkeit eignen 
Wirthſchaftsinventars, war ein Hemmniß jeder rationellen Cultur. Als 
freilich, beſonders nach dem 30jährigen Kriege ($ 78), mit erwachendem 
Speculationsgeiſte der Werth des großen Grundbeſitzes mehr hervortrat, 
wurde auch Vermehrung wie Verbeſſerung der Pachthöfe erſtrebt. Um— 
fängliche wüſte Ländereien wurden urbar gemacht, die Grundſtücke 
mancher während der langen Kriege und durch verheerende Epidemien 
ausgeſtorbener oder aus ihren Beſitzungen gedrängter, ſog. gelegter 
Bauernfamilien zu Hofäckern conſolidirt (§ 60), letztere auch durch 
Ankauf ritter- und landſchaftlicher, ſog. incamerirter (§ 1) Güter ver— 
mehrt, und ſelbſt die früheren Meier- ſowie Amtsbauhöfe in die ein- 
träglicheren Pachthöfe verwandelt. Dennoch waren ihre Verhältniſſe 
noch lange Zeit verwirrt und wenig erquicklich. Die Pachtcontracte 
wurden ohne gehörige Sorgfalt abgefaßt, die Rechte der Grundherrſchaft 
nicht geſichert, die Pachtgebote niedrig und unter der Hand verhandelt. 
Erſt der Neuzeit gelang es, dieſe und viele andere Uebelſtände zu beſei— 
tigen und die Pachthöfe zu Hauptträgern des jetzigen bekannten Reich— 
thums unſeres Domanium zu machen. 

Die 252 großen Pachthöfe (§ 57) bilden den ſog. Latifundien-Beſitz 
unſeres Domanium. Die Hofſchlachterei oder blinde, unvernünftige 
Parcelirung (§ 60) iſt ihm bis jetzt fern geblieben, und derſelbe in 
ungeſchwächter Kraft für die Zukunft und für die Zeit erhalten, welche 
eine auf dem Bedürfniß zunehmender Bevölkerung beruhende allmälige 
und mit Maß durchzuführende Zerſtückelung einzelner, beſonders in der 
Nähe von Städten belegener, großer Pachthöfe zu mittlerem und kleinem 
Erb- und Zeitpachtbeſitz fordert und fordern wird. Geboten dürfte es 
deshalb ſein, die Zahl der Domanial-Pachthöfe durch Ankauf, etwa für 
die aus den Vererbpachtungen aufkommenden reichen Geldmittel ($ 105) 
immer noch zu vermehren, damit trotz fortgeſetzter Vererbpachtungen 
und zukünftiger Parcelirungen dennoch ſtets dem Landesherrn im 
großen Grundbeſitz eine gleich wichtige finanzielle und politiſche Stütze, 


insbejondere ſeine Unabhängigkeit von ſtändiſchen Geldbewilligungen, 
conſervirt bleibe ($ 138 a. E.). 


§ 69. 
Ertheilung, allgemeiner Inhalt, Sicherung, Ablauf der Hofpachteontracte. 


In Grundlage beſtimmter, von der Kammer jedes Mal mitzuthei— 
lender Contractsformulare'), unter den im einzelnen Falle gebotenen 
Modificationen, werden nach beendigter Feldregulirung (§ 61) voll 
ſtändige GContract3- Entwürfe?) von der Amts-Forſt-Baubehörde ſorg— 
fältig aufgeſtellt, dem Kammer- und Forjt- Collegium berichtlich ’) zur 
Beſtätigung in duplo vorgelegt, hiernach die Original-Contracte an— 
gefertigt, vom Landesherrn vollzogen und in einem Exemplare dem am 
Meiſtgebot gebliebenen (§ 71) und von der Grundherrſchaft angenom— 
menen Hofpächter auf eine Reihe von Jahren“) gegen Stempel— 
Abſchrifts-Beglaubigungs-Gebühr und die ſog. Kammergebühr von 
1% pCt. des Geſammtbetrags ſämmtlicher Pachtjahre verliehen, während 
das andere Exemplar der Grundherrſchaft verbleibt. Alle pächteriſchen 
Verhältniſſe ſind in den Pachteontracten umfänglich und überſichtlich 
enthalten. Der Antreter wird zu Johannis vom Amte angewieſen 
(88 75, 76). 


) Jetzt von 1864; frühere find v. 26. Mai 1826, 27. März 1841, 24. Decbr. 
1849, 8. Januar 1859. Hierin zu berückſichtigen find auch die pächteriſchen Ber: 
pflichtungen des C. v. 23. Mai 1862 zur Geſtellung einer gewiſſen Anzahl Pferde, 
pro 10 Laſt Acker 1 Pferd, bei Mobiliſirungen gegen Zahlung des vollen durch 
beeidigte Taranten feſtzuſtellenden Werthes — des C. v. 11. Juli 1862 zur Lieferung 
gewiſſer Heu- und Strohdeputate an die Amtsunterbedienten — des C. v. 4. Novbr. 
1853 zu Strohlieferungen für eivilen Preis an Marſtall, Cavallerie, Artillerie, nach 
Localgelegenheit der einzelnen Höfe. 

2) C. v. 24. Juni 1864. 

) Dieſe Berichte ſollen nach C. v. 28. Jan. 1831, Ra. 71 ($ 124, Note 1) 
auch auf die Verhältniſſe der Hofkathenleute, nach C. v. 8. Deebr. 1847, Ra. 3925, 
auf etwa bauliche Anſprüche abziehender Pächter ſich erſtrecken. Nach C. v. 13. Jan. 
1826, Ra. 69, Rgbl. 3, ſollen ferner gleichzeitig Specificationen der edietmaßigen 
Nebenſteuer eingereicht werden. 

) Die Pachtperioden richteten ſich bis jetzt gewöhnlich nach mehreren Umläufen 
oder Roulancen der Ackerwirthſchaft (§ 159); doch wird jetzt auch unabhängig hier— 
von ſchon eine runde und paſſende Zahl von Pachtjahren beſtimmt. Ueber Ver— 
hütung gleichzeitigen Ablaufs zu vieler Pachteontracte vgl. § 80, Note 5. 
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Verafterpachtungen des Hofes oder ſeiner einzelnen Beſtandtheile 
find ohne Kammergenehmigung nicht gejtattet®), doch dürfen einzelne 
zu den Höfen gehörige Betriebsſtellen und Einnahmequellen, z. B. Krüge 
($ 147), Ziegeleien, Holländereien (§ 179), Schäfereien ($ 181), Fiſche— 
reien ($ 185) an Andere, ſog. Unterpächter, unter beſonderen, auf 
gegenſeitiger Vereinbarung beruhenden Contracten überlaſſen werden — 
im letzten Pachtjahr freilich nur mit Zuſtimmung des Amtes betreffs 
Dauer und Fälligkeit der Unterpacht, wie denn auch die von den 
Unterpächtern den Verpächtern geſtellten Pachtvorſchüſſe auf die neu 
antretenden Hofpächter ohne alles Retentionsrecht übergehen. Ver— 
äußerungen von Heu, Stroh, Dung, Grünfutter ſind verboten. Ceſſionen 
bedürfen der Kammergenehmigung, die nur aus beſonderen Gründen 
und gegen Conſensgebühr von 1 pCt. des Geſammtbetrags der rück— 
ſtändigen Pachtjahre, außer den ſonſtigen Stempel-, Kammer- und 
Amtsgebühren, ertheilt wird; Cedent bleibt bis zum wirklichen Eintritt 
des Ceſſionars in den Pachtcontract und Pachtbeſitz verpflichtet, ohne 
Rückſicht auf die ertheilte Beſtätigungs-Urkunde oder Translations-Acte 
und event. ohne Erſtattung der gezahlten Conſensgebühr. Auf die 
Erben geht das Pachtrecht über; bei Inſolvenz Einiger unter ihnen 
haften die Uebrigen ſolidariſch ohne Einrede der Theilung und Excuſſion 
und übernehmen, ohne creditoriſche Einmiſchung zum Antheile der 
Cridare, die Pachtrechte und Verbindlichkeiten der zur Contractserfüllung 
Unvermögenden. Bei eintretenden Concurſen, vergeblicher Execution 
($ 70), Nichterfüllung der bei der Uebernahme zu leiſtenden Praestanda 
(88 75, 76) gelten die Contracte ſofort für aufgerufen und erloſchen, 
Conventionalſtrafen für verfallen, und die Pachtungen werden ohne 
gerichtliche Einmiſchung oder Einlaſſung mit den Creditoren von der 
Kammer zurückgenommen; die Pachtvorſchüſſe erlöſchen dann ipso jure 
bis auf die Höhe der ſchuldigen Praestanda und Schadensanſprüche. 
Gleicher Aufruf und Geldſtrafen der Contravenienten werden reſervirt, 
wenn heimlicher Weiſe Dritte die eigentlichen Pächter ſind, oder wenn 
Pächter noch andere Grundſtücke binnen 2 Meilen in Nutzung haben. 
Mit jeder Beendigung der Pachteontracte hört alles Recht und aller 
Beſitz der Pächter oder ihrer Erben von ſelbſt auf; ſie haben wegen 


) R. v. 7. Juli 1807, Ra. 64. 
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Gegenforderungen kein Retentionsrecht, und können von der Kammer 
ſofort expellirt werden. Insbeſondere Anſprüche auf Kriegsentſchädigung 
gehen contractlich nur gegen den Requirenten, nicht gegen die Kammer)), 
und alle etwaigen Schadensforderungen ſind binnen zwei Jahren nach 
Kenntniß ihrer Urſachen ſchriftlich bei der Kammer anzumelden. — 
Vermag Abtreter wegen Viehſeuchen ſein Vieh nicht rechtzeitig zu ent— 
fernen, ſo muß Antreter daſſelbe einſtweilen füttern, hat aber ſeinen 
adminiſtrativ feſtzuſtellenden Schadenserſatz gegen die Kammer, welche 
wiederum am Abtreter ſich ſchadlos hält. 


$ 70. 
Oeffentliche Leiſtungen der Hofpächter. 


Auch die Pflichten gegen die Grundherrſchaft, nicht minder aber 
auch gegen die Commune, ſind in den Pachtcontracten geſichert. Zu 
jenen gehört vorzugsweiſe die prompte Entrichtung einer gewiſſen baaren 
Jahrespacht in Quartalen. Dieſelbe wird jedesmal nach Ablauf der 
Contractsjahre vor Ertheilung der neuen Pachtcontracte, regelmäßig 
ohne die früheren Prolongationen und durch öffentliches, freies Meiſt— 
gebot) vor Großherzoglicher Kammer, erzielt und hierdurch unzweifel— 
haft ſowol der finanzielle Ertrag der Höfe auf die höchſt mögliche Spitze 
gebracht, als auch das Streben der Pächter zur Beförderung der dauernd 
ergiebigſten und rationellſten Ackercultur ermuntert (§ 170). Nach den 
Veranſchlagungsprincipien?) ($ 67) iſt hier: 

1. Gartenland pro 100 HR. in 3 Hauptklaſſen zu 4, 3, 2 Thlr. 

2. Acker pro bonitirten Scheffel und mit 3 Columnen: 

1. Klaſſe zu 3 Thlr. 16 fl., 2 Thlr. 44 BL, 2 Thlr. 24 fl., 


2. „ „ 3 „ 12 „, 2 „ 40 „ 2 „ 20 „ 
3. 1 „ 3 » 8 „, 2 „ 36 „ 2 „ 16 „ 
4. „ „ 3 „ ee e 28 „ 2 „ 8 „ 
5. 1 „ 2 „ 40 „ 2 „ 20 „ 2 U Fe 
6. „ „ 2 „ 24, 2 „ 4 „ 19 32 „ 


e) V. v. 2. Decbr. 1808, Ra. 1183, Rgbl. 1814, St. 39. 

) Cab.⸗Reſer. v. 10. u. 24. Mai 1805, Ra. 62 u. 63. 

) V. 7. Octbr. 1854, wodurch die früheren v. 5. Deebr. 1815, Ra. 66, ver⸗ 
altet find. 
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7. Klaſſe zu 2 Thlr. 8 ßl., 1 Thlr. 36 Hl, 1 Thlr. 16 ßl., 
8. 1 en, 175% 20 %% De, — „ 
9. * 1 8, — „ 44 v, — 5 32 „ 
3. Wieſenland pro bonit. Fuder und mit 2 Columnen: 
1. Klaſſe zu 4 Thlr. — ßl., 3 Thlr. 32 ßl., 
CCC 


8 F Ber 
4. I L 3 Re 2 U 32 „ 
5. „ . „ r „ Zu 8 „ 
6. " 1 2 " well, 1 „ 32 „ 


4. Weide pro bonit. Scheffel, mit 2 Columnen: 
1. Klaſſe zu 1 Thlr. 28 fl., 1 Thlr. 20 ßl., 
2. " . 1 „5 12 " 1 " 8 " 


3. " „ 1 " 8 7 1 " me 

4. „7 „ 1 " BEL, 7 „ 40 „ 
— — yes 2 

5. " " " 28 „ " 20 U 


taxirt — wegen des Meiſtgebots hier freilich nur von der Bedeutung 
der Gewinnung einer Norm für Annehmbarkeit des letzteren. 


Zur Sicherung der Pachtzahlung wird eine volle Jahrespacht bei 
der Kammer bis zum Contractsablauf als zinſenloſe Caution, ſog. Pacht— 
vorſchuß, baar geſtellt, welche getrennt vom Pachtrecht nicht ohne 
Kammer⸗Conſens cedirt werden kann. Das laſt- und gefahrloſe Eigen— 
thum aller, ſelbſt ſchon percipirter Früchte bleibt der Kammer contractlich 
vorbehalten. Ihr muß Pächter auch ſein geſammtes jetziges und künf— 
tiges Vermögen, insbeſondere das Wirthſchafts-Inventarium, zur 
Special-Hypothek mit eventueller Beſitzesübertragung beſtellen und ſeine 
Erben ſolidariſch ohne beneficium divisionis verpflichten. Durch ver— 
gebliche Execution wird die Kammer zu ſofortigem Contracts-Aufruf 
berechtigt. Pachtremiſſion wird unter keinen Umſtänden verhießen, und 
iſt es Sache der Pächter, die beſtehenden Aſſecuranzvereine (F 153) zu 
benutzen. 

Pächter zahlt auch die Perſonal-Steuern und trägt die meiſten aus 
dem öffentlichen Recht fließenden Grundlaſten, während die baaren 
Beiträge zu geiſtlichen und Schul-Bauten und die allgemeinen Grund— 
Steuern von der Grundherrſchaft übernommen werden. Sorgfältig 
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wird in allen Pachtcontracten auch die Conſervation und hauswirthliche 
Benutzung des grundherrſchaftlichen Eigenthums, reſp. der Pachtobjecter 
nämlich der Gebäude und Ländereien mit Pertinenzen, vorgeſehen 
(vgl. ff. 89. 

Jeder Pachthof bildet entweder für ſich allein, oder in Verbindung 
mit einem etwa zugehörigen Dorfe eine Ortſchaft und Commune, trägt 
auch die desfallſigen, meiſtens contractlich beſtimmten Laſten ($ 4), 
welche ebenſo wie alle übrigen öffentlichen Verbindlichkeiten, auf Ad— 
miniſtrativwege geregelt werden, ſoweit nicht gerichtliche Competenz 
geſetzlich beſtimmt iſt. 

Sr, 
Ländereien und Wefervate. 


Nur zum Betrieb der Ackerwirthſchaft, nämlich zur Gewinnung 
von Feldfrüchten und zur Viehzucht, ſind die Ländereien verpachtet; 
ihre ſonſtigen Einnahmequellen werden von der Grundherrſchaft con— 
tractlich reſervirt und gegen billigen, event. durch Schiedsmänner feſt— 
zuſtellenden Erſatz an den Pächter für die dadurch dem Ackerbau 
etwa auf längere Zeit entzogenen Flächen ausgebeutet. Zu Reſervaten 
gehören die Jagd, Maſt, Waldbäume, Mineralien, Foſſilien, Quellen, 
beſonders auch die torfhaltigen Gründe. Wird auf dieſen grundherr— 
ſchaftliche Austorfung beliebt, ſo ſind ſie nicht nur ſelbſt, ſondern 
außerdem auch die nöthigen Flächen zum Aufſetzen, zu Abfuhrwegen, 
Entwäſſerungsgräben, gegen Entſchädigung vom Pächter einſtweilen 
abzutreten. Bedingungsweiſe wird letzterem ſelbſt der Torfitich, jedoch 
nur auf kleinen und vereinzelten, mit größeren Reſervaten nicht zuſam— 
hängenden Flächen, und nur zu eignem Hofbedarf gegen Zählgeld an 
die Forſt, jetzt gewöhnlich nur gegen volle Werthtaxe excl. Bereitekoſten, 
geſtattet. Eine amtsforſtliche Unterſuchung geht dann vorher, gleiche 
Controle dauert während des ganzen Betriebes, und die ausgetorften 
Gründe ſind ſofort wieder zu ebnen). Unerlaubter Torfſtich wird mit 
einer dem einfachen — nach dem normirenden Torfſatze der fraglichen 
Art excl. Bereitekoſten und incl. Zählgeld zu berechnenden — Werthe 
des geſtochenen Torfes gleichkommenden Geldſtrafe an die Amtsarmen— 


) V. v. 29. Aug. 1823, Ra. 504, Rgbl. 31. 


kaſſe?) und zugleich mit ſeiner Confiscation, event. bei ſeiner Conſumtion 
mit dem doppelten baaren Werthe beſtraft?). Die Unterſuchung iſt 
amtspolizeilich, unter Wahrnahme von Denunciations- und Protokoll— 
gebühr“) für die Sportelkaſſe?), mit Recurs an das Kammer- und 
Forſtcollegium, vor welchem auch ſeparat über die Aufkunft liquidirt 
wird‘). — Unentgeltliche Abgabe von Torf und ſonſtiger Feurung aus 
der Forſt zum eignen Hausbedarf der Pächter exiſtirt nicht mehr. — 
Contraventionen gegen Jagd und Holzhieb unterliegen den Beſtim— 
mungen des Jagd- und Forſtfrevelgeſetzes. — Außer vorſtehenden 
Reſervaten muß Pächter auch das Terrain zur Anlage und Veränderung 
von öffentlichen und privaten Wegen, Kunſtſtraßen ꝛc. abgeben; ſeine 
Entſchädigung wird durch Schiedsmänner (§ 72), event. nach Kammer— 
Ermeſſen nach den Expropriationsgeſetzen beſtimmt. 

Für die Güte und Claſſification der verpachteten Flächen wird 
keine Garantie, wol aber für die Größe derſelben dahin gewährt, daß 
Pächter für den binnen der beiden erſten Contractsjahre auf die von 
ihm zu beſchaffende Nachmeſſung erwieſenen Ausfall entſprechende 
Pachtabminderung erhält, welche vom Amte, bei größerer Erheblichkeit 
aber durch die Taxen dreier vom Amte zu wählender und vorher zu 
beeidigender, erfahrener Landwirthe (§ 76) feſtgeſtellt wird; ganz un— 
berückſichtigt bleiben geringere, auch geſetzlich für unerheblich geltende 
Vermeſſungsfehler. 

Pertinenzen des Ackers ſind beſonders die Befriedigungen und die 
Brücken. Zu jenen zählen auch die Weiden, welche vom Pächter in 
contractlich beſtimmter Anzahl zu vermehren ſind, auch nur bei Ab— 
gängigkeit von jenem gehauen werden dürfen; für jede bei der Reviſion 
oder Ablieferung ganz fehlende, oder nicht vierjährige, noch in gutem 


2) C. v. 26. März 1862. 

) V. v. 29. Auguſt cit., C. v. 5. Mai 1846, Ra. 4093, Rgbl. 16. 

) Die für ſonſtige Bau- und Forſtfrevel der V. v. 7. Oetbr. 1842, Ra. 617, 
Agbl. 35, durch C. v. 26. März 1844, Ra. 4090, und die ökonom. Sporteltare 
v. 16. Febr. 1849 B. d., Ra. 4006, vorgeſchriebene Denunciations- und Protokoll— 
gebühr von reſp. 5 und 18 ßl. Cour. ſoll nach einzelnen nicht publieirten Kammer— 
reſeripten auch hier Anwendung finden. 

) C. v. 26. März 1862, wodurch C. v. 26. März 1844 eit. u. ökonomiſche 
Sporteltare in dieſer Beziehung veraltet find (vgl. $ 40, Note 1). 

°) C. v. 5. Mai 1846; vgl. Note 3. i 
1. 


Bald, Domaniale Verhältniſſe. 


N 


Wachsthum befindliche, iſt eine Geldſtrafe zu entrichten. Ihre Abholzung 
erſetzt ihm theilweiſe die ihm jetzt nicht mehr gewährte unentgeltliche 
oder billige Brennholz-Abgabe aus der Forjt‘). Gleiches gilt von den 
lebendigen Hecken, zu deren erſter Anlage die erforderlichen Pflänzlinge 
aus der Forſt gegen Haulohn geliefert zu werden pflegen‘). Zur An— 
fertigung aller übrigen Befriedigungen inc. Stacketten, Thore, Pforten, 
werden dem Pächter keine Materialien gegeben!), ſondern er muß ſie 
ankaufen, oder aus ſeiner Weidenzucht entnehmen. Ebenſo iſt die Er— 
haltung und Herſtellung aller Ackerbrücken vom Pächter unentgeltlich 
zu beſchaffen“). 
§ 72. 
Gebäude. 


Jeder Pachthof enthält je nach ſeinem Umfange eine beſtimmte 
größere oder kleinere Anzahl der für den Aufenthalt des zum Wohnen 
auf dem Hof contractlich obligirten Pächters, ſeiner Familie, ſeiner Leute 
und Feldarbeiter, ſowie für den ganzen Wirthſchaftsbetrieb erforderlichen 
Wohnhäuſer, Kathen (§ 125), Scheuern, Vieh-), Back- und Milchen- 
häuſer, Stallgebäude, welche regelmäßig ſämmtlich Eigenthum der 
Grundherrſchaft ſind. Wie in der ganzen Cameralverwaltung, ſo wird 
auch hier die maſſive Bauart, entweder von gebrannten Steinen oder 
von Kalk- und Lehmzpiss erſtrebt ). 

Die Baulaſt wird contractlich genau beftimmt?). Bei Verſchuldung 
des Pächters trifft ihn allein der ganze Erſatz nach den gemeinrechtlichen 
Grundſätzen. Unverſchuldete Bauausführungen geſchehen billiger Weiſe 
nicht auf alleinige Koſten des nur zeitlichen Pächters, ſondern mit 
Unterſtützungen Seitens der Grundherrſchaft. Pächter iſt aber zur 


) V. v. 17. Jan. 1814, Ra. 491, v. 28. März 1840, Ra. 530. 

) C. v. 14. Dechr. 1841, Ra. 74. 

9) C. v. 25. Detbr. 1854. 

10) Cab.⸗Reſer. v. 13. Septbr. 1836, Ra. 72. 

) Ueber deren innere Dimenſionen vgl. C. v. 16. Oetbr. 1845, Ra. 3922. 

) Beſonders bei Wohn-, Milchen-, Viehhäuſern, Schweine-, Pferde-, Schaf— 
ſtällen. Ueber ſonſtige Bauarten vgl. die Neubauwerths-Zuſammenſtellung vom 
19. April 1851, vgl. noch § 85, Noten 7 u. 8, welche auch hier gelten. 

) Die nachfolgend wiederholten Beſtimmungen der neueſten Contracts-Formulare 
v. 1864 weichen weſentlich von den früheren ab; vgl. § 73, Note 1. 


möglichſten Schonung der Gebäude und zur baldmöglichen, entweder 
ſofort oder bei Gelegenheit der jährlichen Zimmerbeſichtigung zu machen— 
den Anzeige der ihm bekannten Mängel) verpflichtet. Stets und zu 
allen Bauten muß er alle Hand- und Spanndienſte, alles Stroh, Kaff, 
Häckerling excl. des bei Brandſchäden zur Neudeckung mindeſtens eines 
ganzen Gebäudes erforderlichen Dachſtrohs, die Weeden und Deckſchächte, 
Bauplätze, Quartier für Handwerker, Unterhalt des Bauaufſehers, Auf— 
ſicht auf Handwerker und auf Materialien leiſten, auch nach Ermeſſen 
der Grundherrſchaft die Bauausführung ſelbſt übernehmen oder der 
Amtsbaubehörde überlaſſen. Endlich muß er, abgeſehen von erheblichen 
Brand- und Sturmſchäden, eine contractlich ſpecialiſirte Anzahl vieler, 
nicht bei Gelegenheit größerer Bauten, ſondern allein für ſich eintretender 
Reparaturen und Erneuerungen von Decorationen, Fundamenten, 
Bohlen-, Bretter-, Leiſten-, Lattenbelag, Mauern, Wänden, Dächern, 
Fußböden, Treppen, Fenſtern, Thüren, Koch- und Heizungs-Apparaten, 
Privets, Stallutenfilien ꝛc. ganz aus eignen Mitteln beſchaffen. Dagegen 
überträgt zu den übrigen, im Ermeſſen der Verwaltung ſtehenden 
Reparaturen dieſe die Koſten; der Pächter darf jene in eiligen Fällen 
ſelbſt ohne Anfrage, aber salva revisione, bis zum Betrage von je 
10 Thlrn. ſofort ausführen. f 

Die wegen erſichtlicher Hinfälligkeit oder aus wirthſchaftlichen 
Gründen auszuführenden größeren Reparaturen und Neubauten der 
zukünftigen Contractsperiode werden bei den Reviſionen vor und wäh— 
rend der Abnahme des Pachthofes (§ 75) ſorgfältig erwogen und mit 
Vorbehalt noch anderer, im Ermeſſen der Verwaltung ſtehender, in den 
neuen Contract aufgenommen), darin auch die Leiſtungen des Pächters 
und der Grundherrſchaft fixirt. Doch ſollen ſolche contractliche Bauten, 
zur Vermeidung ſowol beſtimmter Anſprüche des Pächters auf ihre 
Ausführung, als einer Erſchöpfung der herrſchaftlichen Kaſſen bei ander— 
weitigen, durch plötzliche Unglücksfälle herbeigeführten Bauten möglichſt 
nicht auf beſtimmte Jahre geſetzt werden, um ſie im Nothfall auf— 

) Vgl. C. v. 21. Juni 1836, Ra. 320. 

) C. v. 5. Juli 1850, Ra. 3991. Die genehmigten Bauſtipulationen der 


neuen Contracte ſind den Baubeamten ſofort mitzutheilen; C. v. 18. Februar 1826, 
Ra. 276, Rgbl. 8. 
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ſchieben zu können“). Bei allen erheblichen Brand- und Sturmſchäden 
geſchehen die Bauten ebenfalls in dem von der Verwaltung zu 
ermeſſenden Umfange, daß die Wirthſchaft gegen die Zeit vor derſelben 
nicht leidet. 


8 73. 
Vortſetzung. 


Bei dieſen größeren Reparaturen und Neubauten trägt die Grund— 
herrſchaft ebenfalls allein die baaren Koſten ), beſtimmt aber dagegen 
die ganze Art und Weiſe der Bauausführung. Dieſe angemeſſen ab— 
zurundenden Koſten, mit Ausnahme der durch Unglücksfälle vor Ueber— 
gabe der Pachtung entſtandenen, werden vom Pächter mit 4 pCt., bei 
Brand- oder Sturmſchäden mit 2 pCt., ſeit dem nächſten auf die 
Vollendung der Bauten folgenden Johannistermine ganzjährig post— 
numerando als Aufſchlag zur Pachtzahlung verzinſt. Bei der dem 
Pächter ſelbſt überlaſſenen Bauausführung erhält dieſer die Baugelder 
erſt nach Abnahme der Bauten Seitens der Amtsbaubehörde, vorherige 
Abſchlagszahlungen nur nach freiem Ermeſſen der Verwaltung. Sowol 
dieſer Erſatz als die Verzinſung geſchieht weſentlich unter billiger Berück— 
ſichtigung erheblicher nachträglicher Aenderungen, in Grundlage des 
vorher formirten, auch den Forſttaxwerth incl. Bereitelohn der nach 
Belieben der Grundherrſchaft in natura herzugebenden Holzmaterialien 
und den Nutzwerth der von dem Bauausführer zu liefernden Rüſtungs— 
materialien, enthaltenden Anſchlags; nur bei Nicht-Ausführung durch 
den Pächter entſcheiden die wirklich verwandten, den Anſchlag etwa nicht 
erreichenden Koſten. 

Zu den auf alleinigen Wunſch des Pächters zu errichtenden, weder 
contractlich ſtipulirten, noch durch Unglücksfälle veranlaßten Bauten 
erhält jener regelmäßig höchſtens die Holzmaterialien!) nach ſpecieller 
Vereinbarung. Ganz eigenmächtige Bauten endlich muß er beim Abzug 


6) Cab.⸗Reſer. v. 7. Mai 1833, Ra. 303, C. v. 25. Mai 1833, Ra. 304. 

) Nach den früheren Contracten ($ 72, Note 3) regelmäßig nur eine, wenn— 
gleich die größere Quote, deren Reſt dann vom Pächter aus eignen Mitteln über— 
tragen wurde, wogegen letzterer dann jene nicht zu verzinſen brauchte. 

2) Z. B. bei Milchenkellern, wozu die Grundherrſchaft nie baare Koſten bewilligt, 
weil es fraglich ift, ob der Nachfolger des jetzigen Pächters die Holländerei felbft 
behalten will; C. v. 26. Aug. 1836, Ra. 323. 
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nach Belieben der Kammer entweder unentgeltlich zurücklaſſen, oder auf 
ſeine Koſten Alles wieder in vorigen Stand ſetzen. 

Auch alle jetzigen und kunftigen Brunnen muß Pächter im Uebrigen 
ohne Beihülfe erhalten und nöthigenfalls erneuern; jedoch überträgt 
die Kammer die baaren Koften für Erneuerung der Brunnenkeſſel, nicht 
minder für Vertiefungen, ſonſtige Veränderungen alter und erſte Anlage 
neuer Brunnen gegen Verzinſung des Pächters nach vorſtehenden 
Principien. 

Betreffs aller Gegenſtände endlich, deren Erhaltung und Erneuerung 
nicht contractlich vorgeſehen iſt, gilt der Grundſatz, daß Pächter letztere 
allein aus eignen Mitteln leiſten muß. 


§ 74. 


Wirthichafts - Inventarium. 


Die Objecte deſſelben waren früher gering und beſchränkten fich 
weſentlich auf das Hausmobiliar, weil die nöthigen Beſtellungsarbeiten 
im Hofedienſt der leibeigenen Bauern verrichtet, und dadurch beſondere 
Wirthſchafts-Inventarien entbehrlich gehalten wurden (§ 68). Mit dem 
Aufhören des Hofedienſtes aber erkannten Pächter bald den Nutzen 
eigenthümlicher und guter Inventarien, und jetzt entſprechen dieſelben 
regelmäßig der Größe und Ergiebigkeit der Höfe. Von Illation eines 
angemeſſenen Viehſtapels wird ſogar die Gültigkeit des ganzen Pacht— 
contractes abhängig gemacht. Das ganze lebende und todte Wirthſchafts— 
Inventar iſt Eigenthum des Pächters, mit Ausnahme der ſog. Inven— 
tarien-Saaten — eines Anklangs an alte Zeit. Dieſelben incluſive 
Beſtellungsarbeiten wurden bei erſter Errichtung vieler Höfe zur Er— 
leichterung des Antreters von der Grundherrſchaft hergegeben, als 
herrſchaftliches Eigenthum fortan conſervirt und von den Nachfolgern 
im Pachtbeſitz fortdauernd für eine gewiſſe Taxe) in Grundlage des 
Feldinventars übernommen. Im Gegenſatze zu ihnen, die mit fort— 
ſchreitender Ackereultur unb Beurbarung immer größerer Ackerflächen in 
den ſeltenſten Fällen ausreichten, hießen die von den Pächtern ſelbſt 

1) V. v. 1773, H. IV. 99, v. 2. Jan. 1819, Ra. 67, Reſer. v. 17. Juni 


1824, Ra. 68; durch C. v. 7. März 1806, Ra. 77, ſind Verzeichniſſe ſämmtlicher 
Hof⸗Inventarienſaaten eingefordert. 
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dazugegebenen Einſaaten Ueberſaaten, und dieſe mußten nach markt⸗ 
gängigen Preiſen ſtets gekauft werden. Jetzt freilich?) ſind die Inven— 
tarienſaaten incl. Beſtellungskoſten den Ueberſaaten gleich geſtellt (§ 76). 


8 75. 


Verfahren bei Ablieferung und Mückgabe der Pachtung. 


De 


Beſonderer Erörterung bedarf ſchließlich noch das Verfahren ſowol 
bei Ablieferung des Pachthofs nach geſchehener Feldregulirung (8 59 ff.) 
und Neuverpachtung ($ 69) als bei deſſen Rücknahme nach Beendigung 
der Contractsjahre. — Die Grundherrſchaft ſelbſt und allein contrahirt 
dann mit dem An- und dem Abtreter, läßt den Pachthof überweiſen 
und abnehmen, ohne daß letztere beide dadurch zu einander in rechtliche 
Beziehungen treten. Der Antreter muß Alles moniturfrei annehmen, 
ſelbſt das perienlum ſeit dem Zuſchlag (§ 70) tragen, nöthigenfalls 
Abhülfe vorfindlicher Mängel beſchaffen, und erhält dagegen die für 
letztere vom Abtreter an die Grundherrſchaft zu leiſtenden Vergütungen 
nach deren freiem Ermeſſen. Abtreter aber iſt der Grundherrſchaft zum 
Erſatz jeglicher Mängel verpflichtet. Die Rücklieferung geſchieht in 
Grundlage eines, nach der zu Johannis ſtattfindenden Uebergabe der 
Pachtung und ſpäteſtens bis zum nächſten November) von der Amts— 
forſtbaubehörde“) aufzunehmenden und bei der Kammer in Reinſchrift 
einzureichenden Hof- und Feld-Inventars?), an welchem Pächter Theil 
nehmen, gegen welches er auch Monituren erheben kann und wovon 
er demnächſt eine Abſchrift erhält. Daſſelbe erſtreckt ſich auf die Ge— 
bäude und auf die Ländereien c. p. 


2) C. v. 28. Juni 1855. 

1) C. v. 24. Juni 1864. 

2) Früher nur von der Amtsbaubehörde; C. v. 19. Novbr. 1828, Ra. 280, 
Rgbl. 46. 

2) Vgl. C. v. 16. Mai 1846, Ra. 3924, v. 20. Decbr. 1849, Ra. 3928. 
Das Hofinventar iſt Zwecks ſpäterer Nachträge auf gebrochenen Bogen zu ſchreiben, 
C. v. 20. Febr. 1840, Ra. 334, und enthält das Alter der Gebäude wie ihre 
Reihenfolge nach dem anzuheftenden Situationsplan; C. v. 16. Mai 1846. Ra. 3924, 
vgl. C. v. 20. Febr. 1840 cit., v. 25. Octbr. 1845, Ra. 3923. Letzterer weiſ't in 
dem Maßſtabe von 1 Zoll pro je 50 Fuß die Länge und Breite der in ſchwarzer 
Tuſche und beſtimmten Figuren nach der Nordlinie zu zeichnenden Gebäude, auch ihre 
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Vorzugsweiſe die Conſervation und unverſehrte Rücklieferung der 
Gebäude, als des vergänglichſten Theils des grundherrlichen Eigenthums, 
wird erſtrebt. Zu dieſem Zwecke prüft die Amtsforſtbaubehörde zwei 
Jahre vor Ablauf jedes Pachteontracts im Juni oder Anfang Juli 
ſämmtliche Hofgebäude, um die dem Pächter noch obliegenden erheblichen 
Reparaturen und Bauten zu ermitteln und die Ausführung zu ſichern. 
Das Reviſionsprotokoll iſt bis zum 14. Juli bei der Kammer einzu— 
reichen, die Lieferung der dem Pächter etwa zu gewährenden Materialien 
($ 72) aber ſchon im nächſten Winter ſo zeitig zu beſchaffen, daß jener 
1½ Jahre zur Erledigung behält). Selbſt noch bei der endlichen 
Rückgabe muß das Inventarium von der Amts-Forſtbaubehörde ?) 
ſchließlich revidirt und die Taxation etwaiger vom Abtreter zu erſetzenden 
Mängel ſofort vorgenommen werden‘). Aehnliche Grundſätze gelten 
auch bei Pachtmühlen (§ 150). 


§ 76. 
Hortſetzung. 


Auch die Ländereien muß Pächter beſäet und wohlbeſtellt, insbe— 
ſondere mit zwei Brachfurchen (§ 159), offenen Brachgräben, halber 
Dungabfuhr zurückgeben. Er iſt verpflichtet, im letzten Pachtjahr ſeinen 
Nachfolger oder deſſen Bevollmächtigten, einen ſog. Saatenempfänger !), 
mit und ohne Pferd gegen billige Enutſchädigung bei ſich aufzunehmen 
und zu beköſtigen, auch deſſen Anforderungen bezüglich der Wirthſchaft, 
Ausſaat, Beſtellung thunlich Folge zu geben, insbeſondere auf deſſen 
Wunſch die friſchen Schläge ($ 159) im Frühling vor ſeinem Abzug 
ganz oder theilweiſe mit aller Hut zu verſchonen und als Mähklee abzu— 
liefern. Zweifelhaften Zuſtand der Saaten von der Art, daß Umackerung 
und erneuerte Einſaat ſich vernothwendigt, muß Pächter ſchriftlich dem 
Nachfolger oder Bevollmächtigten, reſp. wenn dies ſchon vor dem Zu— 
Entfernung von einander durch Zahlen, endlich ihre Beſtimmung nach; C. v. 20. Febr. 
1840 eit., v. 25. Octbr. 1845 eit., v. 16. Mai 1846 eit. 

) C. v. 24. Juni 1864, wodurch C. v. 9. Oetbr. 1846, Ra. 3986, und Baus 
Inſtruction v. 10. Novbr. 1858, § 19, veraltete ſind. 

) V. v. 20. April 1813, Ra. 65, Rgbl. 19. 


6) Bau⸗Inſtruction v. 10. Novbr. 1858, $ 21. 
) Reſer. v. 9. Jan. 1829, Ra. 70. 
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ſchlag eintritt, dem Amte anzeigen und deſſen Anordnungen befolgen. 
Gegen Hagelſchlag werden alle Saaten auf Antrag und Koſten des 
Antreters im Jahr ſeines Zuzugs für ſein Intereſſe durch das Amt 
verſichert. Befindet ſich ſonſt das Grundſtück am Ende der Pachtjahre 
muthmaßlich in ſolchem Zuſtand, daß Antreter dadurch erheblichen 
Schaden beſorgt, ſo wird dieſer auf des Letzteren Antrag bei der Kam— 
mer durch drei Schiedsmänner feſtgeſtellt. Einer wird vom Amte, einer 
vom Abtreter, event. vom Amte, ein dritter von dieſen beiden Schieds— 
männern, event. vom Amte gewählt. Nach geſchehener Beeidigung 
geſchieht die Abſchätzung, in welcher bei verfehlter Einigung für Taxen 
der Durchſchnitt, für andere Gegenſtände aber die Mehrheit der Stim— 
men entſcheidet. Auf Einwendung des Abtreters kann die Taxe der 
Schiedscommiſſion wiederholt werden, bleibt demnächſt aber ohne wei— 
tere Anfechtung von Beſtand. Bei Verſchuldung des Abtreters trägt 
dieſer, ſonſt bei ſpecieller desfallſiger Stipulation der Antreter die Koſten. 

Abtreter erhält dagegen von der Grundherrſchaft ſämmtliche gut 
beſtandene Saaten incl. Ueberſaaten ($ 74) nach den zur Saatzeit gel— 
tenden Marktpreiſen, die Beſtellung excl. der unentgeltlich zu leiſtenden 
zwei Brachfurchen, offenen Brachgräben, halben Dungabfuhr, nach den 
zur Zeit der Ablieferung geltenden Kammerpreiſen, die Gartenbearbeitung 
nach einem Ueberſchlag unter Anrechnung des im Frühjahr vor dem 
Abzug vom Abtreter bereits bezogenen Fruchtgenuſſes und den Klee— 
ſamen der friſchen Schläge ganz oder halb vergütet, je nachdem letztere 
als Mähklee abgeliefert oder ſchon einmal abgehütet ſind. 

Dazu kommen noch die Auseinanderſetzungen wegen Unterpächter 
und kranken Viehes (§ 69), Anpflanzungen (§ 72) incl. Obſtbäume 
($ 171), Hoftagelöhner (§ 128), Dienſtboten (§ 141). — Sämmtliche 
Liquidationen werden im Adminiſtrativwege aufgemacht. Die Grund— 
herrſchaft nimmt ihre Forderungen gegen Abtreter direct aus den von 
dieſem geſtellten Pachtvorſchuß- oder Saatengeldern wahr, und erhält 
ihre ſämmtlichen an denſelben zu leiſtenden Zahlungen vom Antreter 
vergütet, welcher dereinſt beim Abzuge wiederum gleiche Anſprüche wie 
jener gegen die Grundherrſchaft hat, aber auch ebenſo ihr verhaftet iſt. 

Beamte müſſen im April des Jahres, in welchem der Hof zurück— 
zunehmen und zu überweiſen iſt, eine Ueberſicht über die dabei nach 
Vorſtehendem zu leiſtenden und zu erwartenden Zahlungen zwecks 
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Benachrichtigung der Hauptkammerkaſſe einreichen, ferner binnen acht 
Tagen nach geſchehener Rücknahme und Ueberweiſung mit der Haupt— 
kammerkaſſe liquidiren, endlich im Laufe des Juli über Rücknahme und 
Ueberweiſung abgeſondert zu den Acten der verſchiedenen Pachtperioden 
mit Anſchluß der Protokolle und Auskunft über die im Laufe der ver— 
floſſenen Pachtzeit ſtattgefundenen Feldreviſionen (§ 169) berichten und 
gleichzeitig die Quittung der Hauptkammerkaſſe über den Pachtvorſchuß 
des Antreters anlegen). 


II. Bauern (Hüfner, Hauswirthe). 


ST 
Geſchichte. 


Die 4121 jetzigen Bauern mit ihrem meiſt ſeparirten (§ 59), zuweilen 
ſelbſt bis zu etwa 30,000 UR. und ſelbſt noch höher ſteigenden Mittelbeſitz 
($ 57), ihrer Anhänglichkeit an der von den Vätern ererbten Hufe und Sitte, 
ihren conſervativen, freilich ihnen ſelbſt noch unbewußten Eigenthüm— 
lichkeiten, bilden bei ihrer eigenen günſtigen Stellung freilich nicht die 
Hauptquelle der landesherrlichen Einnahmen, gewiß aber den Kern der 
Landbevölkerung, und neben der Ritterſchaft wie den Städten den 
dritten ebenbürtigen Stand. Von Alters her haben ſie manche Wand— 
lungen erfahren ). 

Von den wendiſchen Bauern wiſſen wir Nichts; auch gab es ihrer 
in dem ſumpf- und waldbedeckten Lande gewiß nur wenige, und dieſe 
ſanken wol größtentheils unter den Streichen der im 12. Jahrhundert 
eindringenden Germanen, während der Reſt noch Jahrhunderte lang in 
elenden Dörfern) fortpegetirte, und erſt in neuerer Zeit mehr und mehr 
in die übrige Landbevölkerung übergegangen zu ſein ſcheint (§ . 


2) C. v. 24. Juni 1864. 

) Vgl. Liſch, Jahrbücher, Bd. 2, pag. 141, 294 ff.; Bd. 6, pag. I ff.; 
Bd. 13, pag. 57, 113 ff.; Bd. 14, pag. 108, 197 ff.; Bd. 15, pag. 76, 173. 

?) Die urſprünglich wendiſchen Dörfer ſind Häufig noch kenntlich durch den Zuſatz: 
„wendiſch“ oder „klein“ zu den Namen des Mutterortes, aus welchem ſie durch die 
Chriſten verdrängt wurden. 


= 4100... 1, 


Aus den chriſtlichen Siegern mit altdeutſchem Sinne für Ackerbau 
erwuchs bald ein neuer, kräftiger Baueruſtamm, deſſen Verhältniſſe aber 
noch lange nicht ganz aufgeklärt ſind. Zweifelsohne waren ſie als 
Eroberer und deren Nachkommen urſprünglich perſönlich frei, folgten 
dem Heerbanne, und nach Urkunden trugen ſie bei feierlichen Gelegen— 
heiten Degen, fanden das Urtheil in den Landgerichten, führten ſelbſt 
erbliche Familienſiegel mit heraldiſchen Zeichen. Ihre Rechte an den 
ihnen eingegebenen Ländereien ſind aber nicht beſtimmt erforſcht, wenn— 
gleich ein dem altdeutſchen allgemeinen Kolonat mit erblichem Beftk-, 
Nutzungs- und beſchränktem Verfügungsrechte gleichendes Verhältniß in 
mittelalterlichen Urkunden hervortritt, und ſich dagegen wol bei den 
Nachkommen der wendiſchen unterjochten Bauern größere Beſchränkung 
muthmaßen läßt. Unter dem milden Krummſtab der Geiſtlichkeit bildete 
ſich jenes Beſitzrecht ungeſtört weiter aus, und ſo ſollen ſich in Kloſter— 
dörfern des früher mit Mecklenburg-Schwerin combinirten Mecklenburg— 
Strelitz ſeit uralter Zeit freie Bauern auf freiem Erbe gehalten haben. 


§ 78. 
Fortſetzung. 


Anders in den weltlichen Landestheilen. Der Heerbann drückte 
den fleißigen Ackerbauer, und gern übertrug er die perſönliche Folge 
auf den ſtets kriegsbereiten Ritterſtand, der dafür gewiſſe Naturalabgaben, 
beſonders zu ſeinem Unterhalte, ſich leiſten ließ. Mehr und mehr, mit 
wachſender Uebermacht der ritterlichen Schutzvoigte und ſinkender Wehr— 
kraft der Bauern, ſteigerten ſich jene, perſönliche Dienſtleiſtungen auf 
den Ländereien der Mächtigeren kamen hinzu, die Bauern wurden 
Frohn- oder Dienſtbauern. Als endlich gar im Anfange des 17. Jahr— 
hunderts das Streben nach großem Grundbeſitze und damit beim Mangel 
lohnbarer Feldarbeiter gleichzeitig das Bedürfniß ſteter und feſter Ar— 
beitskräfte erwachte ($ 68), bemühten ſich die Ritter und erreichten es, 
daß der herkömmliche Bauernbeſitz in bloße Zeitpacht auf willkürlichen 
Widerruf, die Frohndienſte in perſönliche Unfreiheit, glebae adscriptio, 
Schollenpflicht, Leibeigenſchaft ſich verkehrten. So ſollen denn nach 
Reverſalen vom 23. Februar 1621 sub XVI): 


) Abgedruckt in H. III. 3. 
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die Bauersleute die ihnen um Zins und Pacht eingegebenen Hufen, 
Aecker und Wieſen, dafern ſie keine Erbzins-Gerechtigkeit, jus em— 
phyteutieum x. gebührlich beizubringen vermögen, dem Eigenthums— 
herrn, auf vorhergehende Loskündigung, nulla vel immemorialis 
temporis detentatione obstante, unweigerlich abzutreten und einzu— 
räumen ſchuldig ſein, 

und nach XLIX ibid.: 
ſollen ausgetretene Bauern in den Aemtern nicht aufgehalten, ſon— 
dern auf gebührliches Anſuchen und Beweisthum ihren Herren 
wiederum verabfolgt werden. 

Mit ſolcher geſetzlichen Sanction ſanken nun die Bauern tiefer 
und tiefer, wurden nach Belieben der nunmehrigen Grundeigenthümer 
von ihren Hufen geworfen oder „gelegt“, ſtarben zum größten Theil im 
Elende des 30jährigen Krieges und in verheerenden Seuchen aus, und 
ihre erledigten Ländereien wurden zu großem Grundbeſitze conſolidirt 
(F 60, 68). Erſt die Aufhebung der Leibeigenſchaft durch Verordnung 
vom 18. Januar 18202) und die Geſetzgebung der neueſten Zeit haben 
den ritterſchaftlichen Bauern eine ſolidere Stellung zurückgegeben. 


§ 79. 
Tortſetzung. 


Aehnlich wie in der Ritterſchaft, jedoch auf den größeren Flächen 
und unter milden Landesherren, die im Bauernſtande oft kräftige Stützen 
fanden, nicht ſo drückend, entwickelten ſich die Verhältniſſe im Domanium. 
Auch hier Frohnden bei Beſtellung landesherrlicher Pachthöfe im 
ſog. Hofedienſt (§ 68), und bei Leiſtung von Hand- und Spannkräften 
zu landesherrlichen Bauten und zum Amtshaushalt in ſog. Extradienſt 
— Leibeigenſchaft mit Schollenpflicht — bloßer Pachtbeſitz der Hufen 
mit freiem grundherrlichen Dispoſitionsrecht. Aber die Frohndienſte 
waren bald nicht mehr ungemeſſen, ſondern wurden nach beſtimmten 
Geſetzen!), auch theilweiſe gegen Vergütung) geleiſtet, die Leibeignen 


) Vgl. Ra. 1188, Rgbl. 6; ſchon nach C. v. 8. Mai 1818 war dieſelbe 
beabſichtigt. 

) Vgl. Hofdienſtordnung v. 4. Juni 1753, H. IV. 17. 

2) Vgl. V. v. Septbr. 1768, H. IV. 27. 
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waren regelmäßig nicht auf beſtimmte Ortſchaften, ſondern nur überhaupt 
auf das ganze Domanium beſchränkt und deshalb weniger abhängig, 
die Hufenländereien wurden nur mit großer Schonung ihrer altange— 
ſtammten Beſitzer (§ 60) und faſt nur gegen ihre Entſchädigung und 
bei ihrem Ausſterben zu Hofacker gelegt. Dennoch war die Lage der 
Bauern auch hier recht traurig. Die Leibeigenſchaft und der immerhin 
unſichere Beſitz ertödteten jedes freie und ſelbſtſtändige Streben, die 
freilich geregelten, aber doch ſtets zeit- und kraftraubenden Frohndienſte 
nöthigten zu übermäßiger Anſpannung, und ließen nicht an gehörige 
Cultur der eignen Ländereien denken. Auch die Grundherrſchaft ſelbſt 
litt durch ſolche Bauern. Sie mußte ihnen bei ihrer Armuth das 
nöthigſte todte und lebende Wirthſchafts-Inventarium ſtellen, ihnen alle 
Bau- und Feurungsmaterialien unentgeltlich liefern, und konnte dagegen 
im Mittelalter außer den Frohnden nur geringe Naturalleiſtungen an 
Korn und Victualien mit Mühe von ihnen erſchwingen. Früher aber 
als in der Ritterſchaft wurde durch weiſe Landesherren hier möglichſt 
geholfen, und wenngleich die meiſten Dienſte, die Leibeigenſchaft und 
Beſitzunſicherheit bis in dies Jahrhundert hinein rechtlich beſtanden, ſo 
waren ihre gemilderten Wirkungen doch gewiß viel weniger laſtend für 
den fleißigen Bauersmann. Aber auch dem Namen nach verſchwanden 
in neueren Decennien jene Inſtitute des Mittelalters, die Hofedienſte “, 
Leibeigenſchaft (8 78), die Extradienſte und ihre Aequivalente ($ 82), 
ſelbſt das Anrecht am Gehöfte erſcheint jetzt durch billige Obſervanz zur 
Genüge geregelt (§ 80, 92). Möglichſt ſichere Ertragsanſchläge über 
die einzelnen Bauerhufen beſtimmen die von denſelben zu entrichtende 
baare Pacht (§ 82), wodurch die früheren Frohnbauern jetzt Pachtbauern 
geworden ſind. Bei Gelegenheit der Feldregulirungen werden fort— 
während die Bauerhufen ſeparirt oder doch verkoppelt (§ 59) und dann 
in ihrem Umfange möglichſt erhalten‘). In bleibender Größe find die— 
ſelben ſonach die Wiegen einer kräftigen, conſervativen Bevölkerung 
(§ 77), die Erhalterinnen der Präſtationsfähigkeit, der Steuer- und 
Spannkraft des fundus, die Erzeugerinnen ſelbſt der Ueberproduction, 


3) Nach C. v. 28. Aug. 1778, H. IV. 46 (8 90, Note 1) wurde der Hofdienſt 
ſtellenweiſe ſchon im vorigen Jahrhundert aufgehoben. 

4) C. v. 22. Juli 1852; vgl. SH 116, Note 1, 119, Note 4, 136, Note 4; 
vgl. noch § 80. 
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d. i. des die eigne Conſumtion durch die Producenten überſteigenden 
Kornbaues, und in Mecklenburg um ſo mehr an ihrem Platze, als hier 
Induſtrie und Gewerke des platten Landes verfaſſungsmäßig beſchränkt 
($ 143 ff.) und die flachen, fruchtbaren Felder ſchon durch die Natur 
vorzugsweiſe zum Ackerbau geeignet ſind. Nichtsdeſtoweniger aber 
bleiben jene noch immer größeren ökonomiſchen und finanziellen Auf— 
ſchwungs fähig, und ſie durch die Vererbpachtung weiter zu bilden iſt 
das Streben unſerer Tage (§ 103 ff.). 


§ 80. 
Ertheilung, allgemeiner Inhalt, Sicherung, Ablauf der Dorfscontracte. 


Die jetzigen Hauswirthe heißen nur Zeitpächter ihrer Hufen, und 
ihr ganzes Beſitzesrecht beruht anſcheinend nur auf den nur auf Zeit 
ertheilten Pachteontracten. Nach Ablauf der Contractsjahre müßten 
ſomit ihre Ländereien zur freieſten Dispoſition der Grundherrſchaft 
zurückfallen, welche dann beliebig darüber verfügen, ſie verändern, ver— 
tauſchen, ja ihren bisherigen Beſitzern ganz nehmen, dieſe alſo legen 
dürfte). Wie aber dies ſchon früher nur ausnahmsweiſe geſchah, To 
ſind die Bauern jetzt in der That durch allmäliges Herkommen und 
landesherrliche Gnade hinlänglich ſicher geſtellt, und ihr Beſitz dauert 
— abgeſehen vom Falle wohlverdienter Abmeierung (§ 81) — über die 
Zeitpacht⸗-Periode hinaus bis an ihren Tod oder freiwilligen Rücktritt, 
geht auch ſelbſt auf ihre Descendenz nach dem Nachfolgerecht (§ 92) 
über. Hat gleich die Landesherrſchaft ſich ihres Rechts ſowol beliebiger 
Einwirkung auf das Object der Hufen als der Pachterhöhung (§ 82) 
nach Ablauf der Zeitpacht-Contracte zu keiner Zeit begeben, ſo werden 
doch jetzt obſervanzmäßig den Bauern nach Beendigung der früheren 
Zeitpacht⸗Contracte neue über dieſelben oder doch wenigſtens gleichartige 
Hufen wieder verliehen, und letztere im Nothfalle nur inſoweit geſchmälert, 
daß jene auf ihnen noch immer die Möglichkeit ſelbſtſtändiger bäuerlicher 
Exiſtenz behalten, in neueſter Zeit endlich überhaupt in ihrem früheren 
Beſtande möglichſt conſervirt ($ 79), die Pachtſätze ferner immer nur 
billig formirt. 


1) Vgl. 8 60. 
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Die Ertheilung der neuen Contracte nach Ablauf der früheren und 
nach beendigter Feldregulirung, ſowie die damit verbundene Neuver— 
pachtung der Dorfsfeldmarken (§ 61) erfordert große Aufmerkſamkeit. 
Alle bisherigen Bauern deſſelben Dorfes erhalten einen einzigen, 
gemeinſchaftlichen Zeitpacht-, ſog. Dorfscontract. In Grundlage be— 
ſtimmter Formulare), mit möglichſter Berückſichtigung der vorher zu 
erkundenden bäuerlichen Wünſche, im Uebrigen aber nach freiem nütz⸗ 
lichen Ermeſſen, werden die Specialbedingungen deſſelben?) von der 
Amts-Forſtbehörde“) entworfen, und der Kammer zur Beſtätigung vor— 
gelegt. Der hiernach wie bei Hofpächtern gebildete, von der Grund— 
herrſchaft vollzogene Original-Contract wird den Bauern verliehen, und 
muß von ihnen, gegen die übliche Kammergebühr von 1 ¼ pCt. des 
Geſammtbetrags ſämmtlicher Contractsjahre außer den ſonſtigen Spor— 
teln, angenommen werden, widrigenfalls ſie Gefahr*laufen, durch Ab— 
meierung ($ 81) ihr Beſitzesrecht in Frage geſtellt zu ſehen. Der 
Contract umfaßt regelmäßig zunächſt immer nur 12—14 Jahre, wobei 
möglichſt zu erſtreben iſt, daß zur Vermeidung zu großer Geſchäftslaſt 
jährlich eine gleiche Anzahl von Dorfscontracten deſſelben Amtes ab— 
läuft). Selbſt außer der Zeit wird ſein Aufruf reſervirt, falls durch 
Abbrand oder Heimfall eines oder mehrerer Bauergehöfte eine neue 
Feldregulirung ſich vernothwendigen oder eine allgemeine Vererbpachtung 
der Domanial-Bauerhufen (§ 106) beſchloſſen werden ſollte. Alle 
bäuerlichen Verhältniſſe ſind in den Contracten überſichtlich enthalten, 
und die Ueberwachung ihrer Erfüllung iſt mit Ausſchluß jeglicher 
gerichtlichen Competenz alleinige Sorge des Amtes ). 


§ 81. 
Fortſetzung. 


Nur zu eigner Wirthſchaft und zu eignem Zweck haben die Bauern 
ihre Hufen. Ganze oder theilweiſe Verafterpachtung der Bauerhufen 


) Jetzt v. 1864, während frühere v. 26. Mai 1826 und v. 14. Oetbr. 1850, 
16. Octbr. 1854 find. 

3) R. v. 25. Mai 1838, Ra. 122. 

) C. v. 29. Oetbr. 1835, Ra. 449. 

5) R. v. 8. Juli 1834, Ra. 105 ($ 69, Note 4). 

6) R. v. 29. Oetbr. 1831, Ra. 59 (8 39, Note 6). 
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iſt null und nichtig und bewirtt nach Befinden Abmeierung, wie für 
den After-Pächter Verluſt der Einſaat und Beſtellungskoſten ). Selbſt 
ſchon das zur Hälfte-Säen mit Anderen?) oder das Kornſäen für Andere, 
z. B. Knechte), Altentheiler ), iſt verboten. Kraft der den Bauern 
contractlich und herkömmlich obliegenden Meliorationspflicht (§ 83) 
gegen die Hufen dürfen Heu, Stroh, Dung nie von dort entfernt, ſon— 
dern müſſen zu deren Nutzen verwandt werden)). 

Es ſteht nicht in der Macht der Hauswirthe, die nur pachtweiſe 
ihnen verliehenen Gehöfte weder im Rechtsweg zu vertreten, noch mit 
Schulden zu bejchweren‘), oder ſelbſt zur Umgehung dieſes Verbotes 
ſolche perſönlichen Schuldverbindlichkeiten zu übernehmen, welche haupt— 
ſächlich doch immer das Gehöft treffen würden!). Gehöftsſchulden find 
deshalb‘) nur entweder ſolche, welche ſchon an ſich nach öffentlichem 
oder bäuerlichem Recht auf dem Gehöfte als Reallaſt ruhen, deshalb 
auch die Grundherrſchaft treffen, und von dieſer den Hauswirthen für den 
Beſitz und Genuß der Stelle ausdrücklich auferlegt ſind, oder ipso jure als 
auferlegt gelten (88 94, 96, 99), nämlich Abgaben und Leiſtungen an 
Staat, Kirche, Gehöftsfamilie, z. B. Altentheil (§ 96), Ausſteuer (§ 99) ), 
ferner unverbindliche Meliorationen, ſoweit ſie nicht auf Gehöftsinven— 
tarien gemacht find (§ 87), — oder die von der Grundherrſchaft aus: 
drücklich als Gehöftsſchulden, jedoch nicht mit dem Charakter einer 
Reallaſt, ſondern nur als ſpeciell zu ſtipulirende Verpflichtungen der 
jedesmaligen Hufeninhaber conſentirt ſind, z. B. beſonders Anleihen zu 
geiſtlichen Bauten, zur Anſchaffung von Hofwehrpferden, Dienſt— 


) Schulzen⸗ und Bauernordnung v. 1. Juli 1702, § 5, H. IV. 4, R. vom 
30. Octbr. 1817, Ra. 86. 

) Schulzenordnung eitat. 

3) Ibid. $ 26 (vgl. § 141, Note 3). 

) C. v. 2. Mai 1839, Ra. 127, Rgbl. 19 (ogl. § 97, Note 2). 

) Cab.⸗Reſer. v. 14. Novbr. 1805, Ra. 54, R. v. 7. Febr. 1852, Ra. 5114 
($ 98, Note 2, § 130). 

) Schulzen- und Bauernordnung eit. §§ 29, 37; Verordn. v. 8. Jan. 1770, 
H. IV. 32. 

) Vgl. § 96, Note 2. 

) R. v. 9. März 1840, Ra. 130. 

>) Cab.⸗Reſer. v. 15. Jan. 1837, II. 1. b., Ra. 116, R. v. 9. März 1840, 
Ra. 130, vgl. freilich R. v. 6. Jan. 1824, Ra. 92. Illatenforderungen find keine 
Gehöftsſchuld, R. v. 29. Juni 1841, Ra. 5110. 
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Weber-, Schmied-, Rademacherlohn des laufenden Wirthſchaftsjahres, 
reſp. ihr einjähriger Rückſtand, zuweilen auch Beerdigungskoſten. Exe— 
cutionen gegen Hauswirthe gehen nur in ihre eigenthümliche Ueberwehr 
($ 88), von der dann die herrſchaftliche Hofwehr amtlich zu trennen 
iſt“); wird aber dadurch die ganze Ueberwehr, demnach auch unter 
Umſtänden die ſpätere Completirung der etwa defecten herrſchaftlichen 
Hofwehr aus jener bedroht ($ 90), jo hat das Amt über das weitere 
Verfahren Kammer-Entſcheidung einzuholen !). 

Bei anhaltenden und größeren Rückſtänden an Pacht, Nachläſſigkeit 
in Tilgung der Gehöftsſchulden, reſp. ihrer Zunahme in dem Grade, 
daß ihr Abtrag bei der fortdauernden Wirthſchaftsweiſe unmöglich 
erſcheint, bei vorliegender Deterioration des Gehöftes, der Hufe (§ 169) 
und der herrſchaftlichen Hofwehr, bei doloſer Brandſtiftung, Verafter— 
pachtung der Hufe, bei Dereliction, Verweigerung der Annahme des 
Dorfcontractes (§ 80), endlich bei Concurs erfolgt Abmeierung oder 
Entſetzung der Hauswirther), wodurch ihr eigenes und ihrer Descendenz 
Anrecht am Gehöft ſelbſt im Laufe des Pachtcontractes erliſcht (§ 92, 
Note 2). 

Nach Ablauf der Dorfscontracte oder ſonſtiger Beendigung des 
Pachtrechtes müſſen Gehöfte und Ländereien ohne alle Einreden und 
Retentionsrechte einſtweilen zurückgegeben werden; Kriegserleidungs— 
Forderungen gehen nur gegen den Requirenten, und ſolche aus der 
Vergangenheit ſind contractlich der Amtskaſſe zu cediren “). 


8 82. 
Oeffentliche Leiſtungen der Bauern. 


Die Hauswirthe haben eine beſtimmte baare Jahrespacht in 
Quartalraten an die Grundherrſchaft zu zahlen. Dieſelbe wird beim 


10) Land- und Hofgerichts-Ordnung v. 2. Juli 1622, pars 2, tit. 38, H. I. I; 
R. v. 28. Septbr. 1818, Ra. 87, v. 29. Oetbr. 1831, Ra. 101. 

1) R. v. 9. April 1839, Ra. 126. 

12) Amtsordnung v. 19. Deebr. 1660, tit. 2, § 2, H. IV. 2, V. v. S. Jan. 
1772, H. IV. 32. Unfähigkeit, Verbrechen, Laſter begründen nur inſoweit Abmeie— 
rung, als die im Text angegebenen Uebelſtände damit verbunden find — was freilich 
gewöhnlich der Fall ſein wird. 

13) Das C. v. 18. Jan. 1839, Ra. 123, iſt deshalb jetzt veraltet. 
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Beginn und für die Dauer jeder Contractsperiode in Grundlage be- 
ſtimmter Veranſchlagungsprincipien) ($ 67) feſtgeſtellt. Sie beträgt 
hiernach: 
1. bei Gartenland pro 100 OR. in 3 Hauptklaſſen je 3 Thlr. 24 fl., 
2 Thlr. 16 ßfl., 1 Thlr. 12 ßl.; 
2. bei Acker pro bonitirten Scheffel und mit 3 Columnen 
in 1. Klaſſe 2 Thlr. 8 ßl., 2 Thlr. 4 Hl, 2 Thlr. — ßl., 


U 2. " 2 U 4 U 2 F n U 40 " 
0 3. „ 2 Hl „ 40 U I n 32 n 
„ 4. „ Ei a eee, 24 „ 
„ 5. " , ee, N, 12 „ 
„ 6. " ee a Se a 44 „ 
„ 7. 1 1 R 40 Nas " 32 „ 
U 8. een 40 F 32 USE rl 24 " 
n 9. 7 10 32 7977 „ 24 7 20 " 


3. bei Wieſen pro bonit. Fuder in 2 Columnen: 


in 1. Klaſſe 4 Thlr. — ßl., 3 Thlr. 16 Bl, 
„ 2. " 3 U 32 " 3 1 N 
„ 3. „ 3 „ 16 „ 2 „ 32 „ 
„ 4. " 3 1 r l 2 U 16 „ 
" 5. 1 2 " 24 1 2 " Eu 
U 6 " 2 1 Tl 1 U 24 n 


4. bei Weide pro bonit. Scheffel in 2 Columnen: 
in 1. Klaſſe 1 Thlr. 28 fl., 1 Thlr. 20 ßPl., 


" 2. " 1 n 12 75 1 " 8 5 
" 3 " 1 n 8 " 1 U D / 
„ 4. " 1 " f & iN " 40 „ 
7 5. ER BEL] 1 28 " E53 U 20 " 
Um bei der Veranſchlagung des auf den einzelnen Hufen in ſehr 


verſchiedener und oft unbeſtimmter Größe befindlichen Gartenlandes 
einige Gleichförmigkeit der Preisſätze zu gewinnen, ſollen bei Hufen bis 
zu 75 bonit. Scheffeln 100 JR., von 76—100 Scheffeln 150 R., bei 
allen größeren 200 R., bei beſtimmten Grenzen der Gärten aber die 


) V. 31. Juli 1855, mitgetheilt durch C. v. 19. Septbr. ejd. anni, deren ähn— 
liche ſchon nach C. v. 28. Aug. 1850 und v. 27. Deebr. 1851 verſucht ſind. J Aeltere 
find v. 7. Deebr. 1815, Ra. 84. 

Bald, Domantale Verhältniſſe. I. 8 
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wirklich dazu benutzten Flächen, als Gartenland veranſchlagt werden, 
ſobald letztere nicht unter das vorſtehende Minimum herabſinken ). 
Die Anſchläge umfaſſen jetzt eine einzige baare Summe und die 
früheren beſonderen Nebenſätze für Befreiung von Extradienſt (§ 79), 
Mahlzwang ($ 149, Note 5), Schmiedezwang (§ 151, Note 6), Aus— 
fütterung herrſchaftlicher Jagdhunde, die ſog. Extradienſt-, Mahl- und 
Schmiedezwangs-Befreiungs- und Hundeſurrogat-Gelder, ferner die 
Poſt⸗ und Quittungsgebühr, find weggefallen. Geringer Rabatt wird 
gegeben für etwa noch beſtehende Communion (§ 59), geringen Hufen— 
ſtand ($ 64) und für eigenthümliches Wirthſchaftsinventar (§ 88). 


8 83. 
Tortſetzung. 


Zur Sicherung der Pachtzahlung brauchen die Bauern einen zinſen— 
loſen ljährigen Pachtvorſchuß als Caution erſt dann zu ſtellen, wenn 
ſie durch ſchlechte Wirthſchaft oder Deteriorationen die Beſorgniß eeſſi— 
render oder verzögerter Pachtzahlung erregen. Dagegen iſt ihr ganzes 
Vermögen, beſonders die Ueberwehr (§ 88), der Kammer verpfändet. 
Bei Unglücksfällen an Feldfrüchten auf dem Halme, ausgenommen 
Wildſchaden und Hagelſchlag, gegen welchen letzteren Hauswirthe in 
Aſſecuranzen (§ 153) ſich decken können und ſollen ), wird auf ſofort zu 
machende Anzeige kurz vor der Ernte der Ernteertrag und der erlittene 
Verluſt abgeſchätzt, und je nachdem dieſer die ganze Ernte oder %, Ya 
umfaßt, die halbe reſp. /, Y, ½ Jahrespacht contractlich remittirt?). 
Bei ſonſtigen Ereigniſſen, z. B. Viehſterben ꝛc., werden die nur unter 
Umſtänden, nach freiem Kammer-Ermeſſen, bewilligten Erlaſſe nur cre— 
ditirt und in günſtigen Jahren wieder eingezogen, auch durch Zuſchreibung 
nützlicher Ueberwehrſtücke zur herrſchaftlichen Hofwehr getilgt). 

Hauswirthe tragen die Perſonal-, die ordentlichen und 4 Simpla 
der außerordentlichen Realſteuern, ſowie alle ſonſtigen öffentlichen Ver— 
bindlichkeiten. Sie bilden gemeinſchaftlich mit den übrigen Dorfs— 


) C. v. 10. März 1840, Ra. 131. 
) C. v. 24. Febr. 1849, Ra. 4029. 

) R. v. 18. Septbr. 1835, Ra. 109. 

) Cab.⸗Reſcr. v. 12. Novbr. 1836, Ra. 114 ($ 90 a. E.) 
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bewohnern eine Commune (§ 4), deren freie und vollkommene Ent- 
wickelung übrigens erſt jetzt allmälig beginnt. Sämmtliche Grundlaſten 
werden regelmäßig nach der Größe des Hufenſtandes ($ 65), übrigens 
aber auf adminiſtrativem Wege, repartirt. Hiernach zerfallen die Bauern 
in 8 Klaſſen: Achtelhüfner oder Koſſaten von 37½ — 74, Viertelhüfner 
von 75—99, Drittelhüfner von 100 — 149, Halbhüfner von 150—199, 
Zweidrittelhüfner von 200 — 224, Dreiviertelhüfner von 225 — 261, 
Siebenachtelhüfner von 262—299, Vollhüfner von 300 und mehr boni- 
tirten Scheffeln ). Um hierbei unter den hinſichtlich ihrer übrigen 
Verhältniſſe etwa gleichgeſtellten Hauswirthen deſſelben Dorfes aus 
Anlaß einer Differenz ihrer bonitirten Scheffelzahl keine Ungleichheit in 
ihrer Claſſification entſtehen zu laſſen, ſollen in jedem Falle die boni— 
tirten Scheffel aller Hufen — wenn die Differenz die beiden zunächſt 
auf einander folgenden Klaſſen nicht überſchreitet?) — addirt, die Sum— 
men mit der Hufenzahl dividirt, und die Quotienten als Normen der 
Claſſification angenommen werden‘). Auch die ausgebauten ($ 87) 
Hauswirthe gehören nach wie vor zur Dorfscommune und tragen zu 
den Dorfslaſten, wenngleich zum Nachtwächterlohn gewöhnlich in abge— 
mindertem Maße (§ 14), nach demſelben Verhältniſſe bei. 

Endlich ſind in den Dorfscontracten auch die Verbindlichkeiten der 
Hauswirthe, insbeſondere die ihnen ſtets obliegenden herkömmlichen 
Meliorationspflichten gegenüber ihren Hufen (88 81, 84) nebſt Gebäuden 
($ 85) und Inventarium ($ 88) vorgeſehen. 


§ 84. 
Ländereien und Befervate. 


Wie bei den Pachthöfen (§ 71) ſind die Ländereien, für deren 
Güte- und Größengarantie hier ähnliche Grundſätze als dort gelten, 
auch hier nur zur Acker- und Viehwirthſchaft mit hauswirthlicher Be— 
nutzung und Meliorationspflicht (§ 169) hingegeben, und ihre ſonſtigen 
Erträge an Wild Maſt, Waldholz, Mineral- Metallſtrichen, Quellen und 
Torf von der Grundherrſchaft zu eigner Ausnutzung, gewöhnlich gegen 


) V. v. 9. Detbr. 1838, Rgbl. 41, R. v. 19. Juni 1839, Ra. 128. 
5) C. v. April 1852. 
) C. v. 31. März 1839, Ra. 125. 
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billigen Erſatz für die dadurch dem Ackerbau temporär entzogenen 
Flachen, reſervirt. Nach älterer Verordnung freilich“) ſollen die von 
den Hauswirthen oder ihren Vorfahren auf ihren Wohrten ($ 59) und 
Hofplätzen gepflanzten Bäume unter Aufſicht der Forſt von jenen zur 
Feurung gekröpft oder zu ſonſtigen nothwendigen eignen Zwecken benutzt 
werden können, wogegen Ueberſchreitungen hierbei im amtspolizeilichen 
Verfahren mit dem Erſatz des einfachen, im Wiederholungsfalle des 
doppelten Werthes beſtraft werden?). Bei landesherrlicher Austorfung 
auf ihren Ländereien erhalten die Bauern für Abgabe der hierzu 
erforderlichen Strecken die doppelte anſchlagsmäßige Vergütung. Eigner 
Torfſtich wird ihnen nur unter gleichen Bedingungen wie bei Hof— 
pächtern (§ 71), auch in neueſter Zeit?) nur gegen den vollen Taxwerth 
incl. Zählgeld und excl. Bereitelohn geſtattet. Torfdeputate aus der 
Forſt werden ihnen jetzt nicht mehr geliefert“); wo dieſelben aus älteren, 
noch nicht abgelaufenen Contracten ſich bis jetzt erhalten haben, werden 
Contraventionen dagegen, beſonders heimliche Verkäufe jener Deputate, 
wie bei den Einliegern ($ 139) beſtraft. Contraventionen gegen Jagd 
und Holznutzung unterliegen den Strafbeſtimmungen des Jagd- und 
Forſtfrevelgeſetzes. 

Anlage und Conſervation der hölzernen wie der vorzugsweiſe zu 
wählenden ſteinernen Befriedigungen gehört zur Meliorationspflicht der 
Hauswirthe. Sie beziehen dazu, wie zu Staketten, Thorwegen, Pforten, 
überall gar keine Bauhülfen ). Bis jetzt mußten ſie contractlich eine 
beſtimmte Anzahl von Weiden und laufenden Ruthen Hecken, beſonders 
auf den Kegelgräben der Wieſen und Aecker, bei Geldſtrafe und unter 
Aufſicht, auch zweijähriger periodiſcher Reviſion der Forſtbehörde, jährlich 
anpflanzen“), und konnten dieſelben zum Erſatz für die gleich den 


) Cab.⸗Reſer. v. 9. April 1802, H. IV. 153, R. v. 28. Septbr. 1802, Ra. 75. 

2) V. v. 7. Oetbr. 1842, Ra. 617, Rgbl. 35 (vgl. § 71, Noten 4—6). 

) Nach einzelnen Reſcripten. 

) Cab.⸗Reſer. v. 28. März 1840, Ra. 530, C. v. 21. Aug. 1840, Ra. 531, 
v. 7. April 1843, Ra. 4082, v. 21. April 1853; auch die Holzdeputate ſind hiernach 
weggefallen. 

) R. v. 6. Septbr. 1824, Ra. 274, v. 24. Novbr. 1828, Ra. 281, C. vom 
25. Dctbr. 1854. 

6) R. v. 23. März 1836, Ra. 554, C. v. 7. April 1843, Ra. 4082, vom 
19. April 1850, R. 4083. 


asp 


Torfdeputaten ihnen auch genommene freie Holzfeurung (Note 4) in 
beſtimmten Kaveln abholzen; doch iſt jene Verpflichtung zuweilen in 
den neueſten Dorfcontraeten auf Bepflanzung der Wege mit Alleebäumen 
beſchränkt. 

Zur Neufertigung und Conſervation von Feldbrücken erhalten 
Hauswirthe überall keine Unterſtützung ). 

Zu Wegen und Chauſſeen müſſen die Bauern das Terrain unent— 
geltlich hergeben, wogegen fie bei Anlage von Eiſenbahnen für noth- 
wendige Abtretungen doppelte anſchlagsmäßige Vergütung erhalten. 


8 85. 
Gebäude. 


Die Bauergehöfte ſelbſt beſtehen aus den für Wohnungen und 
Wirthſchaftsbedarf nothwendigen Localitäten. In den alten ſog. Lang— 
häuſern leben Menſchen und Vieh unter demſelben Dache; doch wird 
jetzt von der Kammer bei Neubauten die Einrichtung ausſchließlicher 
Wohn- ſog. Duerhäufer‘) und beſonderer Viehhäuſer möglichſt eritrebt?). 
Außer dieſen, den nothwendigen, zuweilen auch mit den Viehhäuſern 
verbundenen Scheuern?) und beſonderen Backöfen, ſoweit dieſelben nicht 
durch gemeinſchaftliche Dorfsbacköfen erſetzt werden können), werden 
alle kleineren ſeparirten Gebäude, beſonders für Altentheiler, ferner 
kleine Ställe, Wagenſchauer, Thorhäuſer vermieden, und die erforder— 
lichen Räume nach amtlicher Beſtimmung in den Wohn-, Viehhäuſern 
und Scheuern möglichſt geſchaffen. Nur für die Gehöftstagelöhner 
werden in neueſter Zeit einhiſchige ſog. Arbeiterkathen (§ 130), womöglich 
aber nicht auf der Gehöftsſtätte ſelbſt, ſondern in der Nähe auf der 
Wohrte ($ 59) gebaut. — Alle Gehöftshäuſer haben beſtimmte Num— 
mern, welche in Feldregiſtern und Karten (§ 62), Amts- und Kammer— 


) Cab.⸗Reſer. v. 13. Septbr. 1836, Ra. 72. 

) Riſſe zu Querwohnhäuſern mit Altentheilsgelaß (§ 97) find durch C. vom 
9. März 1864 mitgetheilt. 

) C. v. 20. Juli 1850, Ra. 3992. 

) Durch ein C. v. 8. Jan. 1846, Ra. 4028, iſt hier Bewehrung der Boden— 
Iuten mit Stangen zur Sicherung gegen Herabſtürzen vorgeſchrieben. 

) Cab.⸗Reſcer. v. 17. Jan. 1814, Ra. 491; nach Reſcr. v. 15. Juli 1829, 
Ra. 2276, werden die Materialien dazu unentgeltlich hergegeben. 
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Acten?) auf die reſp. Hufenländereien übertragen, und wonach die ein— 
zelnen Bauerhufen in Amtsberichten bezeichnet werden)). 

Die Bauart der Querwohnhäuſer und Arbeiterkathen iſt meiſtens 
maſſiv und mit Steindach, diejenige der Langhäuſer maſſiv oder von 
gemauertem Fachwerk mit Stroh- und Rohrdach, der übrigen Gebäude 
ebenſo oder auch von geklehmtem Fachwerk). Die ſonſt 200 Schritte 
von Gebäuden zu entfernenden Backöfen dürfen ſich auf 50 Schritte 
nähern, wenn ſie Steindach nebſt Schornſtein, maſſive Ringe oder 
ſolche von gemauertem Fachwerk erhalten‘). 

Alle Gebäude ſtehen regelmäßig in herrſchaftlichem Eigenthum, 
werden in Grundlage des Gehöftsinventarium den Hauswirthen ſowol 


5) Nach Circ. v. 30. Octbr. 1823 find für jedes Gehöft ſpecielle Amtsacten 
formirt. 

6) R. v. 23. Febr. 1816, Ra. 85, C. v. 23. März 1824, Ra. 93, Rgbl. 14, 
v. 21. Febr. 1825, Ra. 94, Rgbl. 8, v. 12. Jan. 1832, Ra. 102, Rgbl. 3, vom 
9. Detbr. 1852, Ra. 3935. 

7) Vgl. Neubauwerths-Zuſammenſtellung v. 29. April 1859. Als Bauarten 
für alle Domanialbauten find ſchon früher empfohlen: Lehm- und Luftſtein mit Ver— 
blendung von Mauerſtein, Cab.-Reſer. v. 10. Juni 1824, C. v. 28. April 1829, 
Ra. 284, erneuert durch Cab.-Reſer. v. 13. April 1832, Ra. 297; Lehmwände 
nach Sachſe'ſcher Methode, C. v. 28. April 1829 eit.; Fachwerk von Tannenholz, 
Cab.⸗Reſc. v. 13. April 1832 cit., C. v. 26. Aug. 1836, Ra. 323; Fachwerk mit 
geklehmten Wänden, C. v. 4. April 1835; maſſiv von Mauerſtein oder Lehm-piss, 
C. v. 8. Febr. 1802, H. IV. 152, vgl. V. v. 17. Juni 1831, Ra. 2569, Rgbl. 25; 
Hundt'ſche Methode, V. v. 29. April 1811, Ra. 263, Rgbl. 1813, St. 5, vom 
10. März 1813, Rgbl. 13. 

Wo baare Bauhülfen gegeben werden, ſollen ſowol alle Fundamente als die 
Mauertafeln in Kalk gemauert werden, C. v. 16. Febr. 1841, Ra. 339, v. 9. Mai 
1845, Ra. 3983; ebenſo die Seitenwände neben Schweinſtällen, C. v. 15. Deebr. 
1851, Ra. 3934; über ſonſtige Maßregeln gegen Schwamm vgl. V. v. 13. Juli 
1831, Ra. 2794, Rgbl. 34. 

Ueber Steindach der Querwohnhäuſer vgl. C. v. 20. Juli 1850, Ra. 3992. 
Nach C. v. 22. Septbr. 1843, erneuert durch C. v. 10. Jan. 1852, iſt bei allen 
Verpachtungen und Vererbpachtungen für Neubauten und Feuerſtellen ein Steindach 
zu bedingen, und keine Anlage neuer Feuerſtellen unter Strohdach zu dulden. Alle 
Steindächer herrſchaftlicher Gebäude ſind doppelt als Ritter- oder Krondächer anzu— 
legen, C. v. 8. Aug. 1846, Steinpapp-Dächer ſind empfohlen durch C. v. 17. Febr. 
1860, platte Dächer durch C. v. 13. Novbr. 1840. Innerhalb 10 Ruthen von 
Eiſenbahnen find Strohdächer verboten, V. v. 25. Juni 1845, Ra. 2430, Rgbl. 20. 

Ueber Heerde, Schornſteine, Rauchkammern vgl. V. v. 28. März 1772, H. IV. 
34, v. 22. u. 31. Jan. 1840, Ra. 333. 

8) C. v. 11. Juli 1850, wodurch V. v. 12. März 1706, H. IV. 6, v. 28. März 
1772, H. IV. 34, v. 6. Jan. 1824, Ra. 2263, Rgbl. 3, modificirt ſind. 
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bei ihrer Einweiſung übergeben, als auch bei ihrem Zurücktritt abge— 
nommen, dürfen von ihnen in Beſtand und Eigenthum nicht willkürlich 
verändert, und müſſen von ihnen kraft der ihnen obliegenden Meliora— 
tionspflicht hauswirthlich conſervirt werden. 


9388 
Fortſetzung. 


Die einzelnen Baulaſten ſind contractlich regulirt. Bei doloſer 
Verſchuldung erhalten die Bauern gar keine Bauunterſtützung und 
werden abgemeiert (§ 81), bei bloßer Fahrläſſigkeit aber nach Kammer— 
Ermeſſen und dem Grade der Schuld nur abgeminderte Bauhülfen ). 
Auch werden zur Unterhaltung von Wagenſchauern), Altentheilsfathen?), 
kleinen Ställen), endlich gewöhnlich zu Umfangserweiterungen der 
Scheuren, gar keine herrſchaftlichen Unterſtützungen verhießen. Unent— 
geltliche Holzabgabe fällt ferner weg bei Fuß-, Korn- und ſonſtigem 
Bodenbelag, Haustreppen, Seiten- und Wandbekleidungen, Kuhkrip— 
pen), Baugerüften‘) und in beſchränktem Maße bei Schleeten ). Vor— 
ſchriftswidrig abgegebenes Bauholz ſoll von dem ſchuldigen Beamten 
erſtattet werden ). 

Hiervon abgeſehen, erhalten die Bauern zu gewöhnlichen, durch 
Zeitablauf herbeigeführten Reparaturen die rohen Holzmaterialien 
incl. erſtmaligen Belag der Pumpen gegen Bereitelohn zu eigner An— 
fuhr, mit Ausnahme der Bohlen, Bretter, Schleete, Pumpenbäume, wie 


C. v. 25. Juli 1838, Ra. 329. 
‚Set ie, v. 27. Novbr. 1792, H. IV. 143, Circ. v. 22. Febr. 1840, 
Ra. 3 . 6. Novbr. 1850, Ra. 4079. 

5 Cab. Kefer v. 27. Febr. 1806, Ra. 76. 

) Z. B. Schweineſtällen, R. v. 10. Aug. 1837, Ra. 325, C. v. 15. Deebr. 
1851, Ra. 3934, vgl. C. v. 25. Juli 1838, Ra. 329. 

5) R. v. 3. Jan. 1827, Ra. 277, Cab.⸗Reſer. v. 13. April 1832, Ra. 297, 
C. v. 22. Febr. 1840, Ra. 335. 

6) Nach contractlicher Beſtimmung. 

) Nach C. v. 22. Febr. 1840, Ra. 335, v. 6. Novbr. 1850, Ra. 4079, bei 
Häuſern nur zu Neubauten, ſoweit der Bedarf aus dem abgebrochenen Gebäude nicht 
entnommen werden kann, bei Scheunen nur zur Dreſchdiele, in den zu Ställen benutzten 
Abſeiten nur 3 Stück auf 2 Fuß Breite. 

) C. v. 6. Novbr. 1850, Ra. 4079. 
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der aus der Weidenzucht ($ 84) zu entnehmenden Deckelweeden und 
Wräudelſtöcke; dies gilt auch bei den durch Unglücksfälle veranlaßten 
Reparaturen, wenn wegen ihrer geringen Bedeutung keine Entſchädigung 
aus der Brandkaſſe gezahlt wird, oder nach Ermeſſen der Kammer das 
bäuerliche Eigenthum und die Wirthſchaft nicht bedeutend darunter 
leidet ). 

Bei den größeren Reparaturen und allen Neubauten müſſen alle 
Hauswirthe deſſelben Dorfes incl. der bauenden, nach den Beſtimmungen 
des etwa beſtehenden Fuhrvereins “), ſonſt nach Repartition des Amtes, 
ſämmtliche Dienſte und Fuhren leiſten, auch alles erforderliche Stroh, 
bei Anlage von Steindächern aber das Brenn- und Zählgeld für die 
Ziegeln geben; nur bei Brandbauten ſoll die eine Hälfte des Strohs 
vom Beſchädigten allein, die andere Hälfte aber von allen Hauswirthen 
incl. des Betroffenen hergegeben werden“) — welche Beſtimmung auch 
analog auf die Repartition des Bereitelohns der Dachziegeln anzu— 
wenden iſt. Die bauenden Hauswirthe müſſen bei Maſſipbau die 
erforderlichen Mauermaterialien kaufen, ſtets auch die Bauplätze unent- 
geltlich abtreten und die ganze Bauausführung riß- und anſchlagsmäßig 
ſelbſt beſchaffen. 


8 87. 
Fortſetzung. 


Die Bauenden erhalten dagegen dann die Holzmaterialien excluſive 
Deckelweeden und Wräudelſtöcke gegen Bereitelohn zu eigner Anfuhr, 
event. die Dachziegeln und eine baare Summe. Dieſe beträgt für die 
durch Zeitablauf nöthigen Bauten bei Fachwerk mit geklehmten Wänden 
für ein Wohn- und zugleich Viehhaus 200 Thlr., ein einzelnes Wohn— 
haus 120 Thlr., ein einzelnes Viehhaus beim Vorhandenſein eines 
Querwohnhauſes ohne Viehſtälle 100 Thlr., eine Scheure 80 Thlr., 


9) C. v. 25. Juli 1838, Ra. 329. 

0) Die Verpflichtung der Hauswirthe zum Beitritt iſt durch Cab.-Reſer. vom 
7. Mai 1833, Ra. 303, u. C. v. 25. Mai 1833, Ra. 304, beſtimmt. Die Repar⸗ 
titionsgrundſätze für die Genoſſen ſchwanken zwiſchen Hufenſtand ($$ 4 u. 65) oder 
Größe der Anſpannungskraft. 

1) C. v. 15. Aug. 1853. 
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wozu bei Anwendung gebrannter Steine weitere billige Vergütung! 
und endlich beim Abbruchs-Verkauf der alten Gebäude nach Abnahme 
des dem Hauswirth verbleibenden Strohes / reſp. / des Verkaufs— 
preiſes kommt, je nachdem das abzubrechende Gebäude ein Wohnhaus, 
reſp. eine Scheure oder ein Stall iſt. Bei Brand- oder Unglücksfällen 
erreicht die baare Bauſumme aber ¼ des Anſchlags, in welchem jedoch 
die in natura herzugebenden Holzmaterialien reſp. Ziegeln, die Hand— 
und Spanndienſte, Strohlieferungen nicht aufgenommen werden. Brand— 
bauten müſſen übrigens jetzt die Hauswirthe nach Kammer-Ermeſſen 
für die Brand-Aſſecuranzgelder beſchaffen, woneben ihnen dann nur 
ausnahmsweiſe noch weitere Unterſtützung an Materialien wird. 

Bei Einrichtung von Altentheils-Gelaß am Wohnhauſe (§ 85), 
Bau von Altentheils- und Arbeiterkathen (§ 85), Umfangserweiterungen 
von Viehhäuſern, werden willkürliche, nach den einzelnen Fällen ermeſſene 
Bauhülfen an baarem Gelde und an Materialien gegeben. Ganz eigen— 
mächtige und aus eignen Mitteln der Hauswirthe aufgeführte Gebäude 
werden ſofort herrſchaftliches Eigenthum?) und bei gefährlicher Anlage 
auf Koſten jener wieder niedergeriſſen. Betreffs unverbindlicher, nicht 
zu den Gehöftsinventarien gehörender Meliorationen gelten die gemein— 
rechtlichen Grundſätze ). 

Die einzelnen Bauergehöfte liegen regelmäßig in engen Dörfern 
nahe beiſammen. Feuersbrünſte werden deshalb leicht gefährlich, und 
außerdem wird bei ausgedehnten Feldmarken und großer Entfernung 
der im Dorfe befindlichen Gehöfte von den ſeparirten Hufen ($ 59) die 
Bewirthſchaftung der letzteren ſehr erſchwert. Die beſte Abhülfe wird 
hier durch Ausbauten, d. h. Verſetzung der Gehöftsgebäude aus den 
Dörfern auf die Hufen ſelbſt, geſchaffen, und für den Fall eines Ab— 
brands der Wohnhäuſer ausdrücklich contractlich reſervirt. Die Bauern 
erhalten auch hierzu nach den ſpeciellen Verhältniſſen bemeſſene Bau— 
hülfen, event. Rabatt von der Pacht, endlich ſelbſt zuweilen das 
Eigenthum der Gebäude, wenn ſie dieſelben auf ihre alleinigen Koſten 


) Nach Cab.⸗Reſer. v. 10. Juni 1824 bei Bau mit Lehmſtein-Wänden und 
Verblendung von gebrannten Steinen ½ der gewöhnlichen Bauhülfe. 
) Cab.⸗Reſer. v. 27. Febr. 1806, Ra. 76. 
) Die desfallſigen Anſprüche haben ſelbſt den Charakter einer Gehöftsſchuld 
($ 81), R. v. 9. März 1840, Ra. 130. 
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ausbauen. Von größter Bedeutung find die Ausbauten bei der Ver— 
erbpachtung (§ 105), weil jejten Beſitzesverhältniſſen auch möglichſt 
inniger Zuſammenhang der zuſammengehörigen Gebäude und Ländereien 
entſpricht. Uebrigens bleiben die Ausgebaueten Mitglieder des Dorfs— 
verbandes ($ 83), zu deſſen Kräftigung dieſe locale Trennung ſeiner 
Hauptträger freilich wenig dient. N 


§ 8s. 
Mirthſchafts-Inventarium. 


Dieſes begreift den ganzen beweglichen, lebendigen oder todten, zur 
Bewirthſchaftung dienenden Gehöftsbeſatz inel. Saat- und Brodkorn, 
ſonſtige Victualien, Dung, Heu, Stroh, Acker- und Saatenbeſtellung. 

Die Eigenthumsrechte daran variiren. Zuweilen gehört es als 
herrſchaftliche Hofwehr ganz der Grundherrſchaft, zuweilen als eigen— 
thümliche Hofwehr ganz dem Hauswirth, am häufigſten aber zu ver— 
ſchiedenen Theilen beiden gleichzeitig, wobei derjenige der Grundherrſchaft 
dann vorzugsweiſe Hofwehr, der des Bauern aber Ueberwehr heißt ). 
Urſprünglich freilich iſt das ganze Inventarium dem erſten Gehöfts— 
beſitzer von der Grundherrſchaft zur zeitlichen Benutzung übergeben 
(79) und auf die Nachfolger übertragen, deshalb präſumtiv herr— 
ſchaftlich?), im Lauf der Zeiten aber entweder durch Kauf ꝛc. (§ 91) 
ganz oder theilweiſe in das Privateigenthum der Gehöftsbeſitzer über— 
gegangen, oder häufig von dieſen wegen ſeiner Unzulänglichkeit für die 
ſpätere vervollkommnete Ackercultur aus eignen Mitteln vermehrt. 

Das Verhältniß der Hauswirthe zu ihrer eigenthümlichen Ueber— 
wehr iſt nach gemeinrechtlichen Grundſätzen zu betrachten. Anders 
dagegen bei der herrſchaftlichen Hofwehr. Iſt dieſelbe freilich Eigenthum 
der Grundherrſchaft, und dieſer die freieſte Dispoſition darüber dorfs— 
contractlich reſervirt, wird jene ferner einſtweilen den Hauswirthen und 
ihren Gehöftsnachfolgern zwar unentgeltlich, aber unter der Bedingung 
der Melioration, hauswirthlicher Benutzung, moniturfreier Ablieferung 
gelaſſen, ſo haben doch ihre zeitlichen Nutznießer nach jetzigen Kammer— 


) Cab.⸗-Reſer. v. 15. Jan. 1837 Pr., Ra. 116. 
) R. v. 6. Septbr. 1823, Ra. 90, Cab.⸗Reſer. v. 18. Febr. 1829, Ra. 98. 
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Prineipien das Recht unbeſchränkter Verfügung darüber’), können 
Eigenthum daran auch auf Andere übertragen, nach wirthſchaftlichen 
Bedürfniſſen dieſelben verkaufen, vertauſchen, verzehren, mit Ueberwehr 
vermiſchen, brauchen nicht ihre species, ſondern nur ihre Anzahl und 
ihr genus von gleichem Geſammtwerthe dereinſt wieder abzuliefern, 
ſtehen dagegen auch die Gefahr ſowohl der einzelnen Stücke, als des 
Ganzen. Wegen der Executionen in Hof- und Ueberwehr vgl. § 81. 


— 8 


§ 89. 
Lortſetzung. 


Dieſe den Bauern zur Benutzung belaſſenen herrſchaftlichen In— 
ventarien enthalten ein bedeutendes ruhendes Kapital, und ihre Con— 
ſervation, die Sorge für Fortdauer ihres Beſtandes, die dadurch gebotene 
Aufnahme genauer und richtiger Hofwehrverzeichniſſe (§ 100, Note 1) 
bei Gelegenheit der Veränderungen in den Perſonen der Gehöftsbeſitzer, 
iſt eine ſehr wichtige Pflicht des Verwaltungsbeamten. Jene beſtehen 
aber hauptſächlich in Mobilien und Fungibilien, welche an ſich ſchon 
den Einflüſſen der Zeit und ferner den directen unmittelbaren Einwir— 
kungen ihrer zeitlichen Nutznießer ($ 88) unterworfen find. Die Feſt— 
haltung des urſprünglichen Hofwehrbeſtandes für alle Zeit bedarf deshalb 
ſehr genauer Controle. Die Landesherrſchaft hat freilich im Jahr 1806 
beim intendirten Verkaufe der herrſchaftlichen Hofwehren ($ 91) zur 
Gewinnung eines Anhaltspunktes für Werth und damit zugleich auch 
für Beſtand aller nach Größe und Ergiebigkeit der einzelnen Hufen 
ſchon urſprünglich verſchieden ausgetheilten herrſchaftlichen Inventarien 
in den einzelnen Aemtern ſog. General-Hofwehrtabellen cum taxa for— 
mirt'); doch find dieſe unter Kriegswirren, beim Mangel feſter Prin— 
cipien entſtanden, durch die im Lauf der Zeiten an vielen Hofwehren 
vorgegangenen Veränderungen unrichtig geworden, und vermochten nie 
einen ganz zutreffenden Ueberblick zu gewähren. Deshalb ſind zur 
Feſtſtellung der Hofwehren andere Auskunftsmittel herangezogen. Vor 
Allem die Hofwehrverzeichniſſe der von der Kammer genehmigten Ein— 


3) Ctra. B. v. 8. Jan. 1770, H. IV. 32. 
) Cab.⸗Reſer. v. 7. März 1806, Ra. 77, erläutert durch R. v. 9. April 1806, 
Ra. 78, v. 29. Juli 1819, Ra. 88. 
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weiſungsprotokolle ($$ 100, 101) find zu berückſichtigen; fehlt darin 
eine hinlängliche Beſtimmung der Hofwehr, ſo entſcheidet der Bedarf 
anderer Gehöfte gleicher Größe und gleichen Werthes in demſelben 
oder in einem andern Amtsdorfe; iſt endlich das darin verzeichnete 
Hofwehr-Inventarium unrichtig befunden, ſo bleibt nichts übrig, als 
dem neuen Erwerber angemeſſene Vermehrung der herrſchaftlichen Hof— 
wehr aufzugeben (§ 90) ). Jetzt endlich find mit Sorgfalt und Berück— 
ſichtigung aller inzwiſchen eingetretenen Verhältniſſe neue General— 
Hofwehrtabellen von 1862 — freilich unter Beibehaltung der alten 
niedrigen Taxe — formirt’) und dadurch, wenn ſie richtig find, dauernde 
gleichmäßige Anhaltspunkte auch für Umfang der herrſchaftlichen Hof— 
wehren gewonnen, deſſen Erhaltung bei allen Beſitzesveränderungen zu 
wahren iſt ($ 90). 

Schon nach geſetzlicher Vorſchrift“) aber ſoll ſtets für herrſchaftliche 
Hofwehr gelten, reſp. ihr gleichgezählt werden: nicht allein die Aus— 
brödung!), d. i. der Brod- und Futterbedarf nebſt ſonſtigen Victualien 
für Menſchen und Vieh, ſowie das Saatkorn, ſondern überhaupt die 
ganze Ernte incl. Einſchnitt des von Johannis zu Johannis laufenden 
Wirthſchaftsjahres, welche zur Fortführung der Gehöftswirthſchaft in 
allen Beziehungen bis zur nächſten Ernte, daher auch für die Wirth— 
ſchaftskoſten, den Altentheil, alle ſonſtigen Abgaben und die Pacht 
erforderlich iſt — endlich der ganze Dungvorrathé). Erſt das dann 
Verbleibende gehört zum Allod; läßt es ſich bei Erbauseinanderſetzungen 
nicht von vornherein zur Genüge feſtſtellen, ſo behält der Hauswirth 
die ganze Ernte, iſt aber zur Rechnungsablage, nach Befinden in 
Grundlage einer eidlichen Specification, und am Ende des Wirthſchafts— 


2) Cab.-Reſer. v. 18. Febr. 1829, Ra. 98; das darin auch erörterte Verfahren 
bei Nicht-Genehmigung der Einweiſungen wird wegen jetziger ſteter Einberichtung 
derſelben (§ 101) nicht mehr zur Frage kommen. 

) Nach C. v. 25. Nov. 1861. 

) V. v. 31. Juli 1858, Rgbl. 22, vgl. Cab.-Reſer. v. 14. Nopbr. 1805, 
Ra. 54, R. v. 29. Juli 1819, Ra. 88, v. 29. Oetbr. 1831, Ra. 101, v. 29. März 
1832, Ra. 103. 

) R. v. 18. Jan. 1831, Ra. 100, v. 29. Oetbr. 1831, Ra. 101. 

6) Cab.⸗Reſer. v. 14. Nov. 1805, Ra. 54, R. v. 15. Octbr. 1851, Ra. 5113, 
v. 7. Febr. 1852, Ra. 5114, V. v. 31. Juli 1858, Rgbl. 22. 
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jahrs zur Herausgabe des ſich dann ergebenden Allods an die Erben 
verpflichtet ). 
§ 90. 
Fortſetzung. 

Findet ſich nun der nach dieſen Grundſätzen zu fixirende herrſchaft— 
liche Hofwehrbeſtand bei den Gehöftsregulirungen (§ 100 ff.) vollſtändig 
vor, und entſpricht er dem Wirthſchaftsbedarf, ſo wird er dem neuen 
Gehöftsbeſitzer mit der Verpflichtung ſeiner hauswirthlichen Benutzung 
und Melioration, auch dereinſtiger moniturfreier Ablieferung übertragen; 
ergeben ſich hier aber für die Gehöfts-Wirthſchaft überflüſſige, jetzt 
entbehrliche Stücke, ſo werden dieſe öffentlich für Kammerrechnung 
verauctionirt!) oder auch dem Hauswirth gegen mittleren Preis über— 
laſſen, und von dem Beſtande auf der Hofwehrtabelle ($ 89) rein 
geſtrichen; reicht endlich jener trotz ſeiner Vollſtändigkeit für die 
jetzigen Anforderungen der Gehöftswirthſchaft nicht aus, ſo bleibt 
es entweder dem Antreter überlaſſen, eine deſto größere zur Wirthſchaft 
erforderliche Ueberwehr zu halten, oder es wird ihm bei ſonſt günſtigen 
Einweiſungs-Bedingungen ſelbſt die Vermehrung der herrſchaftlichen 
Hofwehr aufgegeben und das plus auf die Hofwehr-Tabelle übertragen). 
Zeigen ſich dagegen Defecte des urſprünglichen Hofwehrbeſtandes, ſo 
kommt es darauf an, ob ungeachtet derſelben die reſtirende Hofwehr für 
den Wirthſchaftsbetrieb genügt oder nicht. Im erſteren Falle wird der 
jetzige mittlere Werth der fehlenden reſp. mangelhaften, aber entbehr— 
lichen Stücke nach amtlicher Schätzung aus dem Allodialvermögen des 
Vorwirths baar an die Kammer erſtattet, reſp. dieſe Erſtattung dem 
Antreter auferlegt und auch die Hofwehrtabelle dahin verändert. Im 
andern häufigſten Falle dagegen werden ſtatt der fehlenden oder ſchad— 
haften Stücke gleich- reſp. ungleichartige aus den beſten der Ueberwehr, 
unter gegenſeitiger Berechnung und Ausgleichung, nach der Hofwehrtaxe 
von 1806 (§ 89) eingeſchoſſen '), worauf jedoch dann, zur Vermeidung 
ſteter Veränderung der Hofwehrtabellen, nicht dieſer neue, ſondern noch 

) V. v. 31. Juli 1858, Rgbl. 22. 

) Wie es z. B. nach Aufhebung des Hofedienſtes (§ 79) mit den dadurch 
überflüſſig gewordenen Hofwehrpferden geſchah; C. v. 28. Aug. 1778, H. IV. 46. 

) Cab.-Reſer. v. 18. Febr. 1829, Ra. 98. 

) R. v. 9. März 1840, Ra. 130. 
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immer der frühere Hofwehrbeſtand in jenen fortgeführt wird und bei 
künftigen weiteren Ausgleichungen wieder normiren ſoll“)), oder bei 
Fehlen und Mangelhaftigkeit auch der Ueberwehr wird dem Antreter 
die Completirung und dereinſtige moniturfreie Ablieferung des eigent— 
lichen Hofwehrbeſtandes aufgegeben. 

Auch bei Gelegenheit der Tilgung von Pachtrückſtänden wird auf 
Zuſchreibung nützlicher Ueberwehrſtücke zur herrſchaftlichen Hofwehr 
Bedacht genommen (§ 83). 


§ 91. 
Lortſetzung. 


Große Sorgfalt und Mühe verwendet alſo die Grundherrſchaft 
auf Erhaltung und Sicherung ihrer Hofwehren, und hat für ſich daraus 
doch nicht den geringſten Vortheil. Anders freilich früher, als die 
Bauern noch zum Entgelt Hof- und Extradienſte leiſteten ($ 79). Seit 
Wegfall derſelben aber nutzen die Bauern die herrſchaftlichen Hofwehren 
ganz unentgeltlich, und ein Kapitalwerth von mehreren Millionen iſt 
bis auf Weiteres nur ein todter ). Dieſe Rückſicht erweckte freilich 
ſchon im Anfange dieſes Jahrhunderts?) den Plan zum Verkauf der 
herrſchaftlichen Hofwehren an ihre Nutznießer, doch die billigſten Be— 
dingungen, ſelbſt die niedrigſten Preisberechnungen der Hofwehr-Tabellen 
von 1806 ($ 89), ſcheiterten an dem ſehr natürlichen Widerſtreben, auch 
an der damaligen Dürftigkeit der Bauern, und verhältnißmäßig nur 
wenige haben damals oder ſpäter ihre Hofwehren käuflich erworben. 
Die Jetztzeit erſcheint wieder günſtiger für dieſe Finanzoperation. Die 
Bauern, wenigſtens der mehrſten und beſſeren Aemter, ſind meiſtens 
in guten Vermögensverhältniſſen, und ihr Widerſtreben wird ohne Be— 
deutung ſein, wenn die Grundherrſchaft von der ihr contractlich reſer— 
virten freieſten Dispoſition über die herrſchaftliche Hofwehr (§ 88) 

) C. v. 25. Novbr. 1861. 

) Schon nach der niedrigen Hoſwehrtaxe von 1806 beträgt der Geſammtwerth 
ſämmtlicher herrſchaftlichen Hofwehren etwa 1½ Millionen Thaler, doch wird nach 
jetzigen Preiſen wol das Dreifache anzunehmen ſein. 

) Cab.⸗Reſer. v. 12. Januar 1808, Ra. 80. Für Theilzaͤhlungen erhielten 


Hauswirthe nach beamtlicher Auswahl auch immer nur einen entſprechenden Theil der 
Hofwehr als Eigenthum überwieſen; C. v. 27. Deebr. 1828, Ra. 97. 
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Gebrauch macht, und letztere den Bauern nur unter der Bedingung 
ſofortigen oder allmäligen Ankaufes läßt. Ohne Härte gegen die Bauern 
und nur im gerechten Intereſſe der Grundherrſchaft dürften dieſe Ver— 
käufe aber nicht wieder nach der billigen Taxe von 1806, ſondern nach 
jetzigem mittleren Werthe zu realiſiren ſein. 

Freilich iſt bei eigenthümlicher Hofwehr der Uebelſtand, daß der 
neu eintretende Bauer von ihr als Allod die Erbquoten der allodialen 
Miterben auszahlen, alſo das Gehöft häufig unter ungünſtigen pecu— 
niären Verhältniſſen übernehmen muß; doch läßt ſich hier durch eine 
Art Hofwehrfideicommiß helfen. Dem Ab- oder Antreter iſt nämlich 
die Dispoſition geſtattet, daß die eigenthümliche Hofwehr, ſo lange das 
Gehöft in abſteigender directer Linie der Familie verbleibt, dem zukünf— 
tigen Antreter ohne Werthauszahlung überlaſſen werden, und erſt beim 
Ausſterben der Gehöftsdescendenz und Heimfall des Gehöftes an die 
Herrſchaft (§ 95 a. E.) zum Allodial-Nachlaß des letzten Hauswirths 
gehören ſoll ). 

8 92. 
Gehüfts- Nachfolge. 


Das Succeſſionsrecht am Bauerngehöfte iſt keine Erbfolge, denn 
es kann auch ſchon bei Lebzeiten der Vorbeſitzer, im Falle ihres Zurück— 
tretens von der Gehöftswirthſchaft, exiſtent werden, und obendrein ganz 
unabhängig vom Erwerb oder Ausſchlag etwaiger allodialer Verlaſſen— 
ſchaft. Es beruhet auf Kammer-Obſervanz und iſt durch landesherr— 
lichen Ausſpruch begrenzt). Ob es ein Nachklang früheren freien 
Eigenthums, oder ein Ausfluß des deutſchrechtlichen Kolonates, oder 
nur eine allmälig entſtandene Milderung früherer reiner Leibeigenſchafts— 
Verhältniſſe iſt, bleibt fraglich (88 77—79). Es wird in den Dorfs— 
contracten ($ 80) ausdrücklich, wenngleich nur „nach Befinden“ ver— 
hießen, gewährt alſo während ihrer Dauer einigen bedingten Anſpruch 
auf Berückſichtigung, erſcheint aber bei ihrem Ablauf wieder in Frage 
geſtellt — in der That freilich ohne Bedeutung, da die beendigten 
Dorfscontracte, wenngleich unter Erhöhung der Pacht und unter Vor— 

) Cab.⸗Reſer. v. 15. Jan. 1837 a. E., Ra. 116, v. 4. März 1837, Ra. 117. 

) C. v. 25. Detbr. 1836, Ra. 113. 


nahme der Feldregulirungen, nach Herkommen und landesherrlicher 
Gnade erneuert werden (§ 80). Die ganze Gehöfts-Nachfolge wird 
auf adminiſtrativem Wege, mit Ausſchluß gerichtlicher Einmiſchung, 
geregelt (§ 31). 

Eröffnet iſt die Nachfolge entweder durch Tod der männlichen oder 
weiblichen Vorbeſitzer, oder durch ihren Zurücktritt bei Lebzeiten, 
z. B. bei Altentheilsübergang (§ 96), Abmeierung ($ 81). Durch letztere 
wird aber nicht unbedingt, ſondern nur nach landesherrlicher, freier 
Gnade die weitere Nachfolge der Gehöftsdescendenz gewährt). 

Zur Succeſſion berufen?) find aber nur die vor oder während der 
Gehöftswirthſchaft der männlichen oder weiblichen wirklich eingewieſenen 
Vorwirthe aus der Gehöftsfamilie, alſo nicht die erſt nach Zurücktritt 
derſelben, gezeugten ehelichen oder per subsequens matrimonium legiti- 
mirten *) Kinder derſelben mit Vorzug zunächſt des Mannsſtammes und 
dann der Erſtgeburt, nie die Geſchwiſter oder Enkel). Durch den vor 
der Einweiſung erfolgenden Tod, den nach erreichter Volljährigkeit ent— 
weder ausdrücklich und perſönlich vor Amt, oder durch unzweifelhafte 
concludente Handlungen) ſtillſchweigend erklärten Verzicht, die vor der 
Einweiſung vorhandene oder eingetretene Unfähigkeit der zunächſt Be— 
rufenen zur Gehöftsübernahme ($ 93) erfolgt weitere Berufung der 
Nächſtfolgenden. 

8 93. 
Tortſetzung. 


Nothwendige Vorbedingungen der Gehöftsübernahme) ſind bei 
Gehöftserben: Majorennität oder venia aetatis, Militairfreiheit, körper— 


2) Cab.-Reſer. v. 10. Aug. 1837, Ra. 118 (§ 95, Note 2). 

) Nach C. v. 25. Detbr. 1836, Ra. 113, und nach einzelnen Kammer-Prä— 
judicien. 

) Legitimatio per rescriptum prineipis genügt nicht zur Suceeſſionsfähigkeit, 
ebenſowenig Adoption. 

) Kinder des vor der Einweiſung verſtorbenen Gehöftserben, alſo Enkel des 
letzten Hauswirths, ſuccediren nicht. 

6) Z. B. Entfernung von der Stelle ohne Sorge um Succeſſion, Nicht-Ver—⸗ 
heirathung der Gehöftserbin nach erreichter Majorennität und gleichzeitiger Eröffnung 
des Gehöfts, vgl. Note 2, 8 94. 

) Vgl. übrigens § 94, Note 1; vgl. noch § 170 über das früher geforderte 
„Arbeiten an der Stelle“. 
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liche ?), geiſtige), moraliſche“) Befähigung, bäuerliche Lebensſtellung >), 
wirthſchaftliche Tüchtigkeit, Nichtbeſitz eines Bauerngehöftes‘). Die alſo 
Qualificirten werden ſofort perſönlich eingewieſen ($ 101) und Haus— 
wirthe zu voller Wirkung. 

Anders bei den in Ermangelung des Mannesſtammes berufenen 
Gehöftserbinnen“). Dieſe können als Frauen nicht gut die herrſchaft— 
lichen Gehöfte vertreten, und werden deshalb nicht ſelbſt, ſondern ihre 
Ehemänner als ſog. Aufgeheirathete, eingewieſen. Weil letztere ſonach 
die Hauptperſonen ſind, brauchen auch nur ſie die vollen Eigenſchaften 
der Gehöftserben zu beſitzen, während die hier mehr zurücktretenden 
Gehöftserbinnen nur einen nach Vorſtehendem qualificirten Mann 
geehelichet, d. i. nicht abgeheirathet), zu haben brauchen, auch 
nicht gerade abſolut unfähig zur inneren Gehöftswirthſchaft erſcheinen 
dürfen — in welchem Fall ſonſt weitere Delation eintritt (§ 92). 
Uebrigens werden die Aufgeheiratheten nur uxorio nomine eingewieſen, 
gelten auch ohne ſolche ausdrückliche Bezeichnung und ſo lange für 
ſolche, als ihnen nicht das Gehöft ausdrücklich zu eignem Rechte 
übertragen iſt. Dies hat ſehr wichtige ſinguläre Folgen für das 
Gehöftsrecht ſowol der Ehegatten untereinander, wobei im Zweifel die 
Gehöftserbin ihrem Ehemanne vorgeht), als der gemeinſchaftlich“) 


2) Unheilbares Siechthum ze. ſchließt aus, nicht aber Taubſtummheit, wenn der 
Betroffene ſich ohnehin verſtändlich zu machen verſteht. 

3) Freilich nur ſoviel, als zur Bewirthſchaftung einer Bauerhufe gehört; Wahn— 
ſinnige find keinesfalls qualificirt. 

) Fortdauernde Laſter und Zügelloſigkeiten ſchließen aus, nicht aber erlittene 
öffentliche, ſelbſt nicht einmal Zuchthausſtrafen, wenn Beſſerung eingetreten iſt. 

5) Z. B. als Knecht, Häusler, Büdner, Tagelöhner — dagegen Studirte, Lehrer, 
ſtädtiſche Handwerker ſind ausgeſchloſſen. f 

6) Beſitz von Erbzinsſtellen ſchadet nicht, wenn der Gehöftserbe vor der Ein— 
weiſung dieſelben verläßt und das Bauerngehöft bezieht. Hufenpächter (§ 95), 
Interimswirthe ($ 94), aufgeheirathete Hauswirthe (8 93) dagegen, welche ſchon 
Bauergehöfte noch zur Zeit der Delation beſitzen, können die ihnen aus eignem 
Rechte angefallenen Gehöfte nicht übernehmen. Gehöftserben, die mit Gehöftserbinnen 
verehelicht, aber noch nicht auf deren Gehöfte aufgewieſen ſind, haben die Wahl 
zwiſchen eigenem Gehöfte und demjenigen ihrer Ehefrauen. 

) Cab.⸗Reſer. v. 21. Aug. 1835, Ra. 108, C. v. 25. Oetbr. 1836, Ra. 113. 

) Cab.⸗Reſer. v. 21. Aug. 1835 eit. 

) So iſt es controvers, ob die Gehöftserbin bei Altentheilsübergang oder Ab— 
meierung ihres Ehemannes das Gehöft behalten kann, event. dann doch wenigſtens 

Bald, Domaniale Verhältniſſe. I. 9 
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erzeugten Kinder, welche freilich vor der den Vater überlebenden Mutter, 
nicht aber vor dem überlebenden Vater zurückſtehen !). 


§ 94. 
Fortſetzung. 


Ein complicirtes Verfahren tritt ein, wenn bei Erledigung des 
Gehöftes die im Uebrigen erwerbsfähige!) Descendenz noch nicht reif, 
d. i. der Gehöftserbe noch nicht majorenn, reſp. die Gehöftserbin noch 
nicht mannbar iſt oder noch nicht heirathen will?). Hier richtet ſich 
vorerſt Alles nach Exiſtenz oder Fehlen einer Wittwe. Letztere hat 
zunächſt ein geſetzliches, der Kammergenehmigung nicht bedürfendes 
Trauerjahr ), welches nach wirthſchaftlichen Bedürfniſſen auch um einige 
Monate verlängert oder verkürzt werden kann. Sie ſetzt hier für eigne 
Rechnung, aber unter Aufſicht und Verantwortlichkeit der Vormünder 
minorenner Kinder die Wirthſchaft fort, wie ihr verſtorbener Ehemann 
es gethan hätte, und Alles bleibt unverändert, insbeſondere Hof- und 


nach deſſen Ableben ihr Anrecht wieder erwacht? Bei Ehefheidung erhält der un— 
ſchuldige Theil das Gehöft. — Sonſt bleibt beim Tode des Aufgeheiratheten Alles 
beim Alten, keine neue Gehöftsregulirung tritt ein, die Wittwe wirthſchaftet ſelbſt 
weiter; vgl. Note 11. 

0) Kinder des Aufgeheiratheten aus einer andern Ehe, als mit der Gehöfts— 
erbin, ſuccediren nicht. Bei Kindern der Gehöftserbin aus mehreren Ehen mit 
Aufgeheiratheten gilt das gewöhnliche Nachfolgerecht nach Mannesſtamm und Erſt— 
geburt. 

) Die überlebende Gehöftserbin behält das Gehöft proprio jure vor ihren 
Kindern. Der überlebende Aufgeheirathete müßte eigentlich der ſchon ſucceſſionsfähigen 
und materno jure auftretenden Descendenz ſeiner verſtorbenen Ehefrau weichen, wird 
aber aus Humanitätsgründen ſtets vor ſeinen eignen mit der Gehöftserbin erzeugten 
Kindern, jedoch vor Kindern aus früherer Ehe der Gehöftserbin nur dann conſervirt, 
wenn letztere weiblichen Geſchlechtes ſind, unter ſeinen eigenen mit der Gehöftserbin 
erzeugten Kindern aber männliche Descendenz ſich befindet. 

) Iſt es ſchon bei Minorennen erſichtlich, daß fie demnächſt auch nach erlangter 
Altersreife die übrigen zur Annahme des Gehöfts erforderlichen Eigenſchaften ($ 93) 
nicht beſitzen werden, z. B. wegen unheilbarer Krankheit u. ſ. w., ſo werden ſie 
ſchon dann als unfähig zu betrachten fein ($ 92 a. E.). 

2) Hierzu wird ihr bis zum 25. Lebensjahr Friſt gegeben, § 92, Note 6. 

) V. v. 3. Deebr. 1810, II., Ra. 83, R. v. 8. Jan. 1850, Ra. 5112. Bei 
Majorennität der Anerben findet das Trauerjahr nicht ſtatt, R. v. 24. Juli 1855, 
Ra. 5320. 
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Ueberwehr ungetrennt. Nach Ablauf des Trauerjahrs kommt es aber 
darauf an, ob die Wittwe ledig bleiben will oder nicht. 

Im erſteren Falle kann ſie bei vorliegender wirthſchaftlicher und 
moraliſcher Qualification die Wirthſchaft als jog. prorogirte väterliche“) 
unter Aufſicht des Dorfsſchulzen bis zum nöthigen Alter des Anerben 
fortführen, wobei der status quo erhalten, auch Hof- und Ueberwehr 
ungetrennt bleibt, aber die Erträge für Rechnung der Curatel den 
ebenfalls ſtets zur Controle verpflichteten Vormündern ausgeliefert 
werden. Dieſe Wirthſchaft empfiehlt ſich und iſt vom Amte möglichſt 
zu erſtreben, beſonders dann, wenn die Succeſſionsberechtigten nicht 
mehr fern von dem zu eigner Uebernahme des Gehöftes erforderlichen 
Alter jind?), und die Wittwe in einem zur Wiederverheirathung ſich 
füglich nicht mehr ſchickenden Alter ſich befindet. — Will aber die 
Wittwe wieder heirathen, ſo wird unter Umſtänden ihrem zweiten Ehe— 
manne das Gehöft einſtweilen übertragen, eine Interimswirthſchaft 
begründet“). Der proponirte Interimswirth muß aber gleich wirklichen 
Gehöftserben qualificirt (§ 93) und obendrein bemittelt, die Wittwe in 
rüſtigem, heirathsfähigem Alter, die ſucceſſionsberechtigte Descendenz 
noch in oder nahe dem Kindesalter ſein. Ausdrücklicher Conſens der 
Vormünder und ſelbſt der Dorfſchaft iſt erforderlich. Der Interims— 
wirth übernimmt das Gehöft gleich einem Hauswirth, tritt ohne Weiteres 
gegen Staat, Commune, Hufe, aber nur bei beſonderen Stipulationen 
(88 81, 96, 99) auch gegen die Gehöftsfamilie in die Verpflichtungen 
eines Hauswirthes. Er erhält mit Genehmigung der Vormünder die 
vorhandene Ueberwehr gegen Bezahlung ihres nach dem Maße der— 
einſtiger Wiederablieferung zinſenlos zurückzuerſtattenden und bis dahin 
zugleich als Caution für Conſervation des Gehöfts dienenden Tax— 
werthes, und ſoll bei günſtigen Verhältniſſen ſelbſt den vollen Taxwerth 
der von ihm genutzten herrſchaftlichen Hofwehr verzinſen, obendrein 
auch zuweilen, außer der Pacht an die Grundherrſchaft, eine ſog. Ueber— 
pacht zum Nutzen der Gehöftsfamilie entrichten. Häufig wird auch 
Hof- und Ueberwehr öffentlich meiſtbietend verkauft und der Interims— 
wirth zur Anſchaffung eines eignen, bei ſeinem Abgange von ihm mit— 


) V. v. 3. Decbr. 1810, IV., Ra. 83. 
v. 3. Deebr 1810, VII,, eit. 
0) V. v. 1. Novbr. 1808, Ra 82, v. 3. Deebr. 1810 eit. 
9 * 
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zunehmenden Wirthſchafts-Inventars angehalten, auch ſelbſt dann noch, 
bei guter ſonſtiger Stellung, zur Entrichtung einer Ueberpacht, zur 
Tilgung von Gehöftsſchulden, und obendrein zu einer ſeparaten zinjen- 
loſen Caution von 1—200 Thlrn. verpflichtet. Ueber Berechnung und 
Verwendung der alſo geſammelten Kapitalien vgl. $ 102. — Die Dauer 
der Interimswirthſchaft wird auf eine beſtimmte Zahl von Jahren 
geſetzt und darf das 25. Lebensjahr des Anerben, ſowie regelmäßig das 
20. der Anerbin nicht überſchreiten. Sie endigt mit dem Ablauf der 
Wohnjahre, oder auch ſchon früher mit dem Tode des Interimswirths, 
reſp. ſeiner eintretenden Unfähigkeit und Abmeierung ($ 81), event. auch 
mit ehelicher Scheidung, für welchen Fall ſtets weitere freie Kammer— 
reſolution in den Einweiſungsbedingungen ausdrücklich zu reſerviren iſt. 
Seine Descendenz hat überall kein Anrecht am Gehöft. Auch für den 
Todesfall des etwa einzigen Anerben oder ſeine eintretende völlige Un— 
fähigkeit zur dereinſtigen Gehöftsübernahme, alſo für den Heimfall des 
Gehöfts, pflegt die Beendigung der Interims-Wirthſchaft reſervirt zu 
werden. 
$ 95. 
Tortſetzung. 

Anders dagegen, wenn der zweite Ehemann der Wittwe nicht zum 
Interimswirth, reſp. letztere nicht mehr füglich zur Wiederheirath auf 
der Hufe qualificirt iſt oder ohnehin nicht wieder heirathet, dabei aber 
auf die prorogirte Wirthſchaft verzichtet, reſp. nicht dazu gelaſſen wird, 
oder endlich eine Wittwe gar nicht exiſtirt, z. B. auch bei Abmeierung 
($ 81) von Hauswirthen. Sit bier der ſucceſſionsfähige Anerbe ſchon 
nahe der erforderlichen Altersreife, ſo wird zuweilen entweder ihm ſelbſt 
unter Aufſicht der Vormünder, oder dieſen unter Aſſiſtenz der Anerben, 
interimiſtiſch und für Rechnung der Curatel die Wirthſchaft übertragen. - 
Sonſt aber und gewöhnlich tritt interimiſtiſche Zeitverpachtung des 
Gehöftes ein. Geſetzlich“) ſoll dieſelbe an einen oder gemeinſchaftlich 
an alle Hauswirthe deſſelben Dorfes geſchehen, doch iſt letzteres nur 
bei der früheren Communionwirthſchaft möglich und mit deren allmäligem 
Aufhören ſelbſt im Veralten (§ 59). Häufig wird jetzt eine meiſtbietende 


) V. v. 1. Novbr. 1808, Ra. 82. 
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und allerdings pecuniär ſehr vortheilhafte freie Concurrenz unter 
moraliſch und wirthſchaftlich tüchtigen Oekonomen eröffnet. Object des 
Meiſtgebotes iſt dann die Ueberpacht ($ 94), welche häufig für ſämmt— 
liche Pachtjahre in einer einzigen zuſammengerechneten Summe im 
Voraus zu bezahlen iſt. Hof- und Ueberwehr werden regelmäßig eben— 
falls verauctionirt. Dieſe Zeitpacht endigt nicht ohne Weiteres mit dem 
Tode des Pächters, und ihr Nichtübergang auf deſſen Erben muß aus— 
drücklich ſtipulirt werden. Im Uebrigen gelten für die Zeitpacht auch 
die Beſtimmungen der Interimswirthſchaft (§ 94). Wenn letztere ſowol 
wegen der an ſich im Allgemeinen billiger zu ſtellenden Einweiſungs— 
bedingungen eines Interimswirths, als wegen der fehlenden Ueberpachts— 
Concurrenz, pecuniär weniger vortheilhaft für die Gehöftsdescendenz, 
und geſetzlich?) deshalb beſonders die Zeitverpachtung zu erſtreben tft, 
ſo dient dieſe dadurch wieder weniger dem Intereſſe der Minorennen, 
daß dieſelben an einem oft den höheren Ständen angehörigen und 
demnächſt wieder aus allen Beziehungen zum Gehöft tretenden Zeit— 
pächter ſelten einen Anhalt finden, den ſie doch an dem Interimswirth, 
ihrem Stiefvater, zu haben pflegen. Nicht ſelten wird außerdem bei 
nicht gehöriger beamtlicher Aufſicht Gehöft und Hufe durch den dem— 
nächſt völlig abtretenden Zeitpächter deteriorirt und ausgeſogen, während 
der Interimswirth wegen ſeines reſp. ſeiner Ehefrau Altentheils (§ 96) 
auch in ſpäteren Jahren immer in näheren Beziehungen zum Gehöfte 
verbleibt und bei deſſen hauswirthlicher Conſervation intereſſirt iſt. 

Bei Mangel, Verzicht, Unfähigkeit aller Succeſſionsberechtigter, 
nach landesherrlichem Ermeſſen auch bei Abmeierung ), fällt das erledigte 
Bauergehöft ſofort nach Abgang des letzten Beſitzers in die freieſte 
Dispoſition der Grundherrſchaft zurück). Ein Trauerjahr wird der 
Wittwe nur ausnahmsweiſe auf dem Gnadenwege verliehen. Privat— 
gläubiger oder Allodialerben des letzten Hauswirths haben überall 
keinen Anſpruch an's Gehöft oder an deſſen fernere Erträge, und ihnen 
gebührt nur das ausgeſchiedene ($ 89) Allod. 


2) V. v. 3. Decbr. 1810, V., Ra. 83. 
3) Cab.⸗Reſer. v. 10. Aug. 1837, Ra. 118 (§ 92, Note 2). 
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$ 96. 
Altentheil. 


Nicht allein die zur Einweiſung gelangenden Gehöftsdescendenten 
haben als ſolche ihren Nutzen vom Gehöfte, ſondern auch die ſchon bei 
Lebzeiten abgetretenen Vorwirthe (§ 92) beziehen aus demſelben einige 
Emolumente. Dies ſind die auf dem Gehöfte ſelbſt ruhenden Alten— 
theilspräſtationen, welche als wirkliche Gehöftsſchulden (§ 81) aus der 
Perſon der Grundherrſchaft den Hauswirthen aus der Gehöftsfamilie 
ſchon herkömmlich ipso jure, anderen Gehöftsinhabern, z. B. Interims— 
wirthen und Zeitpächtern, aber nur kraft ausdrücklicher Stipulationen 
(§ 94), obliegen und bei ihrem Wegfall, z. B. beim Heimfall des Ge— 
höftes, von erſterer ſelbſt zu leiſten ſind. Ihre Beſtimmung geſchieht 
ausſchließlich auf adminiſtrativem Wege (§ 31) bei Gelegenheit der 
Gehöftsregulirungen ($ 101) und bedarf der Kammer-Genehmigung ). 
Es ſteht nicht in der Macht der Gehöftsbeſitzer, die alſo fixirten Lei— 
ſtungen einſeitig und ohne Conſens zu vermindern, noch dieſelben, 
wenngleich unter dem Gewande privater Verpflichtung, zu erhöhen). 

Altentheil erhalten nach Abgabe des Gehöftes ſtets der eingewieſene 
Gehöftserbe, ſeine Frau, ferner die Gehöftserbin, deren aufgeheiratheter 
Ehemann eingewieſen iſt; regelmäßig der nach der Aufweiſung ab— 
gemeierte Anerbe und der aufgeheirathete Hauswirth ſelbſt; nur bedin— 
gungsweiſe und nach Verhältniß ſeines Betragens, ſeiner Thätigkeit, 
beſchaffter Ablieferung, gemachter Verwendungen der Interimswirth!), 
nur bei ausgezeichneter Thätigkeit in der Gehöftswirthſchaft die zweite 
Ehefrau des Interims-) und aufgeheiratheten Hauswirths, nie die erſt 
vom Altentheiler geheirathete Frau und der Zeitpächter einer Bauerhufe. 


) R. v. 9. Juni 1836, Ra. 111, v. 7. Febr. 1852, Ra. 5114. 

2) Denn ſelbſt ſolche perſönlichen Leiſtungen würde Hauswirth ſchließlich doch 
immer aus ſeinem Gehöfte, zu deſſen Nutzen gerade die geringeren beſtimmt ſind, 
ziehen und letztere illuſoriſch machen. Dies iſt auch im Jahre 1856 in einem Re— 
ſeripte des Juſtizminiſterium an das Ober-Appellations-Gericht ausgeſprochen (vgl. 
§ SI, Note 7). 

3) V. v. 3. Deebr. 1810 a. E., Ra. 83, R. v. 29. Novbr. 1823, Ra. 91, 
v. 2. Septbr. 1847, Ra. 5111. 
) R. v. 2. Septbr. 1847, Ra. 5111. 
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Die gehörige Regulirung des Altentheils iſt von hoher Wichtigkeit, 
denn ein zu großer belaſtet zu ſehr das Gehöft, und ein zu kleiner 
ſchreckt alte, unfähige Wirthe von Abgabe der Wirthſchaft zurücks). Vor 
Allem ſoll hierbei eine wirklich nachgewieſene Dorfsüblichkeit“) entſcheiden, 
in ihrer Ermangelung aber, oder bei ihrer Uebermäßigkeit, eine durch 
einzelne Kammerreſcripte“) allmälig entſtandene und nach den ſpeciellen 
Kräften der betreffenden Gehöfte bemeſſene Kammerobſervanz. Die 
wichtigſten Beſtandtheile des Altentheils ſind jetzt gejeklich‘) fixirt, und 
ſollen nur aus ganz beſonderen, allemal ausreichend zu erörternden 
Gründen, durch höhere Dorfsüblichkeit aber nur bei deren überzeugendem 
Nachweiſe, erweitert werden. 


ee 
Tortſetzung. 


Nach vorſtehenden Principien enthält nun der Altentheil: 

1. freie Wohnung, nämlich Stube, Kammer, Küche, Stall, Boden— 
raum entweder in dem, ein bei Neubauten möglichſt herzuſtellendes 
beſonderes Altentheilsgelaß enthaltenden, Gehöftshauſe ) (§ 85) oder 
im ſeparirten Altentheilskathen. Das Recht iſt ein personalissimum, 
welches der Altentheiler ſelbſt ausüben muß, wenngleich er andere Per— 
ſonen, z. B. zu ſeiner Pflege, bei ſich aufnehmen kann. Bei ſeinem 
Wegzuge erliſcht es in der Art, daß der Hauswirth den disponiblen 
Altentheilskathen für eigne Rechnung vermiethen kann, erwacht aber 
wieder bei ſeiner nach rechtzeitiger Anzeige erfolgenden Rückkehr. Die 
bauliche Erhaltung der Altentheilswohnung iſt Pflicht des Gehöfts— 
beſitzers gegen Verabreichung der etwa bewilligten herrſchaftlichen Bau— 
hülfen (§ 86); 


5) Nöthigenfalls bleibt nur übrig, dieſelben abzumeiern (§ 81, Note 12). 

6) D. i. was unter gleichen Umſtänden und in gleichen Verhältniſſen allgemein 
gewöhnlich iſt, R. v. 27. Oetbr. 1840, Ra. 133. 

) Beſonders v. 2. Novbr. 1839 an das Amt Doberan. 

) C. v. 17. Juni 1861. 

) Riſſe zu Altentheilswohnungen find durch C. v. 9. März 1864 mitgetheilt. 
Dieſelben finden ſich gewöhnlich alſo im Gehöftshauſe angelegt, daß ſie bei Nicht— 
eriftenz von Altentheilern durch die Gehöftsfamilie ſelbſt, und nicht gut durch fremde 
Miether ($ 134), benutzt werden können. 
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2. reines Korn von der Diele”) bis auf das maximum von 16, 24, 
32, 36 Schffl. Roſt. Maß, Winter- und / Sommerkorn, je nachdem 
der Hufenſtand bis zu 50, 51—100, 101 200, 201 und mehr bonitirte 
Scheffel ($ 83) beträgt. Zwiſchen dieſen einzelnen Maximalgrenzen find 
die Kräfte des Gehöftes, die ſpeciellen Verhältniſſe, die übereinſtimmenden 
Wünſche der Betheiligten, zu berückſichtigen. Wenn hierzu bei Exiſtenz 
mehrerer unerwachſenen Kinder des Altentheilers ausnahmsweiſe eine 
Zulage bewilligt wird, ſo iſt dieſe immer nur als ſolche, abgeſondert 
von dem eigentlichen Altentheilskorn, im Protokolle zu verheißen, und 
auf die Zeit der Confirmation oder Dienſtannahme jener Kinder zu 
beſchränken; 

3. an Ländereien einen ausreichenden Garten mit den nöthigen Obſt— 
bäumen, ferner bis zu 30 UR. für Lein und 120 R. für Kartoffeln, 
neben denjenigen des Hauswirths. Die Einſaat liefert der Altentheiler, 
beſorgt auch die Gartenbeſtellung, das Behacken der Kartoffeln, das 
Flachsgäten, der Hauswirth dagegen leiſtet die Ackerbeſtellung, Abfuhr 
des Dunges, welchen beim Füttern des Altentheilsviehes zwiſchen dem— 
jenigen des Hauswirths dieſer, ſonſt der Altentheiler, hergiebt (vgl. sub 5); 

4. zu Pfingſten jedes Jahres ein kleines Pölk oder ſeinen markt— 
gängigen Werth. Sein ſonſtiges Vieh muß Altentheiler aus eignen 
Mitteln anſchaffen, in welchem Falle es auch dereinſt an die Allodial— 
erben kommt, erhält aber bei ſeinem Unvermögen 1 Kuh, 4 Schafe, 
1 Schwein aus der herrſchaftlichen Hofwehr, die im Falle ihres Crepi— 
rens oder ſonſtiger Abgängigkeit immer wieder daraus erneuert werden, 
auch beim Ableben des Altentheilers dorthin zurückfallen, ſoweit ſie noch 
vorhanden ſind; die dadurch in der herrſchaftlichen Hofwehr entſtandenen 
Defecte muß der Hauswirth übernehmen; 

5. für ſolches Altentheilsvieh außer der Sommerweide auf der Ge— 
höftshufe mit freier Hütung und ohne Beitrag zum Hirtenlohn entweder 
noch Stallfütterung zugleich mit dem Vieh des Hauswirths, oder beſon— 
dere ausreichende Altentheilswieſe, nebſt 1½ Schock Winter- und 1 Schock 
Sommerſtroh, das Schock zu 60 Bund à 20 Pfd.; 

6. nothdürftige freie Feurung, ſoweit die von der Grundherrſchaft 
verabreichte nicht ausreicht, und für letztere Uebertragung der Bereite— 


2) C. v. 17. Juni 1861. Beſonderes Kornſäen für Altentheiler iſt verboten 
durch C. v. 2. Mai 1839, Ra. 127, Rgbl. 19 (ogl. § 81, Note 4). 
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koſten und des Zählgeldes durch den Hauswirth. Die bisherigen Haus— 
wirthsaltentheiler erhalten von der Grundherrſchaft regelmäßig die 
Feurung der Einlieger ($ 139), doch ſoll ſie den nach dem 30. Juni 
1864 auf Altentheil Gegangenen nur noch bei Exiſtenz beſonderer 
Rechtstitel aus der Cameral-Forſtverwaltung gewährt werden!), wenn— 
gleich das Stämmeraden und Holzſammeln auch fernerhin wol Allen 
freiſteht; 

7. die nöthigen unentgeltlichen Fuhren für Anholung der Feurung, 
des Arztes ꝛc., die erforderlichen Handreichungen; 

8. zuweilen Taſchengeld, und nur ſelten bei unbeſtreitbarer und an— 
gemeſſener Dorfsüblichkeit freie Beerdigung. 

Dagegen ſind Altentheiler nach ihren Kräften und häuslichen Ver— 
hältniſſen auch zur Aushülfe bei ſolchen landwirthſchaftlichen Arbeiten 
verpflichtet, welche von Hauswirthen ſelbſt gewöhnlich übernommen 
werden, ohne daß bei völligem Unvermögen jener hierzu — wol aber 
bei eigenwilliger Arbeitsverweigerung, oder bei Wegzug arbeitskräftiger 
Altentheiler von der Hufe (§ 98) — auch ihre Altentheilsemolumente 
gemindert werden dürfen. 


§ 98. 
Fortſetzung. 


Die genannten vollen Altentheilsemolumente gebühren nur einem 
beiderſeits vollberechtigten Altentheilspaar, z. B. dem eingewieſenen 
Gehöftserben nebſt ſeiner Ehefrau ($ 96), und werden einem nur ein— 
zelnen Berechtigten von vornherein nur zur Hälfte gegeben, ſoweit ſie 
überhaupt theilbar find, weshalb hier auch letzterer Wohnung, Pölk, 
Kuh nebſt Futter vollſtändig behält. Der in zweite Ehe tretende und 
dadurch nicht wieder zugleich, z. B. durch Aufheirath, in den Stand 
einer vollen Bauernwirthſchaft zurückkehrende — in welchem Fall der 
ganze Altentheil wegfällt — Altentheiler behält Alles, ſo lange er auf 
dem Gehöfte bleibt und arbeitet, im entgegengeſetzten Falle aber, ſowie 
überhaupt bei jedem Verlaſſen des Gehöftes und bei unmotivirter 
Arbeitsverweigerung (§ 97), regelmäßig nur das Korn und etwaiges 


) C. v. 11. April 1864. 
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Taſchengeld, welches aber dann den einen Altentheil genießenden frit- 
heren Interims- und aufgeheiratheten Hauswirthen noch weiter gemin— 
dert oder ganz entzogen zu werden pflegt. Für den Fall entſtehender 
Streitigkeiten zwiſchen Gehöftsbeſitzer und Altentheiler und ihrer noth— 
wendigen Trennung ſoll — wie überhaupt wol für alle ſpäteren Ver— 
änderungen des Altentheils — freieſtes Kammer-Ermeſſen zum Einwei— 
ſungsprotokoll ausdrücklich reſervirt werden). Bei Auseinanderſetzungen 
über den Nachlaß eines nur einzigen Altentheilers verbleiben nach jetzigem 
Kammerprineip?) die noch nicht percipirten Früchte, gegen Erſtattung 
der vom Altentheiler übertragenen Einſaat und Beſtellungskoſten an 
die Erben, ferner die zu beſtimmten Terminen fälligen, z. B. das Pölk, 
aber beim Tode des Altentheilers noch nicht fällig gewordenen Prä— 
ſtationen dem Gehöfte, während die ſchon percipirten Früchte excl. des 
vom Gehöfte nicht zu entfernenden Heues, Strohes, Dunges?), auch 
die ſchon vor dem Todestage fällig gewordenen Emolumente, an die 
Erben fallen. — Anders bei einem Altentheils paar, wo der überlebende 
Theil halben Altentheil behält. Letzterer ſoll auch hier vor den Erben 
ſowol die Einſaat und Beſtellungskoſten der im Uebrigen auch hier, 
freilich nur zur theilbaren Hälfte an das Gehöft fallenden, weder per— 
cipirten noch fälligen Emolumente, als obendrein die vollen, bei Leb— 
zeiten des Geſtorbenen ſchon percipirten und fälligen Nutznießungen 
behalten, dann aber fernerhin nur den ſchon vorſtehend definirten halben 
theilbaren Altentheil eines einzelnen Berechtigten beziehen. 


§ 99. 
Ausſteuer. 


Wie die abtretenden Hauswirthe für Zurückgabe des Gehöftes 
durch Altentheil, ſo werden die nachgeborenen Kinder der Gehöftsfamilie 
für den durch Exiſtenz näher berechtigter Geſchwiſter ihnen entſtehenden 


) C. v. 16. März 1839, Ra. 124. 

2) Welches in einem unlängſt an das Amt Schwaan ergangenen Reſeripte aus— 
geſprochen iſt. 

3) Cab.⸗Reſer. v. 14. Nov. 1805, Ra. 54, R. v. 15. Oct. 1851, Ra. 5113, 
v. 7. Febr. 1852, Ra. 5114 (8 81, Note 5). 
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Verluſt der Gehöftsnachfolge durch die ſog. Ausſteuer! entſchädigt. 
Betreffs ihres Charakters als Gehöftsſchuld (§ 81) und ihrer Con— 
ſtituirung gelten auch hier die beim Altentheil erörterten Grundſätze 
($ 96). 

Nur die an ſich zur Gehöftsnachfolge berechtigten, aber durch Vor— 
gehen ihrer qualificirteren Geſchwiſter ausgeſchloſſenen Kinder aus der 
eigentlichen Gehöftsdescendenz, daher an ſich nur diejenigen aufgewie— 
ſener Hauswirthe und Gehöftserbinnen (§ 92), erhalten ſtets eine Aus— 
ſteuer; Kindern der Altentheiler, ſowie denen aus zweiter Ehe der 
Interims- und aufgeheiratheten Hauswirthe, wird ſie ſelten, endlich 
Kindern der Interimswirthe mit der Gehöftswittwe gewöhnlich nur 
dann verliehen, wenn die Interimswirthe ſelbſt während ihrer Gehöfts— 
wirthſchaft Kinder aus der Gehöftsfamilie ausgeſteuert haben, und muß 
in allen dieſen Ausnahmsfällen immer ausdrücklich ſtipulirt werden. 

Vorbedingung iſt aber ſtets, daß jene Kinder nicht ſchon vom Vor— 
beſitzer ausgeſteuert ſind. Der rein perſönliche, nicht auf die Erben 
übergehende Anſpruch auf Ausſteuer darf aber nie ſchon gegen den 
Parens, ſondern an ſich immer erſt gegen die eingewieſenen Geſchwiſter, 
und nur bei ſpecieller Stipulation (§ 94) gegen einen Interimswirth, 
Zeitpächter und gegen die Wittwe im Falle prorogirter väterlicher 
Wirthſchaft erhoben werden. Nicht ſchon jede Anlegung einer separata 
oeconomia, ſondern nur erſt wirkliche Verheirathung ermächtigt die 
reſp. Geſchwiſter zur Geltendmachung ihrer desfallſigen Rechte. Uebri— 
gens bedürfen letztere hierzu keiner weiteren körperlichen, geiſtigen oder 
moraliſchen Qualification. 

Inhalt und Größe dieſer Gehöftslaſt ſtehen an ſich nicht feſt, 
richten ſich im Gegenſatz zu der allodialen Abfindung auch überall nicht 
nach dem ſonſtigen Vermögen, ſondern werden durch Amts- reſp. Dorfs— 
üblichkeit (§ 96, Note 6) beſtimmt, welche wiederum je nach Größe und 
Güte der Hufen, wirthſchaftlichen Verhältniſſen, Anzahl der auszu— 
ſteuernden Kinder, durch Amt und Kammer modificirt wird. In der 
Regel enthält ſie eine trächtige Starke und eine Lade, wozu bei Töchtern, 
herkömmlich auch zuweilen bei Söhnen, halbe Hochzeit oder ein Hoch— 

) Vgl. beſonders Cab.-Reſer. v. 15. Januar 1837, Ra. 116. Der frühere 


ſog. Ausſpruch, d. i. Abfindung der Geſchwiſter aus dem Gehöftsbeſatze ex aequo 
et bono, kommt nicht mehr vor, R. v. 23. Decbr. 1829, Ra. 99. 
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zeitsmahl, reſp. 6 Thlr. und ein Ehrenkleid kommt, wogegen Betten, 
Bettſtellen, Schränke, regelmäßig nicht dazu gehören, ſondern nur aus 
dem Allodialvermögen abgegeben werden können?). Noch nicht abge— 
ſonderte, gebrechliche Geſchwiſter, deren Verheirathung und Ausſteuer 
nicht gut zu erwarten ſteht, erhalten ſtatt der Ausſteuer lebenslänglichen, 
vollſtändigen Unterhalt auf dem Gehöft, wogegen ſie ſelbſt ihren Kräften 
angemeſſene Dienſte leiſten müſſen; Gleiches gilt bei unerwachſenen, 
aus dem etwa nicht ausreichenden Allodialvermögen nicht gut zu ali— 
mentirenden und zu erziehenden Kindern bis zu deren eigner Dienſt— 
und ſelbſtſtändiger Exiſtenzfähigkeit. Geſunde und Erwachſene dürfen 
ſolchen Anſpruch nicht erheben, ſondern müſſen ſich durch eigne Kräfte 
weiterhelfen. 
§ 100. 
Gehöftsregulirungen. 


So heißen die Einrichtungen neuer Gehöftswirthſchaften nach dem 
Abgang der Vorwirthe und die Auseinanderſetzungen mit dieſen und 
der Gehöftsfamilie. Gleich allen andern Gehöftsſachen werden auch 
ſie ausſchließlich auf adminiſtrativem Wege geregelt ($ 31). Wegen 
ihrer Mannigfaltigkeit und Abweichungen erfordern ſie nicht geringe 
Sorgfalt und Umſicht der Beamten. 

Jede Gehöftsregulirung beginnt mit einer ſofort nach Wegfall des 
Vorwirthes zu beſchaffenden genauen Inventur) ſowol des Gehöftes 
als der Hof- und der Ueberwehr (§ 88), welche letztere aber dann 
natürlich unterbleibt, wenn bei vorhergegangener Interimswirthſchaft 
oder Zeitverpachtung das Inventarium verauctionirt und deshalb nicht 
mehr vorhanden iſt (§§ 94, 95). Die Inventur geſchieht entweder von 
den Subalternen oder Auditoren, wobei die Hof- und Ueberwehr nicht 
getrennt und die Gehöftsfamilie zur Regiſtratur verzeichnet wird; oder 
durch die Beamten ſelbſt, wobei dann Hof- und Ueberwehr ſofort 
getrennt und die Gehöftsfamilie zu Amtsprotokoll aufgeführt wird ). 
Einer gleichzeitig beizufügenden Taxe der Hof- und Ueberwehr ſoll es 
nur dann bedürfen, wenn deren Nutzen bei vorausſichtlich demnächſt 


) R. v. 6. Jan. 1837, Ra. 115. 
) V. v. 3. Decbr. 1810, Ra. 83, C. v. 4. Febr. 1846, Ra. 3929. 
) C. v. 4. Febr. 1846, Ra. 3929, v. 30. Mai 1850, Ra. 3933. 
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einzurichtender Interimswirthſchaft und darin ſtattfindender Ueberlaſſung 
des Inventarium an den Interimswirth gegen die Taxe (§ 94) von 
vornherein erhellt). 

Das weitere Verfahren) beſchränkt ſich bei einfallendem Trauer— 
jahr einer Wittwe (§ 94) auf einfache Anzeige vom Ableben des Vor— 
wirths an die Kammer. Demnächſt aber und ſonſt ſofort tritt auf dem 
Gehöfte ſelbſt unter Direction des Beamten?) und in Gegenwart der 
Intereſſenten reſp. des abgehenden Vorwirths event. ſeiner Wittwe, des 
Anerben oder Antreters, majorenner Gehöftsdescendenz, der Vormünder 
Minorenner, allodialer Erben, zweier Dorfsdeputirten, umſtändliche 
protokollariſche Verhandlung ein. Dieſelbe umfaßt bei der prorogirten 
väterlichen Wirthſchaft (§§ 94 und 95) die nöthige Rückſprache mit der 
Wittwe und ſonſtigen Intereſſenten, ſowie gehörige Inſtruction des 
Dorfsſchulzen und der Vormünder, und bedarf der Kammergenehmigung, 
wogegen keine förmliche Einweiſung und Auflaſſung ftattfindet. Sonſt 
aber beginnt ſie mit Reviſion des Inventars, Trennung der Hof- und 
Ueberwehr, wenn ſolche nicht ſchon gleichzeitig mit der Inventur durch 
die Beamten ſtattfand, Feſtſtellung der vom Vorwirthe reſp. während 
des Trauerjahrs von der Wittwe herſtammenden Defecte, Completirung 
der Hofwehr nach ſchon bekannten Grundſätzen (§§ 89 und 90), Abgabe 
des Verzeichniſſes der reſtirenden Ueberwehr an die allodialen Erben, 
reſp. beim Vorhandenſein ſolcher Minorennen an das Amtsgericht und 
die obervormundſchaftliche Behörde ). 


$ 101. 


Fortſetzung. 


Hieran ſchließt ſich die völlige Auseinanderſetzung ) des Abtreters 
reſp. ſeiner Erben mit dem zukünftigen Gehöftsinhaber, die Verpflichtung 


) C. v. 1. Decbr. 1858, vgl. V. v. 3. Deebr. 1810, I., Ra. 83. 

) Vgl. hierüber beſonders V. v. 1. Novbr. 1808, Ra. 82, v. 3. December 
1810, Ra. 83. 

) Auditoren (8 11, Note 6) dürfen keine wichtigeren Gehöftsregulirungen vor— 
nehmen, R. v. 5. Jan. 1828, Ra. 16. 

) C. v. 4. Febr. 1846, Ra. 3929, vgl. Cab.⸗Reſer. v. 15. Januar 1837, I., 
Ra. 116. 


) Wegen der Gehöftsdienſtboten vgl. § 141 a. E. 
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jener zur Präftation der aus der Reviſion der Auflaſſungsbedingungen ne 
ſich ergebenden Rückſtände, ihre Entſchädigung für gehabte Auslagen, 
insbeſondere Erſtattung der jog. kleinen Liquidationen?) — d. i. prä— 
numerirte Hufenſteuer und Amtsabgaben, bezahlte Contractsgebühren 
für die noch nicht abgelaufenen Contractsjahre, etwaiger Pachtvorſchuß, 
Salzgeld 2a, Kriegserleidungsforderungen 29), Kathenmiethe?d, Feurungs— 
koſten, Deckgeld — und endlich die Abnahme des Gehöftes. Demnächſt 
werden mit den Intereſſenten die neuen Einweiſungsbedingungen — 
unter beſonderer Rückſprache mit den Vormündern und Dorfsdeputirten 
über die Gründe und Vortheile einer event. einzuführenden Interims— 
wirthſchaft, reſp. einer vor dieſer zu erſtrebenden Zeitverpachtung (§ 95) 
— und Verpflichtungen des Antreters gegen Herrſchaft, Gehöft, Ge— 
höftsfamilie, in spec. betreffs Altentheils und Ausſteuer, regulirt, und 
ihm ſelbſt die nöthigen Verheißungen hinſichtlich ſeines eignen künftigen 
Altentheils gemacht. Bei männlichen Gehöftserben erfolgt endlich ſchon 
jetzt die förmliche Einweiſung unter der üblichen Ermahnung zur Treue 
gegen den Landesherrn und Folgſamkeit gegen die Obrigkeit, während bei 
Aufheirathenden, Interimswirthen, Zeitpächtern hierzu vorher die Geneh— 
migung der Kammer unter Einreichung des abgehaltenen Protokolles zu 
erwirken, bei Aufheirathungen und Interimswirthſchaften auch ſchon vorher 
die Ehe der Gehöftserbinnen und Wittwen zu vollziehen, und dann erſt 
die Einweiſung vorzunehmen iſt. Alle geſchehenen Einweiſungen bedürfen 
ebenfalls der Kammergenehmigung, als Zeugniſſe derſelben werden an 
die Eingewieſenen Hausbriefe vom Amte ertheilt. Alle bei Gelegenheit 
der Gehöftsregulirungen an die Kammer einzuſendenden mundirten 
Protokolle müſſen originaliſirt ſein!), und dürfen Bezüge auf frühere 


a) Nach Kammer-Concluſ. v. 5. Novbr. 1833, Ra. 104, kann hiermit auch 
gleichzeitig eine Reviſion der Dorfscontracts-Erfüllung durch den Abtreter verbunden 
werden. 

2) Die früher ebenfalls dazu gerechneten Brandaſſecuranzgelder ſind durch C. v. 
1. Mai 1858 davon ausgenommen. 

2a) Ebenfalls bald wegfallend, da nach R. v. 2. Juli 1864 von Sommer 1865 
an der frühere Zwang zur Saline von Sülz aufhören wird. 

2b) Vgl. übrigens $ 81, N. 13. 

2c) Dieſelbe wird beim Wechſel des Gehöftsbeſitzers zu Johannis nach Land— 
üblichkeit gleich getheilt. 

) C. v. 22. April 1839, v. 4. Febr. 1846, Ra. 3929. 


1 


Vorgänge nicht nach den Nummern der darüber erwachſenen Amtsacten, 
die auch nicht mehr mit eingeſandt werden), ſondern nach auch ohnehin 
erkennbaren beſtimmten Daten enthalten ). 

Beim Heimfall erledigter Bauerngehöfte (§ 95) tritt, reſp. nach 
Ablauf des ausnahmsweiſen Trauerjahrs (§ 95 a. E.), ebenfalls das 
vorſtehende Verfahren in allen ſeinen Theilen bis auf die wegfallenden 
Einweiſungsbedingungen des hier fehlenden Anerben ein. An des letz— 
tern Stelle ſteht hier die Grundherrſchaft ſelbſt, welche ſich mit dem 
Abtreter reſp. den Allodialerben auseinanderſetzt, ihnen die nach Com— 
pletirung der herrſchaftlichen Hofwehr reſtirende Ueberwehr, auch den 
aus dem laufenden Wirthſchaftsjahre ſich ergebenden Ueberſchuß von. 
Korn, Futter, Victualien auskehrt, die kleinen Liquidationen erſtattet, 
die Gehöftsſchulden“) fixirt, ſelbſt tilgt, oder nach Belieben dem zukünf— 
tigen Inhaber des Gehöftes reſervirt. Unter Vorlegung des Protokolles 
wird demnächſt von der Kammer weitere Reſolution erbeten, welche ſich 
vorzugsweiſe auf Vererbpachtung richtet ($ 105). 


§ 102. 
Berechnung und Verwendung der Gehöftskapitalien. 


Schließlicher Erwähnung bedarf hier noch das Verfahren ſowol 
bei Verwendung als bei Berechnung der gelegentlich der Interims— 
wirthſchaften und Zeitverpachtungen aus dem verkauften Inventar, den 
Cautionen und der Ueberpacht aufgekommenen Summen ($$ 94, 95) ). 
Die Auctionserträge aus der allodialen Ueberwehr werden natürlich 


) C. v. 1. Deebr. 1846, Ra. 3930. 

>) R. v. 22. Aug. 1840, Ra. 132, C. v. 4. Febr. 1846, Ra. 3929. 

6) Der Geſindelohn des letzten Jahres trifft die Wittwe, wenn fie ein Trauer— 
jahr hatte (vgl. übrigens § 81). 

) Vgl. C. v. 1. Novbr. 1808, Ra. 82, v. 3. Deebr. 1810, Ra. 83, R. v. 
3. Oetbr. 1834, Ra. 106, v. 2. Febr. 1838, Ra. 120, C. v. 22. Octbr. 1839, 
Ra. 129, v. 14. Deebr. 1840, Ra. 134. Schemata zur Rechnung ſind durch C. v. 
13. März 1836 mitgetheilt. Nach R. v. 14. April 1837, Ra. 241, können alle 
dieſe Summen auch bei der Reluitionskaſſe in runden Poſten à 4 pCt. belegt, und 
ſollen ſolche unkündbaren Obligationen, wenn ihre Ceſſion an Dritte zur Zeit der 
erforderlichen Baarerhebung ſich nicht effectuiren läßt, von der Reuterei gegen Aus— 
zahlung des Capitals acquirirt werden, ſobald das Finanzminifterium ein halbes Jahr 
vorher hiervon in Kenntniß geſetzt iſt. 
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den Erben oder ihrer Curatel zu eignem Gebrauche ausgekehrt. Da— 
gegen ſind die Aufkünfte der herrſchaftlichen Hofwehr zu dereinſtiger 
Wiederanſchaffung derſelben beim Antritt des Anerben, alle Cautionen 
aber zur Wiedererſtattung nach Maßgabe der Ablieferung beſtimmt, und 
werden deshalb nach eingeholter Kammerinſtruction zinstragend ſicher 
vom Amte belegt, die Originalien Amtswegen aſſervirt. Die Ueberpacht 
endlich ſoll an ſich zum Beſten der allodialen Erben dienen und wird 
dieſen oder ihrer Curatel zur Berechnung überlaſſen, bei Abmeierung 
des Vorwirths auch zum Abtrag ſolcher Privatſchulden deſſelben, aus 
deren Creditirung den Gläubigern kein Vorwurf erwächſt, verwandt. 

> Singulair aber find die Vorſchriften für die Zinſen aus dem herr— 
ſchaftlichen Hofwehrkapitale, aus der Caution und der Ueberpacht. 
Eigentlich ſollen jene den Kindern des Vorwirths Erziehung, Unterhalt 
und die herkömmliche Ausſteuer gewähren, ſoweit der interimiſtiſche 
Hauswirth bei ſeiner Einweiſung nicht etwa ſelbſt dazu verpflichtet 
worden iſt, ihnen auch ein kleines Vermögen verſchaffen, werden deshalb 
regelmäßig den allodialen Erben oder ihrer Curatel zur Berechnung 
überlaſſen. Doch haften ſie auch, ſobald Rückſtände des Vorwirths 
oder etwa reſtirende Hofwehrdefecte zu decken ſind, oder das belegte 
Hofwehrkapital wegen Preisconjuncturen zur ſpäteren Wiederanſchaffung 
der Hofwehr nicht genügt, oder endlich während der laufenden interi— 
miſtiſchen Wirthſchaft neue Rückſtände entſtehen, zu deren Tilgung der 
interimiſtiſche Wirth unvermögend iſt. Soweit dieſe Uebelſtände ſchon 
nach dem Verkauf der Hofwehr und beim Beginn der interimiſtiſchen 
Wirthſchaft ſich als gewiß oder wahrſcheinlich herausſtellen, hat das 
Amt ſelbſt jene Zinſen zu erheben und zu berechnen, bis der nöthige 
Deckungsfonds geſammelt, und demnächſt nach Vorlage deſſelben bei 
der Kammer von dieſer die nunmehrige Ueberweiſung der ſpäteren Zinſen 
an die allodialen Erben befohlen iſt. In keinem Fall aber dürfen die 
event. von letzteren oder den Vormündern von vornherein oder ſpäter 
geſammelten Zins-Ueberſchüſſe früher als bis nach Beendigung der 
interimiſtiſchen Wirthſchaft und erſt dann möglichem ſicheren Ueberblicke 
über die etwa neu entſtandenen Rückſtände, reſp. nach ihrer Tilgung, 
vertheilt werden. 
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III. Erbpächter. 
$ 103. 
Geſchichte, Verfahren bei der Vererbpachtung. 


Unſere Erbpächter ſind eine Fortbildung der Bauern, und aus 
dem Streben nach Hebung der an dieſen, trotz ihrer im Ganzen 
günſtigen Situation haftenden Mängel hervorgegangen. Letztere ſind 
bekannt, und führen ſowol für ſie ſelbſt, als für die landesherrliche 
Grundherrſchaft unverkennbare Nachtheile und Gefahren mit ſich. — 
Die Bauern heißen nur Zeitpächter, haben freilich ein dauerndes Be’ 
ſitzesrecht, ſind aber am Ablauf ihrer Contractsjahre bei Gelegenheit 
der Feldregulirung unentgeltlichen Veränderungen ihrer Hufen und da— 
neben der Erhöhung ihrer bisherigen Pacht ausgeſetzt (§ 80); ferner 
giebt das nur beſchränkte Nachfolgerecht (§ 92 ff.) ebenſowenig feſte 
Sicherheit zur Conſervation der Gehöfte in den Familien. Die Bauern 
hüten ſich deshalb wohl, bedeutendere Meliorationen ihrer nach wenig 
Jahren vielleicht an Andere ausgetheilten Ländereien vorzunehmen, und 
ihre Feldcultur ſchreitet nicht zeitgemäß vorwärts (§S 170). Die Zeit— 
pacht verſchafft ihnen ferner keinen Realeredit, keine Hypothek — bei 
Mißernten fehlen ihnen deshalb die Mittel zur Erſchwingung der Pacht, 
und die Induſtriellen haben beim beſten Willen keine Anlagekapitalien, 
wodurch wiederum der Ackerbau leidet. Endlich leben die Bauern 
überhaupt in zu unſelbſtſtändiger Lage, und wenngleich die früheren 
drückenden Wirthſchaftsbeſchränkungen (§ 169) in neueſter Zeit weg— 
gefallen ſind, ſo laſtet doch immer noch die ihnen vollſtändig fehlende 
Dispoſition über ihre Ländereien (§ 81) und die oft zu weit ausgedehnte 
beamtliche Controle auf ihnen und läßt ſie nicht zu recht kräftigem 
Gemeindeſinn erwachen (§ 4). 

Die Grundherrſchaft aber wird natürlich ebenfalls durch die zurück— 
bleibende Cultur der ihr eigenthümlichen Bauerländereien betroffen, 
weil ſie davon nicht die zeitgemäße Pacht erzielen kann. Bei Pacht— 
verzögerungen der Bauern hat ſie wegen deren mangelnder Realhypothek 
oft keine geeigneten Executionsobjecte, und dadurch ſchwankt wieder in 


weniger günſtigen Jahren der landesherrliche Einnahme-Etat. Durch 
Bald, Domaniale Verhältniſſe. I. 10 
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die bisherige unentgeltliche Ueberlaſſung der Gebäude (§ 85) und der 
Hofwehren ($ 91) entgehen ihr Millionen. Auf Neubau und Conſer— 
vation der Bauerngehöfte verwendet ſie jährlich baar viele Tauſende 
(§ 87), und die Pacht mancher Bauerſtelle erreicht wol kaum die Zinſen 
des Baukapitals. Ein unendlicher Werth ſteckt auch in den jährlich zum 
Bau unentgeltlich hingegebenen rohen Holzmaterialien ($$ 86 und 87). 
Durch dies Alles werden die Einkünfte aus den Bauerhufen ſehr ge— 
ſchmälert, und entſprechen durchaus nicht ihrer Güte und ihrem großen 
Arealumfange. 


$ 104. 


Tortſetzung. 


Schon frühe wurden dieſe damals theilweiſe noch größeren und 
drückenderen Mängel erkannt. Im Anfange vorigen Jahrhunderts 
unter Herzog Carl Leopold brachte der Kammerpräſident Luben von 
Wulffen') nach verunglückten Verſuchen in Preußen die Erbpacht auch 
in Mecklenburg in Anregung. Die Bauern ſollten den taxirten Werth 
ihrer Gebäude und Hofwehren, ferner für das ihnen zugeſtandene Erb— 
recht an den Ländereien eine nach den Umſtänden ermeſſene Summe 
als ſog. Erbſtandsgeld zahlen. Doch dies Unternehmen ſcheiterte an 
Kriegswirren, Armuth, mangelnder Umſicht — nur die zur Annahme 
von Erbpachtcontracten vielfach gezwungenen Erbfrohner nach Patent 
vom 30. Januar 1715 datiren aus jener Zeit. 

Dringend offenbarte das Bedürfniß einer Umänderung ſich wieder, 
als während der Kriege im erſten Viertel dieſes Jahrhunderts die Un— 
ergiebigkeit der mit geringer Pacht ſtets im Rückſtande bleibenden Bauern, 
und dadurch um jo greller die Koſtſpieligkeit der auf ſie fortdauernd gemachten 
herrſchaftlichen Verwendungen, hervortrat. Wieder ſollte ein feſtes Beſitzes— 
recht der Bauern und ihr Ankauf der herrſchaftlichen Gebäude und Hof— 
wehren Abhülfe ſchaffen. Daneben aber ſollten die jährlichen Pacht— 
abgaben conjervirt bleiben, weil aus dieſen die Koſten des Landesregiments 
beſtritten werden ($ 1), und das corpus domanii den Staatsgläubigern 
haftet, deshalb nicht verringert werden darf — nicht freies Eigenthum, 
wol aber eigentliche Erbpacht an Grund und Boden in Grundlage der 


2) Vgl. Liſch, Jahrbücher, Bd. 13, pag. 197 ff. (vgl. $ 163). 
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römiſchen Emphyteusis®), ein erbliches und veräußerliches Recht auf 
vollen hauswirthlichen Gebrauch und Fruchtgenuß, neben Kauf der 
Gebäude und Hofwehren zu Eigenthum, wurde deshalb gewählt. Sie 
ſollte nicht allein auf einzelne, nach Ausſterben der Gehöftsfamilie 
heimgefallene Bauerngehöfte ($ 95), ſondern auch bei Gelegenheit der 
Feldregulirungen auf ganze Bauerndörfer, unter Conſervation der bis— 
herigen Hufner, Anwendung finden!). 


§ 105. 
Fortſetzung. 


Im Uebrigen ſind die noch jetzt normirenden Bedingungen des Erb— 
pachtübergangs nach den einzelnen Verhältniſſen verſchieden und ohne 
ganz feſte Principien beſtimmt. Am einfachſten noch bei Vererbpachtung 
heimgefallener Gehöfte ($ 95, 101): hier wird regelmäßig die Hofwehr 
verauctionirt und der Preis für Gebäude und Einſaat gleichzeitig mit 
dem Erbſtandsgeld in Einer Summe durch Meiſtgebot gewonnen. Ohne 
Schwierigkeit ferner bei den durch die Feldregulirungen (§ 60) beſonders 
aus entlegenen Außenäckern neu gebildeten Erbpachthufen: hier wird 
das Erbſtandsgeld ebenfalls durch Meiſtgebot erzielt, und die unent— 
geltliche Beſchaffung der nothwendigen Gebäude) zur Bedingung 
gemacht. Anders aber bei denjenigen bisherigen Bauern, welche 
ihre Hufen ſelbſt in Erbpacht nehmen ($ 104); die verſchieden— 
artigſten Verhältniſſe kommen hier zur Frage. Zu berückſichtigen ſind 
beſonders die Gebäude, ob wohlerhalten oder ſchon ſchlecht und beim 
Verbleiben der Beſitzer im Bauernſtand deshalb bald bedeutende herr— 
ſchaftliche Verwendungen erfordernd, — die Ländereien, ob einträglich 
oder nur unergiebig und durch ihre Pacht kaum die Zinſen etwaiger 
Baukapitalien deckend ($ 103), — ſelbſt das ohnehin ſchon beſtehende 


) Vgl. Buchka und Budde, Entſcheidungen, Band 2, pag. 167 ff., Band 4, 
pag. 136 ff. 

) Nach Cab.⸗Reſer. v. 4. April 1822, Ra. 137. Auch nach Publication des 
— ſpäter wieder aufgehobenen (§ 1, Note 2) — Staatsgrundgeſetzes wurden die 
Vererbpachtungen fortgeſetzt, C. v. 16. Jult 1850, Ra. 3938; doch auch gleichzeitig 
nach C. v. 23. März 1849 genaue Verzeichniſſe der neu vererbpachteten Hufen entworfen. 


) Ueber die Anwendung von Steindächern beim Neubau vgl. § 85, Note 7. 
10 * 
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Beſitzes- und Nachfolgerecht der Bauern ($$ 80, 92), wodurch natürlich 
der Preis des nicht vollſtändig neuen, ſondern nur erweiterten Erb— 
ſtandes billiger Weiſe verringert werden muß. Hiernach haben ſolche 
auf Erbpacht gehende Bauern ihre Hufen nebſt Gebäuden und Hof— 
wehren ſchon ganz umſonſt oder wenigſtens gegen eignen unentgeltlichen 
Ausbau der Gebäude (§ 87), ihre Ländereien gegen ein Erbſtandsgeld 
vom Betrage des Kanons nur weniger oder mehrerer oder ſelbſt vieler 
Jahre, ihre Hofwehren gegen die billige Taxe von 1806 (§ 89) oder 
jetzigen Mittelpreis, ihre Gebäude gegen den Brandkaſſenwerth oder 
mittlere reſp. volle jetzige Taxe erworben?). Dieſer eigne Erbgang der 
Bauern iſt natürlich nicht jo einträglich als die nicht durch Rückſichten 
eingeengte meiſtbietende Vererbpachtung heimgefallener Gehöfte — 
deshalb auch dann nie geſtattet, wenn die Gehöftsfamilie auf zwei 
Augen und baldiger Heimfall (§ 95 a. E.) zu erwarten ſteht. Außer 
mehr als 1300 Bauergehöften (§ 57) find auch ſelbſt kleinere Pachthöfe 
auf vorſtehende analoge Weiſe zu Erbpacht übergegangen). 


$ 106. 
Torlſetzung. 

In neuerer Zeit iſt der eigne Erbpacht-Uebergang der Bauern noch 
mehr erſchwert und nur ganz ausnahmsweiſe zugegeben. Beim bis— 
herigen Mangel ganz feſter Principien (§ 105) waren hier die Bedin— 
gungen zuweilen bald zu billig, bald zu theuer. Natürliche Folge davon 
war theils ſpeculativer Verkauf der ſoeben erworbenen Erbpachthufen 
durch ihre Beſitzer und Selbſtbezug der pecuniären Vortheile, auf welche 
die Grundherrſchaft liberal verzichtet hatte — theils Verarmung der 
Erbpächter und deshalb auch hier wieder häufiger Verkauf der Grund— 
ſtücke, welche dadurch feile Handelsobjecte wurden, wo ſie die Wiegen 
mäßigen Wohlſtandes und dauernden, ruhigen Genuſſes werden ſollten. 
Hierdurch und durch die bei neugebildeten Erbpachthufen, ſowie beim 
Heimfall der Bauergehöfte (§ 105), ebenfalls ſtattfindende freie Meiſt— 


2) Anhalt hierzu geben die Taxprineipien v. 8. März 1851, Ra. 3939, und die 
Neubauwerths-Zuſammenſtellungen v. 28. April 1859. 

) Diürch C. v. 2. April 1853 iſt Bericht über Anzahl der im Laufe dieſes 
Jahrhunderts vererbpachteten Gehöfte eingefordert; vgl. Cire. v. 23. März 1849 
($ 104, Note 3). 
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gebots-Concurrenz, find die Erbpachthufen zuweilen in Hände von 
Beſitzern gekommen, welche den erworbenen Grundbeſitz nur als einen 
Handelsartikel anſehen und baldmöglich wieder an den Erſten Beſten 
zu verkaufen ſtreben — oft auch wol tüchtig wirthſchaften und hierdurch 
vortheilhaft auf die Ackercultur der Bauern wirken, aber, meiſtens nicht 
aus dem bäuerlichen Stande hervorgegangen, mit Verachtung auf die 
Bauern und den Dorfsſchulzen herabſehen, Zwietracht und Haß im 
Dorfe und unter ihrem eignen Gehöftsgeſinde (§ 142) erregen, Amt 
und Amtsgericht mit ihren Querelen überſchütten, nur gezwungen die 
Dorfslaſten tragen, und gar von freiwilligen Beiträgen, z. B. zu Kirchen— 
glocken, Orgeln, Feuerſpritzen, den Naturalien für Dorfsarme u. ſ. w., 
worin die Opferfreudigkeit des alten mecklenburgſchen Bauernſtammes 
ſo glänzend hervortritt, vollends ſich fernhalten. Der finanzielle Gewinn 
aus ſolchen Erbpächtern wird durch ihren moraliſchen Schaden für die 
Bevölkerung mehr als aufgewogen. ; 

Jetzt endlich iſt das Project allgemeiner Vererbpachtung der 
Bauerhufen wieder lebendig geworden und ſoll Gegenſtand ſorgfältiger 
Prüfung der Oberbehörden ſein. Für dieſen ſchon früher vorgeſehenen 
Fall iſt Aufruf aller Dorfscontracte außer der Zeit reſervirt (§ 80), 
und hierin liegt der indirecte Zwang der Bauern zur Annahme von 
Erbpachtcontracten, weil bei Verweigerung der neuen, im Ermeſſen der 
Grundherrſchaft ſtehenden, alſo event. auch zu einzelnen Erbpachtcon— 
tracten zu formulirenden, Dorfscontracte ihr Beſitzesrecht an die Hufen 
in Frage geſtellt und event. durch Abmeierung völlig geendigt wird 
(FS 80, 81). Die Erbſtandsbedingungen werden hier jedenfalls liberal 
zu ſtellen ſein, denn gezwungenen Erbpächtern muß billig ein gutes 
Fortkommen geſichert werden. Ob ferner beim Ausgebot erledigter 
Bauergehöfte und neuer Erbpachtſtellen nicht die bisherige freie Con— 
currenz einzuengen und ſolche nur ſicheren und bewährten Individuen 
zu geſtatten — zur Erhaltung des bisherigen kräftigen und conſervativen 
Bauernſtammes im Grundbeſitz der beim eignen Erbpachtübergang 
erwachende Speculationsgeiſt deſſelben einſtweilen wenigſtens durch 
Veräußerungserſchwerungen niederzuhalten — endlich zur Verhütung 
bedeutender, zum Verkauf drängender Ueberſchuldung der Realeredit zu 
beſchränken ſein dürfte — ſind Fragen, welche eine ſorgfältige Erwägung 
erfordern. 
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§ 107. 


Ertheilung, Beftätigung, allgemeiner Inhalt, Sicherung, Endigung der 
Erbpachtcontracte. 


Bei der erſten Hingabe eines Grundſtücks zu Erbpacht (§ 105) 
wird dem Erwerber ein Erbpachtcontract, gegen die Kammergebühr von 
1½ pCt. der ganzen Kauf-Erbſtandsſumme und laufenden Kanonperiode 
außer den ſonſtigen Sporteln, verliehen. In Grundlage beſtimmter 
Formulare) wird derſelbe vom Amte gleich ſonſtigen Pachteontracten 
zuſammengeſtellt, von der Kammer beſtätigt und Allerhöchſt vollzogen. 
Er normirt für alle Zeit, bei allen zukünftigen Singular- und Univerjal- 
Succeſſionen, und kann einſeitig weder von der Behörde noch vom 
Erbpächter ſelbſt verändert werden. Doch bedarf er bei jedem Wechſel 
in der Perſon des Beſitzers und des regierenden Fürſten landesherrlicher, 
gegen Entrichtung eines laudemium in beſonderer Confirmationsacte zu 
ertheilender Anerkennung oder Recognition; außerdem müſſen dann die 
ſonſtigen Sporteln und bei Univerſalſucceſſionen an Fremde, ſowie bei 
allen Singularſucceſſionen, die Kammer reſp. Conſensgebühren von 1 pCt. 
des Erbwerthes reſp. des Kaufpreiſes bezahlt werden, in welchem bei 
ſolcher Berechnung die Gebäude, Ländereien und Einſaaten zum Anſatz 
kommen. Die Recognition muß binnen drei Monaten nach eingetretener 
Perſonalveränderung, bei Singular-Succeſſionen unter Anſchluß origi— 
naliſirter Contracte und Protokolle?) vom neuen Erwerber nachgeſucht 
werden, und iſt am beſten von dem auf rechtzeitige Anträge ex officio“) 
haltenden Amte berichtlich aus der Kammer zu erwirken, nur bei Con— 
curs und Erbfällen braucht nicht ſchon die Geſammtheit der Gläubiger 
oder Erben, ſondern erſt der Käufer oder Erwerber aus Erbtheilung 
die Recognition zu erlangen). Handelt es ſich neben letzterer auch 
zugleich um Confirmation von Privilegien, z. B. bei Erbfrohnern (§ 104) 
ſo werden beide Beſtätigungen gleichzeitig von den beiden verſchiedenen 


) Aus d. Jahre 1863: ältere find v. 25. Septbr. 1850 und v. 10. Jan. 1854. 

) R. v. 12. Juli 1836, Ra. 138, v. 27. Juli 1836, Ra. 139, v. 23. Aug. 
1842, Ra. 150. 

) C. v. 13. Juni 1840, Ra. 146, v. 4. April 1842, Ra. 148. 

) C. v. 20. Febr. 1860, wodurch C. v. 13. Juni 1840, Ra. 146, theilweiſe 
veraltet iſt. 
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competenten Oberbehörden nach deren gegenſeitiger vorheriger Commu— 
nication gegeben. 

Bei allen Verkäufen hat die Kammer das Vorkaufsrecht, deſſen 
Verzicht am paſſendſten gleichzeitig mit dem Recognitions-Antrage des 
Erwerbers dort durch den Veräußerer nachzuſuchen und nach 4wöchigem 
Stillſchweigen der Kammer als geſchehen anzunehmen iſt. 

Jede Conſolidation oder auch nur wirthſchaftliche Zuſammenlegung 
mit einem andern Grundſtück iſt verboten und wird nöthigenfalls auf 
adminiſtrativem Wege durch öffentliche Veräußerung der Erbpachthufe 
getrennt, weil eine jede ſolche eine ſelbſtſtändige Nahrungsſtelle ſein 
ſoll; ebenſowenig darf dieſelbe parcelirt oder auch von mehreren Per— 
ſonen dauernd beſeſſen werden; nur ungetheilter Beſitz Mehrerer bis 
zur Auseinanderſetzung in Erbfällen oder Concurſen iſt zuläſſig (§ 58). 
Belaſtung mit Realdienſtbarkeiten römiſchen und deutſchen Rechtes iſt 
unſtatthaft und nichtig. Zur Sicherung des Contractes muß Erbpächter 
ſein ganzes Vermögen, beſonders das auf ſeiner Hufe befindliche, der 
Kammer verpfänden und ſich für alle contractlichen Verpflichtungen 
ſofortigem adminiſtrativen Executionszwange unterziehen. Dagegen 
ſteht es in der Macht des Erbpächters, ſeine Hufe zu ihrem ganzen 
Werthe zu verſchulden '); doch darf der vorbeſitzende Erblaſſer die Ver— 
ſchuldung letztwillig beſchränken “). 

Beſondere Privationsgründe ſind in den Erbpachtcontracten nicht 
enthalten, und werden deshalb als ſolche die gemeinrechtlich für die 
Emphyteusis ($ 104) geltenden, nämlich Verkauf ohne Anzeige, Verheim— 
lichung des Preiſes zur Verringerung des laudemium, dreijährige Ver— 
weigerung der öffentlichen Abgaben reſp. des Pachtkanons — auch hier 
Anwendung finden. 


$ 108. 
Oeffentliche Leiſtungen der Erbpächter. 


Auch ſämmtliche Rechte und Pflichten gegenüber Grundherrſchaft, 
Commune und Hufe ſind in den Erbpachtcontracten enthalten. — Zu 
den Dorfscommunen ſind die Erbpächter in dem Verhältniſſe von 


5) Domanial-Hyp.⸗Ordnung v. 2. Januar 1854, Ra. 4324, Rgbl. 2. 
6) V. v. 3. Jan. 1860, $ 6, Rgbl. 4. 
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Bauern (§ 83), volle Mitglieder des Dorfsverbandes und eo ipso allen 
desfallſigen Laſten und Pflichten nach freier amtlicher Repartition 
unterworfen ). 

Außer der auf adminiſtrativem Wege und nur bei ausdrücklicher 
geſetzlicher Vorſchrift durch die Gerichte zu regelnden Uebertragung aller 
Real- und Perſonalſteuern, geiſtlicher und Schullaſten, überhaupt aller 
aus dem öffentlichen Recht fließenden Verbindlichkeiten, zahlen ſie an 
die Grundherrſchaft in Quartalraten jährliche Pacht oder Kanon. Bei 
Zeitpacht-Grundſtücken läßt ſich dieſer jedesmal nach Ablauf der früheren 
und vor Beginn der neuen Pachtperiode nach den grade normirenden 
zeitgemäßen Veranſchlagungsprincipien fixiren und dadurch für alle Zu— 
kunft auf entſprechender Höhe erhalten (§ 82). Nicht jo aber bei Erb— 
pachtgütern, deren Werth und Realcredit durch eine im freien Ermeſſen 
der Staatsgewalt liegende fortwährende und unbegrenzte Steigerung 
des Kanon vollig in Frage geſtellt würde. Der bei ihrer erſten Errich— 
tung ermittelte Kanon muß deshalb ſtets weſentlich derſelbe bleiben. 
Daß hierbei aber auch gleichzeitig das Intereſſe der Grundherrſchaft 
geſichert, und dieſe nicht im Laufe der Zeiten und beim Sinken des 
Geldwerthes auf verhältnißmäßig immer geringer werdende Exträge des 
von ihr in Erbpacht weggegebenen Grundbeſitzes angewieſen werde, muß 
ihre dringende Sorge ſein (§ 10. 

Eine Fixirung des für alle Zeit bleibenden Kanon zu baarem 
Gelde würde durch ſteigende Werthminderung des letzteren den zu ver— 
meidenden Nachtheil bald herbeiführen. Durch die, freilich naturgemäßeſte, 
Beſtimmung des Kanon zu gewiſſen Naturallieferungen an Korn würde 
die Grundherrſchaft zum großen Kornhandel genöthigt, und dadurch 
außer anderen naheliegenden Unzuträglichkeiten von deſſen Preiscon— 
juncturen in ihren Einnahmen abhängig ſein. In Mecklenburg-Schwerin 
wird deshalb zu allſeitig paſſender Beſtimmung des Erbpacht-Kanon 
ein eigenthümlich gemiſchtes Verfahren beobachtet und erbpachtcontractlich 
geſichert. 


) Vgl. R. v. 1. April 1820, Ra. 136, v. 15. Juli 1839, Ra. 145. 
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$ 109. 
Tortſetzung. 


Zunächſt wird bei Neuerrichtung von Erbpachtſtücken in Grundlage 
beſtimmter Veranſchlagungsprincipien) die jährliche baare Pacht, der 
ſog. Geld-Kanon, ermittelt. Für Erbpachthöfe normirt hier die Ver— 
anſchlagung der Zeitpachthöfe ($ 70). Für Erbpacht-Bauerhufen aber 
findet die Veranſchlagung der eigentlichen Bauern (§ 82) unter nach— 
ſtehenden Modificationen hier Anwendung. Beim Acker nämlich fällt 
hier die dritte Columne ganz weg, und die zweite Columne paſſirt nur 
bei zu geringen Wieſen für die vier letzten Ackerklaſſen der Taxe (§ 67), 
wogegen bei ausreichlichen Wieſen für alle Ackerklaſſen noch ein Auf— 
ſchlag nach Procenten ſtattfindet. Bei Wieſen ferner fehlt ebenfalls die 
zweite Columne; doch ſoll die Ueberlaſſung von Zeitpachtwieſen (§ 110) 
zu Erbpachthufen auf die Berechnung der Erbpacht keinen Einfluß üben, 
dagegen aber die Zeitpacht der Wieſen nach dem Ermeſſen Großherzog— 
licher Kammer und mindeſtens um ſo viel höher beſtimmt werden, als 
der nach erſter Columne berechnete Betrag der Erbpacht den nach 
zweiter Columne berechneten überſteigt. Wo eine Melioration der 
Wieſen thunlich erſcheint, können die Wieſen event. um mehrere Klaſſen 
höher veranſchlagt werden. Bei Zeitpachtwieſen erſter Columne gilt 
ein bonitirtes Fuder 1. Klaſſe 4 Thlr. 32 ßl., 2. Klaſſe 4 Thlr. 16 ßfl., 
3. Klaſſe 4 Thlr., 4. Klaſſe 3 Thlr. 32 ßl., 5. Klaſſe 3 Thlr., 6. Klaſſe 
2 Thlr. 24 Hl. — Auch die Weide wird nur nach erſter Columne be— 
rechnet. Endlich findet der Rabatt für Communionwirthſchaft, ſowie 
für eignes Wirthſchafts-Inventarium hier keine Anwendung. 

Der alſo ermittelte Geld-Kanon wird demnächſt in abzurundende 
ganze Scheffel Roggen, a Scheffel zu 1 Thlr. gerechnet:), umgeſetzt, jo 
daß z. B. ein Geld-Kanon von 150 Thlrn. eine gleiche Anzahl Korn- 
ſcheffel ergiebt, und letztere iſt der eigentliche Kanon. Aber auch er 
wird nicht in natura entrichtet, ſondern nach je 20jährigen Durchſchnitts— 
preiſen des Roggens, ſog. Preisperioden, baar umgerechnet und in den 
jährlichen Fälligkeitsterminen in viertheiligen Summen gezahlt. Am 


) Jetzt v. 31. März 1856, früher v. 28. Aug. 1850. 
) C. v. 22. März 1848, Ra. 3936. 
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Ende jeder ſolchen Preisperiode tritt demnach gegen Kammergebühr von 
1½ pCt. des Geſammtbetrags der laufenden Kanonperiode und gegen 
ſonſtige Sporteln neue Regulirung des baaren Kanon-Aequivalentes 
ein, aber nur, wenn die neue Periode ſich höher geſtaltet, gilt letztere, 
wogegen bei ſich ergebendem niedrigeren Betrage der höhere der erſten 
Periode bis zur nächſtfolgenden höheren, und event. noch weiter von 
Beſtand bleibt. — Zu genauer Beſtimmung der jährlichen Roggenpreiſe 
ſind in Schwerin, Wismar, Roſtock, Boizenburg, Grabow beeidigte 
Kornmakler angewieſen, jene alljährlich 8 Tage vor dem Antoni-Termine 
gewiſſenhaft zu notiren und die Zeugniſſe bei der Kammer einzureichen, 
von der ſie dann im Regierungsblatte publicirt und demnächſt bei Re⸗ 
gulirung des Kanon derjenigen Erbpächter, für welche die Kornmärkte 
dieſer Städte normiren, zu Grunde gelegt werden). Eine Ablöſung 
des Kanon wird nur ausnahmsweiſe geſtattet“), und mit Recht, denn 
große Kapitalien ſchwinden im Laufe der Zeiten, und gerade durch die 
jährlichen Pachtgefälle wird das Landesregiment unabhängig und auf— 
recht erhalten ($ 104). 

Remiſſionen wegen Unglücksfällen, Wildſchäden ꝛc. werden nur aus 
Gnaden ertheilt !)). 


§ 110. 
Gebäude, Wirthſchafts - Inventarien, Ländereien. 


Jede Erbpachthufe muß ihrer Beſtimmung als ſelbſtſtändiger, land— 
wirthſchaftlicher Nahrungsſtelle gemäß (§ 107) mit den erforderlichen 
Wohn- und Wirthſchaftsgebäuden, ſowie dem nöthigen Viehſtapel, ver— 
ſehen ſein und darf nicht von benachbarten Grundbeſitzungen aus be— 
wirthſchaftet werden. Art und Menge der Gebäude und Inventarien 
entſpricht dem Bedürfniß der Bauerhufen gleicher Größe. Jene incluſive 
Saaten ſind Eigenthum des Erbpächters (§ 104), welcher auch zur 
Conſervation ſeiner Gebäude freilich überall keine herrſchaftlichen Bau— 
unterſtützungen genießt, aber dennoch dieſelben eigenmächtig weder ver— 
mehren, noch zur Gewinnung neuer Wohnungen durchbauen darf. Wie 

3) C. v. 7. Jan. 1820, Ra. 135, Rgbl. 3. 


) Ablöſungsſumme iſt dann gewöhnlich der zu 3 ½ pCt. zu kapitaliſtrende Kanon. 
) R. des Ober-Appellat.-Ger. v. 24. Juli 1838, Ra. 144. 
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die Bauergehöfte, find die Erbpachtgehöfte mit den dazu gehörigen 
Ländereien gleichmäßig zu numeriren )) ($ 85). 

Die Ländereien incl. Pertinenzen liegen zu Erbpachtrecht, ſind zu 
erblichem Fruchtgenuß und hauswirthlichem Gebrauch dem Erbpächter 
hingegeben ($ 104). Contractlich wird dieſer aber auf Gewinnung 
eigentlicher Feldfrüchte beſchränkt, während alle ſonſtigen Nutzungen und 
Einnahmequellen (val. § 84) wie bei den Zeitpächtern für die Grund— 
herrſchaft reſervirt und von dieſer beliebig, aber gegen entſprechende 
Entſchädigung der dadurch dem Ackerbau entzogenen Flächen, ausgebeutet 
werden. Der Erbpachtbeſitz darf wegen des landesherrlichen Grund— 
eigenthums (§ 57) von den Erbpächtern nicht deteriorirt, d. i. in ſeinem 
Geſammtwerthe nicht gemindert werden, und hiernach entſcheidet ſich 
auch die Streitfrage über erbpächterliche Berechtigung zum Torfſtich in 
Ermangelung desfallſiger contractlicher Beſtimmungen ?). Letztere find 
aber in allen neueren Erbpachteontracten und geſtatten Torfſtich in der 
Ausdehnung, als er für den Wirthſchaftsbedarf des Erbpächters, ſeiner 
Familie, ſeiner Leute erforderlich und für das Grundſtück unnachtheilig 
iſt; bedingen auch vorherige Conceſſion der Amts-Forſtbehörde, forſt— 
ordnungsmäßigen Betrieb, Entrichtung von Zählgeld. Contraventionen 
werden mit dem einfachen Werth der unerlaubten Nutzung gebüft?), 
und die desfallſige Unterſuchung gleicht derjenigen bei Hofpächtern (F 71). 
Unentgeltlichen oder ermäßigten Torfbezug aus landesherrlicher Forſt 
haben die Erbpächter nie genoſſen. Unerlaubte Jagd und Holznutzung 
wird nach den Beſtimmungen des Jagd- und Forſtfrevelgeſetzes beſtraft. 
Für Werth und Größe der Ländereien wird auch hier gar keine oder 
nur beſchränkte Garantie geleiſtet (§ 72). Von Wieſen werden übrigens 
gewöhnlich nur die unmittelbar an den Erbpachtacker angrenzenden 
ebenfalls auf Erbpacht, die entlegenen nur zu Zeitpacht beigelegt und 
dadurch zu demnächſtiger weiterer beliebiger Dispoſition reſervirt ($ 109). 
— Auch das Terrain zu Wegen, Kunſtſtraßen ꝛc. müſſen Erbpächter 
hergeben, erhalten aber eine nach dem Verhältniß des Kanon zum 
geſammten Superficialinhalt excel. Unbrauchbares berechnete Vergütung 
des doppelten Kanonbetrags. 


) C. v. 9. Dctbr. 1852, Ra. 3935. 
) Vgl. Buchka und Budde, Entſcheidungen des Ober-Appellat.-Ger., Bd. 4, 
pag. 136 (vgl. § 169, Note 1). 
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SURIT-IS 
Gechöfts- Machfolge. 


Jeder Erbpächter darf auf Grundlage des gemeinen Rechts letzt— 
willig über ſein Beſitzthum frei verfügen, insbeſondere auch den Ge— 
höftserben, den anzunehmenden Werth des Gehöftes, die Abfindungen 
der übrigen Erben beſtimmen. Die Inteſtat-Erbfolge aber iſt in 
neueſter Zeit beſonders geregelt). Sie gilt ſowol im Kammer- als im 
Hausgut (§ 1) ), und bezieht ſich auf alle bäuerlichen Erbpachtgüter, 
ſoweit dieſelben von 37½—350 bonit. Scheffeln ($ 83), bebauet, nicht 
in Händen von Rittergutsbeſitzern, nicht ſchon mit beſonderer contract— 
licher Erbfolge-Ordnung verſehen, nicht mit gewerblichem excl. Krug— 
Betriebe?) verbunden find. Alle hiernach geeigneten Erbpachtgrundſtücke 
find und werden, auch innerhalb des Hausgutes)), vom Amte, im 
Zweifel aber erſt nach Verhandlung mit den Beſitzern und nach ein— 
geholter Entſcheidung des Juſtiz-Miniſterium, unter gleichzeitiger Be— 
nachrichtigung der Beſitzer, in eine beſondere Matrikel“ eingetragen 
und dadurch der neuen Erbfolge unterworfen. Recurſe gegen den Ein— 
trag ſind binnen 14 Tagen nach erlangter Kenntniß beim Amte einzu— 
legen und werden von dieſem unter Acteneinſendung an das Juſtiz— 
miniſterium einberichtet. Auf Antrag der Beſitzer können jedoch auch 
alle an ſich nicht matrikelpflichtigen Erbpachtgrundſtücke in die Matrikel 
aufgenommen werden. 

Der Inteſtats-Gehöftserbe wird im Uebrigen auf Grundlage des 
gemeinen Erbrechts, jedoch mit Vorzug zunächſt des männlichen Ge— 
ſchlechtes und dann der Erſtgeburt, beſtimmt. An Stelle des hiernach 
zunächſt Berufenen, aber Vorverſtorbenen, dem auch lebende Succeſſions— 
unfähige, beſonders Blinde, Taubſtumme, zu Bevormundende gleich— 
ſtehen, treten vor Allen ſeine Nachkommen mit gleichem Vorzug des 
Geſchlechtes und der Geburt. Immer nur Einer darf Gehöftserbe ſein, 
bei mehreren Gleichberechtigten entſcheidet das Loos, beim Vorhanden— 
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ſein mehrerer Erbpachtgrundſtücke hat der zunächſt Berufene die Wahl, 
und die ausgeſchlagenen fallen den Nächſtfolgenden zu. 

Der Inteſtat-Gehöftserbe erhält außer dem Gehöft als Zubehör 
deſſelben das lebende und todte Inventarium, den Vorrath von Heu, 
Stroh, Dünger, den Bedarf für Einſaat, für Menſchen und Vieh, für 
Abgaben, Altentheil, kurz für die ganze Wirthſchaftsführung bis zur 
nächſten Ernte, die ganze Feldbeſtellung'). Ihn treffen die hypotheka— 
riſchen, jedoch die übrigen Schulden nur ſubſidiär, ſoweit der Allodial— 
Nachlaß nicht dazu ausreicht. 

Bei gleichzeitiger Minderjährigkeit des Anerben und ſeiner Ge— 
ſchwiſter wird das Gehöft bis zu dem auf die Volljährigkeit des Erſteren 
folgenden Johannistermine für gemeinſchaftliche Rechnung bewirthſchaftet. 
Auf Antrag volljähriger Miterben, reſp. der Curatel des minorennen 
Anerben, aber erfolgt ſofortige Auseinanderſetzung. 


§ 112. 
Gehöftsabſindungen !). 


Die dem Anerben nachſtehenden Geſchwiſter ſind zu Abfindungen 
aus dem Gehöfte berechtigt. Dieſelben können letztwillig oder verein— 
barungsmäßig feſtgeſtellt werden; ſonſt aber wird das Gehöft nebſt 
Inventarien, aber excl. der dem Anerben unentgeltlich verbleibenden 
Vorräthe, Bedürfniſſe ꝛc. ($ 111) taxirt, von dem Taxwerth die Summe 
der hypothekariſchen und der ſubſidiären Allodialſchulden, ferner des 
nach jährlichem Betrage zu 4 pCt. zu kapitaliſirenden etwaigen Alten— 
theils und Unterhalts kranker Geſchwiſter abgezogen, und von dem 
bleibenden Werthe nur einem einzigen Berechtigten /, mehreren aber 
zuſammen ½ ausgezahlt. Bei ſpäterem Wegfall des Altentheils und 
Unterhalts wird dieſelbe Berechnung ohne Anrechnung der dann eeſſi— 
renden Leiſtungen erneuert. Geſetzliche Conferenda werden als aus dem 
Gehöfte gegeben betrachtet und hiernach angerechnet. Die Abfindungs— 
ſummen werden mit 4 pCt. verzinſ't, ſtehen auf landesübliche Kündigung 
und müſſen auf Antrag der Berechtigten intabulirt werden. — Der 


) Vgl. noch V. v. 31. Juli 1858, Rgbl. 22 (§ 89, Note 4). 
) Auch hierüber ſ. V. v. 25. Januar 1860, Rgbl. 4. 
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Anerbe muß nach dem Ermeſſen des Amtes ſeine vollbürtigen und 
ſeine vom Erblaſſer herſtammenden halbbürtigen hülfsbedürftigen Ge— 
ſchwiſter gegen den Zinsgenuß ihres Vermögens bis zu ihrem vollendeten 
16. Lebensjahre alimentiren und erziehen, Kranke, welche weder abge— 
funden noch niedergelaſſen ſind, auch noch ſpäter unter gleichen Bedin— 
gungen und gegen Ueberweiſung des Nachlaſſes der in ſolchem Zuſtande 
Geſtorbenen. 

Der überlebende Ehegatte erhält einen Altentheil, welcher vom 
Amte nach Gehör des Intereſſenten und mit Rückſicht auf die Trag— 
fähigkeit des Gehöftes, ſowie auf Orts- und Amtsüblichkeit (§ 96, N. 6) 
feſtgeſtellt wird. Beim Vorhandenſein mehrerer Erbpachtgrundſtücke 
hat der Berechtigte die Wahl, aus welchem er den Altentheil empfangen 
will. Herrſchaftliche Feurungsabgabe an ſolche Altentheiler wird aber 
nicht gewährt”). 

Die hauptſächlichſte Intention des Geſetzes — Erleichterung der 
Gehöftsübernahme durch Minderung der Erſtattungen an die allodialen 
Erben, und Verhütung der ſonſt ſo zahlreichen Verkäufe aus Erbthei— 
lungen — erſcheint hierdurch weſentlich erreicht. Selbſt im Falle des 
Verkaufes durch den Anerben, ausgenommen an ſeine Kinder und 
nächſtberechtigten Erben, haben die übrigen Miterben in der Reihenfolge 
der ſonſtigen Gehöftsſucceſſion (§ 111) ein Vorkaufsrecht, wenn der 
Landesherr auf das ſeinige verzichtet, müſſen jedoch ihre desfallſige 
Abſicht binnen 4 Wochen nach Mittheilung des Kaufcontracts oder auf 
Proclamation des zuſtändigen Amtsgerichts erklären. 


8 113, 
Gehüftsregulirungen. 


Dieſe finden nach Vorſtehendem, wie bei Bauernachfolge (§ 100), 
nunmehr auch bei Erbpächtern ſtatt. Competent ſind auch hier, ſelbſt 
im Umkreis des Großherzoglichen Haushalts), die Aemter, und hier 
vorzugsweiſe die Beamten für Feldregulirungen ). Bei Exiſtenz von 
Minorennen concurriren natürlich die obervormundſchaftlichen Gerichte; 

2) C. v. 11. April 1864. 

) Vgl. C. v. 23. Januar 1861. 

2) C. v. 4. Aug. 1860. 


— 159 — 


doch iſt eine allzuſtarre Scheidung der adminiſtrativen Gehöfts- und 
der gerichtlichen Nachlaßregulirungen hier jedenfalls zu vermeiden). 

Gering iſt die Einwirkung der Aemter, wenn die Abfindung der 
nachgeborenen Geſchwiſter durch dieſe ſelbſt vereinbart oder vom Erb— 
laſſer feſtgeſetzt iſt, und hier weſentlich auf Beſtimmung des Gehöfts— 
antreters, Ueberweiſung des Gehöfts nebſt Zubehör und die Conſtituirung 
des Altentheils beſchränkt. Anders dagegen, wenn zur ſubſidiären Taxe 
geſchritten werden muß ($ 112). Das dann zu beobachtende Verfahren 
iſt genau vorgeſchrieben )). 

In jedem Amte iſt eine Anzahl erfahrener und redlicher Landwirthe, 
beſonders aus dem Stande der Bauern und Erbpächter zu künftigen 
Taxanten, ſog. Vertrauensmänpern, vom Amte zu erwählen und in ein 
Verzeichniß einzutragen, welches event. ergänzt und im Januar jedes 
Jahres der Kammer zur Einſicht vorgelegt werden muß. Ablehnungs— 
und Austrittsgründe der von ihrer Wahl zu Benachrichtigenden ſtehen 
zur Beurtheilung des Amtes. Aus ihrer Anzahl, ſelbſt aus derjenigen 
benachbarter Amter nach vorheriger Communication mit letzteren, bildet 
das Amt im einzelnen Falle eine Commiſſion von Dreien, welche bei 
ihrem erſten Eintritt in eine ſolche vor Amt beſonders vereidigt werden, 
kein Honorar beziehen, und nur ihre nothwendigen Koſten event. nach 
amtlicher Moderatur von den Intereſſenten erſtattet erhalten. Etwaige 
Einwendungen der von ihrer Wahl ſofort in Kenntniß zu ſetzenden 
Betheiligten ſtehen zur Beurtheilung des Amtes, welches bei ihrer Ver— 
werfung zugleich die 14tägige Recursfriſt beſtimmt, event. beſonders bei 
Zweifelhaftigkeit der Unparteilichkeit die Erſatzwahl, und endlich in einer 
Sitzung die Conſtituirung und Beeidigung der Commiſſion vornimmt. 


§ 114. 
Lortſetzung. 
0 


Die Beſichtigung des Grundſtückes und der übrigen Gegenſtände 
der commiſſariſchen Wirkſamkeit geſchieht unter Leitung des zuſtändigen 
Amtes durch die Commiſſion gemeinſchaftlich. Das Amt kann hierzu 


C. v. 4. Aug. 1860. 
V. v. 25. Januar 1860, Rgbl. 4. 
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obendrein den Wirthſchaftsführer und andere mit den betreffenden Ver— 
hältniſſen Inſtruirte hinzuziehen, und hat vor oder während der Be— 
ſichtigung alle einſchlagenden Materialien, namentlich die Claſſifications— 
Tabellen, Ertragsanſchläge, Brandverſicherungsſummen, ebenſo nöthige 
Auskunft über Gerechtigkeiten und öffentliche wie private Belaſtungen 
des Grundſtückes, der Commiſſion vorzulegen. Mittelpreiſe dienen zur 
Grundlage der Taxation; das dem Anerben zu übergebende ſog. Zubehör 
des Gehöftes ($ 111, Note 6) wird nicht berückſichtigt. Bei Schätzungen 
entſcheidet der Durchſchnitt, bei andern Gegenſtänden aber die Mehrheit 
der Stimmen. Die Schätzung und Regulirung zwecks Abfindung eines 
oder einiger Miterben ($ 112) normirt auch für ſpätere Auseinander- 
ſetzungen von Miterben deſſelben Falles; jedoch kann jeder der letzteren 
wegen inzwiſchen eingetretener zur Berückſichtigung geeigneter Verände— 
rungen wiederholte commiſſariſche Feſtſtellung verlangen, mit Ausnahme 
bei Wegfall früher geſchätzter Altentheile und Alimentationen kranker 
Geſchwiſter, wo dann keine neue Schätzung, ſondern nur die Anrechnung 
des vorher dafür abgerechneten Kapitalwerthes ſtattfindet. 

Die Schätzungen der Commiſſion unterliegen keiner Anfechtung. 
Beſchwerden über andere Theile der commiſſariſchen Thätigkeit gehen 
an das Amt, und zwar als Vorſtellungen, wenn die vom Amte ſelbſt 
geleiteten Vorgänge angegriffen werden. Wegen aller das eigne Ver— 
fahren und die Beſtimmungen des Amtes betreffenden Beſchwerden 
führt der Recurs an das Juſtizminiſterium. Die Beſchwerde iſt binnen 
14 Tagen mündlich oder ſchriftlich bei dem Amte anzubringen, welches 
dieſelbe ſofort ex officio mit den Acten dem Juſtizminiſterium vorlegt, 
bei deſſen Entſcheidung es ſchließlich bewendet. 
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IV. Büdner. 
$ 115. 
Geſchichte. 


Dieſe ſind eine in der Mitte des vorigen Jahrhunderts entſtandene 
Schöpfung der Herzöge Chriſtian Ludwig und Friedrich, welche dadurch 
in dem durch lange Kriege und Auswanderungen entvpölkerten Doma— 
nium Gelegenheit und Antrieb zu neuen Niederlaſſungen geben wollten!). 
Die Bewerber erhielten zu gewöhnlichem Bauerrecht, welches aber bald 
in gemeines Erbrecht übergegangen iſt?), meiſtens Haus-, Hof- und 
Gartenplatz von 100 OR. oder mehr aus wüſten Ländereien, Holz— 
materialien zu erſtem Anbau und künftigen Reparaturen, ſpäter auch 
ſelbſt zur Feurung), mit freier Anfuhr, Erlaubniß des Torfſtichs 
auf ihrem Areal und des Holzſammelns, auch Stämmeradens in den 
fürſtlichen Waldungen, freie Weide auf der communalen Dorfsweide 
( 59) für 1 Kuh und 1 Stück Jungvieh, auch für 1 Paar Pölke und 
Schafe — Alles für die jährliche Recognition von 4 Thlrn. meckl. Val. 
oder wenig mehr‘), nebſt zwei Freijahren. Eine Menge kleiner Grund— 
beſitzer entſtand damals alſo. 

Nicht ſo günſtig mehr waren die Grundbedingungen der im Anfang 
dieſes Jahrhunderts angeſetzten Büdner). Nur nach vorheriger ſorg— 
fältiger Cognition wurden ſie überhaupt zugelaſſen, und erhielten dann 
nie mehr als 100 TR. zum Haus-, Hof- und Gartenplatz auf Erb— 
ſtandsrecht gegen eine, bei ſterilem Gartenland freilich zu ermäßigendes) 
Recognition von 4 Thlrn. meckl. Val. mit nur Einem Freijahr, keine 

Weidefreiheit, kein Holz zum Bau noch zur Feurung!), dagegen aber 
außer dem auch ihnen geſtatteten Holzſammeln und Stämmeraden 


) B. v. 14. März 1753, H. IV. 16, v. 19. Jan. 1754, H. IV. 18, vom 
7. Jan. 1765. 

2) Vgl. C. v. 29. Juli 1815, Ra. 154, R. v. 23. Novbr. 1841, Ra. 165, 

5) C. v. 19. Aug. 1805, Ra. 479. 

) V. v. 27. März 1767. 

) V. v. 8. April 1809, Ra. 153, C. v. 4. Febr. 1828, Ra. 158. 

6) C. v. 4. Novbr. 1835, Ra. 160. 

) Vgl. noch C. v. 27. Jan. 1810, Ra. 484. 


* 
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4000 Soden Torf gegen Stehlehn‘). Zur Verhütung von Forſtfreveln 
durften ſie keine Pferde halten ). 


§ 116. 
Fortſetzung. 


In neuerer Zeit bei Gelegenheit der Feldregulirungen ſind dieſe 
beiden Arten von Büdnern ſehr umgeformt. Zunächſt bei den älteren 
vernothwendigte die Aufhebung der Dorfscommunion und Einführung 
der Separation (§ 59) auch das Aufhören der büdnerrechtlichen Weide— 
freiheit auf der bis dahin communalen, jetzt aber zu ſeparirenden 
Dorfsweide. Die Büdner verzichteten aber auf dieſe nur gegen Ent— 
ſchädigung durch eine ſeparirte, nach vorheriger Bonitirung für ihre 
Viehweide ausreichend befundene Ackerfläche, welche bei weiterem Ver— 
zicht auf die anderen älteren Privilegien ſelbſt noch entſprechend vermehrt 
und zu Erbpachtrecht verliehen wurde. So ſind aus dieſen Büdnern 
kleine Erbpächter von ſelbſt zuweilen einigen Tauſend JRuthen geworden. 
— Ein anderes Reſultat der Feldregulirung wirkte gleichmäßig auf 
alle. Bei der Separation kamen nämlich häufig kleine, beſonders 
entlegene und ſterile Feldabſchnitte (§S 60) zur Dispoſition, welche oft 
nicht anders nutzbar werden konnten, als durch ihre Hingabe an ſchon 
beſtehende Büdner zu intenſiver Cultur auf Erbpacht, bei welcher Ge— 
legenheit wieder der Verzicht auf frühere Privilegien möglichſt erſtrebt 
wurde. — Unter den beiden älteren Arten der Büdnereien ſind deshalb 
verhältnißmäßig nur noch wenige auf den urſprünglichen Büdnerbeſitz 
von 100 R. beſchränkt. - 

Selbſt zahlreiche ganz neue Büdner von mehreren hundert bis 
einigen tauſend IR. entſtehen fortwährend durch die Feldregulirungen 
ſowol auf disponiblen oder ſterilen kleinen Ackerflächen, als bei hervor— 
tretendem Bedürfniß kleinen Grundbeſitzes ſelbſt aus entbehrlichen Ab— 
ſchnitten ſchon ſeparirter Bauerhufen ), am beſten in der Nähe von 
Städten und an guten Abſatzwegen, und bilden ſogar ganz neue Ort— 


8) C. v. 27. Jan. 1810 eit., v. 20. März 1811, Ra. 486, Rgbl. 1813, St. 7., 
R. v. 15. Mai 1838, Ra. 526. 

9) C. v. 30. Jan. 1808, Ra. 152, Rgbl. 1815, St. 17. 

1) C. v. 22. Juli 1852; vgl. § 79, Note 5. 
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ſchaften, ſog. Büdnercolonien (§ 60). Gewöhnlich wird dann der Preis 
für Land und Erbſtand öffentlich meiſtbietend in einer einzigen Summe 
aufgebracht und die Bedingung zu unentgeltlicher Bebauung!) damit 
verbunden. Die früheren Privilegien werden auch dann nie wieder 
verliehen, und die Büdner-Verhältniſſe ſind, abgeſehen von dem bedeutend 
geringern Areal, denen der bäuerlichen Erbpächter weſentlich identiſch. 

Die jetzigen 7284 Büdner leben entweder bei größerem Areal aus— 
ſchließlich von Garten- und Feldbau ($$ 170 und 171), wozu ſie bei 
etwaiger Nichtverwendung des Rindviehs zur Feldbeſtellung jetzt auch 
Pferdeanſpannung halten dürfen!), oder machen ſich, wenn ihr Grund— 
beſitz zu ihrer ſelbſtſtändigen Subſiſtenz nicht ausreicht, Nebenverdienſt 
durch Tagelohn oder durch Handwerk und Gewerbe unter den geſetz— 
lichen Beſchränkungen“) ($ 143 ff.). 


$ 117. 
Verhältniſſe. 


Die Büdner erhalten bei erſter Verleihung ($ 116) einer Büdner— 
Parcele gegen beſtimmte Gebühren einen vom Amte ertheilten und 
beſtätigten Büdnerbrief von beſtimmtem Formulare) als Beſitzesurkunde, 
welchem zur Nachachtung eine Zuſammenſtellung der Ueberlaſſungs— 
bedingungen?) als Norm für ihre Verhältniſſe angeheftet wird. Dieſe 
Urkunde nebſt Anlage gilt einſeitig unveränderlich für alle Zeit, bedarf 
aber bei jedem Wechſel der Beſitzer in Erb- oder Veräußerungsfällen 
grundherrſchaftlicher Recognition, welche unter Vorlage der Erblegiti— 
mationen und der Contracte beim Amte durch die neuen Erwerber 
nachgeſucht und hier in einer Confirmationsacte gegen übliche Sporteln 
ertheilt wird?). Nur bei Umfangserweiterungen der Büdnerländereien 

2) Mit Steindach bei Gebäuden mit Feuerſtellen vgl. die auch hier geltende 
Note 7 des § 85. 

) C. v. 2. Febr. 1825, Ra. 156, Rgbl. 5 (§ 180, Note 1). 

) Dürch C. v. 8. Septbr. 1852 iſt über den Zuſtand der Büdnereien Bericht 
eingefordert. 

) Ein altes ſ. H. IV. 19; ſpätere find von 1823. 

2) B. 27. Septbr. 1838, Ra. 162. 

) Die Beſtimmung der Bedingungen v. 27. Septbr. 1838, $ 11, 3, Ra. 162, 
und der V. deſſelb. Dat., Ra. 361, Rgbl. 40, wonach bei bloßen Beſitzesverände— 
rungen ganz neue Büdnerbriefe zu ertheilen find, iſt nie praktiſch geworden. 

al 
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werden neue Büdnerbriefe mit den dann gerade normirenden Ueber— 
laſſungsbedingungen gegeben, und da jene im Laufe der Zeiten faſt 
allgemein eingetreten find ( 116), jo gelten wol nur noch wenige alte 
und urſprüngliche Büdnerbriefe. Bei allen Veräußerungen hat die 
Grundherrſchaft das Vorkaufsrecht, deſſen Verzicht gewöhnlich gleichzeitig 
mit dem Recognitionsantrage des Käufers beim Amte durch den Ver— 
käufer nachgeſucht und hier, wiewol unter ausdrücklichem Vorbehalt des 
Vorkaufs für zukünftige Veräußerungsfälle, regelmäßig ſofort ertheilt wird. 

Die Büdnereien ſollen ſelbſtſtändige Nahrungsſtellen ſein, daher 
weder parcelirt‘) noch conſolidirt, noch von ihren Gebäuden getrennt 
werden (§ 58). Auch Belaſtungen mit Servituten 2. ſind nichtig. 
Dagegen dürfen ſie frei verſchuldet werden, ſofern die Vorbeſitzer hierin 
keine Beſchränkungen beſtimmt haben)). 

Die Büdner ſind Glieder des Dorfsverbandes und den Communal— 
laſten (§ 4) nach Größe ihres Hufenſtandes und Amtsobſervanz unter— 
worfen, wobei mehrere Büdner den Antheil eines Hauswirthes zu 
übertragen pflegen. Außer der adminiſtrativ und nur bei ſpecieller 
desfallſiger Vorſchrift gerichtlich zu regelnden Leiſtung der Real- und 
Perſonalſteuern, ſowie aller öffentlichen Laſten, zahlen ſie an die Grund— 
herrſchaft von ihren Erbpachtländereien einen zu einer viertheiligen 
Summe abzurundenden‘), wie bei Erbpächtern zu regulirenden Kanon 
($ 109). Als Veranſchlagung normirt die erſte Columne der Pacht— 
hoftaxe ($ 70), ſowol für die eigentlichen Erbpacht- als auch für die in 
Zeitpacht etwa beigegebenen Ländereien, wobei die in Erbpacht über— 
laſſene und zur Ackercultur ſich eignende Weide auch als Acker zu 
bonitiren und zu veranſchlagen tft‘). Von den urſprünglichen Büdner⸗ 
ländereien (§ 115) entrichten ſie daneben die urſprüngliche feſte Geld— 
recognition, welche aber zur Vereinfachung in neueſter Zeit mit dem 
Erbpacht-Kanon zu einer einzigen Summe möglichſt verſchmolzen und 


in Scheffel Roggen umgerechnet wird. 


) C. v. 29. Jah. 1825, Ra. 159. 

5) V. v. 2. Jan. 1854, § 1, Ra. 4324, Rgbl. 2, vgl. V. v. 25. Jan. 1860, 
§§ 2 sub 4, 6 sub 3, Rgbl. 4. 

6) C. v. 2. Novbr. 1838, Ra. 163. f 

) C. v. 4. Detbr. 1856, wodurch frühere Veranſchlagungsprineipien v. 4. Febr. 
1828, Ra. 158, 4. Novbr. 1835, Ra. 160, 24. Jan. 1838, Ra. 161, 11. Novbr. 
1840, Ra. 164, veraltet ſind. 
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Kanon⸗Ablöſung und Remiſſion wird nicht geftattet (8 109). Alle 
öffentlichen und büdnerbrieflichen Laſten unterliegen ſofortigem admini— 
ſtrativen Executionszwange. 


$ 118. 
Fortſetzung. 


Jede Büdnerparcele muß ſelbſtſtändig bebauet ſein und darf nicht 
von benachbarten Beſitzungen aus bewirthſchaftet werden. Die Gebäude 
beſtehen nur aus einem Wohnhauſe nebſt dem erforderlichen Einſchnitts— 
und Stallraum, reſp. ſeparater Scheure und Stallung. Sie ſind, wie das 
Wirthſchafts-Inventarium, Eigenthum des Büdners, welcher überall keine 
Bauunterſtützungen genießt, aber die Gebäude eigenmächtig weder ver— 
mehren noch vergrößern darf. Ihre Bauart iſt verſchieden, in neueſter Zeit 
häufig maſſiv; die Bedeckung mit Steindach iſt ſtets, ſowol bei erſter 
Anlage von Büdnereien als bei Einrichtung neuer Feuerſtellen in den 
alten Büdnereien, auszubedingen ). Auch die Büdnereien ſind mit den 
dazu gehörigen Ländereien gleichmäßig zu numeriren?) ($ 110). Ueber 
die Ländereien mit Pertinenzen und Reſervaten gelten die Grundſätze 
der Erbpacht ($ 110). Wieſen werden auch hier regelmäßig nur in 
Zeitpacht beigegeben). Zum Torfſtich auf den Büdner- (Erbpacht-) 
Ländereien zu eignem Wirthſchaftsgebrauche der Beſitzer bedarf es“ der 
Erlaubniß der competenten Forſtbehörde, welche von dieſer, in zweifel— 
haften Fällen nur nach Verſtändigung mit dem Amte, bei Meinungs— 
verſchiedenheit nach eingeholter Entſcheidung des Kammer- und Forſt— 
Collegs, ſchriftlich mit Angabe der Bedingungen regelmäßig ertheilt 
werden ſoll. Forſtliche Betriebs-Controle tritt nur ausnahmspweiſe, 
dann aber auch gegen Entrichtung des Zählgeldes, ein. Nur beim 
Zuſammenhängen der Büdner-Torfſtrecken mit größeren, zum herrſchaft— 
lichen Betrieb ſich eignenden Lagern iſt durch die Amts-Forſtbehörde 
ſtets zuvorige Reſolution des Collegs einzuholen. Dagegen erhalten 
die Büdner, ſoweit ſie nicht beſondere Rechtstitel darauf erworben 


) C. v. 22. Septbr. 1843, v. 10. Jan. 1852. 
) C. v. 9. Oetbr. 1852, Ra. 3935. 

) V. v. 8. April 1809, Ra. 153. 

) C. v. 3. April 1861. 
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haben, wie jchon jeit langer Zeit ($ 115) keine Holz-, jo auch jetzt keine 
Torfdeputate mehr)), und iſt event. deren Wegfall zur Bedingung 
eignen Torfſtichs zu machen‘). Holzleſen und Stämmeraden aber bleibt 
ihnen, wenngleich ohne Gebrauch von Wagen), geitattet‘). Contra— 
ventionen gegen Torfſtich werden wie bei Erbpächtern (§ 110), ſonſtige 
Feurungscontraventionen wie bei Einliegern (§ 139) beſtraft. 

Für die mit Anſpannung nicht verſehenen Büdner werden die 
Hauswirthe, auch der Hofpächter deſſelben Ortes, zur Leiſtung mehrerer 
nöthigen Fuhren, wie bei Häuslern und Einliegern (§ 140) contractlich 
obligirt. 

Für die Erbfolge der Büdnereien normirt das gemeine Erbrecht), 
und etwaige Erbregulirungen, auch Conſtituirung von Altentheil !“) und 
ſonſtigen Abfindungen, ſtehen zur Competenz der Gerichte. Herrſchaft— 
liche Feurung an Büdneraltentheiler wird nie verabreicht“). Auf Antrag 
der Beſitzer kann jetzt aber auch das Inteſtat-Erbrecht der bäuerlichen 
Erbpächter hier Anwendung finden!) ($ 112). 


V. Häusler. 


8 119. 
Geſchichte. 


Schon in älteren Zeiten gab es in hieſigen Landen Brinkſitzer oder 
Häusler, die entweder nur eigenthümliches Haus ohne Garten, oder 
auch letzteren incl. Hofplatz mit weniger als 100 UR. in erblichem 


5) V. v. 14. Febr. 1859, Rgbl. 11; wegen Pächter von Büdnereien vgl. $ 139, 
Note 3. 

6) C. v. 3. April 1861. 

7) V. v. 30. Novbr. 1825, Ra. 600, Rgbl. 49. 

8) C. v. 3. Novbr. 1834. 

9) Vgl. $ 115, Note 2. 

10) R. v. 29. Juni 1841, Ra. 61. 

1) C. v. 11. April 1864. 

12) V. v. 25. Jan. 1860, $ 2 sub 4, Rgbl. 4. 
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Beſitz hatten“). Sie wurden allmälig ſelten, meiſtens in Büdner ver— 
wandelt. In neuerer Zeit ſind wieder ähnliche Häusler angeſetzt, und 
nach den Kammer-Circularen vom 18. Mai 1846), 20. Februar 1857, 
28. Januar 1862 noch in ſteter Ausbildung begriffen. Beſonders die 
Beſitzesverhältniſſe der Häusler ſind hierin modificirt. Zuerſt nämlich 
ſollten ſie nur ein eigenthümliches Haus incl. Haus- und Hofplatz von 
etwa 15—25 R. gegen jährliche Recognition von 28 ßl. Cour., aber 
überall keine Erbpachtländereien haben. Demnächſt war die erbpacht— 
liche Hingabe eines kleinen Gartens von wechſelnder Größe in unmittel— 
baren Anſchluß an Haus- und Hofplatz gegen Erbſtandsgeld und Kanon 
nur geſtattet. Jetzt endlich bildet ſolche Vererbpachtung eines kleinen 
Gartens bis zu 60 TR. die Regel, jo daß alſo die jetzt angeſetzten 
Häusler incl. Haus- und Hofplatz von regelmäßig 25 TR. in Summa 
durchſchnittlich 85 R. Grundbeſitz haben. Die jetzigen 2619 Häusler 
($ 57) ) ſcheiden ſich demnach in die beiden Klaſſen mit und ohne 
Erbpachtgarten. 

Die Häuslerparcelen werden bei Gelegenheit der Feldregulirungen 
(§ 60) aus disponiblen herrſchaftlichen Grundſtücken reſervirt; jedoch 
ſind die Bauern auch im Laufe ihres Zeitpachteontractes zur Hergabe 
derſelben aus ihren Ländereien bei eintretendem Bedürfniß contractlich 
verpflichtet‘). Nur anſäſſige Bewerber aus dem Umkreiſe des ganzen 
Domanium werden zur Concurrenz auf Bebauung jener Parcelen beim 
Amte gelaſſen!), müſſen ſich über das ihnen ſelbſt oder ihren Ehefrauen 
zuſtehende Eigenthum von / des Baukapitals ausweiſen“), ein Erb— 
ſtandsgeld von 25fachem Betrage des Erbpacht-Kanon ($ 121) erlegen), 
und nach ihrer von der Kammer genehmigten Annahme die Parcele 


) Vgl. z. B. Contribut.-Edict v. 4. Detbr. 1843, erſter Abſchnitt, Anmerkung; 
Ra. 762, Rgbl. 26. 

) Abgedruckt Ra. 3940. 

) Durch Cire. v. 5. Aug. 1852 iſt über ihre damalige Anzahl Bericht ein— 
gefordert. 

) Wenngleich mit möglichſter Schonung ſeparirter Hufen, nach C. v. 22. Juli 
1852 (vgl. § 79, Note 5). 

5) C. v. 18. Mat 1846, $ 6, Ra. 3946. 

6) C. v. 18. Mai 1846 eit. 

J C. v. 28. Jan. 1862, 8 5. 
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demnächſt bebauen. Grit mit vollendetem Bau tritt die volle Wirkung 
des Häuslerrechtes ein!. 

Die Häusler haben den kleinſten ländlichen Grundbeſitz, können 
von deſſen Ertrage nicht leben, keine Anſpannung darauf halten, ſind 
auf Verdienſt durch Tagelohn, Handwerk und Gewerbe unter den 
geſetzlichen Beſchränkungen (§ 143) angewieſen. Hauptſächliche Rück— 
ſichten bei ihrer Anſetzung müſſen deshalb immer Gelegenheit zu freier, 
gutgelohnter Tagelöhner-Arbeit, mangelnde Handwerker-Concurrenz, 
Möglichkeit der erforderlichen Fuhren gegen billige Vergütung ſein 
($ 122). 


s 120, 
Zweck der Häuslereien. 


Nicht die Erleichterung der Niederlaſſungen durch Vermehrung der 
Wohnungen iſt Zweck der Häuslereien, ſondern die Gewinnung geſunder 
und geräumiger Häuſer. Deshalb wird, abgeſehen von dem Falle einer 
durch die Kammer zuläſſig befundenen Vermehrung der ländlichen Ar— 
beiter, regelmäßig nur beim Nachweis ſicheren Eingehens einer bisherigen 
Arbeiterwohnung !), oder beim Mangel guter Wohnungen, oder beim 
Bedürfniß abgeſonderter Werkſtätten für Handwerker, oder bei unver— 
hältnißmäßig hohen Miethspreiſen?), auch nur ſchon Seßhaften )), die 
Conceſſion zum Häuslerbau ertheilt. Nur eine einzige Wohnung ſoll 
darin angelegt werden, nur eine einzige Familie dort Obdach finden ). 
Vermiethung leerer Häuslereien findet nur an Anſäſſige ſtatt; ebenſo 
Schenkung, Verkauf, Vererbung, ausgenommen an Ehegatten, rechte wie 
Stief-Kinder und Eltern, Schwiegerſöhne. Veräußerungen an nicht 

8) Durch ein Reſeript v. 20. Febr. 1857 an Amt Schwaan iſt beſtimmt, daß 
die wirkliche Bauausführung aufſchiebende Bedingung der ganzen Häuslereiconceſſion 


iſt, der Grundbrief erſt nach beſchafftem Bau zu ertheilen ſteht, und die Erben des 
Anbauenden bis dahin einen Rechtsanſpruch an den bloßen Bauplatz nicht haben. 

) C. v. 7. April 1856, v. 20. Febr. 1857, II., $ 1. 

2) C. v. 18. Mai 1846, § 2 eit. 

) C. v. 18. Mai 1846, $ 6 eit., Grundbedingungen v. 20. Febr. 1857, 85, 
v. 28. Jan. 1862, $ 8. 

) C. v. 18. Mai 1846, § 2 cit., Grundbedingungen v. 20. Febr. 1857, § 1. 
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erwerbsfähige Perſonen find nichtig; bei erbrechtlichem Titel genießt der 
Berechtigte einer einjährigen Friſt, um entweder die Niederlaſſung zu 
erlangen oder die Häuslerei zu veräußern, wonächſt adminiſtrative 
Zwangsveräußerung eintritt). Der ausnahmsweiſe von den ſchon 
genannten, nicht anſäſſigen Verwandten erworbene Beſitz einer Häus— 
lerei gewährt dieſen an ſich nie das Recht der Niederlaffung‘), welche 
immer an ihre eigenen Bedingungen gebunden bleibt. 

Die Häuslereien geben auch dem unbemittelten Landbewohner 
Gelegenheit, durch Fleiß, Ordnung, Sparſamkeit dereinſt ein feſtes 
Beſitzthum zu erwerben, und ſich alſo gegen die Willkür der größeren 
Grundbeſitzer, welche nur zu oft ihre Tagelöhner aus der Mieths— 
wohnung und Arbeit auf die Straße drängen (88 128, 131, 134) zu 
ſichern. Gewiß bedarf es eines ſo bedeutenden Aequivalentes gegen 
die mit dem Eigenthum auch verbundenen Grund- und ſonſtigen Laſten, 
ſowie gegen die den Betrag gewöhnlicher Hausmiethe um mehr als das 
Doppelte überſteigenden Zinſen des Baukapitals. 


§ 121. 
Verhältniſſe. 


Die neu angeſetzten Häusler erhalten gegen übliche Gebühren als 
Beſitzesurkunde vom Amte einen Häuslerbrief nach beſtimmtem For— 
mular!), welchem in beſonderer Anlage die einen förmlichen Contract 
vertretenden, das Verhältniß der Häusler erörternden Grundbedingungen 
angeheftet ſind. Jederzeitige Umänderung derſelben durch die Grund— 
herrſchaft wird darin ausdrücklich reſervirt, und iſt demnach der Häusler 
ſelbſt zur Annahme ganz neuer Bedingungen verpflichtet!), hierdurch 
auch die Möglichkeit zur allmäligen Gleichſtellung der älteren Häusler 
mit den neueren ($ 119) geboten, wie denn auch jene gelegentlich der 


5) C. v. 18. Mai 1846, § 10 u. 11 eit., Grundbedingungen v. 20. Febr. 1857, 
88 5—7, v. 28. Jan. 1862, 88 810. 

6) C. v. 20. Febr. 1857 a. E. und v. 28. Jan. 1862, $ 9. 

) C. v. 20. Febr. 1857, vgl. C. v. 8. Decbr. 1849, Ra. 3942. 

) C. v. 18. Mai 1846, $ 16 eit., Grundbedingungen v. 20. Febr. 1857, § 13, 
v. 28. Jan. 1862, $ 16. 
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Feldregulirungen ebenſo groß als letztere möglichſt dotirt werden. Auf 
nachfolgende Beſitzer werden die Häuslerbriefe antragsmäßig durch ein— 
fache amtliche Confirmationen oder Anerkennungsbriefe gegen Gebühr 
übertragen, denen die gerichtlichen Erbenzeugniſſe reſp. Kaufcontracte 
anzuſchließen iind’). Bei allen Veräußerungen hat die Grundherrſchaft 
das Vorkaufsrecht, deſſen Verzicht binnen 4 Wochen nach eingetretener 
Veränderung unter Einreichung des Kaufcontractes beim Amte durch 
den Verkäufer nachgeſucht und bei zweimonatlichem Stillſchweigen als 
gegeben angenommen wird). 

Die Häuslereien ſollen unveränderlich für ſich beſtehen, weder 
parcelirt noch conſolidirt (§ 58), ohne amtliche Erlaubniß mit Real— 
Servituten überall nicht, mit Perſonal-Servituten und Altentheilen nur 
zu Gunſten der Ehegatten, rechten wie Stief-Eltern und -Kinder, 
Schwiegereltern beſchwert werdens). Ihre Verſchuldbarkeit dagegen iſt 
unbejchränft‘). 

Die Häusler find Mitglieder des Dorfsverbandes und allen Com— 
munallaſten (§ 4), die mit einem Erbpachtgarten dotirten zu einem 
Hufenſtande (§4) von 1 Scheffel) unterworfen‘). Außer der gewöhnlich 
adminiſtrativ zu regelnden Uebertragung der öffentlichen Laſten und 
Realſteuern mit Ausnahme der außerordentlichen Hufenſteuer'), und 
außer den Perſonalſteuern, zahlen ſie an die Grundherrſchaft für Haus— 
und Hofplatz eine jährliche Recognition von 28 ßl.“) und für den 
Erbpachtgarten einen wie bei Erbpächtern zu regulirenden Kanon (§ 109). 
Zu deſſen Ermittelung wird das Land als Garten nach der Pachthof— 
taxe (§ 70) veranſchlagt; iſt daſſelbe jedoch ganz oder theilweiſe nicht 


) C. v. 8. Dechr. 1849, Ra. 3942. 

) Grundbedingungen v. 18. Mai 1846, $ 13 eit., v. 20. Febr. 1857, § 11, 
v. 28. Jan. 1862, § 14. 

5) Grundbedingungen v. 20. Februar 1857, $$ 8—10, v. 28. Januar 1862, 
ss 11-13, 

6) V. v. 26. Jan. 1852, Ra. 4323, Rgbl. 4, v. 2. Jan. 1854, § 1, Ra. 4324, 
Rgbl. 2. 

7) C. v. 28. Jan. 1862 eit., $ 5. 

3) C. v. 18. Mai 1846 cit., § 15, vgl. Anl. A. § 8 zum C. v. 20. Febr. 
1857 eit. 

9) C. v. 28. Jan. 1862 eit., $ 5. 

10) C. v. 18. Mai 1846 eit., § 7, Grundbedingungen v. 20. Febr. 1857, $ 2, 
v. 28. Jan. 1862 eit., $ 5. 
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als Acker bonitirt, ſo geſchieht die Veranſchlagung auf amtliches Erachten 
nach Beſchaffenheit des einzelnen Falles. Die erſten Preisperioden des 
Kanons der neuen Häuslereien ſind thunlichſt immer ſo abzukürzen, daß 
ſie demnächſt mit denen älterer Häuslereien deſſelben Dorfes gleichzeitig 
ablaufen, und alle insgeſammt in Zukunft gleichzeitig neu regulirt werden 
können!). Remiſſionen und Kanon-Ablöſungen werden nicht verhießen 
(§ 109). Alle Leiſtungen unterliegen ſofortiger amtlicher Execution. 


§ 122. 
Tortſetzung. 


Die Häuslereiparcelen müſſen nach erwirkter Kammergenehmigung 
($ 119) beſonders bebauet und dürfen von anderen Grundſtücken aus 
nicht bewirthſchaftet werden. Die Häuslereigebäude ſollen nach beſtimmten 
Normalriſſen) jetzt entweder nur aus einem aus- und inwendig maſſiven, 
mit feuerfeſtem Dache verſehenen?) und auch den nöthigen Stall- und 
Scheurenraum gleichzeitig enthaltenden Wohnhauſe, oder außer dieſem 
aus beſonderen Ställen mit feuerfeſten Dächern und vermauerten Fach— 
werks⸗ oder maſſiven Ringwänden, beſtehen). Das nur für Einen 
Hausſtand beſtimmte Wohngelaß umfaßt 2 Stuben incl. Werkſtätte 
nebſt 1 — 2 Kammern, oder 1 Stube nebſt 2 — 3 Kammern, Küche, 
Speiſe- und Vorrathskammer). Die Gebäude find Eigenthum des 
Häuslers, welcher überall keine Bauunterſtützungen bezieht). Vor dem 
Bau muß Häusler dem Amte 2 gleiche, den Normalriſſen entſprechende 
Bauriſſe vorlegen, von denen nach ihrer Genehmigung der eine, unter 
genauer Beſtimmung des Bauplatzes und der Dimenſionen, ſowie unter 
dem Anfügen an den Häusler, daß der Bau nach ſeiner Vollendung 
amtlich revidirt und jede eigenmächtige Abweichung geſtraft, reſp. auf 
Koſten des Häuslers ſelbſt rückgängig gemacht werden ſolle, dem Dorfs— 

) C. v. 28. Jan. 1862 eit., $ 5, Grundbedingungen ibid. $ 5. 

) V. v. 24. Mai 1850, Ra. 3944, v. 20. Juni 1853, v. 20. April 1864. 

) C. v. 18. Mai 1846 cit., § 5, Grundbedingungen v. 20. Febr. 1857, 8 1 
cit., v. 28. Jan. 1862, $ 2 eit. 

) Vgl. die Grundriſſe in Note 1, C. v. 5. Febr. 1853, v. 28. Jan. 1862 1. 

) Vgl. vorſtehende Grundriſſe. 

) C. v. 18. Mai 1846 eit. $ 5, Grundbedingungen v. 20. Febr. 1857 eit., 
$ 1, v. 28. Jan. 1862 cit., 8 4. 
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ſchulzen zur Controle mitgetheilt, der andere aber bei den Amtsacten 
aufbewahrt wird‘); ebenſowenig darf Häusler ſpätere Veränderungen 
ohne Amtsconſens vornehmen“). Die Numerirung der Häuſer mit 
Blechplatten geſchieht auf Koſten der Amtskaſſe ). Zu beſſerer polizei— 
licher Aufſicht liegen die Häuslereien meiſtens in der Nähe der Dörfer, 
und möglichſt gerade Anlagen und Reihen werden erſtrebt ). 

In unmittelbarem Anſchluß an die Gebäude ſollen Hofplatz und 
Erbpachtgarten ſein“), für welchen im Uebrigen die Grundſätze der Erb— 
pacht ($ 110) gelten werden. Ebenſo wie die Einlieger (§ 136) werden 
die Häusler auch mit zeitpachtlichen Einliegercompetenzen dotirt, welche 
aber zu den Häuslereien in überall keinen rechtlichen Beziehungen 
ſtehen“) und deshalb, um ſolche Trennung dauernd anzudeuten und zu 
erhalten, nicht unmittelbar an jene angrenzen ſollen “), wenngleich die 
den bisherigen Häuslern in unmittelbarer Nähe bei Haus- und Hofplatz 
einmal gegebenen und zu neuen Häusler-Anlagen nicht erforderlichen 
jenen, jedoch nur für die Zeit ihres eigenen Beſitzes, ſowie unter der 
Bedingung gehöriger Scheidung zwiſchen eigentlichen Häuslerländereien 
und Einliegercompetenzen, auf Widerruf wol gelaſſen werden. 

Die Häusler erhalten die Anſpannung ($ 140), ſowie die herrſchaft— 
liche Feurung!) ($ 139), regelmäßig auch die ärztliche Behandlung und 
Medicin ($ 140) der Einlieger. Als Erbrecht gilt das gemeinrechtliche, 
unter den ſchon ($ 120) erörterten Modificationen ). 


) C. v. 20. April 1864, vgl. C. v. 22. Septbr. 1850, Ra. 3943, v. 18. Mai 
1846 cit., § 5, Grundbedingungen v. 20. Febr. 1857 eit., § 1, v. 28. Jan. 1862 
cit., § 3. r 

) Vgl. Citate sub 6 uns Grundbedingungen v. 28. Jan. 1862 eit. $ 2. 

8) C. v. 10. Juli 1847, Ra. 3941. 

9) C. v. 18. Mai 1846 cit., $ 3. 

10) C. v. 18. Mai 1846 cit., § 4, v. 20. Febr. 1857 eit. 8 6. 

1) C. v. 18. Mai 1846 eit., § 12, v. 20. Febr. 1857 eit., § 7, erläutert 
durch C. v. 28. Jan. 1862 eit., $ 3. 

12) C. v. 28. Jan. 1862 cit., 8 4. 

5) C. v. 28. Jan. 1862 cit., § 8, wodurch die entgegengeſetzte Beſtimmung 
des C. v. 20. Febr. 1857 eit., § 6, aufgehoben iſt. 

*) Nach V. v. 25. Jan. 1860, $ 2 sub 4, Rgbl. 4, findet das Erbrecht 
bäuerlicher Erbpacht hufen (§ 111) auf Häuslereien keine Anwendung. 
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VI. Miethseinwohner. 


$ 123. 
Verſchiedene Arten derſelben. 


Die etwa 25000 — 26000 Familien der Miethsbewohner ($ 57) 
bilden die an Zahl bei Weitem überwiegende Klaſſe der Landbevölkerung. 
Sie haben keinen Grundbeſitz, ſelbſt keine eigenthümlichen Häuſer, ſon— 
dern leben in ländlichen Miethswohnungen. Ihren Lebensunterhalt 
ziehen ſie deshalb nicht aus eignen Ländereien, ſondern vorzugsweiſe 
aus dem Erwerb ihrer Hände, dem Arbeitsverdienſt. Durch Geſundheit 
und Fleiß iſt ſomit ihre ſelbſtſtändige Exiſtenz bedingt, und aus ihnen 
gehen beſonders die Armen hervor. 

Gelegenheit zum Arbeitsverdienſt bieten hauptſächlich die ländlichen 
Grundſtücke, welche fremder Arbeitskräfte bedürfen. Früher war es 
nicht ſo. Die großen Höfe wurden theils von den leibeignen Bauern 
im Hofedienſt ($ 68), theils von deren dem Dienſt- oder Geſindezwang 
unterworfenen Kindern ($ 141) beſtellt, und für die bäuerlichen Wirth— 
ſchaften genügte die Gehöftsfamilie ſelbſt. Ländliche, zum Grundſtück, 
dem ſie dienten, an ſich nicht gehörige, freie Feldarbeiter oder Tagelöhner 
gab es deshalb nur wenige. Mit dem Aufhören des Hofedienſtes 
($ 79), und der noch immer in größerer Ausbildung begriffenen, ſtets 
umfänglichere Kräfte erfordernden Ackercultur wuchs aber auch die Zahl 
der Tagelöhner. — Das ſtete Bedürfniß der größeren Grundſtücke, 
beſonders der Höfe und Bauern- reſp. Erbpacht- und Pfarrhufen und 
der umfänglicheren Dienſtländereien, gebietet ferner auch die ſtete Gegen— 
wart ſolcher Tagelöhner. Im eignen Intereſſe der Grundbeſitzer liegt 
es deshalb, mit denſelben ein dauerndes contractliches Dienſtverhältniß 
einzugehen, wonach dieſelben gegen beſtimmte Emolumente ihre Kräfte 
ausſchließlich ihren Dienſtherren und deren Beſitzungen widmen. So 
entſtehen die Hof- und die Gehöftstagelöhner (§ 124 ff., 130 ff.). 

Im Gegenſatz zu dieſen ſuchen die ſog. Einlieger (§ 132 ff.) als 
freie Feldarbeiter oder als kleine Handwerker täglichen Verdienſt, wo 
ſie ihn finden können; doch auch erſteren, wenn ſie fleißig und tüchtig 
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ſind, gelingt es nicht ſelten, beſonders auf benachbarten großen Höfen 
wenigſtens dauernde Beſchäftigung gegen entſprechende Vergütung an 
baarem Gelde oder an Korn zu erlangen. 


I. Hoftagelöhner. 
§ 124. 
Tagelöhner - Wegulative. 


Das contractliche Dienſtverhältniß der Hoftagelöhner zu den 
Hofpächtern war früher freier gegenſeitiger Vereinbarung überlaſſen, 
welche aber oft zum Nachtheil der erſteren ſich wandte und jedenfalls 
nach Willkür der Arbeitgeber im ganzen Domanium ſehr verſchieden— 
artige Verhältniſſe herbeiführte. Deshalb normiren jetzt hierfür beſon— 
dere Dienſtregulative mit untereinander ziemlich gleichmäßigen Rechten 
und Pflichten. Sie find Anlagen der Hofpachteontracte, und Pächter 
zu ihrer ſtrengen Befolgung contractlich obligirt. Vor jeder neuen 
Hofverpachtung und Contractsertheilung unterliegen ſie ſorgfältiger 
Prüfung der Adminiſtrativbehörden, und die Beamte ſollen allemal 
gleichzeitig mit Einreichung der Contractsentwürfe (§ 69) an die Ober— 
behörde auch die Verhältniſſe der Hoftagelöhner erörtern, und Ver— 
beſſerungsvorſchläge für die künftigen Regulative aufſtellen ). Aber 
auch das Recht ſowol ihrer beliebigen Veränderung während des lau— 
fenden Pachteontractes ohne pächteriſche Entſchädigung, als der Ent— 
ſcheidung entſtehender Differenzen, pflegt die Kammer dem Amte und 
ſich contractlich zu reſerviren, und beide üben es dann auf adminiſtra— 
tivem Wege ohne alle gerichtliche Einmiſchung aus ?). Daneben tft das 
Miniſterium des Inneren ſeit 1848 fortdauernd für Neuregulirung der 
Hoftagelöhnerverhältniſſe und für Entwerfung von Regulativen com— 
petent, und wird hier durch Schiedscommiſſionen thätig, deren Ausſpruch 
ohne alle Entſchädigung Pächter annehmen müſſen; ſpätere Differenzen 
werden dann nur auf gerichtlichem Wege entſchieden!). 


) C. v. 28. Jan. 1831, Ra. 71. 

) C. v. 15. Septbr. 1846, Ra. 3921; V. v. 15. Mai 1848, $ 12, Ra. 4385, 
Rgbl. 23 (§ 31, Note 7). 

) V. v. 15. Mai 1848 eit. 
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Die gegenſeitige Stellung der Hoferbpächter (§ 105 a. E.) und 
ihrer Tagelöhner pflegt dagegen nicht regulativmäßig beſtimmt, ſondern 
freier privater Vereinbarung überlaſſen zu werden. 


$ 135. 
Einkünfte der Hoftagelöhner. 


5 gehören dazu: 

Wohnung in den Hofkathen, welche nach Größe und Bedarf jedes 
es in beſtimmter Zahl dort erbauet werden ($ 73). Die neueren 
find gewöhnlich zweihiſchig, d. h. ſie enthalten zwei Wohnungen), und 
dieſe umfaſſen meiſtens 2 Stuben mit Heiz- und Kochofen?), 1 Kammer, 
1 Speiſekammer, Küche und Diele zugleich, Keller und Hausboden, mit 
dem Wohnhaus verbundenen Stall- und Futterraum, nebſt Hofplatze). 
Die Bauart iſt entweder maſſiv von Mauerſtein oder von eichen und 
tannen Fachwerk mit Stein- und Strohdächern). Ihre allgemeine 
bauliche Erhaltung iſt Pflicht des Pächters gegen die contractlichen 
Bauhülfen (88 72 und 73), wogegen die kleineren Reparaturen, beſon— 
ders das Ausweißen und Ausklemen, gegen pächteriſche Verabreichung 
der erforderlichen Materialien, ferner die Reinigung der Sohlen und - 
Uebertragung des durch Naturgewalt veranlaßten Fenſterſcheibenbruchs 

den Hoftagelöhnern ſelbſt obliegen; 

2. an Ländereien 50 —60 IR. naheliegendes Gartenland, deſſen Be— 
friedigung Tagelöhner gegen Lieferung der Materialien unterhält, ferner 
auf dem Hofacker in denjenigen Schlägen, wo Pächter ſeine Kartoffeln 
und ſeinen Flachs bauet, etwa 100 R. Kartoffeln und 30 IN. Lein- 
land, noch 15 ON. für jeden Hofgänger ($ 127, 142). Der Tagelöhner 
giebt die Einſgat und beſtellt den Garten, wogegen der ſonſtige Acker 
zugleich mit dem Hofacker vom Hofe aus bearbeitet und incl. Garten 
bedüngt wird. Nur wo die Tagelöhner-Kuh am Hofkathen gehalten 


) Vgl. die Normalriſſe des C. v. 20. Mai 1862 u. v. 28. Septbr. 1863. 

2) Ueber Modelle dazu vgl. C. v. 19. Septbr. 1853; vol. 5 139, Note 12. 

) Vgl. Citate der Note 1 und C. v. 23. Juli 1849, Ra. 3927. 

) C. v. 19. April 1851, vgl. C. v. 28. April 1829, Ra. 28ʃ Cab.⸗-Reſer. 
v. 13. April 1832, Ra. 297, C. v. 4. April 1835, v. 26. Aug. 1836, Ra. 323 
(vgl. übrigens § 85, Note 7). 
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wird und nicht bei den Hofkühen ſteht, giebt Pächter blos für das halbe 
Kartoffel- und Leinland den Dung, leiſtet aber alle Dungfuhren. 

3. Sommerweide und Hütung der Tagelöhner-Kuh unter den Hof— 
kühen, und nach amtlicher Entſcheidung entweder ihre Durchfütterung 
auch mit jenen, oder ihre beſondere Haltung am Hofkathen, in welchem 
letzteren Falle dem Tagelöhner zur Futtergewinnung eine Wieſe oder 
Dreeſchkavel mit einem Ertrage von 25 Ctnr. Heu, und ferner 1200 
Pfund Winter- nebſt 600 Pfund Sommerſtroh angewieſen werden. 
Selbſt bei Durchfütterung der Kühe auf dem Pachthofe erhält Tage— 
löhner zu ſonſtigem Wirthſchaftsbedarf etwa 600 Pfd. Winterſtroh. 

Die Vorräthe an Heu, Stroh, Dung dürfen nicht verkauft, ſondern 
müſſen bei Umzügen zur Stelle gelaſſen werden, wenngleich freilich 
Tagelöhner bis zu ſeinem Abzug aus jenen nach billigem, wirthſchaft— 
lichem Bedarf futtern kann. Damit er nun nicht bis dahin die ganzen 
Vorräthe muthwillig verſchleudert, wird ihm vom Pächter auch nur die 
Nothdurft daran bis zum Abzuge auszukehren, und der Reſt bis zum 
Zuzug des neuen Tagelöhners aufzubewahren ſein. 


§ 126. 
Tortſetzung. 


Außer einer Kuh werden dem Tagelöhner 2 Schafe unter den Hof— 
ſchafen geweidet und gefüttert. Ferner erhält er Weide für 2 Gänſe 
gegen eigne Hütung und gegen Abgabe der 10. Stoppelgans. Tage— 
löhner darf aber nur geſundes Vieh, reſp. nur nach vorheriger Unter— 
ſuchung durch den Pächter, halten. Letzterer kann die Schaf- und 
Gänſezucht des Tagelöhners gegen deſſen baare Entſchädigung von 
3—4 Thlrn. verbieten (§ 185). Haltung von Ziegen und kleinem Feder— 
vieh iſt gegen den Willen des Pächters unzuläſſig. Seine Schweine 
muß Tagelöhner am Stalle füttern; 

4. an Tagelohn für die Männer 10 fl., für die Frauen und Hof— 
gänger (§ 127) 6 ßl. mit freier Beköſtigung, wozu während der Ernte 
eine Lohnerhöhung oder ein Korndeputat kommt. Oft auch beziehen 
die Tagelöhner ſtatt aller baaren Löhnung beſtimmte Korndeputate 
und heißen dann Deputatiſten. Die ſonſt übliche Auszahlung des 
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Dienſtlohns, d. i. die Ablöhnung, an Sonntagen, ſtreitet gegen die 
Sonntagsheiligung und iſt verboten); 

5. an Dreſcherlohn beim Handdruſch den 16. oder 17. Scheffel von 
der Diele; bei Anwendung von Maſchinen entſcheidet anderweitige 
Vereinbarung und amtliche Beſtimmung?). Mehrbedarf an Brodkorn 
iſt vom Pächter gegen den Marktpreis, jedoch nicht über 1 Thlr. 8 ßl. 
pro Scheffel, an den Tagelöhner zu überlaſſen; 

6. endlich alle nöthigen Fuhren, Backofen zum Backen und Braachen, 
Brunnen, Waſchplatz, Leinbleiche, Benutzung der Scheurendiele zum 
Ausdruſche. 

Nicht regulativmäßig vom Pächter, ſondern von der Grundherrſchaft 
aus den fürſtlichen Waldungen und Mooren, werden für jede Kathen— 
wohnung auf den Zeitpacht-, nicht aber auf den Erbpachthöfen ), ein 
Faden Abfallholz und 6—8 wille Torf gegen Bereitelohn und Zählgeld, 
für jede überzählige Familie aber die gewöhnlichen Einliegerfeurungs— 
deputate abgegeben ($ 139). Pächter leiſtet die Anfuhr, trägt die Ge— 
fahr nach geſchehener Anweiſung, und muß für jegliche Unterſchlagung 
den doppelten Werth als Strafe zahlen. Betreffs des auch hier noch 
erlaubten Holzſammelns und Stämmeradens )), ſowie der Strafen bei 
Verkauf der Deputatfeurung, gelten auch hier die bei Einliegern zu 
erörternden Grundſätze (§ 139). Endlich haben alle Hoftagelöhner in 
Krankheitsfällen Amtsarzt und Medicin der Einlieger ($ 140). 


§ 127. 
Leiſtungen der Hoftagelühner. 


Gegenüber der Grundherrſchaft und der Commune ſind Hoftage— 
löhner wegen Mangels eigner Ländereien ſowol von Realſteuern als 
von den nach dem Hufenſtand zu repartirenden Communalleiſtungen 
(§ 4) befreit, dagegen zur Uebertragung ſonſtiger Communal- und 


) V. v. 8. Aug. 1855, § 2 a. E., Ra. 4817, Rgbl. 32, welche Beſtimmung 
durch diſtrietsräthliches Schreiben v. 30. Mai 1863 erneuert iſt. 

) Auch hier wird häufig der gewöhnliche Lohnſcheffel, und dagegen von den 
Tagelöhnern für Gebrauch der Maſchinen eine entſprechende Vergütung gegeben. 

) S. Citate in Note 2, § 130. 

) R. v. 14. Aug. 1806, Ra. 481. 

Bald, Domaniale Verhältniffe. I. 12 
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öffentlicher Laſten nach amtlichem Repartitionsmodus, und der Perjonal- 
ſteuern, verpflichtet. 

Die regulativmaßigen Gegenleiſtungen gegenüber dem Pächter 
beſtehen beim Hoftagelöhner in Verrichtung aller ihm aufgetragenen 
Feldarbeiten für obſtehenden, ermäßigten Tagelohn, bei ſeiner Ehefrau 
aber ſowol in unentgeltlicher Leiſtung von 80 Arbeits- ſog. Hof- oder 
Frauentagen, als auch in ſonſtigen, auf vorherige Anſage gegen vor— 
ſtehenden geringeren Tagelohn entweder ſelbſt oder durch einen zu hal— 
tenden männlichen oder weiblichen Dienſtboten, jog. Hofgänger ($ 143), 
in dringenden Fällen ſelbſt neben letzterem, zu verrichtenden Arbeiten. 
Dagegen iſt aber auch Pächter zur täglichen Beſchäftigung ſeiner Tage— 
löhner und Ermöglichung ihres Arbeitsverdienſtes verpflichtet, wenn— 
gleich auch nebenbei an Haltung fremder Arbeiter nicht verhindert, 
wogegen die Beſchäftigung der Frauen und Hofgänger zu ſeinem freien 
Ermeſſen ſteht. 

Die Arbeitszeit dauert von Oſtern bis Michaelis von etwa der 
6. Morgenſtunde bis Sonnenuntergang, in der übrigen Zeit von der 
7. Morgenſtunde bis zum Eintritt der Dunkelheit. In Nothfällen, 
beſonders während der Ernte, kann ſie noch verlängert werden, jedoch 
dann nur gegen billige Erhöhung des Tagelohns. Sie wird unter— 
brochen durch 1½ Ns Stunde zum Mittagseſſen, und von Oſtern bis 
Michgelis durch je ½ freie Stunde zum Morgen- und Vesperbrod. 
Letzteres muß ſtets, doch das Mittagsbrod auf Verlangen des Pächters 
nur in der Ernte und bei Arbeiten auf entlegenen Theilen der Feldmark, 
auf der Arbeitsſtelle verzehrt werden. 


128. 
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Kündigung und Abzug. 


Wechſelſeitige Kündigung ſteht frei, jedoch bei nicht entgegengeſetzter 
ausdrücklicher Vereinbarung nur auf Oſtern jedes Jahres zum Abzuge 
nach völlig beſchaffter Ernte, nämlich am 24. October oder, wenn dieſer 
ein Sonntag, am nächſtfolgenden Montage ). Nach rechtzeitiger Kün- 


) V. v. 15. Juli 1800, H. I. 344, v. 2. Septbr. 1800, H. II. 184, vgl. 
V. v. 9. Juli 1853, Ra. 4345, Rgbl. 28, v. 2. Mai 1853, Ra. 4344, Rgbl. 19, 
v. 8. Aug. 1855, § 2 a. E., Ra. 4817, Rgbl. 32. 
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digung muß Pächter dem Tagelöhner ohne alles Retentionsrecht einen 
Dienſtſchein geben!), ohne welchen weder Jemand, bei 5 Thlr. Strafe 
an die Armenkaſſe, einen Tagelöhner miethen, noch letzterer, bei Verluſt 
von ½ jeines Dienſtlohns zu Gunſten ſeiner bisherigen Dienſtherrſchaft, 
ſich vermiethen darf?); die nach vorheriger Annahme eines Dienſtes 
nicht rechtzeitig Zuziehenden können auf amtspolizeilichem Wege in 
Dienſt gebracht werden). Bei dem zu Johannis eintretenden etwaigen 
Wechſel der Pächter bleiben die auf vorhergehenden Oſtern zu kündi— 
genden Hoftagelöhner ebenfalls bis zur üblichen Umzugszeit auf dem 
Hofe und haben bis dahin dem neuen Pächter die Hälfte ihrer regulativ— 
mäßigen Leiſtungen zu gewähren, dagegen aber auch von demſelben die 
Hälfte ihrer Einkünfte zu gewärtigen. 

Bei der gemeſſenen Anzahl von Wohnungen im Domanium 
($ 134) läßt ſich ein Umzug der Tagelöhner nach vorhergegangener 
Kündigung nicht immer realiſiren, und letztere müſſen dann häufig auf 
den Pachthöfen bleiben. Damit ſie nun aber nach Auflöſung des 
Dienſtcontractes nicht in bedrängte Lage kommen, und zugleich Gele— 
genheit zum Arbeitsverdienſt haben, find ſowol Pächter contractlich 
verpflichtet, den nicht Abgezogenen Wohnung und Arbeit, ja auf Ver— 
langen des Amtes ſelbſt die früheren theilweiſen oder vollen regulativ— 
mäßigen Emolumente unentgeltlich weiterzugeben, als die Tagelöhner 
verbunden, nach Kräften auf dem Hofe gegen ermäßigten Tagelohn 
fortzuarbeiten ). Sind letztere hierzu nicht mehr im Stande, jo erhalten 
Pächter billige baare Vergütung für Wohnung, Garten und Viehfutter 
aus der Armenkaſſe. Die Verpflichtung zur Haltung von Hofgängern 
und zur Leiſtung der Frauentage hört bei gekündigten, wenngleich 
nicht fortgezogenen Hoftagelöhnern mit dem Zeitpunkt des ſonſtigen 
Fortzuges auf. 


) Polizei-Ordnung v. 1572, tit. „Dienſtboten“, § 1, H. V. 1, Reverſalen 
v. 23. Febr. 1621, Art. 47 u. 48, H. III. 3, Geſinde- Ordnung v. 1654, tit. III. 
$ 1, H. V. 2, Erbvergleich v. 18. April 1755, § 485, H. III. I; V. v. 15. Juli 
1800, H. I. 344, renov. durch V. v. 7. März 1814, Ra. 1378, Rgbl. 12; über 
Formulare zu Kündigungsſcheinen ſ. V. v. 18. Jan. 1820, Ra. 1188, Rgbl. 6, 
vgl. Buchka u. Budde, Entſcheidungen des Ober-Appell.-Gerichts, Bd. 4, pag. 211. 

) V. v. 15. Juli 1800, H. I. 344, v. 20. Mai 1801, H. IV. 80. 

) V. v. 15. Juli 1800 VII. eit. 

) Vgl. Allgem. Arm.-Ordnung v. 21. Juli 1821, § 11, Ra. 2095, Rgbl. 26. 

12* 
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§ 129. 
Fortſetzung. 


Den Hoftagelöhnern iſt ſomit auf alle Fälle geholfen, und der 
Pächter wird um ſo mehr ſeine regulativmäßigen Pflichten gegen ſie 
erfüllen, als er jene, wegen des Umfangs ſeiner Ländereien, nicht gut 
entbehren kann, ſelbſt im Fall der Kündigung bei der beſchränkten An— 
zahl der Wohnungen (§ 134) fie nicht immer los wird, dann obendrein 
gegen geringe Entſchädigung ihnen einen großen Theil ihrer Emolumente 
fortzugewähren hat, ſelbſt im günſtigſten Fall ihres Abzugs nicht immer 
die Gewünſchten, z. B. bei abgeſchlagener Niederlaſſung gemietheter, 
aber nicht qualificirter Knechte, wieder erhält, und dann die amtliche 
Verfügung (§ 135) über ſeine dann leeren Wohnungen zur Unter— 
bringung beliebiger Obdachsloſer ſich gefallen laſſen muß, als ferner 
ſein Eigennutz wegen der relativ nur geringen Präſtationen nicht rege 
wird, er durch kleinliche Knauſereien ſeine Autorität preisgiebt und 
endlich ſein perſönlicher Widerwille gegen einzelne Individuen wegen 
ſeiner doch immerhin ferneren und indirecten Beziehungen zu ihnen 
und völliger Trennung der Hofkathen vom Herrenhauſe, ihm ſelbſt nicht 
ſo peinlich wird. 

Anders dagegen bei den Hoftagelöhnern gegenüber ihrem Pächter. 
Ihre regulativmäßigen Gegenleiſtungen abſorbiren ihre ganze Arbeits— 
kraft und einen großen Theil der Thätigkeit ihrer Ehefrauen, denen 
dieſelbe wegen Schwangerſchaft, Hausſtand, Kinderaufſicht ꝛc. oft 
drückend iſt, nöthigen außerdem zur Haltung eines erwachſenen und 
deshalb für den kleinen Hausſtand ſehr koſtbaren, obendrein nicht hin— 
länglich vergüteten (§ 125, 2, § 126, 4), endlich jetzt nur mit Mühe 
und Noth aufzutreibenden (8 142) Hofgängers — werden dagegen nur 
ermäßigt baar und ſonſt durch Naturalien remunerirt. Letztere aber 
rechnet der Hoftagelöhner ſelten, wird widerwillig über die geringe baare 
Löhnung, welche von derjenigen der auf dem Hofe etwa beſchäftigten 
auswärtigen Einlieger (§ 133) oft um mehr als das Doppelte über— 
ſtiegen wird, und verſucht auf jegliche Weiſe ſeinen eignen Tagelohn zu 
erhöhen, gleichzeitig aber auch ſeine Präſtationen abzumindern. Er weiß 
nun, daß er im Fall der Kündigung, wegen des Wohnungsmangels 
(8 134 f.) nicht immer eine anderweitige Translocation riskirt, auf dem 
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Pachthofe einen guten Theil ſeiner bisherigen Emolumente fortbehält, 
von Hoftagen und Haltung eines Hofgängers entbunden wird, und 
kündigt oder läßt ſich kündigen. Wie ſchwer es iſt, ſeine ihm dann 
noch obliegende eigne Arbeitspflicht zu erzwingen, wie gern oft ſelbſt 
der Pächter ſeinen inſolenten Tagelöhner dann freiwillig vollſtändig 
aus der Arbeit entläßt, iſt bekannt — und der Tagelöhner hat dann 
ſeinen Zweck erreicht, verdient als freier Arbeiter in der nahen Um— 
gegend, beſonders auf den Rittergütern, auch beim Bau von Kunft- 
ſtraßen ꝛc. hohen Lohn und hat ſeinen geſicherten Wohnſitz auf dem 
Zeitpachthofe. — Helfen läßt ſich hier nur durch vorzugsweiſe Berück— 
ſichtigung der Hofpächter bei Beſchaffung der jährlichen Umzüge und 
polizeilichen Unterbringungen — durch rückſichtsloſe Strenge bei Ueber— 
ſchreitungen der regulativmäßigen Pflichten. 


2. gehöftstagelöhner. 
$ 130, 
Uegulative, Emolumente, Leiſtungen. 


Auch die Verhältniſſe der bei Bauern in Wohnung und Arbeit 
ſtehenden Gehöftstagelöhner ſind in beſonderen Regulativen feſtgeſtellt, 
welche wie bei Hoftagelöhnern, aber hier nur durch die Adminiſtrativp— 
behörden, ertheilt werden (§ 124), Anlagen der Dorfscontracte bilden 
und bei Streitigkeiten adminiſtrativer Entſcheidung unterliegen ). Selbſt 
die bäuerlichen Erbpächter werden jetzt contractlich obligirt, ſich betreffs 
ihrer Gehöftstagelöhner demjenigen zu unterwerfen, was für andere 
Hufen ähnlichen Umfangs im Dorfe oder in anderen Dörfern gilt. 
Die Stellung der Tagelöhner in den Kathen der Amts-, Pfarr- und 
Forſtgehöfte bleibt dagegen freier Vereinbarung der Intereſſenten über— 
laſſen. Die regulativmäßigen Einkünfte enthalten gewöhnlich: 

1. Wohnung in einem Gehöftslocale unter denſelben Bedingungen 
wie bei Hofpächtern ($ 125). Jene iſt regelmäßig entweder in beſon— 
deren ſog. Gehöftskathen, oder in alten Thorhäuſern, Scheuren, Back— 


) Adminiſtrative Competenz pflegt auch in den Regulativen gegenüber den 
Intereſſenten reſervirt zu werden; vgl. $ 31. Note 7. 
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häuſern; in neueſter Zeit werden auch beſondere einhiſchige Arbeiter— 
kathen erbauet, und dagegen die Wohnungen in den andern Gehöfts— 
localen aufgegeben (vgl. §§ 85 ff.); 

2. an Ländereien nahe am Haufe ein Gartenſtück von 20—25 R., 
in den verſchiedenen Schlägen des Hufenackers je 60 JR. zum Winter:, 
zum Sommerkorn, zum Kartoffelbau, auch 16— 20 R. zu Flachsland. 
Der Tagelöhner giebt den Dung und die Einſaat, beſtellt auch den 
Garten, während der Hauswirth die Dungabfuhr, Ackerbearbeitung und 
Einholung der Feldfrüchte leiſtet; 

3. freie Sommerweide und Hütung auf dem Dreeſchſchlage für 1 Kuh 
oder 2 Ziegen, 4 Schafe, einige Gänſe, wenn der Hauswirth ſelbſt 
Gänſezucht betreibt. Winterfutter und Heu ſoll Tagelöhner ſelbſt aus 
eignen Mitteln beſchaffen und gewinnt es meiſtens aus den hierzu 
reſervirten herrſchaftlichen Einlieger-Pachtwieſen (§ 136) gegen den An— 
ſchlag, in deren Ermangelung aber oft von den dann hierzu verpflich— 
teten Vermiethern aus deren Bauerwieſen gegen billige Pacht. Die 
Vorräthe an Heu, Stroh, Dung dürfen nicht verkauft, noch bei Um— 
zügen mitgenommen werden ($ 81, Note 5), ſondern müſſen unter 
gleicher Controle wie bei Hoftagelöhnern (§ 125) zur Stelle bleiben; 

4. Tage- und Dreſcherlohn nebſt freier Beköſtigung wie bei Hoftage— 
löhnern ($ 126), jedoch fehlt hier die Verpflichtung des Miethsherrn 
zur Verabreichung des nöthigen Brodkorns; 

5. alle nöthigen Fuhren, jedoch bei Anholung des Viehfutters und 
der Feurung für billige Entſchädigung, desgleichen Mitbenutzung des 
Backofens, Brunnens, Waſch- und Leinplatzes, Benutzung der Scheuren— 
diele zum Ausdruſch. 

Dazu kommt von der Landesherrſchaft für die Tagelöhner der 
Amts-, Forſt⸗, Pfarr- und Bauergehöfte dieſelbe Feurung wie bei Ein— 
liegern (§ 139), während Erbpächter die Feurung ihrer Gehöftstage— 
löhner aus eignen Mitteln beſchaffen müſſen und letztere nicht einmal 
das Recht des Holzleſens und Stämmeradens haben)). 

Betreffs freier ärztlicher Behandlung der Pflichten gegenüber 
Grundherrſchaft, Commune ꝛc., Gehöftsarbeit gilt auch hier Bekanntes 


) R. v. 11. Novbr. 1816, Ra. 497, C. v. 24. Mai 1841, Ra. 535, vergl. 
Cab.⸗Reſer. v. 3. April 1838, Ra. 143, und C. v. 15. Aug. 1840. 
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($$ 126, 127), Aequivalent für ſämmtliche Einkünfte find hier aber 
außer dem ermäßigten Tagelohn regelmäßig nicht Hof- und Arbeitstage 
der Frauen und Hofgänger (§ 127), ſondern baare Miethspreiſe von 
10 —15 Thlrn. 


§ 131. 
Kündigung und Abzug. 


Dieſe finden auch hier unter denſelben Bedingungen wie bei Hof— 
tagelöhnern (§ 128, 129) ſtatt. Auch hier behalten die nach vorheriger 
Kündigung nicht Abgezogenen, ebenſo wie die mit der Miethzahlung 
Rückſtändigen, nur einen Theil der früheren Emolumente, nämlich 
Wohnung nebſt Stall, Gartenſtück und nach amtlichem Ermeſſen 100, 
regelmäßig aber nur 60 R. Land für Kartoffeln und Flachs, Weide 
für 1 Ziege und 2 Schafe, die nöthigen Fuhren, Mitbenutzung des 
Back- und ſonſtigen Gelaſſes — Alles gegen eine jährliche Miethe von 
etwa 12 Thlr., welche nöthigenfalls aus der Armenkaſſe entrichtet wird, 
wogegen dann die Pflicht zur Arbeit am Gehöfte aber wegfällt. 

Aber auch hier verfehlen die Regulative häufig ihren wohlthätigen 
Zweck. Zwar die Gehöftstagelöhner ſind wegen der hier nicht gefor— 
derten Frauentage und Hofgänger nicht immer ſo widerwillig als die 
Hoftagelöhner und laſſen ſich ihren eigenen billigeren Tagelohn für ihre 
Arbeit am Gehöfte gefallen, wiewol ſie daneben auch nicht ſelten — 
wenn wegen fehlender und anderweitig beſetzter Wohnungen (§ 134 f.) 
ihr Umzug nicht realiſirbar und ihr Verbleiben auf der Gehöftsſtelle 
durch die Umſtände geboten erſcheint, — ungeſcheuet kündigen, dadurch 
ihrer Arbeitspflicht am Gehöfte entgehen und gleich den Hoftagelöhnern 
freien höheren Arbeitsverdienſt auswärts ſuchen. Noch häufiger aber 
liegt die Schuld auf Seiten der Vermiether. Theils mißgönnt ihr 
Eigennutz den Gehöftstagelöhnern ihre regulativmäßigen Emolumente, 
beſonders die aus den eignen Hufen abzugebenden Ländereien, theils 
können ſie wegen eigner und ihrer Familie Thätigkeit, ſowie wegen 
Dienſtannahme lediger Knechte (§ 142) die Arbeit voller Tagelöhner 
für die kleineren Hufen mehr entbehren, theils ſind ihre perſönlichen 
Antipathien wegen engeren Beiſammenſeins drückender, theils endlich 
nehmen ſie am liebſten Anverwandte und ſehen ſich der ſchon vorher 


* 
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bei ihnen wohnenden fremden Gehöftstagelöhner gern entledigt. Sie 
kündigen, erhalten bei der beſchränkten Wohnungszahl ihre eignen Tage— 
löhnerwohnungen freilich nicht immer geräumt, brauchen dann aber 
immerhin den Gekündigten und nicht Abgezogenen nur einen Theil 
ihrer bisherigen Einkünfte zu belaſſen, und fühlen ſo wenigſtens ihre 
Habſucht theilweiſe befriedigt. An manchen Stellen ſogar nehmen ſie 
von vorneherein nie einen vollen Gehöftstagelöhner, ſondern nur einen 
bloßen Miethsmann oder Einlieger, und laſſen ſich ſogar — was 
noch bequemer — ſelbſt dieſen nur auf polizeilichem Wege in ihrer 
leeren Wohnung unterbringen, wo dann obendrein die ſichere Ar— 
menkaſſe für die Miethe aufkommt (§ 135). Durchgreifend helfen 
läßt ſich hier nur durch wirklichen Zwang zu Annahme und ſteter 
Haltung eines vollen Gehöftstagelöhners, welcher aber wegen häufiger 
Entbehrlichkeit des letzteren für manche Bauerhufen mit zahlreicher 
Gehöftsfamilie ſeine ernſten Bedenken hat und obendrein die Gehöfts— 
beſitzer dem Trotze der auf ſolchem Privilegium fußenden Gehöftstage— 
löhner preisgeben würde. 


3. Einlieger. 
8 132. 
Allgemeine Verhältniſſe. 


Die Einlieger ($ 123) leben ebenfalls ohne eignen Grundbeſitz, in 
ländlichen Miethswohnungen, ſtehen aber regelmäßig zu ihren Vermie— 
thern in bloßem Mieths- und keinem beſtimmten Dienſtverhältniß. Als 
freie Feldarbeiter oder durch Handwerk und Gewerbe unter den geſetz— 
lichen Beſchränkungen ($ 143 ff.) ſuchen ſie Verdienſt, wo fie ihn finden 
können. Nur dies haben ſie mit kleinen Büdnern und Häuslern, die 
aus dem Ertrage ihrer Grundſtücke ebenfalls keine ſelbſtſtändige Exiſtenz 
gewinnen können und auf Nebenverdienſt durch ihrer Hände Arbeit 
angewieſen find (§§ 116, 119), im Uebrigen aber Nichts mit jenen 
Grundbeſitzern gemeinſam. Von den Hof- und Gehöftstagelöhnern 
aber ferner unterſcheiden ſie ſich weſentlich durch den Mangel feſter 
Dienſtcontracte. Unter ihnen ſelbſt endlich wird durch den verſchiedenen 
Betrieb der Feldarbeit und eines Handwerks oder ſonſtigen Gewerbes 
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keine ſtete und durchgreifende Differenz begründet, weil Handwerk und 
Gewerbe bei den geſetzlichen Beſchränkungen und den Conjuncturen 
mancher Gegenden nicht immer ſeinen Mann zu ernähren vermag, 
ſondern ihn auch nebenbei zu Verdienſt durch Feldarbeit treibt. 


8 
Arbeitsverdienſt. 


Das Fehlen jedes feſten dienſtcontractlichen Verhältniſſes führt für 
den Erwerb der Einlieger manchen Uebelſtand mit ſich. Freilich haben 
ſie die Gelegenheit zum Gewinn größeren baaren und vollen Tagelohns, 
der durch die hier nicht gewährten regulativmäßigen Natural-Präſtationen 
der Arbeitgeber nicht herabgedrückt wird, und denjenigen der Hof- und 
Gehöftstagelöhner oft um mehr als das Doppelte überſteigt. Dafür 
aber müſſen ſie oft ſtundenweit bis an die Stätte der aufgefundenen 
Arbeit und zurück wandern, wodurch ſchon ein Theil der Arbeitszeit, 
des Arbeitslohns, der nöthigen Ruhe ihnen entgeht, auch größerer koſt— 
barer Abnutz des Schuhzeugs herbeigeführt wird, — auf der entfernten 
Arbeitsſtelle im Freien ihr Mittagsbrod verzehren, welches deshalb nicht 
in warmen billigeren Speiſen, beſonders Kartoffeln, ſondern in theurer 
kalter Nahrung, hauptſächlich in Butter, Käſe, Fleiſch, Brod beſteht — 
ſtatt des geſunden, aber wegen größerer Quantität ſchwerer fortzubrin— 
genden Bieres den leichter transportablen, gefährlichen Branntwein zur 
Stärkung bei ſich führen — jede Arbeit, beſonders die lohnendere, aber 
ſchwerere auf Torfmooren, Kunſtſtraßen ꝛc. annehmen — durch Ueber— 
anſtrengung, Feuchtigkeit, unverdauliche Speiſe (§ 4) ihre Geſund— 
heit gefährden — im Winter oft ohne Feldarbeit wochenlang im 
Zimmer ſitzen, und auf andern Erwerb, z. B. durch Anfertigen von 
Körben, Deck- und Bindeweeden, Pantoffeln, Beſen ꝛc. ſinnen, wozu 
ihnen aber wieder die Materialien fehlen, die dann nur zu oft auf un— 
redliche Weiſe herbeigeſchafft werden!). Bei den früheren Hof- und 
Gehöftstagelöhnern, welche ihre Kündigung betrieben haben, aber nicht 
abgezogen ſind, und dann als freie Feldarbeiter auswärtige Arbeit 

) Diüurch C. v. 11. Jan. 1855 iſt deshalb accordmäßige Uebertragung der 


Lleferung von Deck- und Bindeweeden an Arbeiter, welche keine Weiden beſitzen, 
verboten. 
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juchen (§§ 129, 131), fallen jene Uebelſtände weniger in die Augen, 
weil ſie wolweislich auf Kündigung nur dann denken, wenn gute und 
nahe Arbeit vorhanden iſt, entgegengeſetzten Falls aber in ihren feſten 
dienſtcontractlichen Verhältniſſen vortrefflich auszuharren verſtehen. 

Der beſte Damm gegen ſolche Arbeitsnoth der Einlieger iſt bei 
Mangel großer, viele Menſchenhände erfordernder Fabriken und indu⸗ 
ſtrieller Unternehmungen, Vermeidung jeglicher Ueberfüllung von Ein— 
liegern in Gegenden, wo gute Arbeit fehlt — und doch ſind gerade 
dieſe bei uns von jenen am zahlreichſten bevölkert, wodurch ihre Be— 
wohner ſelbſt über die Grenzen unſeres Vaterlandes hinaus zum Auf— 
ſuchen von Arbeit gezwungen werden. 


8 134. 
Mohnungen. 


Die Zahl der Miethswohnungen iſt eine geregelte und nicht ins 
freie Ermeſſen der Hausbeſitzer geſtellt, ſondern von vorheriger Erlaubniß 
der Amtsbehörde abhängig gemacht)) (§§ 73, 85, 110, 118, 120), wie 
denn eigenmächtige Miethswohnungen auf Koſten ihrer Errichter ſofort 
wieder abgebrochen, oder durch Einreißen von Heerd und Ofen wieder 
unbewohnbar gemacht werden. Hiernach ſind geſtattete beſondere 
Miethswohnungen für Einlieger nur in den an Zahl und Umfang 
contractlich beſtimmten Hofkathen, ſoweit dieſe nicht, was freilich faſt 
immer der Fall iſt, von Hoftagelöhnern beſetzt find (88 72, 125); auf 
Pfarr-, Erbpacht⸗ und Bauergehöften in den nicht ſchon von Gehöfts— 
tagelöhnern bewohnten und überhaupt nie mehr als 2 erlaubte Woh— 
nungen enthaltenden Thorhäuſern, Gehöftskathen ꝛc. (88 85, 110, 130), 
in denen außerdem immer eine Wohnung für etwa vorhandene oder in 
naher Ausſicht ſtehende Altentheiler, die am Gehöftshauſe ſelbſt kein 
beſonderes, ebenfalls nicht vermiethbares Altentheilsgelaß erhalten 
können (§8 85, 97), reſervirt und frei bleiben ſoll; hauptſächlich in den 
zahlreichen Budnereien, welche früher eine unbegrenzte Anzahl von 
Miethswohnungen hatten, jetzt aber deren büdnerbrieflich nur 1, 

) Vgl. z. B. die büdnerbrieflichen Bedingungen im § 3 des C. v. 27. Septbr. 


1838, Ra. 162. Aehnliche Stipulationen ſtehen in faſt allen Erb- und Zeitpacht— 
contracten. 
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höchſtens 2 haben ſollen ($ 118); in den nur für 1 Familie eingerich⸗ 
teten Häuslereien nur dann, wenn dieſelben von ihren Beſitzern aus— 
nahmsweiſe nicht bewohnt ſein ſollten ($ 120); nie in Armenkathen, 
welche nur für Obdachsloſe und Unterzubringende beſtimmt ſind, denen 
dann freilich eine billige Miethszahlung an die Amtsarmenkaſſe nach— 
träglich auferlegt zu werden pflegt. — Das Verhältniß der Miether zu 
ihren Miethsleuten iſt im Allgemeinen ein freies contractliches und 
gemeinrechtliches, woneben freilich den Bauern reſp. Pächtern beſtimmte 
Präſtationen an Ländereien, Fuhren ꝛc. außer Einräumung der Mieths— 
wohnung auferlegt werden (§ 136, 140). 

Jeder Einlieger muß nun freilich vor ſeiner Niederlaſſung eine 
erlaubte beſondere Miethswohnung gewonnen haben und nachweiſen, 
doch hat er ſie dadurch nicht auf alle Zeit erworben, weil, abgeſehen 
von ſeiner Kündigung, die Wohnungen ſelbſt ſteten Veränderungen 
unterworfen ſind. Sie werden abgebrochen wegen Baufälligkeit und 
aus polizeilichen Gründen, ſie brennen ab, ſie werden verkauft, und der 
frühere Hausbeſitzer bezieht in Ermangelung ſonſtigen Obdachs nun 
ſelbſt die Miethswohnung — dazu kommt der Widerwille der Haus— 
beſitzer zur Wiedereinrichtung von Miethsgelaſſen. Letzterer iſt nach 
der jetzigen Sachlage leicht erklärlich. Gerechte Vorausſetzung jeder 
freiwilligen Vermiethung iſt die Ausſicht und Möglichkeit ſowol des 
Bezuges von Miethe als demnächſtiger Abnahme Gekündigter und des 
Zuzuges Neugemietheter — dies Alles aber fehlt hier häufig. Wenn 
der Einlieger will, kann er es beim regelmäßigen Mangel entbehrlicher 
Executionsobjecte dahin bringen, daß der Vermiether keine Miethe von 
ihm erhält, und dies geſchieht leider nur zu oft. Der Mangel ander— 
weitiger Miethswohnungen ferner bewirkt nicht ſelten, daß der Gekün— 
digte bleiben, oder ſelbſt nach voraufgegangener Klage und Räumung 
kraft der amtlichen Dispoſition über leere Miethswohnungen in die 
bisherige wieder immittirt werden muß, wodurch nicht nur der Zuzug 
Neugemietheter verhindert wird, ſondern jener im Trotz auf ſein Ver— 
bleiben ſich obendrein nicht ſcheuet, ſeinen Miethsherrn auf jegliche 
Weiſe zu veriven. Wo die Miethswohnungen in beſonderen, vom 
Wohngelaß des Vermiethers jeparirten Localitäten, z. B. beſonderen 
Kathen, ſich befinden, läßt ſich nöthigenfalls noch ein Zuſammentreffen 
mit dem ungern geſehenen Miether vermeiden; völlig unerträglich aber 
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wird folche Lage, wenn Vermiether und Miether, wie bei allen jetzigen 
Büdnereien, unter demſelben Dache, oft Thür an Thür, ſelbſt mit 
gemeinſchaftlichem Dielen-, Küchen-, Hof-, Stall-, Bodenraum, leben. 
Die alſo empfindlich betroffenen Hausbeſitzer bemühen ſich deshalb ent— 
weder um völlige Abſperrung und Legung ihrer an ſich ſchon nach der 
Zahl beſchränkten Miethswohnungen ), oder enthalten ſich aller Mieths— 
verträge, oder ſuchen Entſchädigung in unverhältnißmäßigen und un— 
erſchwinglichen Miethspreiſen. 


$ 135. 
Tortſetzung. 


Auch hier wird gewiß jetzt jede mögliche Abhülfe erſtrebt. Zwar 
nicht durch unbedingte Freilaſſung der Vermehrung von Miethswoh— 
nungen), die entweder von vornherein am Widerwillen der Hausbeſitzer 
($ 134) ſcheitern, oder, bei noch größerer Wohnungsbeſchränkung in 
andern Landestheilen, zu Gunſten letzterer im Domanium Ueberfüllung 
und demnächſt Pauperismus bewirken würde; noch durch Häuslereien, 
die regelmäßig nur beim nachgewieſenen Eingehen bisheriger Miethswoh— 
nungen geſtattet werden ($ 120). Heilſam aber iſt dagegen der contractliche 
Zwang der keine Gehöftskathen beſitzenden Bauern und neu angeſetzten 
Erbpächter (8 130) zur Errichtung von Arbeiterkathen — die Herſtellung 
beſonderer Altentheilswohnungen in Büdnereien, welche von den ab— 
tretenden Hausbeſitzern bezogen werden können und die Kündigung der 
die Miethswohnung innehabenden Einlieger erſparen — das Verbot 
eigenmächtiger Legung von Miethswohnungen — die büdnerbriefliche 
Reſervation ſowol amtlicher Beſtimmung über die Höhe der Mieths— 
preiſe als des Vorzugs von Orts- und Amtseinliegern vor ſonſtigen 
Miethern. Die Juſtiz muß ferner bei Miethsklagen beſonders prompt 
ſowol in Beitreibung der Miethe, als bei Ejection der zum Abzug 
Verurtheilten ſein — die Adminiſtrativbehörde ſich alle Mühe geben, 
ejicirte und obdachsloſe Einlieger in andere Wohnungen und nicht in 


) Vgl. z. B. Berichtseinforderung des Miniſt. des Innern v. 19. März 1851. 


) Wie ſie freilich durch einen Geſetzentwurf des damaligen Abgeordnetenhauſes 
vom 27. November 1848, Rgbl. 56, proponirt wurde; vgl. § 136, Note 3. 
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die bisherigen zurückzulegen, zumal wenn Vermiether ſchon Andere 
wieder gemiethet und dadurch doch ihren guten Willen zur Annahme 
von Miethsleuten gezeigt haben, in welchem Falle ſich regelmäßig durch 
einen Wohnungstauſch der ab- und zuziehenden Familien helfen läßt, 
oder wenn die Verhältniſſe zwiſchen jenen und den bisherigen Ver— 
miethern getrübt ſind. Wenn aber Alles vergeblich — dann bleibt als 
ratio ultima nur das odiöſe Recht der eine Branche der Armenpflege 
bildenden und dort weiter zu erörternden Unterbringungen, und die 
gekündigten freiwillig räumenden oder gerichtlich ejicirten Obdachsloſen 
werden kraft deſſelben entweder in andere disponible und leere Woh— 
nungen ein-, oder noch einfacher in die bisher innegehabten und ſoeben 
erſt verlaſſenen zurückgelegt, zumal wenn die bisherigen Vermiether gar 
nicht wieder gemiethet und dadurch ohne Weiteres ihre Miethswoh— 
nungen für Unterbringungen preisgegeben haben. Im letzten Augen— 
blick, nachdem ſie abgewartet und geſehen haben, wer ihnen gebracht 
wird, einigen ſie ſich wol noch mit einem anderen paſſenderen Mieths— 
mann, aber man thut wohl daran, durch ihre Lamentationen die dann 
etwa ſchon beſchloſſenen Unterbringungen nicht ſtören zu laſſen, ſondern 
dieſe ſchnell auszuführen, damit ſchon bald nach dem Umzugstermine 
($ 128) und noch vor Einbruch des Winters die Obdachsloſen nebſt 
Vieh und Vorräthen unter Dach und Fach kommen. Häufig freilich iſt 
den Vermiethern mit ſolchen amtlichen Unterbringungen nur gedient, 
weil ſie dann jedenfalls ſicher ſind, ihre Miethe aus der für Unter— 
gebrachte ſtets direct eintretenden Armenkaſſe zu erhalten (§ 131), ohne 
auf proceſſualiſche Weitläuftigkeiten mit den Miethern angewieſen zu ſein. 


§ 136. 
Einliegerländereien. 


Eigner Anbau von Gartenfrüchten, Kartoffeln, Lein auf einem 
kleinen Pachtgrundſtück, womöglich auch Halten einer Kuh, wenigſtens 
einer Ziege, gelten für weſentliche Hülfen der ſonſt beſitzloſen Einlieger. 
Bei den Miethsbewohnern der Bauern iſt hierfür theilweiſe inſoweit 
geſorgt, daß dieſe an ihre bloßen Miethseinwohner weſentlich dieſelben 
Emolumente gegen denſelben Miethsbetrag zu verabreichen contractlich 
verpflichtet ſind, welche von ihren gekündigten Gehöftstagelöhnern 
bezogen werden (§ 131). 


a 


Anders dagegen bei den Einliegern im Büdnerkathen, deren Beſitzer 
wegen ihres eignen nur geringen Grundbeſitzes billiger Weiſe zu Do— 
tationen ihrer oft ſelbſt mehreren Miethsbewohner nicht herangezogen 
werden können. Hier tritt die Grundherrſchaft ſelbſt aushelfend ein. 
Schon vor einer Reihe von Jahren wurden bei Gelegenheit der Feld— 
regulirungen aus den dann zu grundherrſchaftlicher Dispoſition ſtehenden 
Bauerhufen ($$ 60 und SO), wenn deren Größe und Wirthſchaftsbetrieb 
es erlaubte, kleinere Ackerſtücke, jedoch Weiden und Wieſen nur, ſobald 
ſie zweifellos entbehrlich waren, abgetrennt, ihren bisherigen Nutznießern 
nicht wieder zurückgegeben, ſondern in geeigneten Parcelen, jedoch an 
Ackerland höchſtens bis zu 200 R., an bedürftige Einlieger mit eignem 
Heerd gegen beſtimmten Anſchlag verpachtet“), denen der Beſitz ſolcher 
kleinen Kaveln ſelbſt Vorbedingung der amtlichen Ertheilung ihrer 
Niederlaſſung war?). — In neuerer Zeit wurde ſolche Pachtdotation 
der Einlieger und Reſervation von Einliegerkaveln — von Wieſenflächen 
ſelbſt für die Tagelöhner und Miethsbewohner auf Bauergehöften ($ 130) 
— nach Anzahl der zur Zeit der Feldregulirung gerade vorhandenen 
oder demnächſt zu erwartenden Familien zur allgemeinen Regels) und 
ſelbſt auf die Häusler ausgedehnt ($ 122). — In neueſter Zeit endlich, 
mit beſonderer Rückſicht auf Conſervation der Bauerhufen (§ 80), ſoll 
die nach vorſtehenden Grundſätzen in den einzelnen Dörfern etwa ſchon 
ſtattgehabte Austheilung von Einliegerkaveln bei künftigen Feldreguli— 
rungen nicht weiter ausgedehnt, demnach die Anzahl jener anf die ſchon 
vorhandenen beſchränkt — entgegengeſetzten Falls aber bei noch nicht 
durchgeführter Abtrennung derſelben dieſe auf ſeparirte Bauerhufen nur 
inſoweit, als es ohne Störung ihres wirthſchaftlichen Beſtandes geſchehen 
kann, auf Wieſen und Weiden aber nur dort erſtreckt werden, wo beide 
reichlich und Weiden beſtändig vorhanden ſind). In den Domanial— 
Flecken und in Neukloſter ſollen aber alle ſich niederlaſſenden Einlieger, 

) Cab.-Reſer. v. 10. Octbr. 1838, Ra. 167, C. v. 12. Novbr. 1838, Ra. 168. 

2) C. v. 15. Jan. 1836, Ra. 175. 

) C. v. 11. April 1848, Ra. 3946. Durch Geſetzentwurf v. 27. Nov. 1848 
($ 135, Note 1) wurde ſelbſt unbeſchränkte Dotation der Beſitzloſen in der Art 
vorgeſchlagen, daß die bisherigen Erb- und Zeitpachtgrundſtücke gegen einige Pacht— 
entſchädigung ihrer Beſitzer ſelbſt bis auf 12,000 UR. redueirt werden ſollten; vgl. 
§ 138, Note 2. 

) C. v. 22. Juli 1852 (vgl. § 79, Note 5). 
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welche ein Handwerk betreiben, mit ſolchen Competenzen gegen Anſchlag 
überall nicht mehr dotirt, ſondern uur bei gelegentlicher, öffentlich meiſt— 
bietender Verpachtung kleiner disponibler Ackerſtücke zu freier Concurrenz 
gelaſſen werden?). Für alle Nothfälle werden übrigens noch immer 
ſowol die Bauern als die neu angeſetzten Erbpächter zu jederzeitiger 
Hergabe von Einliegerländereien gegen Erſatz des einfachen Ertrags— 
anſchlags contractlich verpflichtet. 


$ 137. 
Tortſetzung. 


Die Nutznießer der herrſchaftlichen Einliegercompetenzen ſtehen zu 
ihnen in zeitpächteriſchem Verhältniſſe, deſſen Einzelheiten in beſonderen, 
an jene bei Ueberlaſſung der Ländereien gegen beſtimmte Gebühren zu 
übergebenden Bedingungsformularen enthalten ſind ). Auch hier Ver— 
pflichtung zu hauswirthlicher Benutzung, zu Anfertigung der Brücken 
und Befriedigungen aus eignen Mitteln, Reſervationen der nicht aus 
eigentlichem Fruchtbezug hervorgehenden Einnahmequellen ($$ 71 u. 72), 
keine Remiſſionen für Wild, Hagelſchaden und Mißwachs (§ 70), Un— 
veränderlichkeit des Umfangs durch die Nutznießer (§ 59). Letztere 
zahlen an das Amt jährliche Pacht, deren Anſchlag für Acker nach 2ter, 
für Wieſen nach iſter Columne der Domanial-Hoffeldmarkstaxe ($ 70) 
feſtgeſtellt wird, während von der Weide 150 R. 1. und 2. Klaſſe zu 
2 Thlrn., 300 IR. 3. und 4. Klaſſe eben jo hoch, 500 R. 5. Klaſſe 
zu 1 Thlr. 24 ßl. als Kuhweide zu taxiren find, wobei auch die Weide 
für 6 Ziegen oder 8 Schafe einer Kuhweide gleichſteht?). Bei nicht— 
erfolgender Zahlung iſt ſofortige Beſchlagnahme des Grundſtücks und 
Veräußerung der Früchte auf dem Halm zuläſſig. Für etwa nöthige 
Gebietsabtretung wird das Doppelte der anſchlagsmäßigen Pacht ver— 
gütet. Gegenſeitige einjährige Kündigung zur Rückgabe auf Michaelis 


) C. v. 3. April 1858. Die Beſchränkung auf „fich niederlaſſende“ iſt erſt in 
ſpaͤteren Kammerreſeripten ausgeſprochen. 

) Die neueſten find von 1863, ältere v. 22. Oetbr. 1839, Ra. 170, vgl. C. 
v. 7. Septbr. 1848, Ra. 3947, und v. 28. Jan. 1851, Ra. 3949. 

) C. v. 4. Oetbr. 1856, wodurch frühere Veranſchlagungen v. 14. Febr. 1839, 
Ra. 169, v. 7. März 1851, Ra. 3950, v. 7. Juli 1851, Ra. 3951, veraltet ſind. 
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wird jetzt ſtipulirt. Ohne Kündigung erliſcht das Pachtrecht bei ein- 
maliger Nichtbeſtellung des Ackers, ganzer oder theilweiſer Ueberlaſſung 
deſſelben an Andere, vergeblicher Execution auf die Pacht, beim Aus— 
ſcheiden der Pächter aus ihrem bisherigen Stande, bei ihrem Wegzug 
aus dem Ort, Wegfall eignen Haushalts, ihrer Verſetzung in eine 
Arbeitsanſtalt. Bei Rückgabe oder geſtattetem Perſonenwechſel werden 
nur Einſaat und Beſtellungskoſten excl. Gräben, Dung, Dungfuhren 
vergütet. 

Die hiernach und durch Tod zur Dispoſition kommenden Ländereien 
wurden bis jetzt vom Amte an anderweitige Bedürftige unter den frü— 
heren Bedingungen überlaſſen. Nach Einführung der Ortsarmenpflege 
gehen ſie aber an die Ortſchaft der betreffenden Feldmark über, welche 
in das Pachtverhältniß der bisherigen Nutznießer eintritt, die Pacht 
nöthigenfalls aus der Ortskaſſe direct entrichtet, und dagegen als Unter— 
pächterin die Competenzen wieder an Individuen aus der früheren 
Klaſſe verpachtet, hierbei aber, ſowie betreffs Höhe der Unterpacht, amt— 
licher Controle unterliegt). 

Alle und jede Streitigkeiten hinſichtlich der Ländereien ſtehen zu 
amtlicher Entſcheidung, mit Recurs an die adminiſtrativen Oberbehörden. 


ls 
Fortſetzung. 


Feldbeſtellung, Ernte, Dung, alle dazu erforderlichen Fuhren werden 
hier nicht, wie bei Hof- und Gehöftstagelöhnern ($$ 125, 130), von 
den Vermiethern ganz oder theilweiſe geleiſtet, ſondern müſſen von den 
Nutznießern der Einliegerparcelen aus eignen Kräften und Mitteln 
beſchafft werden. Wegen fehlenden eignen Geſpannes iſt es ihre Sache, 
ſich hierüber mit den größeren, Anſpannung haltenden Grundbeſitzern 
zu vereinbaren, welche natürlich angemeſſene, oft ſelbſt übertriebene 
Vergütung fordern und obendrein nur diejenige häufig ſchon durch die 
Witterung nicht mehr begünſtigte Zeit wählen, welche ihnen ſelbſt nach 
eigner Ackerbeſtellung übrig bleibt. Durch ihren Beruf ferner ſind 


3) Arm.⸗Ordnung v. 9. Mai 1859, § 4 sub 5, C. v. 24. Oetbr. 1859, Ueber⸗ 
lafjungsbedingungen § 12 eit. in Note 1, $ 137. 
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erſtere auf fremde Arbeit gegen baaren Lohn angewieſen (§§ 132, 133) 
haben aber gerade dann, beſonders zur Beſtellungs- und Erntezeit, 
ausſchließlich mit eignen Ländereien vollauf zu thun, wenn ſie anderswo 
am geſuchteſten ſind, verlieren dadurch hohen Tagelohn, und bei Con— 
currenz die Arbeit überhaupt. Bei einiger, für Häusler ſelbſt princip— 
mäßiger (§ 122) Entfernung der Ländereien vom Dorfe können jene 
ſchon zu gewöhnlicher Zeit mit den oft ſpärlich bemeſſenen Mußeſtunden 
der Werktage zu eigner täglicher Ackercultur nicht ausreichen, von ihren 
an Haus und Garten hinlänglich beſchäftigten Ehefrauen nicht die 
nöthige Hülfe erhalten und müſſen auch hier wieder Arbeitsverdienſt 
opfern, wenn ſie es nicht nur zu oft vorziehen, den Kirchenbeſuch der 
Sonntage einzuſtellen und dann die geſetzlich nur bis 1 Stunde vor 
Anfang und für ihre Gärten ſeit 1 Stunde nach Beendigung des 
öffentlichen Gottesdienſtes ihnen geſtatteten) landwirthſchaftlichen Ar— 
beiten vorzunehmen. Mit allen Hof- und Gehöftstagelöhnern theilen 
ſie endlich die Gefahr der Mißernten, des Viehſterbens, und wegen 
mangelnden Betriebskapitals bringt ſchon ein einziges Unglücksjahr ſie 
dauernd zurück. Durch dies Alles wird der Nutzen eigner, auf dem 
Lande ohnehin meiſtens ohne Mühe 1 9 6 zu erſtehender Vieh- und 
Ackererzeugniſſe häufig illuſoriſch, und die Erfahrung zeigt ſelbſt nicht 
ſelten, daß mit Ländereien dotirte Arbeiter ſchlechter ſituirt ſind als 
diejenigen, welche bei der Möglichkeit naher und einträglicher fremder Arbeit 
dieſer und dem Erwerb von Tagelohn ausſchließlich ihre Kräfte widmen. 
Abgeſehen von dieſem Allen, wird durch Ländereidotationen zwar der 
angeborene und an ſich edle Trieb jedes mecklenburgſchen Landbewohners 
zum Bebauen einer eignen Scholle Landes einigermaßen geſtillt, 

gleichzeitig aber auch eine communiſtiſche Richtung erweckt und genährt. 
Die Dotation einer ganzen Volksklaſſe mit fremden Ländereien iſt immer 
bedenklich, denn ihre Kinder folgen nach, halten bald für ihr wohl— 
erworbenes Recht, was jetzt eben nur noch Gnade, treten mit quantitativ 
und qualitativ immer ungemeſſeneren Anſprüchen hervor. Woher aber 
weitere Dotationen nehmen? Von den Privatgrundbeſitzern?)? Das 
aber wäre offener Bruch mit jedem Rechte und ſchon vorher Unter— 


) V. v. 8. Aug. 1855, § 2, sub 8, Ra. 4817, Rgbl. 2, v. 18. Aug. 1856, 
Ra. 4818, Rgbl. 28, v. 6. Febr. 1858, Rgbl. 6 
2) Vgl. § 136, Note 3 


* 
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grabung jedes Realeredits. Oder allein aus dem Zeitpachtbeſitz des 
landesherrlichen Domanium? Der Fürſt aber hat an ſeinem Eigenthum 
($ 57) dieſelben Rechte, wie fein letzter Unterthan — weshalb freilich 
die Revolution das Domanium zunächſt für Staatseigenthum zu erklären 
liebt, um dann daſſelbe ungehindert zerſtückeln zu können. Obendrein 
beruht die Selbſtſtändigkeit und dauernde Macht des Landesherrn gerade 
auf dem Reichthum ſeines unbeſchränkten Eigenthums, des Zeitpacht— 
beſitzes im Domanium (§ 68). Die jetzigen Einſchränkungen jener 
allgemeinen Dotationen ($ 136) erſcheinen deshalb nur zeitgemäß. 


$ 139. 
Leurung. 


Allen Einliegern (wie auch den Häuslern § 122, ferner den Haus— 
wirths-Altentheilern § 97, den Hoftagelöhnern § 126, den Gehöftstage— 
löhnern § 130, endlich den Armen) iſt das Holzſammeln und Stämme⸗ 
raden in den herrſchaftlichen Forſten geſtattet'). Zur Vermeidung der 
Schulverſäumniß durch die hierzu zu verwendenden Kinder ſollen die 
ſog. Holztage immer nur auf ſchulfreie Zeit, nämlich auf Mittwoch und 
Sonnabend, reſp. auf Sonnabend allein verlegt werden?). Außerdem 
beziehen“) die mit eignem Heerd verſehenen und — was bis auf Wei— 
teres ſtets präſumirt wird — zum vollen Ankauf der Feurung unver— 
mögenden Einlieger (auch Häusler § 122, Gehöftstagelöhner § 130 und 
beſchränkt die Gehöfts-Altentheiler § 97) aus den landesherrlichen 
Forſten jährlich 2 4 mille, bei fehlender Gelegenheit zum Holzleſen 
und Stämmeraden ſelbſt 6 — 8 mille Torf, ferner 1 Fuder Abfall-, 
reſp. Buſchholz, oder ½ Faden 3- und 4füßig Abfallholz ohne Auf— 
pricken, in Ermangelung des Tores aber die doppelte, bei Verweigerung 
der Torfannahme?) jedoch nur die einfache Holzfeurung, bei Unmöglich— 


) V. v. 14. Mai 1780, H. IV. 126, C. v. 3. Novbr. 1834. 

2) C. v. 2. Deebr. 1852, Ra. 4081. 

) C. v. 3. Novbr. 1834; durch C. v. 24. Mai 1841, Ra. 535, auf wirkliche 
Einlieger (nicht auf Tagelöhner vgl. § 130, Note 2) auf Erbpachtgehöften, ferner 
in Pfarrkathen landesherrlichen Grunds und Bodens, durch einzelne Reſeripte auf 
ſolche bei Kirchen- und Pfaärrbüdnern ausgedehnt. Pächter von Büdnereien gelten 
nicht als Einlieger, ebenſowenig auch als Büdner (§ 118, Note 5). 

) C. v. 23. Novbr. 1848, Ra. 4075, v. 10. Jan. 1860. 


keit ganzer oder theilweiſer Holzabgabe wegen Mangels daran noch ein 
erhöhetes Torfdeputat?) — bei nicht eignem Heerde ein nach den Um— 
ſtänden vermindertes Feurungsdeputat. Für den Torf müſſen ſie aber 
den Arbeitslohn und das Zählgeld !“), für jedes Fuder Holz 16 ßl., bei 
weiterem Holzbedarf jedoch die volle Taxe“), für das bei Verweigerung 
des Torfes dennoch abzugebende 1 Fuder Holz endlich den Haulohn 
und das übliche Holzgeld) bezahlen. Bei Inſolvenz hierzu müſſen ſie 
ſolchen Betrag durch Forſtdienſte abarbeiten“), und erhalten beim Un— 
vermögen auch hierzu wegen Körperſchwäche die Feurung der wirklichen 
Beneficiaten “). 

Zu möglicher Einſchränkung ſolcher bedeutenden Feurungsdeputate 
ſollen ſowol die Foreſtalen auf gehörige Aufbewahrung und Verwendung 
derſelben achten!), als auch in den ländlichen Miethswohnungen prak— 
tiſche Kochöfen “), ſowie möglichſt luftdichte Fenſter und Thüren !), 
angelegt werden. Zur Vermeidung ſonſtigen Mißbrauchs werden Käufer 
und Verkäufer von Sammelholz mit Geldſtrafen bis zu 5 Thlr. belegt‘), 
ſind ferner alle Ankäufe von Feurungsmaterialien aus den Händen 
feilbietender Landleute verboten!), falls dieſe keine — nur beim Verzicht 
auf das Feurungsdeputat zu ertheilende — amtliche Conceſſion zu ſolchem 
Handel haben, und werden bei Contraventionen hiergegen Verkäufer 
mit dem doppelten“), Käufer aber mit dem einfachen, jedoch bei beſon— 
derer Strafbarkeit mit dem doppelten“) Werth des verkauften Feurungs— 


5) C. v. 23. Novbr. 1848, Ra. 4075. 

6) C. v. 3. Novbr. 1834. 

) C. v. 3. Novbr. 1834, v. 25. April 1848, Ra. 4072, v. 23. Novbr. 1848, 
Ra. 4075. 

) C. v. 10. Januar 1860. 

) Z. B. Graben, Pflanzen, Eichelnſammeln, Tannenäpfelpflücken, Raden ꝛc., 
Circ. v. 19. Auguſt 1805, Ra. 479, v. 3. Novbr. 1834, v. 21. April 1853, 
28. März 1855. 

10) C. v. 3. Novbr. 1834. Diefe wird, gegen Bezahlung der Bereitekoſten aus 
der Armenkaſſe, nach Bedarf verabreicht; C. v. 11. April 1864. 

1) C. v. 21. April 1853. 

1) C. v. 19. Septbr. 1853; vgl. § 125, Note 2. 

13) C. v. 21. April 1853. 

) Forſtfrevel-Geſetz v. 21. März 1857, § 23, Ra. 5127, Rgbl. 9. 

15) Schon nach V. v. 23. Juli 1714, H. IV. 106. 

16) V. v. 7. Oetbr. 1842, Ra. 617, Rgbl. 35. 

7) C. v. 1. Juli 1851, Ra. 4098, Rgbl. 24. 
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materials beſtraft. Die Unterſuchung wird in bekanntem polizeilichen 
Verfahren geführt (§ 71). 


$ 140, 
Fuhren; öffentliche Leiſtungen. 


Die Einlieger erhalten die nothwendigen Fuhren zur Anholung 
von Holz und Torf, ſowol innerhalb als außerhalb der Feldmark, nach 
dem Prediger, dem Arzte, der Hebamme, zur Saline und zur Mühle, 
nach Ermeſſen des Amtes unentgeltlich oder gegen billige Bezahlung 
„über's Dorf“, d. i. von den contractlich dazu verpflichteten Hufenbeſitzern 
in abwechſelnder Reihefolge derſelben, auch von den Hofpächtern, geleiſtet, 
wogegen ſie aber auch ſchuldig ſein ſollen, um billigen Tagelohn bei 
dieſen zu arbeiten. Sie ſelbſt verſtehen es nur zu gut, ſolche ohnehin 
generelle und unbeſtimmte Gegenleiſtung zu umgehen — für jene aber 
iſt ihre, außer den eignen Tagelöhnern ($ 126 u. 130) auch auf die an- 
ſpannungsloſen Büdner (§ 118) und Häusler (§ 122) ausgedehnte Ver— 
pflichtung, zumal in denjenigen Ortſchaften, wo unverhältnißmäßig viele 
anſpannungsloſe Leute leben, eine ſchwere, nicht ſelten faſt erdrückende 
Laſt, deren allmälige Ablöſung ſich vernothwendigen dürfte. Beim 
Wegfall desfallſiger contractlicher Verpflichtung werden ſich ſowol be— 
ſonders kleinere Grundbeſitzer finden, welche aus Haltung von Mieths— 
fuhrwerk ein Gewerbe machen, als auch die jetzt zum Gefahrenwerden 
förmlich Berechtigten und hierauf Trotzenden gegen die Fuhrpflichtigen 
ein beſcheideneres Betragen annehmen und durch fleißige Arbeit bei 
ihnen das nöthige Fuhrwerk zu verdienen ſtreben, welches ihnen dann 
nicht entgehen wird. — Alle Einlieger haben endlich freien Amtsarzt 
in Maßgabe der einzelnen Medicinal-Contracte, jedoch freie Arznei nur 
bei wirklichem Nothſtande. 

Außer den Perſonal-Steuern werden alle Abgaben und Leiſtungen 
(über die Pacht vgl. § 137) an die Kirche, Pfarre, Schule, Gemeinde, 
überhaupt alle aus dem öffentlichen Recht fließenden, die Einliegerlän— 
dereien ergreifenden Verbindlichkeiten, von deren Nutznießern über— 
tragen ). Der Repartitionsmodus wird vom Amte beſtimmt und hierbei 


) Einliegerländereien-Ueberlaſſungs-Bedingungen von 1863, § 6 (§ 137, N. 1). 
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regelmäßig nach den Beiträgen der Büdner (§ 117) in ders Art fixirt, 
daß 4—6 Einlieger gleich 1 Büdner gerechnet werden; Handdienſte zu 
Bauten ꝛc. werden jedoch den Einliegern nie aufgelegt ). 


VII. Dienſtboten. 
§ 141. 


Freies lediges Geſinde gab es früher wenig. Die Kinder der 
Leibeignen ſtanden unter dem Geſinde- oder Dienſtzwang (§ 123), 
d. h. mußten ſich vor jeglicher Dienſtannahme außerhalb ihres Wohn— 
orts, ihrer Grundherrſchaft reſp. deren Pächtern zu Dienſt gegen 
beſtimmten Lohn geſtellen, durften auch von jenen zur Umzugszeit von 
Auswärts zurückgerufen werden. Auch ohnehin blieben die früheren 
Dienſtboten nach alter guter Sitte auf der väterlichen Haus- und Hof- 
ſtätte zur wirthſchaftlichen Hülfe ihrer Eltern oder Geſchwiſter — das 
Band der Familie war noch ein enges und dauerndes. Erſt die Auf— 
hebung der Leibeigenſchaft ($ 78) führte mit ihrem ganzen Segen das 
ungeregelte und ſtets wachſende Streben der ledigen Leute nach Aus— 
wärts, die Trennung des patriarchaliſchen Familienbandes mit ſich. — 
Jetzt verbreiten die Dienſtboten ſich über's ganze Land, und faſt mit 
Vorliebe in diejenigen Landestheile, denen ſie nicht angehören: die aus 
der Ritterſchaft ſtreben ins Domanium, weil ſie dort oft eine Braut 
und dadurch Gelegenheit zur Niederlaſſung finden, die ihnen bei Er— 
füllung der ſonſtigen Bedingungen dort regelmäßig nicht verweigert wird, 
wenn nur erſtere eine Domanialeingeſeſſene tft); diejenigen aus dem 
Domanium ſuchen freilich in der Ritterſchaft nicht jo ſehr den häus— 
lichen Heerd, als vielmehr bei dortigem Arbeitermangel höheren Dienſt— 
lohn, und kehren mit dem Erſparten erſt dann in ihre Heimath zurück, 
wenn ſie hier heirathen wollen?). Nur auf den Bauergehöften finden 

2) C. v. 12. Mai 1850, Ra. 3948. 

) Vgl. C. v. 15. Jan. 1837, Ra. 175. Weiteres ſpäter bei Niederlaſſungen. 


2) Durch C. v. 21. März 1851 iſt Bericht über Anzahl lediger Dienftboten 
eingefordert. 
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fih noch zahlreiche Spuren dortigen Verbleibens der aus der Gehöfts— 
familie entſtammten Leute. 

Der jährliche Dienſtlohn beſtand früher überwiegend aus fertigen 
Naturalien, z. B. Hemden, Kleidung, Schuhen; dagegen durfte den 
Dienſtboten auf beſonderer Ackerfläche kein Korn geſäet werden) 
(vgl. 8 81) — ebenfalls ein Anklang an ihre frühere innige Verbindung 
mit der ganzen Familie. Jetzt wird mehr und mehr baarer Lohn ver— 
abreicht, welcher nach Kräften und Dienſtleiſtungen bei Knechten wol 
auf 30 Thlr., bei Mädchen auf 20 Thlr. und darüber ſteigt; daneben 
erhalten die Knechte noch geringe Diäten bei Fuhren zur Stadt, Sack— 
geld von dem zu Markt gebrachten Korn, und beſonders bei Bauern 
die Dienſtboten wol noch bei entſprechender Abminderung des baaren 
Lohns einige Dutzend Ellen flächſern und heeden Leinewand, einige 
Pfund Wolle, auch 1 Vaß Lein ausgeſäet, wozu der Dienſtherr die 
Saat hergiebt. Uebrigens haben die im elterlichen Hauſe wohnenden, 
alimentirten und ihren Eltern volle Geſindedienſte leiſtenden Kinder 
ohne ausdrückliche desfallſige Vereinbarung keinen rechtlichen Anſpruch 
auf beſonderen Dienſtlohn, weil ſie dadurch nur als eine Pflicht kind— 
licher Obedienz erfüllend angeſehen werden“). — In Krankheitsfällen 
haben alle Dienſtboten freien Arzt und freie Mediein aus der Armen— 
kaſſe. Beim Wechſel der Dienſtherren zu Johannis am Ende des 
Wirthſchaftsjahres und nicht gleichzeitigem Abgang der erſt im October 
abziehenden Dienſtboten (§ 142) erhalten dieſe auf Pachthöfen vom 
Abtreter die Hälfte aller Emolumente, die andere Hälfte vom Antreter 
im October, auf Bauergehöften dagegen obſervanzmäßig vom Abtreter 
die Naturalien, vom Antreter demnächſt den baaren Lohn. Beim Wechſel 
zu anderer Zeit entſcheidet ſpecielle Vereinbarung. 

Zu Communalleiſtungen ſind die Dienſtboten nicht verpflichtet; an 
öffentlichen Abgaben zu Perſonalſteuern. 


2) Schulzen- und Bauernordnung v. 1. Juli 1702, § 26, H. IV. 4, vgl. V. 
v. 15. Juli 1800 a. E., H. I. 344, Polizei-Ordnung v. 1572, tit. „Dienſtboten“, 
H. V. 1 (vgl. $ 81, Note 3). 

) Buchka u. Budde, Entſcheidungen des Ober-Appellations-Gerichts, Bd. 4, 
pag. 205. 
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§ 142. 


Betreffs Kündigung und Entlaſſung der mit Ackerbau in directer 
Verbindung ſtehenden Dienſtboten, wozu auch die mit unmittelbarer 
Wartung und Beſorgung des zu landwirthſchaftlichen Zwecken gehaltenen 
Viehes betraueten gehören), normiren hier die Verhältniſſe der Tage— 
löhner (§ 128). Bei allen übrigen Dienſtboten findet geſetzlich?) gegen— 
ſeitige Kündigung binnen der erſten s Tage nach den vollen Quartalen, 
der Umzug Y, Jahr nachher — am Dinstag nach Oſtern, am 24. Juni, 
am 24. October, reſp. wenn dieſe beiden Tage auf einen Sonntag fallen, 
am nächſtfolgenden Montage, endlich am erſten Wochentage nach dem 
Weihnachtsfeſte — ſtatt, wogegen betreffs der zur Erlangung ander— 
weitigen Unterkommens erforderlichen Dienſtſcheine und unerlaubter 
Vermiethung, reſp. wegen rechtzeitigen Zuzugs auch hier bekannte Grund— 
ſätze ($ 128) Anwendung finden. Schwangerſchaft der Dienſtboten 
berechtigt zu ſofortiger Entlaſſung, doch muß die Dienſtherrſchaft nöthi— 
genfalls für vorherige ſichere Unterbringung derſelben auf deren Koſten 
ſorgen, oder zu ſolchem Zwecke die Ortsobrigkeit von der bevorſtehenden 
Entlaſſung rechtzeitig in Kenntniß ſetzen ). 

Der in neueſter Zeit ſo vielſeitig empfundene Mangel an Dienſt— 
boten iſt im Domanium nicht ſo groß als in den übrigen Landestheilen 
weil dort die Gründe ſolches Uebelſtands weniger hervortreten. Die. - 
jelben liegen in der Ritterſchaft in der bekanntlich ſchon an ſich dünnen 
Bevölkerung und dazukommenden ſtarken Auswanderung und Ueber— 
ſiedelung in andere Landestheile ($ 141) wegen fehlender Gelegenheit 
zur Niederlaſſung, welche dagegen in dem ſchon an ſich bevölkerteren 
Domanium häufiger geboten wird — in den Städten in der Unluſt 
zum Dienen und Bevorzugung bürgerlicher Gewerbe und ähnlicher, 
von den Mädchen mit Vorliebe gewählter Erwerbszweige, z. B. Putz— 
macherei u. ſ. w., die aber auf dem platten Lande entweder geſetzlich 
beſchränkt ($ 143 ff.) oder ſchon an ſich weniger einträglich ſind, wes— 

) Buchka u. Budde, Entſcheidungen des Ober-Appellations-Gerichts, Bd. 4, 
pag. 211. 

) S. die Citate in Note 1 des § 128. 

) V. v. 31. März 1813, Ra. 1377, Rgbl. 15, vol. V. v. 23. Juli 1813, 


Ra. 2781, Rgbl. 31, v. 21. Juli 1821, Ra. 2095, Rgbl. 26, v. 17. Aug. 1859, 
Rgbl. 35. 
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halb hier den Unvermögenden hauptſächlich nur Erwerb durch Dienen 
übrig bleibt. Der Hauptgrund iſt ein ſocialer — die völlige Trennung 
der Dienſtboten von der Familie des Dienſtherrn, ihre Ausnutzung 
gleichſam als Arbeitsmaſchinen, nebenbei unfreundliche Begegnung, 
möglichſt billige und deshalb dürftige Erhaltung. Natürlich bleiben 
jene dort und drängen auch aus andern Landestheilen dorthin, wo ſie 
gleichſam noch zur Familie zählen, wo ſie humane Behandlung, erfor— 
derliche Ruhe, vollen Tiſch finden — und dies Alles wird ihnen vor— 
wiegend auf dem platten Lande, hier unter den zahlreichen Domanial— 
Bauern, noch jetzt geboten; die, beſonders jüngeren, Hofpächter und die 
aus Meiſtgebot auf Bauerhufen hervorgegangenen Erbpächter ($ 106) 
ſind freilich leider! häufig aus guten Gründen weniger geſucht. — Aus 
gleicher Urſache findet ſich im Domanium, gegenüber den anderen 
Landestheilen, verhältnißmäßig geringeres Streben der ledigen Leute 
nach auswärtiger, freier, lohnender, aber auch demoraliſirender Arbeit 
an Chauſſeen, Eiſenbahnen ꝛc., wenngleich, unter Vermeidung feſter 
Dienſtannahme, die einträgliche Arbeit im Tagelohn, beſonders auf 
den großen Gütern, mehr und mehr geſucht wird — und endlich 
gar ganz müßiges Umherliegen Dienſtloſer im Elternhauſe wird 
in vielen Aemtern ſchon aus polizeilichen Rückſichten möglichſt ver— 
hindert — dadurch alſo auch dieſen Gründen des Dienſtbotenman— 
gels begegnet. — Verkennen läßt ſich hierbei freilich nicht, daß Eine 
Art Dienſtboten, diejenige der Hofgänger (§ 127), immer rarer wird. 
Von unbemittelten Tagelöhnern ſollen dieſelben gehalten werden, welche 
an ſich nur geringen Lohn zu geben vermögen, und dagegen ſelbſt nur 
beſchränkte directe Vergütung (§ 129) beziehen — Dienſtgeber und 
Dienſtnehmer ſind deshalb hier gleichmäßig widerwillig. Auch in dieſer 
Beziehung alſo erweiſen ſich die Beſtimmungen der Hofregulative 
illuſoriſch. — 

Hand in Hand mit ſolcher im Allgemeinen größeren Concurrenz 
der Dienſtboten im Domanium geht ihre geringere Unbeſcheidenheit in 
Lohnforderung, hiermit wieder ihr Unvermögen zur zügelloſen Nach— 
jagung der Vergnügungs- und Putzſucht, jeglicher Sinnenluſt. Jene 
iſt aber leider! kein Damm gegen die auch im Domanium ſtets zuneh— 
nehmende Unzucht (§ 4), und in erſchreckendem Grade wächſt auch hier 
die Zahl der unehelichen Geburten. 
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VIII. Anhang. 


gewerbtreihende. 


9 143. 
Vorbemerkung. 


Dieſe bilden keine abgeſchloſſene und ſcharf getrennte Art der länd— 
lichen Bevölkerungsklaſſen, ſondern gehören mehreren derſelben, beſonders 
kleineren Erb- und Zeitpächtern ($ 57), den Büdnern ($ 116), den 
Häuslern ($ 119), den Miethseinwohnern ($ 123 und 132) an, finden 
deshalb auch nur ſchließliche Erwähnung nach vorheriger Erörterung 
jener. — Die Gewerbe gelten in Mecklenburg hauptſächlich für Betriebs— 
arten der Städte und unterliegen auf dem Lande noch jetzt den Be— 
ſchränkungen des Gewerbezwangs — jedoch nur auf dem eigentlichen 
platten Lande, während die Amtsfreiheiten in und neben Städten (§ 3) 
in dieſer Beziehung (vgl. § 19) immer für Theile der Letzteren angeſehen 
und auf die Domanialflecken excl. Lübtheen, auch auf die Ortſchaft 
Neukloſter, die für die Städte geltenden geſetzlichen Beſtimmungen!) 
ſelbſt ausdrücklich ausgedehnt find?) (§ 2), wonach die Anzahl der Ge— 
werbtreibenden, abgeſehen von den ſonſtigen Niederlaſſungs-Erforder— 
niſſen, weſentlich durch die Möglichkeit ihres Fortkommens bedingt, und 
die Art und Weiſe ihrer Betriebs-Ausübung entweder durch Zunftrollen 
geregelt oder ganz frei iſt. 


8 144. 
Handwerker. 


Auf dem eigentlich platten Lande dagegen iſt zunächſt ſowol die 
Anzahl der Handwerker als ihre Thätigkeit durch die Bannrechte der 
Städte ſehr eingeengt. Geſetzlich') geduldet werden nämlich hier außer 


) Der V. v. 18. Aug. 1827, Ra. 3803. 
ö 26. Detbr. N 

A), ss. I2. Nopbr. 1842, v. 4. Juni 1851, vgl. C. des Miniſt. des Innern 
v. 16. Septbr. 1852, v. 2. Aug. 1858. 

) Erbvergleich v. 18. April 1755, § 259, H. III. 1, V. v. 15. Mat 1863, 
pag. 24 ff., Rgbl. 20; vgl. Polizei-Ordnung v. 1572, tit. „vom Brauen, H. V. I, 
Reverſalen v. 23. Febr. 1621, Art. 40, H. III. 3. 


0 


Glashü ttenmeiſtern, Zeglern, Kalkbrennern, Müllern, Sägern, Deckern, 
Lementirern, Klemern u. dgl. in jeder Ortſchaft nur 1 Grobſchmied mit 
3 Geſellen)), 1 Grobrademacher mit 1 Geſell zur alleinigen Verfertigung 
der zur Landwirthſchaft nöthigen Bauer- und Bauwagen, 1 Bauern— 
ſchneider mit 1 Geſell, 1 Zimmermann mit 1 Geſell, 1 Maurermann 
und 1 Tiſchler, ſowie ein Schuh- ſog. Altflicker ohne Geſellen, der aber 
überall keine neue Schuſterarbeit machen darf, wogegen Grobleineweber 
betreffs ihrer Zahl und Tauen unbeſchränkt ſind. Die außerdem noch 
in einzelnen Ortſchaften etwa wohnhaften, zu ſelbſtſtändiger Arbeit nicht 
berechtigten Geſellen, beſonders Maurer- und Zimmergeſellen, deren 
Zuläſſigkeit übrigens ſchon an ſich fraglich iſt, dürfen nur in den 
Städten und bei Stadtmeiſtern Arbeit ſuchen !). Wie auch ſchon theil— 
weiſe in ihren Benennungen liegt, dürfen alle jene Landhandwerker nur 
grobe, ländliche, zum Betrieb der Landwirthſchaft und dringendem Be— 
dürfniß der Leute dienende, und überall keine Arbeit aus den Städten 
übernehmen‘). Perſönliche Ausübung des Handwerks iſt Regel), jedoch 
kann in Krankheits- oder andern Fällen dauernder Verhinderung eines 
Landmeiſters dieſem, reſp. ſeiner Wittwe, auf Antrag des Amtes die 
Annahme eines beſonderen ſtellvertretenden Geſellen auf beſtimmte Zeit 
durch landesherrliche Dispenſation geſtattet werden, wodurch jedoch eine 
Vermehrung der geſetzlichen Anzahl jener Handwerker nicht zugeſtanden 
ſein ſoll'). Zur Vermeidung von Contraventionen gegen die Anzahl 
der den Landmeiſtern erlaubten Geſellen ſind nur die Maurer und 
Zimmerleute auf dem Lande berechtigt, wenn ſie ſich mit einem ſtädti— 
ſchen Meiſter darüber einigen, zu den von ihnen auf dem platten Lande 
auszuführenden Bauten die erforderlichen Geſellen auf den Namen des 
ſtädtiſchen Meiſters zu leihen und in Arbeit zu nehmen!). Im Uebrigen 


2) Die früheren entgegengeſetzten Beſtimmungen der Verordn. v. 6. Juni 1787, 
H. IV. 60, v. 27. April 1787, H. V. 186, v. 2. Juni 1832, Ra. 2570, Rgbl. 22 
gelten jetzt nicht mehr. 

3) C. v. 10. Febr. 1847, v. 24. Febr. 1860. 

) Erbvergleich eit. § 262, vgl. V. v. 29. Septbr. 1786, H. V. 181, vom 
23. Mai 1787 u. 12. April 1788, H. V. 187, v. 3. Febr. 1797, H. V. 187 
Rgbl. 1817, St. 22; C. v. 24. Febr. 1860. 

5) Cab.-Reſer. vom 9. Septbr. 1840, Ra. 2575, R. v. 26. Septbr. 1840, 
Ra. 2576. 

6) V. v. 15. Mai 1863, pag. 25, Rgbl. 20. 

) V. v. 12. März 1829, Ra. 2567, modificirt durch V. v. 15. Mai 1863, 
pag. 24, Rgbl. 20. 
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haben die erlaubten ländlichen Handwerker mit denen der Stadt und 
den dortigen Zunftverhältniſſen nichts gemein; nur die Meiſter der 
Schmiede, Maurer, Zimmerleute, Tiſchler müſſen es mit einer ſtädtiſchen 
Zunft halten, d. h. nach vorgängiger amtsrollenmäßiger Meiſterprüfung 
bei einem ſtädtiſchen Gewerksamte als Landmeiſter ſich aufnehmen 
laſſen ). Ueber die Anzahl der Landhandwerker fordern die Oberbehörden 
zeitweiſe Berichte ein”). 

Wenn ſchon durch vorſtehende Beſchränkungen der Handwerksbetrieb 
in den Domanialämtern ſehr niedergedrückt wird, ſo ſind die Domanial— 
ortſchaften in der Runde von 2 Meilen um Roſtock, der ſog. Roſtocker 
Bannmeile, erſt recht ſchlimm daran, weil in ihnen überall gar keine 
Handwerker geduldet werden ſollen “). 


§ 145. 
Fortſetzung. 

Pflicht der Amtspolizeibehörden') iſt es, bei eigner Verantwortlich— 
keit ex officio den Handwerksbetrieb auf dem Lande zu überwachen), 
die Anſetzung unerlaubter Handwerker zu verhindern, bei erkundeten 
Contraventionen, reſp. auf Anzeige der ſtädtiſchen Handwerksämter )), 
nach verbotenem Machwerk Nachſuchung zu halten, dieſes zu confisciren, 

°) Erbvergleich v. 18. April 1755, § 260, durch V. v. 1. Septbr. 1853, 
Ra. 5258, Rgbl. 23, betreffs der Schmiede wiederholt, wodurch die früher für ſie 
erforderliche Prüfung 17 der Thierarznei der V. vom 27. April 1825, Ra. 2735, 
Rgbl. 18, v. 16. Mai 1825, Ra. 2736, Rgbl. 20, abgeſchafft iſt. 

) C. v. 10. Febr. 1847, Regiminal-C. v. 30. April 1849, 1. Mai 1849, 
4. Juni 1849, 20. März 1851, C. v. 5. Aug. 1852. 

10) Roſtocker Convention v. 26. April 1748, § 3, H. III. II, welche durch 
$ 278 des Erbvergleichs eit. fo wenig als durch das neue Steuergeſetz v. 15. Mai 
863, pag. 26, Rgbl. 20, aufgehoben iſt; auch nach Roſtocker Erbvertrag v. 13. Mai 
1788, $ 143, H. III. 16. 

) Reg. ⸗Reſer. v. 9. Aug. 1830, Ra. 1559, R. v. 7. Juni 1841, Ra. 2 

) Erbvergleich v. 18. April 1755, § 276, H. III. 5 V. v. 16. April | 
H. IV. 57, Rgbl. 1817, St. 36; V. v. 18. Novbr. 1786, H. IV. 57. 

) Nach Ausſpruch des Oberappellationsgerichts haben die übrigen Landſtadte 
gegenüber den durch den Weſtphäliſchen Frieden v. 24. Detbr. 1648 völlig aus 
Mecklenburg ausgeſchiedenen und auch durch den Malmöer Pfandvertrag v. 26. Juni 
1803, Ra. 3677, nicht wieder incorporirten Aemtern Poel und Neukloſter überall 
kein Recht auf Verbot der Handwerker — wol aber die Stadt Wismar ſelbſt, welche 
gleiche ſtaatliche Lage mit jenen Aemtern theilt, und deren ſchon auf der Landpolizei— 


92 
785 
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auch die Contravenienten in willkürliche Geldſtrafe zu nehmen; das 
frühere eigenmächtige Nachſuchen der ſtädtiſchen Handwerker ohne Zu— 
ziehung des competenten Amtes, ſog. Böhnhaſen-Jagen, tft aber durch— 
aus verboten‘). Die ſtädtiſchen Gewerke ſollen nicht einmal das Recht 
haben, ſelbſt mit ihrem eignen freien Willen ausgedehnteren Handwerks— 
betrieb auf dem platten Lande zu geſtatten ). 

Die ſtädtiſchen Obrigkeiten ſollen dagegen für gute und billige 
Anfertigung der von den Landleuten in den Städten beſtellten Arbeiten 
ſorgen“). Unbenommen bleibt es übrigens, ausländiſchen Arbeitern, 
wenn dieſelben tüchtiger und billiger ſein ſollten, Arbeiten im Inlande 
zu übertragen; jedoch ſoll gegenüber denjenigen deutſchen Ländern, deren 
Geſetzgebung hierin keine Reciprocität gewährt, der inländiſchen Regie— 
rung das Recht zuſtehen, den Gebrauch von Handwerkern aus jenen 
zu unterſagen“). Unter den erlaubten Handwerkern im Domanium 
ſelbſt herrſcht freie Concurrenz, und deshalb können ſelbſt in kleineren 
Ortſchaften, auch Höfen — in letzteren aber nur, wenn Pächter einver— 
ſtanden und Wohnungsmangel für die Dienſtleute des Hofes nicht zu 
beſorgen iſt a Handwerker angeſetzt werden, beſonders in der Nähe 
größerer Ortſchaften; dazu iſt in jeder Handwerks-Conceſſion freie ein— 
heimiſche und auswärtige Concurrenz, und Zurücknahme der Conceſſion 
bei entweder gar nicht oder für die Bedürfniſſe des Ortes erweislich 
ungenügend betriebener Handwerks-Ausübung zu reſerviren !). 


8 146. 
Handelsleute. 


Auch auf den Handelsbetrieb erſtreckt ſich der ſtädtiſche Gewerbe— 
zwang in noch höherm Grade. Kaufleute, Krämer, Häker dürfen auf 


ordnung von 1572, tit. „vom Brauen“ und Reverſalen v. 23. Febr. 1621, Art. 40, 
beruhende Handwerker-Privilegien durch Art. X. § 6 des Weſtphäl. Friedens und 
Art. XVII. des Malmöer Vertrags ſalvirt ſind. 

) Erbvergleich eit. § 275. 

5) R. v. 7. Juni 1841, Ra. 2523. 

6) Erbvergleich eit. $ 263, V. v. 28. Deebr. 1767, H. V. 73. 

7) V. v. 15. Mai 1863, pag. 25, Rgbl. 20. 

) C. v. 24. Febr. 1860. 


on 


dem platten Lande überall nicht wohnen), ebenſowenig Productenhändler, 
d. i. Vor-, Auf- und Wegkäufer landwirthſchaftlicher Erzeugniſſe zum 
Weiterverkauf für eigne oder ſtädtiſcher Einwohner Rechnung, von den 
Aemtern angeſetzt werden?). Wie endlich ländliche Handwerker keine 
ſtädtiſche Arbeit anfertigen (§ 144), alſo nicht in die Städte hinein— 
arbeiten dürfen, ſo iſt es ihnen auch nicht erlaubt, mit ihren Waaren 
in den Städten, Flecken, oder auf dem platten Lande zu hauſiren, noch 
die Jahrmärkte zu bejuchen?). Ueber den geſammten Handels- und 
Hauſirbetrieb incl. desjenigen der Städte und Fremder auf dem platten 
Lande, welcher zur Competenz nicht der Aemter, ſondern der Steuer— 
behörden ſteht)), und deshalb hier nicht weiter intereſſirt, entſcheiden 
zahlreiche Geſetze, die auch für die Domanialflecken gelten (§ 2). 

Sämmtlichen Amtseingeſeſſenen ſteht dagegen der Handel en gros 
und en détail innerhalb und außerhalb Landes mit den natürlichen 
Erzeugniſſen ihrer eignen Wirthſchaft und den aus ſelbſtgewonnenen 
Producten angefertigten Fabrikaten frei?). Die früher darauf gelegten 
Landeszölle, von denen nur die Pächter und Erbpächter der Höfe durch 
die vom Amte auszuſtellenden Zollfreipäſſe eximirt waren, ſind jetzt 
vollſtändig aufgehoben“). Nur Brod und friſch geſchlachtetes Fletich”) 
von Rindvieh, Schafen und Schweinen darf nicht, wol aber Wild und 
Geflügel“ aller Art, ebenſo geräuchertes Fleiſch, Speck, Wurſt zum 

) Erbvergleich v. 18. April 1755, §§ 253, 254, H. III. 1, V. v. 19. Juni 
1854, Ra. 4700, Rgbl. 26, vgl. Polizei-Ordnung und Reverſalen loc. eitat. in 
Note 1, § 144. 

) Erbvergleich eit. 8 255, V. v. 7. Juni 1834, Ra. 2600, Rgbl. 23 

3) V. v. 16. März 1776, H. V. 115, v. 27. April 1784, H. V. 158. 

) V. v. 18. Nevbr. 1851, Ra. 4695, Rgbl. 38, vgl. V. v. 30. Juli 1862, 
Rgbl. 35, wodurch ältere V. v. 22. Oetbr. 1849, Ra. 4551, Rgbl. 40, v. 7. März 
1850, Ra. 4552, Rgbl. 12, aufgehoben find. Nach V. v. 13. Jan. 1859 sub 12, 
Rgbl. 4, iſt hier die Competenz der Aemter auf Vagabondenverfahren gegen aus— 
laͤndiſche Händler, nach ihrer Beſtrafung durch die Steuerbehörden, beſchränkt. 

3) Erbvergleich eit. $ 252. 

) Drüurch V. v. 15. Mai 1863, pag. 8, Rgbl. 20, wodurch der e ae 
eit. 88 280-290, V. 0 29. Septbr. 1797, H. IV. 210, Rgbl. 1817, St. 22, 
v. 13. Aug. 1799, H. IV. 212, v. 3. Oetbr. 1808, Ra. 858, Rgbl. 1829, St. 27, 
v. 3. April 1827, Ra. 515 Rgbl. 15, C. v. 10. Febr. 1851, Ra. 4170, vom 
20. Oetbr. 1853, v. 14. Juni 1855 aufgehoben find. 

) Schon nach V. v. 17. Novbr. 1791, H. V. 217. 


) Ueber den früher verbotenen Verkauf todter Gänſe ſ. V. v. 9. Septbr. 1784, 
H. V. 160. 
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feilen Verkauf in die Städte gebracht werden, wenngleich die Stadt— 
bewohner zu eignem Gebrauche ſich Brod und friſches Fleiſch vom 
platten Lande kommen laſſen können, wodurch aber die Zuläſſigkeit der 
Anſetzung von Bäckern und Schlächtern auf dem platten Lande nicht 
ausgeſprochen ſein joll?) ($ 144). 


$ 147. 


Brauer, Brenner. 


Krugwirthſchaften kann die Landesherrſchaft nach Belieben auf dem 
platten Lande einrichten und legen!) ($ 151), doch müſſen dieſelben, 
wenn ſie binnen der ſtädtiſchen Bannmeile, d. i. 2 Meilen von den 
Städten gelegen ſind, wegen des letzteren verliehenen Brauerei- oder 
Bierzwangs”) das nöthige Bier aus der nächſten oder bei dortiger 
Braubehinderung aus einer andern in der Bannmeile belegenen Stadt 
von einem beliebigen Brauer nehmen, und dürfen überall nicht ſelbſt 
brauen. Sonſtige Amtseingeſeſſene können es, brauen beſonders Dünn— 
bier oder Covent, aber nur zum täglichen Gebrauch ihres Haushalts 
und ihrer Leute, etwaiger Bauhandwerker und Erntearbeiter, nie aber, 
mit Ausnahme der Pächter, Prediger und Predigerwittwen, zu außer— 
ordentlichen Gelegenheiten, z. B. Hochzeiten ꝛc., noch irgendwo zum 
Verkauf. Schmiede und Müller, die nicht zugleich Krüger ſind, dürfen 
den ſog. Schmiede- oder Mühlencovent ihren Kunden unentgeltlich ein— 
ſchenken. Die Obrigkeit ſoll Contraventionen mit Confiscation des 
Brauzeugs und einer Pön von 5 Thlrn. meckl. Val. ſtrafen, und bei 
eigner Connivenz in fiscaliſchem Proceß bis zu 30 Thlr. beſtraft werden‘). 
Die Lieferung ſchlechten oder Nichtlieferung beſtellten Biers aus der 
Stadt führt Schadloshaltung des Krügers durch 1—3 Thlr. meckl. Valeur 
und obrigkeitliche Ahndung mit ſich. 


„) V. v. 15. Mai 1863, pag. 21—23 u. 25, Rgbl. 20. 


1) Erbvergleich eit. § 236, R. v. 30. Aug. 1837, Ra. 4681 (8 151, N. 14). 

2) Erbvergleich eit. § 232 — 250, Roſtocker Convention v. 26. April 1748, 83, 
H. III. II, Roſtocker Erbvertrag v. 13. Mai 1788, § 143, H. III. 16, vgl. Polizei— 
Ordnung, tit. „vom Brauen“, H. V. I. 

>) Vgl. noch V. v. 18. Mai 1773, H. III. 15. 
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Aehnliche frühere Beſchränkungen der Landbrennereien ſind mit 
dem Brennereizwang jetzt gefallen), und der Branntweinhandel auf 
dem platten Lande, ſowie zwiſchen dieſem und den Städten)), iſt frei— 
gegeben. Nur binnen der Roſtocker Bannmeile (§ 144) dürfen noch 
keine Brennereien auf dem platten Lande errichtet werden!). 

Mülzen mit ſelbſtgebaueter Gerſte iſt den Amtseingeſeſſenen auf 
dem platten Lande gejtattet”); doch darf das gewonnene Malz weder in 
den Städten ) noch auf dem Lande) feilgeboten werden. 


§ 148. 
Müller. 


Außer den ſtädtiſchen Bannrechten ſind auch die einzelnen Betriebs— 
ſtellen und Profeſſioniſten zuweilen ertheilten excluſiven Privilegien oft 
ſehr drückend. 

Zunächſt haben ſowol in den Städten als auf dem Lande gelegene 
Mühlen durch beſondere obrigkeitliche Verleihung!) oder durch unvor— 
denklichen Beſitz oft den Mühlenbann, Mühlen- oder Mahlzwang, ent— 
weder nur für die Ortſchaften ſelbſt, wozu jene gehören, oder außer 
dieſen auch für auswärtige. Derſelbe enthält an ſich nur die Berech— 
tigung, daß die Bewohner dieſer Ortſchaften, die ſog. Zwangsmahlgäſte, 
mit Ausnahme der Prediger?) und Küſter !), nicht ausmahlen, d. i. nur 


) Durch V. v. 15. Mai 1863, pag. 23 u. 25, Rgbl. 20, wodurch die früheren 
den Brennereizwang ftatuirenden $$ 250 u. 251 des Erbvergleichs eit, V. v. 31. März 
1784, H. IV. 56, v. 4. Aug. 1786, H. V. 179, 11. Oetbr. 1805, Ra. 2583, 
Rgöbl. 1815, St. 29, 21. Detbr. 1805, Ra. 2584. Rgbl. 1815, St. 29, 13. Nov. 
1818, Ra. 2594, Rgbl. 41, 21. Dee. 1822, Ra. 2595, 5. Dec. 1823, Ra. 2596, 
21. Aug. 1851, Ra. 5247, Rgbl. 30, veraltet ſind. 

) V. v. 15. Mai 1863, pag. 26, Rgbl. 20. 

) Roſt. Convention v. 26. April 1748, § 3, H. III. II, welche noch gilt 
($ 144, Note 10), Roſt. Erbvertrag v. 13. Mai 1788, $ 143, H. III. 16. 

) Erbvergleich eit. § 244. 

) V. v. 15. Mai 1863, pag. 22, Rgbl. 20. 

) Erbvergleich eit. § 244. 

) Durch Vertrag Privater kann kein Bannrecht mit voller Wirkung geſchaffen 
werden, vgl. Buchka u. Budde, Entſcheidungen des Oberappellat.-Gerichts, Bd. 2, 
pag. 159 ff. 

) Ergiebt ſich aus conſequenter Ausdehnung der Note 3. 

) C. v. 8. Aug. 1820, Ra. 3352, Rgbl. 24. Wenn die Küfter andere als 
die Bannmühlen ihrer Ortſchaft wählen, ſo haben ſie nach C. v. 2. Febr. 1819, 
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auf der Bannmühle ihr eigenes Korn mahlen laſſen dürfen). Inner— 
halb des Bannbezirks dürfen dann von Niemandem, ſelbſt nicht von 
den nicht Mahlzwangspflichtigen“), weder größere“) noch überhaupt 
irgend welche, ſelbſt nur zum Privatgebrauch dienende Arten von Ge- 
treidemühlen und Mahlwerken“ errichtet werden. Obſervanzmäßig 
beſteht daneben zuweilen die Verpflichtung der Mahlzwangsgäſte zur 
Leiſtung beſtimmter Dienſte und Beiträge, z. B. zur Anholung der 
Mühlſteine. Die Mahlzwangspflichtigen wurden früher wol zur Con— 
trole und Vermeidung von Contraventionen nach ihren wirthſchaftlichen 
und Hausſtandsverhältniſſen zu einer beſtimmten, jährlich zu conſumi— 
renden Anzahl von Scheffeln Roggen abgeſchätzt, und Mahlbücher oder 
Kerbhölzer der Müller wieſen dann nach, ob jene wirklich verbraucht 
wars). Im Uebrigen dürfen Mühlenfabrikate aller Art von Auswärts 
jetzt eingeführt werden, wobei freilich die Errichtung förmlicher Nieder— 
lagen von Mühlenfabrikaten durch Auswärtige), ſowie das den Handel 
ſehr erleichternde und fördernde Umherfahren derſelben mit Müller- 
ſog. Pungenwagen, noch beſonderer obrigkeitlicher Erlaubniß bedarf"). 

Das Ausmahlen iſt nur geſtattet, wenn beim Stillſtand der 
Zwangsmühle oder aus ſonſtigen wichtigen Gründen der Zwangsgaſt 
entweder vom Amte eine Anweiſung auf eine andere ſpecielle Mühle 
erwirkt, oder den Nachweis ſeiner Abfindung mit dem Zwangsmüller 
giebt ). 

Ra. 2992, keinen Anſpruch auf die ſonſt nach der V. v. 18. Octbr. 1770, H. II. 35, 
von der Dorfſchaft ihnen zu ſtellenden freien Mühlenfuhren. ; 

) Vgl. V. v. 15. Mai 1863, pag. 22, Rgbl. 20. Das Mahlen wird ſich 
nicht bloß auf Mehl, ſondern auch auf andere Fabrikate, z. B. Schrot, erſtrecken. 

) Vgl. Buchka u. Budde cit. in Note 7. 

6) Vgl. Reverſalen v. 1621, Art. 32, H. III. 3. 

) Vgl. Buchka u. Budde, Entſcheidungen des Oberappellations-Gerichts, Bd. 4, 
pag. 170. Für Hand- und Grützmühlen iſt nach C. v. 24. Mai 1719, v. 8. Jan. 
1831 u. $ 18, Anl. 7 zum Erbvergleich v. 18. April 1755, H. III. 1, obrigkeitliche 
Erlaubniß erforderlich; vgl. $ 149, Note 7. 

) Bol. C. v. 19. April 1848, vgl. C. v. 8. Aug, 1820, Ra. 3352, Rgbl. 24. 

9) Vgl. auch V. v. 15. Mai 1863, pag. 25 u. 26, Rgbl. 20. 

10) V. v. 15. Mai cit. pag. 22, vgl. § 149, Note 6. 

11) V. v. 29. Juli 1809, Ra. 2531, Rgbl. 32. 
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§ 149. 
Hortſetzung. 


Contravenirende Müller müſſen für jeden Scheffel unrechtmäßig 
gemahlenen Korns 5 Thlr. N, Entſchädigung des benachtheiligten 
Zwangmüllers vorbehältlich), ausmahlende Zwangsgäſte aber für jeden 
Scheffel 1 Thlr. N bezahlen, und jenem die entzogenen Metzen ($ 150) 
erſetzen?). Die Unterſuchung iſt amtsgerichtlich, tritt jedoch nur auf 
den in einem Jahr verjährenden Antrag des berechtigten Müllers ein, 
kann noch bis zum erſten Erkenntniß Durch außergerichtliches Abfinden 
geendigt werden, und die erkannten Strafen unterliegen der Moderatur 
der Kammer)). 

Die Neuzeit zeigte ſich dem Fortbeſtehen des Mahlzwangs wenig 
günſtig, und neue Rechte darauf werden nicht mehr verliehen ), ältere 
und erbliche durch Verhandlung mit den Müllern und Abfindung der— 
ſelben mittels der ſog. Immunitäts- oder Mahlzwangsbefreiungsgelder 
möglichſt beſeitigt. Wo letztere von der Kammer direct übernommen 
wurden, oder dieſe durch den aus dem Wegfall des lucrativen Mahl— 
zwangs entſtehenden Ausfall an Mühlenpacht benachtheiligt wurde, 
mußten die ſonſt mahlpflichtigen Amtseingeſeſſenen ſolche Gelder an die 
Kammer zahlen, werden aber auch hiervon jetzt befreit). Die Pungen— 
wagenconcurrenz der Domanialmüller in den Domanialortſchaften iſt 
an ſich beim Fehlen entgegenſtehender ſpecieller Rechtstitel ſtets un— 
beſchränkt, für Mühlen anderer Landestheile aber auch nach Aufhebung 
des Mahlzwangs von amtlicher Erlaubniß abhängig, welche durch freie, 
gehörig publicirte Reciprocität und Nichtbenachtheiligung der Domanial— 
müller bedingt, und deren jederzeitiger Widerruf auf den entgegengeſetzten 
Fall zu reſerviren iſt; die Amtsunterbedienten ſollen auf fremde unerlaubte 

) V. v. 22. März 1809, Ra. 2530, wodurch C. v. 29. December 1756 und 
21. Jan. 1763 veraltet ſind. 

2) V. v. 29. Juli 1809, Ra. 2531, Rgbl. 32. 

) V. v. 10. Deebr. 1846, Ra. 2580, Rgbl. 33; vgl. § 32, Note 10. 

) Vgl. C. v. 9. April 1845. 

°) Tagelöhner, Handwerker, ärmere Leute durch C. v. 9. April 1845, Ra. 4682, 


v. 3. Jan. 1849, Ra. 4684, Schullehrer durch C. v. 18. Juni 1847, Ra. 4683, 


Beer 31. Juli ? b 
Bauern nach den neuen Veranſchlagungsprineipien v. 19. Septbr. 1855 (8 82), die 


Uebrigen durch einzelne Reſeripte. 
Bald, Domantale Verhältniſſe. I. 14 
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Pungenwagen vigilirene). Uebrigens bedarf auch nach Aufhebung des 
Mahlzwangs die Anlegung neuer größerer Mühlen und ſelbſt der 
Handmühlen zum Verkauf des Fabrikates obrigkeitlicher, durch Zweck— 
mäßigkeitsgründe geregelter Conceſſion, während der Gebrauch von 
Handmühlen für den eignen Haushalt dann gewiß Jedem freiſteht)). 


$ 150. 
Fortſetzung. 


Die Müller) beſitzen ihre Mühlen mit den dazugehörigen Gebäuden 
und Ländereien wechſelnden Umfangs bald auf Zeit-, bald auf Erbpacht 
($ 57), und werden hiernach in allen ihren Verhältniſſen analog den 
Hofpächtern und Erbpächtern behandelt. Bei den Zeitpacht-Müllern 
insbeſondere gelten betreffs Conſervation der Gebäude die für Hofpächter 
aufgeſtellten Grundſätze (88 72 u. 75). Im Intereſſe der mit Mahl- 
zwang verſehenen Mühlen liegt es, bei Bauten nicht die frühere Trieb— 
kraft derſelben zu verändern, z. B. nicht an Stelle einer früheren 
Waſſermühle eine Wind- oder Dampfmühle zu erbauen, weil hierdurch 
das Mahlzwangsrecht in Frage geſtellt wird?). Das jog. umgehende 
Zeug der Zeitpacht-Mühlen, d. i. das ganze Betriebswerk, iſt entweder 
herrſchaftliches Inventar und muß vom Antreter gegen eine beſtimmte 
von der Amts-Baubehörde feſtzuſtellende Taxe übernommen, auf gleiche 
Weiſe vom Abtreter zurückgegeben werden — oder Eigenthum des 
Müllers, in welchem Falle die demnächſtige Ueberlaſſung deſſelben gegen 
eine Schürzentaxe an den Nachfolger contractlich ſtipulirt zu werden pflegt. 

Die Hauptrevenue der Müller beſteht in dem ſog. Metzennehmen, 
d. i. dem uralten, an die Müller verpachteten Rechte der Landesherr— 
ſchaft, von jedem Roſtocker Scheffel auf ihren Mühlen abzumahlenden, 
harten Kornes ½2, bei Malz⸗, Grütz⸗, Schrotkorn Yıs, die ſog. Metze, 


6) C. v. 19. Juli 1858, vgl. Berichtseinforderung v. 19. Nvpbr. 1853; vgl. 
8 148, Note 11. 
7) Vgl. $ 148, Note 7. 


) Berichtseinforderung über ihre Anzahl vgl. C. v. 4. Juni 1849. 
2) Vgl. Entſcheidungen des Oberappell.-Ger. v. Buchka u. Budde, Bd. I, pag. 31. 
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für ſich zu behalten). Beim Metzennehmen müſſen ſie ſich jeder Con— 
trole, ſowol der Mahlgäſte als des Amtes, unterziehen, insbeſondere 
auch nur geſtempelter Maße und Waagen ſich bedienen; hierüber ent— 
ſtehende Streitigkeiten kommen zur Competenz des Amtes und nicht des 
Gerichtes). Außerdem gebührt dem Müller das herkömmliche Sicht— 
geld und das ſog. Staubmehl. Geiſtliche und Amtsofficianten haben 
regelmäßig Freiheit von Metzen und Sichtgeld. Eine weitere Ein— 
nahmequelle für den Müller iſt der Handel mit Mühlfabrikaten ($ 148) 
und gewöhnlich der Aalfang, ſoweit derſelbe durch die Strömung der 
Stromkiſte zugeführt wird. — Für den Mahlbetrieb, die Mühlengerech— 
tigkeit, iſt eine beſondere jährliche Recognition zu entrichten. 


8 151. 
Krüger, Schmiede, Muſikanten. 


Dem Landesherrn ſteht es frei, in den Domainen beliebig Krüge 
einzurichten, zu verlegen, ganz zu legen) (8 147). Zweckmäßigkeits— 
gründe und Rückſichten der Wohlfahrtspolizei geben hierbei den Aus— 
ſchlag; ſo empfehlen jene ſich gewiß an beſuchten Landſtraßen und in 
großen Kirchdörfern, während die nur dem Branntweinſchank und 
ſitzenden Gäſten dienenden einzuziehen ſind ). Sie ſtehen unter ſpecieller 
Controle der Ortspolizei, dürfen deshalb Mitgliedern derſelben, beſonders 
Dorfsſchulzen, nicht gehören?). Die Kruggerechtigkeit wird jetzt auf 
Kündigung gegen jährliche Recognition entweder meiſtbietend verpachtet 
oder antragsmäßig verliehen). Wie die Krüge einestheils dem ſtädti— 
ſchen Brauzwang unterliegen (§ 147), haben ſie ſelbſt zuweilen im 
ſingulären Falle den Krugzwang, d. i. das Recht, daß die einheimiſchen 
und ſelbſt die Bewohner anderer Ortſchaften ihr Bier, ſoweit ſie es 
nicht etwa ſelbſt brauen, aus jenen beziehen. 


3) Reg.⸗Reſer. v. 10. März 1781, H. IV. 51. Mißbräuchlicher Weiſe ſollen 
die Müller häufig die Metzen nicht vom Korn, ſondern vom Mehl, und zwar vom 
beſten, nehmen. 


) R. v. 10. März cit., v. 17. März 1806, Ra. 55. 


) Erbvergleich v. 18. April 1755, $ 236, H. III. I. 
) R. v. 30. Aug. 1837, Ra. 4681. 
) u. ) Vgl. R. v. 30. Aug. 1837 eit. 
14 * 
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Gleich den Krügen haben auch zuweilen die Schmiede gegen jähr— 
liche Recognition ein herkömmliches oder ſpeciell ertheiltes Privilegium 
auf ihre Benutzung durch gewiſſe Ortſchaften, den ſog. Schmiedezwang. 
Derſelbe enthält aber für die Zwangsgäſte regelmäßig nur die Ver— 
pflichtung, das zu ihrer Feldarbeit erforderliche Eiſenzeug dort ausbeſſern 
und neu anfertigen zu laſſen, ſoweit ſie es nicht vorziehen, daſſelbe in 
fertigem Zuſtande auch anderswo neu zu kaufen oder einzutauſchen ). 
Dieſe Privilegien werden jetzt nicht mehr neu verliehen, ältere und 
erbliche durch Verhandlung, wie bei Mahlzwang, möglichſt beſeitigt 
($ 149), und auch die als Aequivalent dienenden Schmiedezwangs— 
Befreiungsgelder nicht mehr gefordert!). 

Die Stadtmuſikanten ferner genießen gewöhnlich auch als Amts— 
muſikanten ein antragsmäßig ihnen gegen jährliche Recognition ertheiltes 
Privilegium des Muſikzwangs dahin, daß die Amtseingeſeſſenen eines 
beſtimmten Bezirkes zu ihnen zwangspflichtig find”). Jene müſſen nach 
einer gewiſſen, für die verſchiedenen Klaſſen verſchieden bemeſſenen, Taxe 
aufſpielen und dabei ihren Transport ſelbſt beichaffen‘). Die Zwangs— 
pflichtigen dürfen fremde Muſikbanden nur benutzen, entweder wenn ſie 
dem Amtsmuſikus ungeachtet ſeiner Nichtverwendung die volle Taxe 
bezahlen, oder wenn letzterer trotz rechtzeitiger, bei Entfernung von 
1 Meile reſp. mehr binnen 24 Stunden reſp. 2 Tagen zu machender 
Anſage zu ſpielen verhindert iſt, müſſen auch bei eigner Abkündigung 
jenen entſchädigen!). 

5) Reg.⸗Reſer. v. 29. April 1815, Ra. 2935. 


5 ten bäuerlichen Ber le den 
) Nach den neueſten bäuerlichen Veranſchlagungsprincipien v. 19. Septbr. 5 


($ 82). 

7) Erbvergleich eit. $ 346; hiernach iſt freilich der Gebrauch einzelner auf 
den Dörfern wohnender Muſikanten geſetzlich geſtattet — jedoch wird der Wortlaut 
der einzelnen Privilegien entſcheiden. 

) u. 5) Vgl. Mufiktare v. 25. März 1848, Ra. 5237, Rgbl. 14 — wodurch 
die Taxen v. 8. Jan. 1821, Ra. 2554, Rgbl. 2, u. v. 3. Septbr. 1825, Ra. 2559, 
Rgbl. 37, veraltet find. — Nach jener Taxe haben zu zahlen: die Amtseingeſeſſenen 
bis zum Büdner excl., aber incl. alle Unterpächter und die eine ländliche Betriebs- 
ſtelle, z. B. Mühle, Krug bc. Beſitzenden, bei größeren Feſtlichkeiten, z. B. Ernte⸗ 
bieren, Hochzeiten, Tanzgeſellſchaften, für 6ſtündige Muſik mit freier Beföftigung an 
den Vorſpieler 2 Thlr. 16 ßl., an Gehülfen mit Blas- reſp. anderen Inſtrumenten 
1 Thlr. 16 ßl. reſp. 1 Thlr., an Lehrlinge 32 ßl., für jede Stunde mehr 18, 12, 
8 ßl. — bei kleineren Luſtbarkeiten und Muſik des Bauherrn 1 Thlr. 8 ßl., 40 ßl., 
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$ 152. 
Schornſteinfeger, Viehverſchneider, Abdecker. 


Auch die Schornſteinfeger haben regelmäßig gegen jährliche Re— 
cognition das perſönliche Privileg zu ihrer ausſchließlichen Verwendung 
in einem beſtimmten Diſtricte; jedoch dürfen die Domanialeingeſeſſenen 
nach vorheriger Anzeige an das Amt und unter deſſen Controle ihre 
Schwibbogen in eigner Perſon reinigen). Jene werden nach einer 
beſtimmten, für die verſchiedenen Klaſſen der Landbevölkerung verſchieden 
bemeſſenen Taxe jalarirt?), dürfen daneben für ihre Geſellen und Lehr— 
linge keine Trinkgelder beanſpruchen“), müſſen für eigne und ihrer 
Reinigungsgeräthe Transport ſelbſt ſorgen, und die Eingeſeſſenen brauchen 
ihnen höchſtens die erforderlichen Leitern zu leihen ). 

Gleiche Privilegien auf ausſchließliche Ausübung ihres Gewerbes 
innerhalb eines beſtimmten Diſtrictes?) wurden früher auch für die 
20 ßl., reſp. für jede Stunde mehr 12, 8, 6 ßl. — beim Richten von Gebäuden 
an jeden Gehülfen mit Blasinſtrumenten 1 Thlr. 8 ßl. — Alle Uebrigen aber ent⸗ 
richten a Tänzer 2 ßl. für Menuett oder polniſchen Tanz, I ßl. für jeden andern 
Tanz, oder nach ihrer Wahl die Averſionalſummen der Erſteren. Bei allen Hoch— 
zeiten wird außerdem für Begleitung des Brautwagens an jeden Muſikus mit Blas- 
inſtrumenten 1 Thlr. S $l., für Begleitung der Brautleute in die Kirche ebenſo 
zuſammen 28 ßl., wenn aber der Weg zur Kirche über Feld führt, 38 ßl. gezahlt; 
für das Mittagsmahl dürfen die Muſikanten nur freiwillige Gaben ſammeln. 

) Erbvergleich v. 18. April 1755, $ 345, H. III. 1, vgl. Taxe v. 18. Decbr. 
1843 in Note 2. 

2) Vgl. Taxe v. 18. Deebr. 1843, Ra. 2292, Rgbl. 32, in Courant convertirt 
durch V. v. 10. April 1848, Ra. 4567, Rgbl. 19, erläutert durch V. v. 22. Octbr. 
1858, Rgbl. 35. Jene beträgt für Imaliges Fegen der Schornſteine von einem 
Stock bei Kathen, Häuslereien, Büdnereien, Schul-, Holzvoigts- u. Chauſſeehäuſern 
3 $l. 6 pf., für die übrigen Wohnungen excl. der Höfe, Prediger- u. Forſtgehöfte 
7 ßl., bei abgeſonderten Wirthſchaftsgebäuden 5 ßl., für Höfe, Pfarr- u. Forſtgehöfte 
II ßl., bei abgeſonderten Wirthſchaſtsgebäuden 7 ßl. — bei jedem Stock mehr mit 
Zulage von 2 ßl. 3 pf. —, für alle Schornſteine in Iſtöckigen Häuſern nur 2 ßl. 
3 pf., ebenſoviel ſtets für Rauchfang, ſeparate Röhren u. Schwibbogen, für Schorn⸗ 
fteine in Brennereien u. Brauereien 9 ßl. 6 pf., für Darren excl. Schornſtein 2 ßl. 
3 pf. — Die Schornſteine ſollen je nach Gebrauch jährlich 3—Smal gefegt werden; 
die Meiſter ſind hierfür, wie für ihre Gehülfen, bei einer Strafe von 10 Thlr. N?/, 
verantwortlich. 

) Vgl. Taxe sub 2 u. V. v. 20. Novbr. 1836, Ra. 2224, Rgbl. 44. 

) Vgl. Taxe sub 2. 

5) Erbvergleich eit. $ 345, V. v. 28. Jan. 1796, H. V. 245. 
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Domainen von der Kammer conceſſionirten“) Schweine- oder Viehver— 
ſchneidern ertheilt, exiſtiren aber wol jetzt nicht mehr)). 

Von beſonderer Wichtigkeit iſt aber endlich noch der den Abdeckern 
oder Frohnern gegen jährliche Recognition verliehene und bei den 
häufigen Erbfrohnereien (§ 104) untrennbar mit dieſen verbundene 
Frohnereizwang, d. i. die Berechtigung und Verpflichtung, diejenigen 
Viehſtücke eines gewiſſen Bezirks, welche entweder crepirt oder getödtet®), 
auch geſchlachtet ſind, deren Fleiſch aber nicht genießbar iſt, abzuledern, 
bei Schlachtvieh aber nur auf ausdrückliches Verlangen des Eigen— 
thümers?). Die Zwangspflichtigen müſſen deshalb das ſchon geſchehene r) 
oder wegen offenbarer unheilvoller Krankheit erſichtlich bevorſtehende 
Fallen jenes Viehes oder den Befund deſſelben auf der Schlachtbank 
dem Frohner ſofort melden, und dieſer ſoll dann in gemeſſener, gewöhnlich 
24ſtündiger, bei Seuchen noch abzukürzender Friſt mit den nöthigen 
Gehülfen und Geräthen zur Stelle ſein. Die Frohner werden nach 
der Taxe ihrer Privilegien ſalarirt, und erhalten obendrein unentgeltlich 
die Haut und den Talg, ſoweit das Aas bei den noch durch die Frohner 
ſtets zur Anzeige zu bringenden!) Viehſeuchen nicht unabgehäutet und 
in unverſehrtem Zuſtande ſofort 3 — 6 Fuß tief eingeſcharrt werden 
muß !), haben aber kein Recht an dem auf dem Vieh gefundenen Ge— 
ihr). Sie müſſen auf eigne Koſten dieſes abholen, entweder auf 
ſchon ſeparirten oder doch abgelegenen und wenigſtens 20 Ruthen vom 
Wege zu entfernenden Stellen, ſog. Luderplätzen, abhäuten und ſofort 
verſcharren, wobei jedoch für die Grube vom Eigenthümer des Viehes 
eine Vergütung zu entrichten iſt !“), find auch verpflichtet, dem von letz— 
terem an fie geſandten Boten") ein Trinkgeld zu verabreichen, ferner 


6) C. v. 29. Jan. 1839, Ra. 420. 

7) Theilweiſe ſchon früh aufgehoben durch C. v. 14. März 1814, Ra. 2537, 
Rgbl. 13, v. 9. Juni 1815, Ra. 2541, Rgbl. 25. 

8) Nach einzelnen Regiminalreferipten. 

9) u. 10) V. v. 8. Febr. 1789, H. V. 201. 

) C. v. 18. Jan. 1847, Ra. 4747, 

12) Vgl. V. v. 28. Febr. 1789 eit., betreffs Schaſpocken V. v. 3. April 1828, 
§ 7, Ra. 2750, Rgbl. 16, bei Pferderotz V. v. 19. Juli 1845, $ 2, Ra. 2761, 
Rgbl. 22, bei Lungenſeuche V. v. 1. Juli 1857, § 4, Rgbl. 22. 

3) u. 1), S. Citate in Note 9. 

15) Vgl. Citat in Note 9. 
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einige herrſchaftliche Sau- und Jagdhunde unentgeltlich auszufüttern, 
und die Wildplätze in den herrſchaftlichen Forſten mit dem nöthigen 
Aas zu verſehen. — Dem Frohnereizwang nicht unterworfen ſind die 
unbemittelten Klaſſen der Bevölkerung auf dem platten Lande, vom 
Büdner incl. abwärts, ſoweit dieſelben nicht zugleich Müller, Holländer, 
Ziegler, Kalkbrenner, Krüger ſind, und in den Flecken ebenſo, ſoweit 
jene nicht irgend ein Handwerk oder Gewerbe betreiben; doch dürfen 
alle dieſe nur ihr eignes Vieh mit eigner Hand abdecken und auch die 
ſonſtigen vorſtehenden polizeilichen Maßregeln nicht unterlaſſen “). 


16) Erbvergleich v. 18. April 1755, § 345, H. III. 1, erläutert durch V. v. 
8. Novbr. 1855, Ra. 4688, Rgbl. 43, v. 29. Jan. 1856. 
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Uiertes Kapitet. 
Landwirthſchaft. 


8 158. 
Vorwort. 


Die Landwirthſchaft iſt die bei Beſchränkung der Gewerke auf dem 
platten Lande ($ 143 ff.) überwiegende Beſchäftigung der mecklenburg— 
ſchen Landbevölkerung und der Hebel des ländlichen Wohlſtandes. 
Wenn anderswo das Landvolk aus den Schächten der Erde, aus dem 
Qualm der Fabriken, ein mühſelig Daſein rettet und friſtet, wenn der 
Rheinbauer auf einer winzigen Ackerſcholle ſein Alles an ein gutes, 
aber nur zu ſeltenes Weinjahr ſetzt — ſo dürfen die Mecklenburger 
auf weiten ergiebigen Feldern, unter Gottes freiem Himmel, ihr ſicheres 
Brod gewinnen und dabei geſund an Leib und Seele bleiben. Zwar 
iſt's hier nicht Jedem gegeben, ein eignes Grundſtück, zu bebauen 
(§ 123 ff.) — aber auch die zahlreichen Tagelöhner finden, wenn ſie 
nur wollen, ihr gutes Auskommen durch Beſtellung fremder Felder, 
und wie mancher Sparpfennig obendrein von ihnen erübrigt wird, 
bezeugen ihre eignen Sparkaſſen und die Curatelbücher der Amtsgerichte. 
Nur dieſe Liebe für Landwirthſchaft, dieſe dankbare Anhänglichkeit an 
Grund und Boden vermochte denn auch die verderblichen Wirkungen 
des 30jährigen, des 7jährigen und des Napoleoniſchen Krieges, der 
lange dauernden Leibeigenſchaft (§ 78), böſer Seuchen unter Menſchen 
und Vieh, ſobald wieder zu überwinden. 

Zweckmäßige Anregung und Leitung, günſtige Conjuncturen, weiſe, 
ſtaatliche und private Einrichtungen haben ebenfalls ihren großen Antheil 
an dem jetzigen Flor der mecklenburgſchen Landwirthſchaft. Erwähnens— 
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werth iſt hier beſonders der patriotiſche Verein. In bewegter Zeit, 
1798, als ſpeciell landwirthſchaftlicher Verein von Profeſſor Karſten und 
Graf Schlitz gegründet und 1817 mit ſeinem jetzigen allgemeineren 
Namen und Charakter bekleidet, verbreitet er ſich in 23 Diſtricten mit 
mehr als 1000 Mitgliedern über das ganze Land, und erſtrebt Förderung 
jeglicher vaterländiſchen Induſtrie. Mit ſeinen jährlichen, in den 
größeren Städten abwechſelnd gehaltenen Hauptverſammlungen und den 
kleineren jährlichen Zuſammenkünften einzelner oder mehrerer Diſtricte 
find Thierſchauen, Maſchinenausſtellungen, Wettrennen, Austheilungen 
von Prämien an Producenten, Züchter, Fabrikanten verbunden, und 
Speculationsſinn nicht minder als Erfahrung durch Anſchauung wird 
geweckt und genährt. Gleichbedeutend ſind die Einführung der Sepa— 
ration ($ 59), die Verbeſſerung und Vermehrung der Handelsſtraßen 
durch Chauſſeen, Eiſenbahnen, Elbſchifffahrt, die Sicherung des Real— 
credits durch eine ausgezeichnete Hypothekenordnung, Vorkehr gegen 
Unglücksfälle durch Brand- und Mobiliaraſſecuranzen, insbeſondere auch 
durch die Hagelaſſecuranzen zu Neubrandenburg ſeit 1797, zu Güſtrow 
ſeit 1831 und 1854 nach Grevismühlen verlegt, Einrichtung von Woll— 
märkten in einigen größeren Städten, freie Einfuhr von Vieh und Speck 
in England ſeit 1845, Herabſetzung des engliſchen Eingangszolls ſeit 
1849, hauptſächlich die langen Friedensjahre. 


A. Feldwirthſchaft. 
I. Wirthſchafts-Syſteme. 
§ 154. 
Drei- und Vierfelder- Wirthſchaft. 


Nach urdeutſcher Wirthſchaftsart wurde der Acker in beliebigen 
Stücken ſo lange jährlich zu Getreide beſamt, als er Frucht zu geben 
vermochte, und blieb dann längere Zeit müßig als Weide. Karl der 
Große aber führte ein neues Princip ein: auf dem einmal unter den 
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Pflug genommenen Acker jollte nur reifes Getreide, überall kein mäh— 
bares Futter, gebauet und keine dauernde Weide eingerichtet werden; 
für das Vieh vernothwendigten ſich deshalb beſondere, beſtändige Weiden 
und natürliche Wieſen. Dieſe neue, beſonders auf Kornbau berechnete 
Wirthſchaftsweiſe hat ſich bald über ganz Deutſchland verbreitet und iſt 
auch in Mecklenburg die herrſchende geweſen. 

Durch ſtetig auf einander folgenden Getreidebau auf denſelben 
Feldern vermehrte ſich aber das Unkraut, beſonders die einheimiſche 
Wucherblume ſo ſehr, daß es ſchließlich durch die damals obendrein 
wenig intenſiven Beſtellungsarbeiten nicht mehr ausgerodet werden 
konnte, nur zwei, höchſtens drei Getreideernten hinter einander zuließ, 
und im dritten oder vierten Jahre durch beſondere andauernde Vorkehr 
zerſtört werden mußte. Sonach wurden nun die Feldmarken in 3—4 
Stücke getheilt, deren jedes in gegenſeitigem Wechſel 2—3 Jahr hinter 
einander Getreide trug, aber im 3. oder 4. Jahre unbeſäet blieb, um 
vom Unkraut gründlich gereinigt zu werden, daher der Name Drei- oder 
Vierfelderwirthſchaft ). 

Die Saatfelder waren jährlich wechſelnd Winter- und Sommer— 
felder, je nachdem ſie nach Natur der Frucht dieſe ſchon im Herbſte vor 
der nächſtjährigen Ernte, nämlich Waizen und Roggen, oder erſt im 
Frühling des Erntejahres, beſonders Gerſte, Erbſen, Hafer, und auf 
ichlechterem Boden Sommerroggen und Buchwaizen, in ihren Schooß 
aufnahmen. — Das unbeſäete Stück hieß Brache, blieb nach Abtrag 
der letzten Ernte bis zum Eintritt des Froſtes, im nächſten Frühling 
bis zum Juni Viehweide, wurde aber dann bedüngt, umgepflügt, im 
Auguſt zur Aufnahme der Winterſaat weiter bearbeitet, und darauf 
wieder auf 2— 3 Jahre Saatfeld. Wenn auf dieſe Weiſe alle Stücke 
an die Reihe des Fruchttragens und Brachliegens gekommen waren, ſo 
war ein ſog. Turnus, eine Roulance, vollendet. 


1) Vgl. darüber auch Amtsordnung v. 19. Decbr. 1660, IV. 6, H. IV. 2. 
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8 155. 
Fortſetzung. 


Manche Uebelſtände aber führte ſolche Wirthſchaftsart mit ſich. 
Weil die Ackerſtücke kein mähbares Viehfutter producirten, ſondern 
hierzu höchſtens das Stroh lieferten, war die Möglichkeit der Vieh— 
haltung durch die nicht immer gegebene Exiſtenz natürlicher Wieſen 
bedingt, weil ferner die Beweidung der Brache bis zum Juni und der 
Saatſtücke in der kurzen Zeit nach der Ernte bis zur Einbringung der 
Winterſaat oder bis zum Eintritt des Froſtes ſchon an ſich nur eine 
dürftige ſein konnte, und überdies vom Juni bis zur Ernte dann jegliche 
Ackerweide fehlte, ſo mußten zur Ermöglichung der Viehhaltung auch 
beſondere beſtändige, nach der Localität aber auch oft an ſich nicht 
vorhandene und dann aus urbarem Acker genommene Weideflächen 
da jeim Ohne Vieh aber gab es keinen Dung, ohne dieſen keine 
Erneuerung der Productionskraft für den Acker, deſſen Saaten immer 
ſchlechter wurden. Und ſelbſt, wenn im günſtigſten Falle wegen aus— 
reichlicher Wieſen und Weiden ein angemeſſener Viehſtapel gehalten 
werden konnte, ſo genügte der Dung noch immer nicht für die / oder 
der ganzen Feldmark einnehmende Brache, welche ſelten ganz, häufig 
nur zu ½, ½, ½ und nur ganz dünn zugedüngt werden konnte, jo daß 
alſo auch ihr ungedüngter Theil wieder eine neue, immer nur unergiebige 
Saatenfolge aufnehmen mußte, bis die Reihe des Gedüngtwerdens auch 
endlich fie traf. Die gedüngte Brache hieß Miſt- oder Mürbebrache, 
die ungedüngte aber Zähbrache. Dazu kam, daß die nur einjährige 
Ruhe zur Erholung und Bindung des Bodens nicht genügte — die 
ſo kurze und wenig intenſive Bearbeitung der Brache vom Juni bis 
in den Herbſt den Boden nicht genug auflockerte, das Unkraut nicht 
gründlich zerſtörte — die ſchon im dritten oder vierten Jahre wieder— 
kehrende Brache in trocknen Boden zu viel zerſetzende Luft hineinleitete, 
die Dungkraft abſorbirte — endlich die jährliche Bearbeitung des ganzen 
Ackerlandes theils zur Saat, theils zur Brache, zu viel Beſtellungs— 
kräfte und Wirthſchaftskoſten verzehrte. Gegen dieſe Uebelſtände kam 
ſpäter theilweiſe Abhülfe durch die im Gegenſatz der früheren reinen 
log. verbeſſerte Drei- oder Vier-Felderwirthſchaft, worin ſowol bei 
Sommerung, d. i. Bebauung der Brache mit den ſog. Brachpflanzen, 


Be ! 


beſonders dem Futter-Klee, das frühere Erforderniß natürlicher Wieſen, 
als auch bei Sommerſtallfütterung und der Beſchränkung freien Weide⸗ 
ganges das frühere Bedürfniß beſtändiger Weiden, endlich bei Erfindung 
der künſtlichen Düngmittel die enge Abhängigkeit des Ackerbaues von 
der Viehhaltung mehr wegfiel. Jenes beſſere Syſtem fand aber in 
Mecklenburg wenig Eingang, weil hier inzwiſchen die folgenden ratio— 
nelleren und ergiebigeren Wirthſchaftsarten Platz gegriffen hatten. 


8156. 
Koppel oder Wechſel - oder Dreeſchwirthſchaft. 


Dieſe beruhet im Gegenſatz zur Felderwirthſchaft (8 154) auf dem 
urdeutſchen Wirthſchaftsſyſteme des Wechſels von Kornbau und Weide 
auf demſelben Felde, iſt in Holſtein zu Hauſe und von dort im erſten 
Viertel des vorigen Jahrhunderts durch den mecklenburgſchen Ober— 
landdroſt von der Lühe auf Panzow nach Mecklenburg übertragen, hier 
auch beſonders durch den Wedendorfer Grafen Andreas von Bernſtorf 
($ 163) demnächſt ausgebreitet. 

Nach den Regeln ihrer weiteren Ausbildung iſt das ganze Feld in 
verſchiedene, meiſt 10 — 11, durch Kegelgräben mit buſchbewachſenen 
Aufwürfen und Hecken oder durch breite Waſſergräben befriedigte und 
getrennte Parcelen, ſog. Koppeln, getheilt, deren jede in regelmäßiger 
gegenſeitiger Wechſelfolge ! Jahr Brache hat, 4 — 5 Ernten hinter 

„einander trägt, in den übrigen 4 oder 5 Jahren dem Vieh zur Weide 
dient. Die Befriedigungen machen eine beſondere Hütung deſſelben 
unnöthig, und die Hecken gewähren Schutz gegen Hitze und ungeſtüme 
Witterung. 

Die Brache (§ 154) der einzelnen Koppeln beginnt ſchon im Herbſte 
des letzten Weidejahrs mit Umpflügen, welches im Mai des folgenden, 
ebenſo bald darauf nach der Düngung wiederholt, und worauf ſpäter 
der Acker zur Winterſaat beſtellt wird. Weil nur immer 1 Koppel, 
alſo // oder n des Feldes zur Zeit in Brache liegt, kann dieſe regel— 
mäßig auch ganz und dicht zugedüngt werden; bei Ueberfluß von Dung 
pflegt auch nach Gewinnung mehrerer Saaten nachgedüngt zu werden. 
Die Saaten wechſeln auch hier mit Winter- und Sommerkorn (§ 154) 
und endigen mit Hafer oder Roggen neben Klee, welcher ſeiner Natur 
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nach mehrere Jahre hindurch aufſprießt und theils zu Heufutter gemähet, 
theils auf den Weidekoppeln abgeweidet wird. — Uebrigens ſind dieſe 
Grundprincipien in neuerer Zeit mehrfach modificirt. 


$ 157. 
Fortſetzung. 


Die Mängel der Drei- und Vierfelderwirthſchaft ($ 155) ſind 
freilich durch die Koppelwirthſchaft vermieden. Wegen der auf dem 
eigentlichen Ackerlande ſelbſt zum Theil gewonnenen Weiden und Futter— 
kräuter ſind hier beſtändige Weiden und natürliche Wieſen entbehrlicher 
und erſtere können zum Ackerbau aufgebrochen werden, wodurch wieder 
Erweiterung des Kornbaues ermöglicht iſt; die Brache beginnt früher, 
wird gründlicher umgearbeitet und ganz und dick zugedüngt, wozu noch 
der Dung des Viehes auf den Weidekoppeln ae in Kraft erhält; der 
Acker kommt in den mehrjährigen müßigen dekoppeln hinreichend 
zur Ruhe; die nur auf die Brache und die a alſo höchſtens 
auf ½ oder / des ganzen Grundſtücks, verwendeten Beſtellungsarbeiten 
und Wirthſchaftskoſten ſind erträglicher. 

Dennoch paßte die beſonders anf Rindvieh-Zucht berechnete Koppel— 
wirthſchaft nicht ganz für das natürliche Kornland Mecklenburg. Die 
Buſchkoppeln, welche freilich einestheils den Acker vor Verſandung und 
vor Ausdörrung durch Winde ſchützen, bieten anderntheils dem Schnee 
ein feſtes Lager, zahlreicher Vögelbrut ein geſuchtes Obdach, werden 
dadurch den Saaten verderblich und ſtören gleich den Gräben freien 
Zugang und Beſtellung der Aecker; der hieſige, trocknere Boden vermag 
von derſelben Düngung nicht 4— 5 Ernten zu tragen, noch den Klee 
faſt ebenſo lange ergiebig zu erhalten; durch die dortigen bedeutenden 
Ackerweiden kommt hier ſowol der Boden zu ſehr in der Cultur zurück, 
als auch wird er in zu geringem Theile zum Kornbau benutzt; der ſo 
nutzbare Dungabfall des Viehes auf den Weidekoppeln verflüchtigt ſich 
entweder während der mehreren Weidejahre zu ſehr, oder ſammelt ſich 
an einigen Stellen zu dicht, wodurch ſog. Geilſtellen entſtehen, deren 
Graswuchs dem Vieh unangenehm iſt. 


die 
Wei 
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Mechklenburgſche Schlagwirthſchaft. 


Vorſtehende Uebelſtände der holſteinſchen Koppelwirthſchaft ſind in 
Mecklenburg theilweiſe frühe erkannt und beſeitigt. Schon im vorigen 
Jahrhundert ſchwanden mehr und mehr die dichten Hecken und breiten 
Gräben; die einzelnen Feldparcelen wurden nur noch durch Furchen, 
ſog. Schlagfurchen, getrennt und Schläge genannt, wovon die ganze 
mecklenburgſche Wirthſchaft ihren Namen erhielt. Das Syſtem über 
Anlage und Menge der Schläge, d. i. die Schlagordnung, hatte aber 
anfänglich wenig beſtimmte Anhaltspunkte. Nur darin war man einig, 
daß die Anzahl der holſteinſchen Koppeln, und damit diejenige der 
dortigen Saaten und Weiden, auf hieſigem trockneren Boden nicht bei— 
behalten werden dürfe. So nahm man hier denn 1— 2 Weiden und 
2 Saaten weniger und adoptirte hiernach 7 Schläge, von denen 1 zur 
Brache, 3 zum Kornbau und 3 für Weide oder Dreeſch beſtimmt waren. 
Dazu kamen, wie übrigens auch ſchon häufig in Holſtein, ſog. Bei— 
ſchläge, d. i. beſondere und eben erſt urbar gemachte Ackerſtücke, welche 
nach ihrer Lage von den Grenzen der einzelnen Hauptſchläge nicht 
umfaßt, aber theils als deren Pertinenzen gleichmäßig, theils abweichend 
cultivirt wurden — ferner Nebenſchläge oder Hauskoppeln, welche wegen 
ihrer Nähe bei den Wirthſchaftsgebäuden von den eigentlichen Haupt— 
ſchlägen ausgeſchieden und entweder mit anderen als den gewöhnlichen 
Feldgewächſen bebauet oder zu ſeparirter Weide für Jungvieh und 
kranke Thiere, beſonders auch zur Nachtweide, benutzt wurden. Alle 
Hauptſchläge wurden zur Begünſtigung der Feldbeſtellung möglichſt 
länglich quadrirt und ſtrahlenförmig zu den Ortſchaften hin, ſowie von 
möglichſt gleicher Qualität, Quantität und Entfernung angelegt. Wegen 
des großen Umfangs vieler Grundſtücke war es oft unmöglich, mit der 
gewöhnlichen Anzahl von Schlägen ohne wirthſchaftliche und locale 
Schwierigkeiten die ganze Feldmark zu umfaſſen, und deshalb wurden 
dann beſondere Binnenſchläge aus den näheren und meiſtens beſſeren 
ſowie Außenſchläge aus den entfernteren und gewöhnlich unergiebigeren 
Feldern gebildet. 

War aber ſchon das auch hier beibehaltene, unter einander quanti— 
tativ gleiche Verhältniß der Acker- und Weideſchläge immer noch eine 
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Begünſtigung der Viehzucht auf Koſten des Kornbaues und deshalb 
von der holſteiniſchen Koppelwirthſchaft mit herübergenommen, weil man 
möglichſt ſtarke Viehzucht, freilich nicht wie in Holſtein um ihrer ſelbſt 
willen, ſondern zu Erzeugung möglichſt großer Dungvorräthe für noth— 
wendig hielt (§ 163), ſo kam hier hinzu, daß der die holſteinſchen 
Weiden ſo ſehr bereichernde Klee in Mecklenburg für bodenausſaugend 
galt und auf den Weiden nicht cultivirt wurde, wodurch der hieſige 
zahlreiche Viehſtapel nur kümmerlich durchgebracht werden konnte, und 
gerade durch ſeinen magern Dünger den Feldern keine Kraft zu geben 
vermochte. Einſichtsvolle Landwirthe, unter ihnen beſonders ſchon vor 
100 Jahren der Pächter Kliefoth zu Wandrum, bekämpften aber bald 
das ungegründete Vorurtheil gegen den Klee, und weſentlich aus ſeiner 
Verbreitung entſtand die noch jetzt vorwiegende ſog. verbeſſerte Schlag— 
wirthſchaft. 
8 159. 
Tortſetzung. 

Als Schlagordnung dominirt hierbei wiederum die ſiebenſchlägige, 
doch finden ſich auch hier beſonders 6, 8, 9 Schläge, die durch Frucht— 
folge, Bodengüte, Dungreichthum bedingt werden ($ 168). Selbſt die 
Binnen- und Außenſchläge (§ 158) derſelben Feldmark liegen häufig in 
verſchiedener Schlagordnung. Der Umlauf einer ſolchen heißt auch hier 
Roulance (§ 154). Das frühere gleiche Verhältniß der Frucht- und 
der Weideſchläge iſt hier aber zu Gunſten der erſteren und des Korn— 
baues aufgehoben, und mehr Saaten werden je nach Productionskraft 
des Ackers und nach Entbehrlichkeit der Weiden und Futterkräuter 
wegen Exiſtenz natürlicher Wieſen genommen. 

Betreffs der Fruchtfolge wechſelt regelmäßig Winterkorn mit Som— 
merkorn ($ 154), einzelne Theile der Schläge werden auch zu Kartoffeln, 
Flachs, Lein, Bohnen, Wicken beſtellt. In den letzten Saat-, jog. ab— 
tragenden oder Nach-Schlag, kommt gewöhnlich zugleich mit der letzten 
Frucht, ſog. Oberfrucht, meiſtens dem Hafer oder Roggen, der Klee, 
welcher im erſten Herbſte nach Aberntung der Oberfrucht abgeweidet, 
demnächſt im folgenden Jahr auf dem erſten Weide-, ſog. friſchen 
Schlag, ein- bis zweimal gemähet und zu Stallfutter gedörret, und 
darauf in den folgenden Jahren auf dem zweiten reſp. dritten Weide— 
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ſchlag zuerſt von den Kühen, dann von den Schafen, wiederum ab- 
geweidet wird. 

Sorgfältige und gründliche Behandlung des Brachſchlages ($ 154) 
gilt für die erſte Regel. Der letzte Weide- oder Dreeſchſchlag wird wie 
bei der holſteinſchen Koppelwirthſchaft (§ 156) ſchon im Herbſte vor 
ſeiner Saatbeſtellung aufgebrochen, erhält ſeine erſte Bearbeitung, die 
Dreeſchfurche; im Frühling folgt dann, um dem Acker „die Gahre zu 
geben“, die Brachfurche, ihr gegen Johannis die Wend- und dieſer 
endlich um Michaelis die Saatfurche. Dieſe volle ſog. Winterbrache iſt 
Princip gegenüber der erſt im Juni des Beſtellungsjahres beginnenden 
Sommer- oder Johannisbrache der Dreifelderwirthſchaft (§ 154). Nicht 
minder gilt reine Brache, d. i. Nicht-Anbau von Früchten in derſelben 
durchaus erforderlich, weil ſonſt ſowol der nachfolgenden erſten Saat 
die friſche, durch mehrjährige Ruhe des Ackers gewonnene Kraft entzogen 
wird, als auch bei naſſen Sommern nach Aberntung jener Brachfrüchte 
nicht Zeit genug für gehörige Bodenbeſtellung zur Aufnahme der in 
dem Herbſt deſſelben Jahres einzubringenden Winterſaat übrig bleibt 
(8 167). Die außer der Brache für die einzelnen Fruchtſchläge erforder— 
lichen Feldfurchen richten ſich nach Boden, Getreide, Witterung. Die 
Winterbrache wird regelmäßig mit Stallmiſt gedüngt, Miſt- oder Mürbe- 
brache ($ 155); nur bei ſehr gutem humusreichen Acker wird wol zu— 
weilen aus ungedüngter oder Zähbrache eine oder ſogar noch eine zweite 
Saat, beſonders Hafer, dann Dreeſchhafer, vorweg genommen und erſt 
dann für die nachfolgenden Saaten gedüngt; auch ſelbſt im Fall ge— 
düngter Brache wird vor der dritten Saat, ſelbſt auch zuweilen vor 
dem Klee, nachgedüngt. Die Außenſchläge ($ 158) erhalten ihren 
Dünger beſonders durch die Pferchen und Hürdenſtälle ($ 181). 
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II. Fortſchritte der Neuzeit. 


$ 160. 


Bodenentwäſſerung; Drainage. 


Die Agricultur-Fortſchritte der Neuzeit haben auch im Kornlande 
Mecklenburg bereitwilligen Eingang gefunden, und ſowol mechaniſch 
durch intenſivere Bearbeitung des Bodens, als auch chemiſch durch 
Verſetzung, Veränderung, Bereicherung der Ackerkrume mit befruchtenden 
Stoffen große Reſultate erzielt. In erſterer Beziehung ſind hier beſon— 
ders die Entwäſſerungen, d. i. Entfernung des der Cultur ſo verderb— 
lichen Untergrundwaſſers, die Verbeſſerung der Ackerinſtrumente (§ 162) 
und Erfindungen neuer, in letzterer aber die Bereitung des Düngers 
($ 164) und Einführung neuer Düngerſubſtanzen ($ 163 ff.), in beider 
endlich die Berieſelungen ($ 166) erwähnenswerth. | 

Schon landesgeſetzlich find Entwäſſerungsanlagen dadurch begünſtigt, 
daß beim Fehlen ſpecieller anderweitiger Rechtstitel der Beſitzer höher 
gelegener Grundſtücke ſowol zu den für die gewöhnliche Ackerbeſtellung 
erforderlichen Vorrichtungen, als nicht minder zu allen ſonſtigen Ent— 
wäſſerungsanlagen auf ſeinem Gebiete, wenn nur dadurch die fremden, 
tiefer liegenden Beſitzungen nicht leiden, berechtigt — dagegen der Be— 
ſitzer niedriger gelegener Grundſtücke zur ungehinderten Aufnahme des 
naturgemäßen Abfluſſes aus höheren fremden Grundſtücken, d. i. zum 
Schaffen von Vorfluth, insbeſondere auch nach Wahl des Beſitzers der 
letzteren entweder zu eigner und für eigne Rechnung auszuführender 
Aufräumung der auf ſeinem Gebiete ſchon vorhandenen natürlichen 
oder künſtlichen) Waſſerwege, oder zum Aufräumenlaſſen derſelben 
durch jenen und auf deſſen Koſten, ſowie in bisheriger Dimenſion, 
verpflichtet iſt; dieſe ſchon alten Beſtimmungen find aus Gründen der 
Bodencultur ſpäter noch dahin erweitert, daß in Grundlage eines be— 
ſtimmten adminiſtrativen Verfahrens zwecks Entwäſſerung von Lände— 


) Vgl. Buchka u. Budde, Entſcheidungen des Oberappellations-Gerichts, Bd. 2, 
pag. 73 ff. 
Bald, Domantale Verhältuiſſe. I. 15 
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reien die Grundbeſitzer zu neuen Anlagen jelbit auf fremden Grund— 
ſtücken gegen volle Entſchädigung derer Inhaber berechtigt ſind ). 

Die früheren Entwäſſerungen geſchahen nur durch gewöhnliche 
offene Gräben; ſog. Ableitungsgräben durchſchnitten das natürliche 
Waſſergefäll im rechten Winkel, nahmen das hervorbrechende Waſſer 
auf und führten daſſelbe in einen gemeinſchaftlichen, tiefer gelegenen, 
ebenfalls offenen Auffange- oder Abzugsgraben. Aber ſolche unbedeckte 
Gräben ſind theils koſtbar zu erhalten, weil ſie leicht zuſammenſinken, 
bewachſen, verſumpfen, theils hindern ſie die Beſtellung des von 
ihnen durchſchnittenen Terrains, entziehen durch ihre eigenen Dimenſionen 
viel Land nützlicher Cultur und ſollen endlich beſonders kaltgründigen 
Boden niemals vollſtändig auszutrocknen vermögen. 


8 161. 
Fortſetzung. 


Man wandte ſich deshalb ſpäter zu bedeckten unterirdiſchen Waſſer— 
abzügen, ſog. Fontanellen. Sie beſtanden darin, daß wiederum Gräben 
gezogen, dieſe jedoch zunächſt mit Reiſig, Faſchinen, Steinen, Dach— 
pfannen über flachliegenden Mauerſteinen, alſo durchlaſſenden Gegen— 
ſtänden, darüber gegen das Nachſinken der Erdoberfläche mit Raſen, 
Moos, Stroh, und endlich mit gewöhnlicher Erde ausgefüllt wurden. 
Jedoch dieſe Abzüge verſtopften ſich leicht, waren ohnehin ſehr koſtbar 
durch Zeit- und Geldverluſt und obendrein wegen der Verwendung 
meiſtens leicht vergänglicher Stoffe nicht von Dauer. 

So erfand man denn in England vor 20 Jahren zur Ausfüllung 
jener unterirdiſchen Kanäle anſtatt der eben genannten Subſtanzen 
gebrannte Thon-Röhren, drains, deren kunſtgerechte Verwendung und 
Einlegung Gegenſtand eines beſonderen Drainage-Syſtems iſt. Dem 
Waſſergefäll folgend, in Zwiſchenräumen von 20 — 40 Fuß paralell 
neben einander, in einer Tiefe von 3—4 Fuß, mit nothwendiger Sen— 
kung von wenigſtens 3 Zoll auf 100 Fuß, liegen hiernach Stränge eng 
hinter einander in Lehm oder Thon geſtreckter, eine Mündungsweite 


2) V. v. 31. Juli 1846, § 32, Ra. 2496, Rgbl. 22; vgl. Geſindeordnung vom 
14. Novbr. 1654, tit. V. § 6, H. V. 2; Interims⸗Polizei⸗Ordnung v. 8. Oetbr. 
1661, § 23, H. V. 3. 
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von 1½ — 2¼ Zoll haltender, 1— 1¼ Fuß langer, gebrannter Thon— 
Röhren, die ſog. Nebendrains. Dieſelben nehmen das Waſſer nicht 
durch die Kopfmündung, welche obendrein gegen Verſandung mit flachen 
Steinen zugedeckt iſt, ſondern durch die Stoßfugen und in geringerem 
Maße auch durch die Poroſität der Röhren ſelbſt in ſich auf, und 
münden entweder in einen gemeinſchaftlichen, unbedeckten Abzugsgraben, 
oder in einen rechtwinkelig vor ihr Gefäll gelegten, bei ſtarkem Abfluß 
ſelbſt doppelten, ſog. Hauptdrain von 3—4 Zoll Weite, welcher durch 
gemachte Seitenöffnungen die Nebendrains in ſich aufnimmt und ſich 
wiederum in einen gewöhnlichen Abzugs- oder Auffangegraben ergießt. 
Gegen Verſchlammung und ſonſtige Verſtopfung ſind ſowol die ein— 
zelnen Stoßfugen mit Muffen, d. t. loſe aufliegenden, ſchmalen, poröſen 
Thonſtreifchen, als auch die Ausmündungen in den Abzugsgraben mit 
feinen Drathgittern bekleidet. Wo oberhalb des drainirten Landes noch 
feuchte, nicht drainirte Ackerſtücke ſich befinden, wird wol längs derſelben 
rechtwinkelig vor die oberen Köpfe der Nebendrains ein ſog. Iſolirungs— 
drain zum Auffangen des oberen Waſſerfluſſes geſtreckt, ſo daß jene 
ausſchließlich dem drainirten Grundſtück dienen. Das drainirte Land 
wird bald ſo porös, daß es ſelbſt die obere Feuchtigkeit der Atmoſphäre 
an ſich zieht und deshalb, wie durch die Drains gegen Waſſer, ſo durch 
ſeine eigne Natur gegen Dürre geſchützt wird. Mit mehr oder weniger 
Modificationen, ſelbſt mit pecuniären Unterſtützungen der Grundbeſitzer 
durch die Regierungen (§ 169) hat ſich vorſtehendes engliſches Drainage— 
Syſtem jetzt überall hin verbreitet und bei ſeiner Anwendung den heil— 
ſamſten Einfluß auf die Ackercultur ausgeübt. Die Drains werden in 
log. Drainröhren-Preſſen angefertigt ). 


$ 162. 
Ackerwerkzeuge, Maſchinen. 

Ihrer Form nach bekannte bisherige Ackerwerkzeuge ſind der Pflug, 
der Haken, die Egge, die Walze, deren Zweck und Anwendung ſehr von 
einander abweicht. Der Pflug zerſchneidet den Acker in gleichmäßiger 
Tiefe zu geraden, gleich ſchmalen Streifen, wendet dieſe geebnet um 


) Nach C. v. 1. Novbr. 1851 auch in fürſtl. Ziegeleien (§ 169, Note 4). 
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und an die Luft, paßt deshalb am beſten für leichten, lockeren Boden. 
Man unterſcheidet hauptſächlich Räderpflüge, wo der Hauptkörper, der 
ſog. Pflugbaum, auf 1 oder 2 Rädern ruht, und Schwingpflüge, wo 
das Angeſpann unmittelbar an den Pflugbaum angehängt wird. — 
Der alt-mecklenburgſche Haken dagegen durchwühlt die Erde, wirft die 
Schollen ungleich zur Seite, zerreißt das Unkraut mit ſeinen Wurzeln, 
eignet ſich deshalb für kalten, verwachſenen, zähen, intenſiver Bearbeitung 
bedürfenden Boden. Zur oberflächlichen Lockerung und Pulverung des 
Bodens, zur Ebnung und Bedeckung der ausgeſtreueten Samenkörner, 
dienen die Eggen mit geraden und krummen, hölzernen und eiſernen 
Zinken. — Gleichen Zweck, beſonders bei hartem, den Wirkungen der 
Egge trotzenden Erdreich, aber obendrein noch ein Zuſammenpreſſen zu 
lockeren und ſandigen Bodens und Eindrücken der für die Feldbeſtellung 
hinderlichen Steine unter die Oberfläche des Ackers erſtreben die Walzen 
deren Nutzen für die Saaten aber zweifelhaft iſt. 

Dieſe Inſtrumente ſind in neuerer Zeit weſentlich verbeſſert, leichter, 
beweglicher, tiefergehend, haltbarer conſtruirt. So giebt es jetzt engliſche, 
belgiſche, amerikaniſche, ſchottiſche Pflüge; ſtatt der alten Haken mit dem 
Anſpannungsjoch auch Räder- und Iſpännige Haken mit Vordergeſtell 
und Gabel- oder Kluftdeichſel; norwegiſche Roll- und eiſerne Eggen; 
eiſerne Stangen-, Stachel-, Ring-, Scheibenwalzen, darunter den ſehr 
ſchweren Croskill'ſchen Schollenbrecher. Einen Uebergang vom Pflug 
zur Egge bilden die Scalificatoren, Exſtirpatoren oder Grubber und 
die Schaaregge, mit kleinen eiſernen, beſonders zum Ausreißen des Un— 
krauts, Reinigen des Ackers und Unterbringen der Saat dienenden 
Füßen. Viel verbreitet ſind auch die Häufelpflüge und Pferdehacken 
zum Beſtellen der jog. bodenverbeſſernden Gewächſe ($ 168). 

Beſonders durch die Beſtrebungen des mecklenburgſchen patriotiſchen 
Vereins (§ 153) ſind in neuerer Zeit vorzugsweiſe aus England viele 
neue landwirthſchaftliche Geräthe zu uns gekommen. Faſt auf allen 
größeren Gütern findet man Säemaſchinen, unter ihnen beſonders die— 
jenigen der Alban'ſchen Fabrik zu Plau, Mäh -, Dreſch-, Häckſel-, Butter: 
Futterſtreu⸗, Düngerausbreitungs-, Heuwende-, Samenreinigungs- Korn- 
reinigungs-Maſchinen, Schrotmühlen, Kornquetſchen, Rübenſchneider, 
Rapskuchenbrecher, Saatdecker, Reißer — mit Dampfkraft getriebene 
ſog. Locomobilen, Mühlen-Schöpfwerke, Waſſerhebe-Maſchinen, auch 
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Centrifugalpumpen — ſelbſt verbeſſerte Handinſtrumente, z. B. Senſen, 
Forken — kurz für jede Art landwirthſchaftlicher Verrichtungen vielleicht 
bald ein eignes möglichſt vollkommenes Werkzeug. Hierbei iſt das 
Hauptbedenken des Maſchinenweſens, die Arbeitsloſigkeit der Tagelöhner, 
wegen der relativ nur ſchwachen einheimiſchen Bevölkerung ($ 3), beſon— 
ders auf den Rittergütern, einſtweilen anſcheinend nicht zu befürchten. 


8 163. 
Dungarten. 


Der Dünger wurde früher faſt ausſchließlich von dem Wirthſchafts— 
vieh gewonnen, welches nur deshalb für beſonders nützlich galt und 
möglichſt zahlreich gehalten wurde ($ 158, 179, 181). Durch den reinen 
Pferchdünger der Hürdenſtälle ($ 159, 181) wurden die Außenſchläge 
($ 158), durch den Stalldünger aber, d. i. die mit Stroh und Futter— 
reſten vermiſchten thieriſchen Excremente, die Binnenſchläge ($ 158) 
befruchtet. Eine beſondere rationelle Behandlung des Stalldüngers 
gab es nicht; ohne Unterſchied durcheinander wurde er entweder in 
offenen jauchegefüllten Dunggruben einſtweilen aufbewahrt oder friſch 
auf die Felder gebracht, wo er vor ſeiner weiteren Verwendung an 
freier Luft ſchimmelte und gährte und dadurch ſeine kräftigſten Sub— 
ſtanzen nutzlos verlor. Aber auf keinem Gebiete mehr als hier hat die 
landwirthſchaftliche Cultur umfaſſende Verbeſſerungen erfahren. 

Zunächſt ſind die Düngerarten durch animaliſche, vegetabiliſche und 
mineraliſche Stoffe ſowol aus der Wirthſchaft und dem Grundſtück 
ſelbſt, als im Handel aus Fabriken und vom Ausland vermehrt. In 
erſterer Beziehung bergen Mecklenburgs weite Ebenen einen Schatz, 
welcher ſchon in Anfang und Mitte des vorigen Jahrhunderts durch 
den Kammerpräſidenten Luben von Wulffen ($ 104) und Graf Andreas 
von Bernſtorff (§ 156) entdeckt, aber erſt ſeit Anfang dieſes Jahr— 
hunderts erkannt iſt — den Mergel. Seine Anwendung erzielt die 
höchſte Ergiebigkeit ($ 168), doch darf zur Vermeidung von Kraft— 
erſchöpfung eine zweite Mergelung, ſog. Wiederholung der Felder, nur 
vorſichtig vorgenommen werden. — Auch die zahlreichen Landſeen und 
Teiche liefern Dungmittel durch ihren Schlamm, Moder, womit die 
Felder „geklaiet“ werden, durch den Poſt, eine Waſſerpflanze, endlich 
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Seemooſe, Seetank. — Neuere Erfindung iſt auch der Gründünger, 
d. i. Pflanzen, beſonders Buchwaizen, Spörgel, Klee, vorzüglich die 
Lupine, welche bis zur Blüthezeit wachſen, dann aber noch vor der 
Samenreife niedergewalzt, gemähet, untergepflügt werden und den Acker 
dadurch in Nahrung erhalten, auch beſonders ſtatt des jetzt ſelteneren 
Pferchdüngers ($ 181) auf den entfernteren, den Transport des Stall— 
düngers erſchwerenden Außenſchlägen ($ 158) ihre Anwendung finden. 


8 164. 
Tortſetzung. 


Durch den Handel gewinnen wir jetzt ebenfalls reiche Dungſtoffe. 
Dahin gehört zunächſt der Gyps, welcher aus dem ſeit 1825 eröffneten 
vaterländiſchen Gypslager zu Lübtheen, außerdem auch vielfach aus 
Preußen und Frankreich bezogen wird. Seine directe und unmittelbare 
Anwendung, das „Gypſen auf's Blatt“, ſoll den Fruchtertrag eben 
nicht erhöhen, und wird er deshalb, beſonders in Verbindung mit 
Moder, Stalldünger ꝛc. gebraucht. — Von hervorragender Wirkung iſt 
ferner der Guano, d. i. verſteinerte Exeremente und Gerippe von Vögeln, 
welche beſonders aus Afrika, Südamerika ſeit 10 Jahren ausgeführt 
werden; auch die Belgier und Engländer bereiten eine Art Guano aus 
den Excrementen der Hühner und Tauben. — Aus Fabriken kommen 
die auch zum Viehfutter gebrauchten gepreßten und geformten Hülſen 
des Oelſamens, ſog. Oelkuchen; ferner die Poudrette und Urate, d. i. die 
beſonders mit Kalk, Gyps, Mergel vermengten feſten und flüſſigen Ex— 
cremente der Menſchen, endlich Knochenmehl, Chiliſalpeter, phosphor— 
ſaurer Kalk, Schwefel, Alkalien, Kohlen, welche alle aber theilweiſe noch 
zu koſtbar und auch ohnehin vielfach nur verſuchsweiſe gebraucht ſind. 
Als zuſammengeſetzte Miſchungen kommen die verſchiedenen Dungarten 
unter dem Namen Compoſt zur Anwendung. 

Viel wird jetzt auch zur Conſervirung des Stalldüngers (§ 163) 
bis zu ſeiner Verwendung gethan. Wenngleich es an ſich ſtreitig iſt, 
ob er beſſer ſofort friſch auf die Felder gebracht oder vorher auf dem 
Hofe einige Zeit aufbewahrt und in Gährung verſetzt, ob er beſſer auf 
einmal ſtärker oder öfter und dünner ausgebreitet wird, ſo wird doch 
in jeder Beziehung, ſowol draußen als daheim, jegliche Vorkehr zu ſeinem 
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Schutze gegen atmoſphäriſche Einwirkungen durch Bedeckung mit Erde 
und Torf bis zu ſeinem Gebrauche, ſowie zu ſeiner paſſenden Verbin— 
dung, beſonders mit conſervirendem Gyps, getroffen. Auf den Feldern 
lagert er in ſolchem Zuſtande bis zu ſeiner Verwendung in Haufen oder 
Miethen; auf den Höfen aber in Dungſtätten. Letztere ſind am häufig— 
ſten im Freien und müſſen möglichſt überdacht, auch mit Gefäll und 
Rinnen zur Entfernung des Urins und ſonſtiger wäſſeriger Excremente, 
der ſog. Gülle, welche ſeparat zur Düngung verwandt wird, verſehen 
ſein; doch finden ſich auch ſchon Kuhſtälle, in denen Dungplätze unter 
durchbrochenem Fußboden oder in Vertiefungen, wo das Vieh ſich frei 
ergeht — deſſen Excremente aber ſofort mit Stroh bedeckt werden, ſo 
daß die Vertiefungen ſich allmälig ausfüllen — eingerichtet ſind. 


$ 165. 


Bewäſſerung, Beriefelung. 


Der Werth der Wieſen, ihr beſonderer Zweck zur Gewinnung 
mähbaren Viehfutters, iſt ſtets in Mecklenburg erkannt, zumal als zur 
Zeit der Felderwirthſchaft (§ 154) jeglicher Bau von Futtergewächſen auf 
den Feldern durch den Kornbau verdrängt war. Noth aber und Un— 
verſtand verhinderten die Cultur der Wieſen. Denn einestheils genügte 
bei der Felderwirthſchaft ($ 155) die nur temporäre Beweidung der 
Brach- und Ackerſchläge nicht, und jo mußte denn trotz geſetzlicher Ver— 
bote“) das Vieh beim häufigen Fehlen ſonſtiger beſtändiger Weiden 
ſogar auf die Wieſen zur Weide getrieben werden, wodurch aber deren 
Grasnarben aufgewühlt und durchgeſtampft, die edlen Kräuter mit der 
Wurzel ausgeriſſen, und deshalb mähbare Futtergewächſe nur zu oft 
unmöglich wurden. Anderntheils aber glaubte man das Mittel zu 
reicher Befruchtung der Wieſen in Zuführung möglichſt vielen und 
dauernden Waſſers gefunden zu haben, beförderte aber durch das Ueber— 
maß nur zu oft die Verſumpfung, und demnächſt durch zu bedeutende 
unvernünftige Ableitung wieder die Dürre. So unterließ man denn 
weitere Mühe um die vermeintlich ſo undankbaren Wieſen und ver— 
wandelte ſie vielfach durch völlige Trockenlegung und Umackerung in 


) V. v. 6. Septbr. 1751 u. v. 22. März 1757, H. IV. 21. 
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Kornfelder. — Erſt ſeitdem mit der Koppel- und Schlagwirthſchaft 
($ 156 ff., 158 ff.) ausreichende Ackerweideſchläge geſchaffen find und 
die Wieſen nun von Hütung möglichſt verſchont blieben, macht ſich 
unter den Culturfortſchritten der Neuzeit auch eine rationellere Wieſen— 
behandlung allgemein geltend. 

Je nach Beſchaffenheit des Wieſengrundes, Localgelegenheit und 
disponiblen Mitteln wechſelt das Verfahren bei der Cultur der Wieſen. 
Sie werden mit etwa in der Nähe befindlicher fruchtbarer Erde über— 
karrt, ſo daß die frühere ſchlechtere Grasnarbe erſtirbt, mit Mergel oder 
auch mit Stallmiſt gedüngt, mit Feld- und demnächſt erſt wieder mit 
guten Futtergräſern beſamt, alſo abwechſelnd als Acker und Wieſen 
benutzt und dadurch gleichſam verjüngt. Oder auch ihre alten Gras— 
narben werden mit der Egge aufgeriſſen, die ſchädlichen Mooſe dadurch 
zerſtört, beſſere Gräſer auf dem lockeren Boden dadurch befördert. Oder 
auch ſie werden mit Schutt, Aſche, Ziegelabfällen und ſonſt möglichſt 
bedeckt, wodurch ſie mehr Conſiſtenz und Feuchtigkeit gewinnen. Am 
wohlthuendſten wirkt aber auch hier faſt bei allen Wieſenarten die 
rationelle Be- und Entwäſſerung, weil jene nach ihrer Natur gerade im 
Waſſer ihre Hauptnahrung zu finden ſcheinen. 

Die Bewäſſerungen ſind entweder Ueberſtauungen oder Berieſe— 
lungen. Erſtere laſſen das beſonders durch Schleuſen und Aufhalten 
naher größerer Gewäſſer zugeführte Waſſer längere Zeit, ſelbſt Wochen 
hindurch, auf den horizontal gelegenen Wieſen ſtehend, unterdrücken 
aber nur zu leicht die edleren Gräſer und befördern, zumal bei einiger 
Unebenheit des Bodens, die Verſumpfung. Das Princip der Berieſe— 
lungen dagegen iſt ſchon ihrem Namen entſprechend ſchnelle, möglichſt 
gleichförmige, dünne und höchſtens eine Woche, oft auch nur wenige 
Stunden dauernde, hauptſächlich zur Nachtzeit ſtattfindende Ueberführung 
von Waſſer, und wird durch unſere Vorfluthgeſetze gleich der Ent— 
wäſſerung weſentlich gefördert!). 


) Vgl. $ 160, Note 2. Uebrigens darf nach § 29 der dort citirten Verordn. 
jeder zur Vorfluth verpflichtete Grundbeſitzer das über ſein Grundſtück geführte fremde 
Waſſer auch zu eignen Berleſelungen gebrauchen, ſofern dadurch der Hauptzweck, die 
Entwäſſerung, nicht geſtört wird. 
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§ 166. 
Fortſetzung. 


Die Berieſelungen werden entweder ſchon durch die Natur als 
jog. wilde, oder durch Kunſt, dann Wieſenbau, bewirkt. Erſtere find 
nur möglich bei abhängiger und gleichzeitig nicht mit ſtörenden Uneben— 
heiten verſehener Lage der Wieſen, und beſtehen darin, daß nahe ent— 
weder an ſich ſchon höher gelegene oder aufgeſtauete Gewäſſer über die 
Wieſen treten und an deren tieferen Flächen ihren natürlichen Abfluß 
finden. Der Wieſenbau aber erfordert außer vorheriger Planirung der 
Wieſen, ihrem Belegen mit gutem Raſen, ihrer Beſamung mit Gräfern, 
beſonders ein ganzes Netz künſtlicher Gräben. So wird hier das Waſſer 
aus entfernteren Gewäſſern entweder durch lange und tiefe Kanäle oder 
nur durch den Hauptzuleitungsgraben herbeigeführt, von hier aus ent— 
weder unmittelbar oder durch den vermittelſt der Einlaßgräben aus 
jenem geſpeiſten Hauptvertheilungsgraben in die Bewäſſerungs- oder 
Zuleitungsgräben hinabgeleitet, welche wiederum in die einem Haupt— 
entwäſſerungs- oder Hauptableitungsgraben zufließenden Entwäſſerungs— 
oder Ableitungsgräben ſich entleeren. Der Kunſtbau zerfällt weſentlich 
in den Hang- und den flachen oder Rückenbau, welche beide Arten 
übrigens in den zuſammengeſetzten Bau gleichzeitig neben einander auf 
denſelben, aber ſehr abweichendes Terrain enthaltenden Wieſenflächen 
ſich begegnen. Erſterer findet bei Wieſen von durchgehends abhängiger 
Lage und natürlichem Gefäll, ſog. Hängewieſen, ſtatt und beſteht darin, 
daß das aus dem Hauptvertheilungsgraben auf die Wieſen übertretende 
Waſſer, welches nicht allzu raſch noch im Strome ſich herniederergießen 
darf, von horizontalen, etwa 1½—2½ Ruthen neben einander liegenden 
Bewäſſerungsrinnen aufgefangen wird, welche aber nicht allein dieſes 
abrieſelnde und erfahrungsmäßig ſchon nach etwa 3 Ruthen ſeine 
Dungkraft verlierende Wieſenwaſſer, ſondern auch durch vertical ſie 
durchſchneidende ſog. Transportirgräben friſchen Zufluß direct aus dem 
Hauptzuleitungsgraben aufnehmen. — Der Rückenbau dagegen dient 
zur Schaffung des erforderlichen Gefälles auf horizontalen Wieſen durch 
Bildung von parallelen, 8— 12 Ruthen langen, 2½ Ruthen breiten, 
8—15 Zoll Seitengefäll habenden ſog. Rücken oder gleichmäßigen Er— 
höhungen. Uebrigens erleiden vorſtehende Grundzüge der Berieſelungen 
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nach Localität, vorhandenen Mitteln ꝛc. die verſchiedenartigſten Modi— 
ficationen. 

Zu Berieſelungen ſoll ſich beſonders das wärmere und aus Dung— 
ſtellen, z. B. gedüngten Feldern herſtrömende Waſſer eignen. Die Be— 
wäſſerung findet hauptſächlich im Frühling und Herbſt, doch auch im 
Sommer gegen allzu große Hitze, dagegen aber zur Vermeidung des 
der Vegetation ſchädlichen Eiſes nur in milden Wintern ſtatt. 


III. Einwirkungen derſelben. 


9 167. 
Im Allgemeinen. 


Solche Fortſchritte der Bodencultur mußten nothwendig auch auf 
die Wirthſchaftsweiſe ſelbſt wirken und zur Erzeugung größerer Erträge, 
zur Gewinnung reicherer Einkünfte auffordern. In Mecklenburg zumal, 
wo bei der Schlagwirthſchaft (§ 158 ff.) meiſtens ) jedes Grundſtücks 
als Brach- und Weideſchläge für den Fruchtbau unbenutzt blieben und 
keinen directen Gewinn abwarfen, galt jene nun Vielen nicht mehr für 
ganz rationell und vortheilhaft. — Zunächſt iſt hier das frühere Princip 
der reinen ungenützten Brache ($ 159) ſchwankend geworden und deren 
Beſömmerung, d. i. ihre Bebauung mit Sommergewächſen ($ 155), 
Hülſenfrüchten, beſonders Erbſen, Bohnen, Wicken, Linſen, Lupinen, 
Buchwaizen, ferner mit Kartoffeln, Lein und Futterpflanzen begonnen. 
Doch dominirt noch immer und aus ſchon genannten guten Gründen 
die reine Brache, welche jedenfalls vor Oelfrüchten durchaus noth— 
wendig iſt. — | 

Aber auch die Weideſchläge werden immer noch mehr und mehr 
beſchränkt. Sie waren erforderlich, ſo lange noch in Ermangelung 
anderer Dungarten das Vieh allein für den Erzeuger des Felddüngers 
galt und als nothwendiges Uebel möglichſt zahlreich gehalten wurde 
(§ 163), jo lange man ferner längere Ruhe des Ackers für nöthig hielt 
und auch weder Kräfte noch Mittel zu umfaſſenderer Ackerbeſtellung 
ausreichten; ſie ſind aber entbehrlicher, ſeitdem die vielen neueren 
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Düngungen ($ 163 ff.) den Viehdünger theilweiſe mehr erſetzen und 
alſo der Ackerbau von der Viehhaltung unabhängiger geworden iſt, 
ſeitdem auch durch die Verbeſſerung der Ackerinſtrumente (§ 162) und 
das in den langen Friedensjahren gewonnene Geld umfänglichere Feld— 
arbeiten ermöglicht ſind. Ihre Verminderung und dagegen die Ver— 
mehrung des Fruchtlandes iſt deshalb das Streben der jetzigen Agri— 
cultur, wobei die Mehrproduction von Stroh durch die größeren 
Ernten auch wieder dem Grundſtücke zu Gute kommt. 

2 


§ 168. 
Fortſetzung. 


Hand in Hand mit Abnahme der Weide und Vermehrung des 
Fruchtackers iſt die Veränderung der Fruchtfolge gegangen. Trotz aller 
mechaniſchen und chemiſchen Bodenmeliorationen erſchöpft eine zu ſchnelle 
Aufeinanderfolge von Halmgewächſen, beſonders Waizen, Roggen, Gerſte, 
Hafer erfahrungsmäßig den Boden zu ſehr. Aus England hat man 
daher das immer mehr ſich verbreitende heilſame Wirthſchaftsſyſtem des 
Fruchtwechſels entlehnt. Daſſelbe beruht auf der Erfahrung, daß viele 
jog. bodenſchonende Feldgewächſe, beſonders die ſchon genannten Hülſen— 
früchte (§ 167), auch Wurzelgewächſe, z. B. Kartoffeln und Rüben, 
ferner Blattgewächſe, z. B. Klee, Luzerne, Esparſette, theils beſonders 
vor der Reife ihrer Natur nach die Dungkraft nicht zu ſehr abſorbiren, 
theils durch ihren dichten Stand das Erdreich gegen Verſchollung und 
Dürre ſchützen, theils endlich durch ihre röhrenförmigen Wurzeln den 
Erdboden lockern und die organiſche Auflöſung befördern; wozu noch 
kommt, daß durch die Bearbeitung der ſog. Hackfrüchte, unter ihnen 
z. B. der Kartoffeln, Rüben, Bohnen, mit Häufelpflügen und Pferde— 
haken das Unkraut gründlich vertilgt ($ 162) und durch Benutzung 
eines Theils als Gründünger (§ 163) die Dungkraft ſogar erhöhet wird. 
So vermeidet man denn jetzt die unmittelbare Aufeinanderfolge der 
bodenzehrenden Halmfrüchte, denen höchſtens die Hälfte des Grundſtücks 
einzuräumen iſt, und wechſelt möglichſt mit dieſen und den boden— 
ſchonenden Gewächſen, wobei der durch die neuen Erfindungen obendrein 
intenſiver bearbeitete Acker ohne die frühere lange Ruhe eine größere Reihe 
von Fruchternten zu tragen vermag, und das alte Vorurtheil „je länger 
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Dreeſch, deſto beſſer die Ernte“ geſchwunden iſt. Eben jo wichtig als 
der Wechſel von Halm- und anderen Gewächſen iſt die Vermeidung, 
raſcher Aufeinanderfolge derſelben Fruchtarten auf derſelben Ackerfläche, 
worauf auch jetzt jede Rückſicht genommen wird. In dieſer Beziehung 
kommen beſonders die Oelfrüchte, der Waizen, der rothe Klee in Betracht, 
welche je nach Güte des Ackers, reſp. nach 6—9, nach 4—8, nach 6—7 
Jahren wiederkehren dürfen — womit wiederum die Anzahl der Schläge 
zuſammenhängt. — Endlich hat theils die Verminderung des Weide— 
landes eine nützliche Herabſetzung des früher oft übergroßen Viehſtapels, 
theils der im engliſchen Fruchtwechſelſyſteme und in der modernen 
Wieſencultur (§ 165 ff.) erzeugte Mehrgewinn von Futtergewächſen 
beſſere und reichlichere Ernährung und dadurch wieder ſowol größere 
Ergiebigkeit (88 179, 181, 183) als auch zunehmende Mäſtung ($ 182, 
183) deſſelben zur Folge gehabt. In dieſer Beziehung erzielt das 
ſog. Kraftfutter, z. B. Rüben, Kartoffeln, Korn, Rapskuchen, auch 
Schrot, in angemeſſener Verbindung mit dem Rauhfutter, dem Heu, 
Klee, Stroh, immer bedeutendere Reſultate. Bei der hierdurch immer 
mehr ermöglichten, umfänglicheren Legung der Ackerweide und Einfüh— 
rung der Sommerſtallfütterung des Viehes ſcheint deſſen Gedeihen jetzt 
geſichert, und gleich dem Ackerbau ſchreitet auch die Viehzucht immer 
größerer Blüthe entgegen. 

Trotz aller Fortſchritte der Cultur aber iſt der Anbau eigentlicher 
Handelsgewächſe faſt nur auf Oelpflanzen, beſonders Raps, Rübſen, 
beſchränkt geblieben, welche freilich beim Fehlſchlagen große Verwilderung 
des Ackers bewirken, viele Inſecten anlocken, die Bodenkraft ſehr ver— 
zehren — aber dennoch dort, wo großer Reichthum der Erdſchollen und 
die Anwendung des Mergels oder anderer bedeutender Dungkraft ein 
Niederlegen, ſog. Lagern des Korns zur Zeit der Reife fürchten laſſen, 
als Vorfrucht nach der Brache für unentbehrlich gelten, auch beim Ge— 
deihen pecuniär ſehr vortheilhaft ſind. Farbepflanzen, z. B. Krapp, 
Waid, Wau, Saflor, findet man faſt nirgends; Gewürz- und Arznei— 
pflanzen beſchränken ſich auf ſporadiſchen Anbau von Tabak, Karde, 
Cichorie, Rhabarber, Kümmel; ſelbſt die im vorigen Jahrhundert hier 
florirenden Geſpinnſtpflanzen, beſonders Flachs oder Lein, auch Hanf, 
werden jetzt nur noch für den Hausbedarf gebauet, ebenſo Gemüſe und 
der früher einen wichtigen Ausfuhrartikel bildende, in beſonderen Hopfen- 
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gärten ) cultivirte Hopfen; endlich iſt der nach unſern klimatiſchen Ver— 
hältniſſen durchaus mögliche und erfahrungsmäßig auch rentable Seiden— 
bau erſt im Werden ?). Die großen und mittleren Grundbeſitzer haben 
keine Zeit zur Pflege jener einträglichen Culturzweige, welche ſich 
beſonders für die ſog. Kleincultur der kleineren Grundbeſitzer eignen, 
dieſen aber bis jetzt unbekannt geblieben und wenig zugänglich gemacht 
find (§8 170 u. 171). 


$ 169. 
in spec. Mirthſchaft im Domanium. 


Die im Uebrigen auf vorſtehenden allgemeinen Principien beruhende 
Wirthſchaftsweiſe der Domanialeingeſeſſenen iſt nicht ganz frei, ſondern 
unterliegt billiger, auf Verhütung ausſaugender Cultur und Deterioration 
gerichteter Controle durch die Kammer. Selbſt gegenüber den Erbzins— 
leuten reſervirt letztere ſich contractlich im Fall offenbarer Unordnung 
und Gefahr für dauernde Erfüllung der auferlegten Verpflichtungen das 
Recht freier Unterſuchung und veränderter Wirthſchaftseinrichtung ). 
Bei Hofpächtern und Bauern waren die contractlichen Wirthſchafts— 
beſchränkungen bis in die Neuzeit ſehr drückend. Strenges Einhalten 
der eigentlichen mecklenburgiſchen Schlagwirthſchaft ($ 158) mit möglichſt 
großem Viehſtapel zur Düngerproduction und gleichen Frucht- wie 
Weideſchlägen war Regel), und insbeſondere der Anbau der Oelgewächſe 
($ 168) verboten; zu gehöriger Aufſicht hierüber ſollten die Beamten 
die Felder periodiſch revidiren“). Doch ſind dieſe ſpeciellen, die neueren 
Culturfortſchritte hindernden Beſchränkungen jetzt weggefallen und die 


) Vgl. Amtsordnung v. 19. Decbr. 1660, IV. 4, H. IV. 2 (§ 169, Note 5). 

2) Der Seidenbau iſt durch Verordn. v. 22. Juni 1838, Ra. 2954, Rgbl. 26 
empfohlen, und der Verein zu ſeiner Förderung zählt ſchon mehr als 300 Mitglieder. 
Die Anpflanzung der Maulbeerbäume dürfte ſich beſonders für die Landſchullehrer 
zum Betrieb auf ihren Obſtſchul-Plätzen ($ 173) eignen. 

) Vgl. büdnerbriefliche Bedingungen vom 27. Septbr. 1838, § 5, Ra. 162. 
Ohnehin dürfen ſchon gemeinrechtlich die Erbpächter den fundus nicht deterioriren 
(8 110, Note 2). 

) Nach C. v. 3. Juli 1849, Ra. 3932, wurden übrigens die bäuerlichen Wünſche 
möglichſt berückſichtigt. 

) C. v. 22. Septbr. 1836, Ra. 419, v. 21. Aug. 1853. 
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Zeitpächter nur generellerer Aufſicht der Adminiſtrativbehörden unter— 
worfen, wobei aber den Bauern, die trotz ihrer herkömmlichen Meliora— 
tionspflicht ($ 83) nicht Recht an der Stelle thun, die Abmeierung 
(8 81) contractlich angedrohet wird. Die Wirthſchaftsſyſteme der Hof— 
pächter bedürfen aber ſowol bei ihrer erſten Einführung als bei ſpäterer 
Veränderung der Kammergenehmigung, welche event. erſt auf Unter— 
ſuchung und Entſcheidung ſachverſtändiger Landleute ertheilt wird. 
Eigenmächtige Abweichungen hiervon ziehen für je 60 UR. unerlaubter 
Saat eine Geldſtrafe von 5 Thlrn. und Abänderung auf Koſten des 
Pächters nach ſich; zu ſolcher Controle ſollen noch jetzt die Beamten 
unter Zuziehung eines Kammeringenieurs die Hoffelder periodiſch revi— 
diren, befundene Unordnungen ſtets, und auch bei Rücknahme der Pach— 
tungen (F 69) über Anzahl und Reſultat der gemachten Reviſionen 
berichten . — Selbſt die Einlieger ſind zu hauswirthlicher Benutzung 
ihrer herrſchaftlichen Competenzen verpflichtet. 

Auch im Domanium iſt demnach, wenngleich unter gerechter Auf— 
ſicht der Landesherrſchaft, den Erfindungen der Neuzeit Bahn gebrochen, 
und letztere werden ſelbſt unter pecuniären landesherrlichen Opfern 
gefördert. So erhalten die Hofpächter ſowol zu freiwilligen als zu 
dringend erforderlichen und deshalb contractlich ihnen auferlegten Drai— 
nagen die Röhren, müſſen aber alle ſonſtigen Koſten und ſämmtliche 
Fuhren leiſten, die Anlagen conſerviren und unverſehrt abliefern. Das 
Amt nimmt ihre desfallſigen Anträge entgegen, ſetzt ſie von den Be— 
dingungen in Kenntniß, verfügt unter Zuziehung eines von der Kammer 
beſtimmten Technikers eine Localinſpection, und berichtet über das Re— 
ſultat an die Kammer, im günſtigen Falle unter Einreichung eines 
allgemeinen Plans und generellen Koſtenanſchlags der Röhren. Nach 
erfolgter Genehmigung iſt der Pächter zur Erfüllung ſeiner Verpflich— 
tung, event. durch Caution, protokollariſch zu obligiren, und die ganze 
Ausführung einem von der Kammer beſtimmten, vom Pächter zu ſala— 
rirenden Techniker zu überlaſſen, der auch die Röhren ankauft, und 
deſſen Anordnungen, ſelbſt bei größeren von der Kammer genehmigten 
Abweichungen vom urſprünglichen Plan, Pächter ſich fügen muß. 
Drainskarte und Nivellements werden in triplo — für Pächter, Amt, 


3a) C. v. 24. Juni 1864. 
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Kammer — angefertigt‘). Gemeinnützige Schriften über Hopfenbau’), 
Flachsbau“), Dungmittel “), Wieſenmelioration nach Siegen'ſcher Kunſt— 
baumethode “), Behandlung der Kartoffeln und ihrer Krankheit?), ſind 
auf Koſten der Amtskaſſen verbreitet, und auch Beamte zur Beförderung 
des Anbaues guter Futtergewächſe angewieſen “). — Contractlich find 
endlich alle Zeitpächter zur Leiſtung der ohnehin geſetzlichen Vorfluth 
(F 160) und zur Abgabe des auf ihren Feldern etwa ausreichend vor— 
handenen Mergels ($ 163) an ihre Feldnachbaren verpflichtet. 


$ 170. 
Tortſetzung. 


Unter den Domanialeingeſeſſenen gehen die Zeitpächter der großen 
Höfe mit ihrer Wirthſchaftsweiſe voran. Die freie Meiſtgebots-Con— 
currenz (S 70) und Höhe der Pachtpreiſe, die Koſtbarkeit der Pacht— 
übernahme ($ 70) durch Beſchaffung der nöthigen Inventarien, des 
Pachtvorſchuſſes ꝛc. läßt von vornherein faſt nur ſehr Wohlhabende 
an's Pachten denken, und reizt gleichzeitig dieſelben zur Erzielung des 
höchſt möglichen Ertrags, welcher wiederum nur durch ſehr intenſive 
Ackercultur möglich iſt. 

Ein Zurückbleiben der Bauernwirthſchaften trotz Aufhebung der 
Communion und Einführung der Separation ($ 59) läßt ſich dagegen 
nicht verkennen. Die Gründe ſind theilweiſe ſchon erörtert, liegen in 
der Unſicherheit des Bauernbeſitzes und dem mangelnden Credit ($ 103), 
in der Entfernung vieler Gehöfte von ihren Ländereien ($ 87), in den 
drückenden übermäßige Anſpannung erfordernden Fuhrleiſtungen ($ 140), 
und werden durch Vererbpachtung, Ausbauten, allmälige Ablöſung der 

) Anlage II. zum C. v. 24. Juni 1864, wodurch das C. v. 20. Octbr. 1852 
veraltet if. Schon nach C. v. 1. Novbr. 1851 ſollen Pächter und Hauswirthe aus 


fürſtlichen Ziegeleien die Drainsröhren für den Productionspreis erhalten (§ 161, 
Note 1). 


) R. v. 17. Juni 1831, Ra. 417 (§ 168, Note 1). 

) C. v. 17. Aug. 1845, Ra. 4027. 

7) C. v. 14. Juli 1852, Ra. 4032. 

) C. v. 31. Mai 1850 ($ 166). 

) C. v. 4. Novbr. 1844, v. 18. Mai 1849, vgl. V. v. 1. Oetbr. 1845, 


Ra. 2968, Rgbl. 27. 
10) C. v. 28. April 1843, Ra. 4024. 
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Fuhren mehr und mehr beſeitigt. Bis in die neueſte Zeit ferner lernte 
der Gehöftserbe ſeine Wirthſchaft auf der väterlichen Hufe, und „Ar— 
beiten an der Stelle“ war ſogar Vorbedingung ſpäterer eigner Ein— 
weiſung — jetzt freilich nicht mehr, und mancher Hauswirth ſchickt 
ſeinen Gehöftserben in die Lehre zu auswärtigen tüchtigen Landwirthen. 
So werden denn auch gewiß bald die Bauern an den Fortſchritten der 
Cultur ihren vollen Antheil nehmen. Wünſchenswerth bleibt hierbei, 
daß die vor 2 Decennien vom patriotiſchen Verein (§ 153) und bejon- 
ders vom wailand Gutsbeſitzer Pogge-Zierzow ins Leben gerufenen, 
aber durch die Stürme des Jahres 1848 wieder begrabenen, jährlichen 
Bauernverſammlungen zum gegenſeitigen anregenden und lehrreichen 
Austauſch landwirthſchaftlicher Fragen bald wieder mit längerer Dauer 
erſtehen mögen ). 

Die kleinen Grundbeſitzer endlich, für die ſich die ergiebige Klein— 
cultur ($ 168) jo wohl eignet, ſind verhältnißmäßig am weiteſten zurück. 
Im Kleinen ahmen fie den großen Kornbau nach und find froh, wenn 
es ihnen gelingt, aus ihren ſchwach gedüngten Feldern das nöthigſte 
Brodkorn, Viehfutter und Gemüſe zu erzielen. Nächſt den Bauern 
ſind ſie die getreueſten Anhänger der behaglichen alten Schlagwirthſchaft 
($ 158), und ſelbſt der kleinſte Büdner mit wenig 100 R. läßt fait 
die Hälfte ſeines geringen Beſitzthums jährlich zur Kuhweide und Brache, 
während er doch billigerweiſe ſein weniges Vieh auf dem Stalle halten, 
und mit den ausreichenden eignen und ſeiner Familie Händen möglichſt 
viel Land in Frucht zu ſetzen verſuchen ſollte. Hier bleibt der Zukunft 
noch Vieles überlaſſen. 


1) Nach C. v. 15. Octbr. 1844, Ra. 4026, ſollten die Beamten möglichſte 
Frequenz der Bauernverſammlungen erſtreben, deren eine aus dem Amte Schwaan 
auch ſchon wieder im Jahr 1864 mit reger Theilnahme ſtattgefunden hat, und nach 
Beſchluß der Anweſenden fortan jährlich abgehalten werden ſoll. Ebenſo wurde durch 
C. v. 28. April 1840 auf möglichſte Verbreitung der durch Amtmann Michelſen zu 
Ludwigsluſt herausgegebenen, aber inzwiſchen wieder eingegangenen Bauernzeitung 
hingewirkt, welche übrigens in neueſter Zeit mehr und mehr durch die Amtsblätter 
($ 22, Note 5) erſetzt wird. 


— 241 — 


B. garten- und Döflbau. 
Salz 


Der Gartenbau hat wie die ganze Kleincultur ($ 170) auf dem 
platten Lande nur erſt ſehr geringe Fortſchritte gemacht. Die großen 
und mittleren Grundbeſitzer treiben nur Kornbau, haben zu anderer 
Nebenbeſchäftigung weder Zeit noch Luſt noch Hände genug, und die 
kleinen in Unkenntniß und Bequemlichkeit machen es ebenſo (§ 168), 
ſuchen das auf dem Lande billig zu kaufende, aber weniger Mühe 
erfordernde Korn ſelbſt zu produciren, wo ſie mit etwas mehr Fleiß 
und Vorſicht durch Obſtbau und Handelsgärtnerei gewiß ungleich 
größere Reſultate gewinnen könnten. 

Der Obſtbau war ſchon früher, beſonders im vorigen Jahrhundert, 
mehr in Schwung als jetzt, und ſelbſt ein ſehr frequenter Ausfuhrartikel 
nach den nordiſchen Reichen. In dieſen fehlte damals jegliche Obſt— 
cultur, und ſo ließen ſie ſich an unſern Sorten genügen; die hieſigen 
Grundbeſitzer ferner bedurften des Obſtes in getrocknetem Zuſtande, des 
Backobſtes, als nothwendiger Zukoſt bei ihren Fleiſchſpeiſen und behielten 
endlich bei damals noch nicht ſo umfaſſender Ackercultur mehr Zeit zur 
Anpflanzung von Obſtbäumen. So iſt denn auch ſchon damals im 
Domanium der Obſtbau geſetzlich vorgeſchrieben und befördert ). Jetzt 
aber hat durch Verbreitung der Obſtkunde auch im Norden die hieſige 
Obſtausfuhr keine Bedeutung mehr, als Zukoſt iſt das Obſt durch die 
Kartoffel verdrängt, und faſt ausſchließlich die Agricultur feſſelt den 
Blick des Landmanns, wendet ihn vom Obſtbau. 

Nichts deſtoweniger ſind die Verwaltungsbehörden unausgeſetzt 
bemühet für Hebung der nützlichen Obſteultur und verpflichten dazu 
die Zeitpächter durch contractliche Stipulationen. So ſollen die Hof— 
pächter nicht nur den beim Antritt von ihnen übernommenen inventa— 
rienmäßigen Beſtand von Stein- und Kernobſtbäumen erhalten, die 
abgängigen durch junge edler Art erſetzen, ſondern dieſelben auch in 


) Amtsordnung v. 19. Deebr. 1660, IV., H. IV. 2; Schulzen- und Bauern— 
ordnung v. 1. Juli 1702, § 13, H. IV. 4. Nach V. v. 24. Septbr. 1781, H. IV. 
52, iſt die Anpflanzung der bei der Ruhr ſehr gefährlichen Eier- und Hundepflaumen— 
Bäume verboten. 

Bald, Domaniale Verhältniſſe. I. 16 
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beſtimmter Anzahl vermehren und für jeden bei der Reviſion und 
Rücklieferung der Pachtung fehlenden eine Geldſtrafe erlegen. Bei den 
Bauern gehört die Vermehrung und Veredlung ihrer Obſtbäume ſchon 
zu ihrer herkömmlichen, aber obendrein noch contractlich gebotenen 
Meliorationspflicht ($ 83); das Maß derſelben ſteht zum Ermeſſen der 
Amtsbehörde und kann ſelbſt auf Bepflanzung der Hauptwege mit 
Obſtbäumen ausgedehnt werden?). Aehnliche bis jetzt fehlende Ver— 
pflichtungen dürften ſich auch bei künftiger Anſetzung von Erbzinsleuten 
empfehlen. 


$ 172. 


Ein Haupthebel für die Beförderung der Obſtzucht iſt die Unter— 
weiſung der Schuljugend in der Obſtkunde und die den Landleuten 
gegebene Möglichkeit zum jederzeitigen Bezug veredelter und für unſer 
Klima paſſender Obſtbaumſtämme. Erſtere können immer nur die 
Landlehrer ertheilen, und ſo ſollen denn dieſelben ſchon ſeit vielen 
Jahren auf dem Lehrerſeminar eignen Unterricht in der Obſtkunde 
erhalten, die ſchon früher angeſtellten aber auf Koſten der Schulkaſſe 
ſich nachträglich darin unterweiſen laſſen“), auch allen hin und wieder 
aus der Schul- und der Amtskaſſe Abhandlungen über Obſtzucht 
geliefert und dieſe nach gemachtem Gebrauch in der Amtsregiſtratur 
(L 22) aufbewahrt werden!?). Betreffs des zu ertheilenden Unterrichts 
herrſcht Schulzwang, d. i. die Dorfskinder ſind nach zurückgelegtem 
12. Lebensjahr zur Theilnahme daran wöchentlich während 2 Stunden 
verpflichtet). — Die Möglichkeit zum Bezug guter Stämme iſt aber 
nur durch deren ſyſtematiſche und rationelle Anpflanzung in größerer 
Menge gegeben, welche wiederum den Dorfslehrern obliegt, und bei 
welcher die Schulkinder ebenfalls helfen ſollen ). Solche Anpflanzungen 
ſind nach Belieben der Lehrer entweder Obſtbaumſchulen oder Obſt— 

2) C. v. 19. April 1850, Ra. 4083. 

) V. v. 24. Febr. 1827, Ra. 3361, Rgbl. 12, C. v. 22. März 1827. — 
Schon die V. v. 29. Aug. 1792, H. II. 154, erſtrebt Unterweiſung der Dorfskinder 
im Baumpflanzen. 

2) Z. B. Chriſt, Bädeker, Geiger, Meyer, Woltmann. V. v. 24. Febr. eit., 
v. 18. Febr. 1828, v. 15. Novbr. 1851, Ra. 4855, v. 9. Febr. 1858. 

) u. ) V. v. 24. Febr. 1827 cit., ungedruckte Anlage zum C. v. 15. Nopbr. 
1851 eit. 
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baumgärten, in welchen erſteren junge demnächſt zu verkaufende Stämme 
gezogen werden und jede Obſtart ein beſonderes getrenntes Quartier, 
auch jede Species hierin eine eigne Reihe hat, während in den zum 
Gewinn und Verkauf des Obſtes dienenden Obſtgärten parallel mit 
den Hauptreihen der vorzüglichen Obſtſorten noch Nebenreihen von 
geringerem Werthe angelegt, und zwiſchen den in beiden ſtehenden 
hochſtämmigen Bäumen noch Zwergbäume von allerlei Obſtſorten cul— 
tivirt werden?). Vorzugsweiſe feines und Tafelobſt iſt zu erſtreben, 
doch auch das geringere, beſonders zum Backen dienende Wirthſchaftsobſt 
nicht zu vernachläſſigen; ferner iſt der Anbau feinerer Gemüſe, die 
Anlage von Blumengärten, die Anpflanzung von Erd-, Johannis-, 
Stachel-, Himbeeren beſſerer Sorte, nicht aber von Kartoffeln, noch die 
Einrichtung von Raſenplätzen gejtattet®). 


$ 178. 


Zu ſolchen Anlagen erhielten früher alle Domanial-Dorfslehrer un— 
entgeltlich einen geeigneten größeren, demnächſt zu 50 — R. beſtimmten) 
Platz im Dorfe ſelbſt oder nahe bei demſelben und bei einem Waſſer— 
behälter?) obendrein auch aus der Forſt gegen den durch die Schulkaſſe 
zu übertragenden Bereitelohn die Materialien ſowol zu todten Zäunen 
als zu lebendigen Hecken). Weil die Lehrer aber ſolche zu beſtimmtem 
Gebrauche und allgemeinem Nutzen ihnen hingegebenen Flächen nur 
zu oft zu willkürlichen und eigennützigen Zwecken ausbeuteten und zu 
allem Möglichen, nur nicht zur Anlage von Obſtpflanzungen benutzten, 
ſo ſollen jetzt ſchon einige Obſtſchulen oder Gärten für jedes Amt 
genügen, nur alle ſchon früher gehörig eingerichteten auch fernerhin den 
Lehrern unentgeltlich verbleiben, während von den nicht ordnungsmäßig 
beſtandenen die vom Schulhauſe entfernt, auch deshalb nicht unter ſteter 
Aufſicht der Lehrer belegenen unbedingt zurückgenommen, die am Schul— 
hauſe angrenzenden aber gegen die Pacht von Einliegern (§ 137) jenen 


5) Anlage eit., C. v. 2. Mai 1846, Ra. 3444. 
6) V. v. 24. Febr. 1827 cit., C. v. 15. Novbr. 1851 eit., Anlage dazu eit. 
(vgl. 8 168, Note 2). 
) V. v. 6. Octbr. 1832, Ra. 3376, Rgbl. 39. 
) u. ) V. v. 24. Febr. 1827 eit. 
16* 
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gelafjen werden ). Befriedigungsmaterialien werden überall nicht mehr 
verabreicht‘), dagegen aber von jeher die Baumpfähle e). Prediger und 
Beamte ſind zu öfteren Reviſionen der Obſtanlagen zwecks ihrer gehö— 
rigen Einrichtung und Benutzung angewieſen :), und bei mangelnder 
Sachkenntniß der Beamten ſollen auch die Foreſtalen hierbei helfen). 
Die früheren regelmäßigen Conferenzen der Beamten und Prediger zur 
Berathung über Beförderung der Obſtanlagen!) find ſpäter weg— 
gefallen). Die Lehrer haben jährlich zu Michaelis ſpecielle, von den 
Predigern vorher zu repidirende Verzeichniſſe über den Stand ihrer 
Obſtzucht an das Amt einzureichen‘), welches daraus beſtimmte Ge— 
neraltabellen formirt, und dieſelben jährlich zu Oſtern an die Kammer 
berichtlich einſendet ). Verdiente Lehrer erhalten auf beamtlichen Antrag 
Prämien, beſonders größere Obſtwerke auf Koſten der Amtskaſſe “). Auch 
werden für die Zukunft förmliche Obſtmärkte beabſichtigt“), wogegen 
die frühere Verpflichtung der Lehrer zum billigen Verkauf junger Obſt— 
ſtämme an die Dorfsbewohner”) ſchon jetzt aufgehoben iſt“). Dennoch 
haben alle dieſe Maßregeln bis jetzt noch zu keinem erfreulichen Reſultate 
geführt, und die meiſten Lehrer vernachläſſigen gleich den übrigen Land— 
bewohnern ($ 170) den mühſameren und erſt nach Jahren auch pecuniär 
vortheilhaften Gartenbau über dem bequemeren und ſofort lohnenden 
Ackerbau, berufen ſich dafür auch auf die allerdings oft ſtattfindende 
Unmöglichkeit des Verkaufes ihrer aufgezogenen Baumſtämme wegen 
völlig fehlender Concurrenz. 


) u. ) C. v. 15. Novbr. 1851 eit. 

6) R. v. 13. März 1832, Ra. 3370. 

7) V. v. 24. Febr. 1827 cit., C. v. 5. März 1838, v. 12. Dechr. 1838, 
Ra. 3414, v. 2. Mai 1846, Ra. 3444. 

8) C. v. 15. Novbr. 1851 cit. 

9) V. v. 24. Febr. 1827 eit. 

10) V. v. 6. Octbr. 1832, Ra. 3376, Rgbl. 39. 

) V. v. 24. Febr. 1827 cit., v. 6. Octbr. 1832 cit., v. 18. Januar 1341, 
Ra. 4853, Rgbl. 4. 

12) V. v. 24. Febr. 1827 cit., v. 6. Oetbr. 1832 cit., C. v. 12. Deebr. 1838, 
Ra. 3414, v. 18. Jan. 1841 eit., v. 15. Novbr. 1851 eit. Auch durch C. v. 3. Juni 
1850 iſt Bericht eingefordert. 

13) V. v. 24. Febr. 1827 eit., v. 2. Mai 1846, Ra. 3444, v. 15. Nov. 1851. 

14) C. v. 15. Novbr. 1851 eit. 

15) V. v. 24. Febr. 1827 eit. 

16) C. v. 15. Novbr. 1851 eit. 
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4 C Viehzucht. 
I. Pferdezucht. 


§ 174. 


Geſchichte. 

Die Pferdezucht hat ſtets in Mecklenburg florirt und iſt mit der 
Natur jedes rechten mecklenburgſchen Landwirths faſt verwachſen. Eine 
eigentliche Landrace hat es freilich wol nur zur Wendenzeit (§ 4) gegeben, 
dieſelbe muß nach den in alten Heidengräbern aufgefundenen Knochen 
und Hufeiſen ſehr klein und leicht geweſen ſein. Das mecklenburgſche 
Pferd des Mittelalters und der Jetztzeit iſt dagegen aus Kreuzung der 
verſchiedenen edlen Racen des Auslandes hervorgegangen. 

Zur Ritterzeit waren es unſere Landesherren, welche ſchon in 
Pripatgeſtüten edle Pferde zogen. So finden wir ſchon im Anfange 
des 14. Jahrhunderts jene zu Stuthoff bei Roſtock, zu Puſtekow an 
der Stelle des jetzigen Clüß, Domanialamts Güſtrow e), zu Dierhagen 
bei Ribnitz, in denen mit frieſiſchen, normanniſchen, andaluſiſchen, 
orientaliſchen Pferden gezüchtet wurde. Herzog Johann Albrecht J. in 
der Mitte des 16. Säculum hielt in ſeinen Geſtüten zu Cobande, 
Doberan, Dömitz, Medow, Ivenack dieſelben Racen und dazu däniſche, 
ſchwediſche, ungarſche, italieniſche. Hundert Jahre nach ihm begünſtigte 
Herzog Guſtav Adolf die däniſche Race, wie denn auch fein Nachfolger 
Herzog Friedrich Wilhelm ſich lebhaft für die Pferdezucht intereſſirte. 
Aber nach ihm kehrten über die erſte Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
hinaus innere Unruhen und die Verheerungen des 7jährigen Krieges 
ein und zerſtörten die etwa noch aus dem 30jährigen geretteten fürſt— 
lichen Schöpfungen, deren Früchte ſich aber ſchon über das ganze Land 
verbreitet hatten und der mecklenburgiſchen Pferderace ſchon damals 
einen Namen im Aus lande machten. 

Seit Ende des vorigen Jahrhunderts bis auf die Jetztzeit haben 
auch die größeren hieſigen Rittergutsbeſitzer die Pferdezucht gepflegt. 


) Vgl. darüber Liſch, Jahrbücher, Bd. 26, pag. 60 ff. 


Du 


Rühmlichen Anfang machte Graf Pleſſen, welcher zu Ivenack beſan 
aus däniſcher Race ein berühmtes Geſtüt errichtete, das bald durch 
türkiſche Hengſte und engliſches Vollblut vergrößert wurde. Letzteres 
hat bald den allgemeinen Vorzug gewonnen und nach einander in den 
Geſtüten der Grafen Baſſewitz-Prebberede, Hahn-Baſedow, der Barone 
Biel⸗Zierow, nicht minder in dem 1810 gegründeten und 1847 wieder 
aufgehobenen (§ 175) fürſtlichen Hauptgeſtüt zu Redefin zur Züchtung 
der Marſtallpferde, und jetzt in dem fürſtlichen Geſtüt zu Rabenſteinfeld 
ſich zu behaupten gewußt. Daran ſchließen ſich, beſonders in Mecklen— 
burg⸗Strelitz, mehrere Halbblut-Geſtüte. 


§ 175. 
Landgeſtüt, Stationen. 


Die Verbeſſerung und Veredlung der Pferdezucht iſt vorwiegend 
durch Gelegenheit und Gebrauch guter Deckhengſte bedingt ). Einſichts— 
volle Landesherren haben dies rechtzeitig erkannt und in ihrem Doma— 
nium nicht ohne eigne Opfer nützliche Vorkehr zur Erreichung jenes 
Reſultates getroffen. Schon bald nach dem 30jährigen Kriege ſollen 
in einzelnen Aemtern Landgeſtüts-Stationen errichtet, d. h. aus den 
fürſtlichen Marſtällen und Privatgeſtüten einzelne tüchtige Zuchthengſte 
in die verſchiedenen Aemter abgeſandt ſein, um die Stuten der Ein— 
geſeſſenen zu decken. Gleiches wiederholte ſich?) im Jahr 1795. In 
beiden Fällen traten aber Kriegsunruhen dazwiſchen. Wiederum im 
Jahr 1812 wurde in Redefin ein großes Landgeſtüt errichtet, welches 
auch nach Aufhebung des früheren combinirten Hauptgeſtütes ($ 17 
von Beſtand geblieben und auf die Pferdezucht von großem Einfluß iſt. 
Die dortigen Hengſte, Vollblut und gewöhnliche Landesbeſchäler, werden 
jährlich durch Ankauf ergänzt und vom 1. März, reſp. auf motivirten 
beamtlichen Antrag ſchon früher, bis zum 1. Juli) auf die Beſchäl— 
Stationen verſandt, welche ſich an den verſchiedenen Sitzen der Amts— 
behörden und unter deren Aufſicht befinden. Die Anzahl der Hengſte 
auf den einzelnen Stationen richtet ſich nach der Zahl der muthmaßlich 

) Landgeſtütsordnung v. 24. Aug. 1838, 8 1. 


2) Bgl. V. v. 20. Decbr. 1794. 
) Landgeſtütsordnung eit. $ 6. 
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dort zu erwartenden Stuten, von denen 60 auf einen volljährigen, 
40 auf einen 4jährigen Hengſt während der Deckperiode gerechnet), 
hierbei aber die unreinen und wegen Alters und ſonſtiger organiſcher 
wie erblicher Fehler zu Fortzucht unbrauchbaren zurückgewieſen werden), 
und kann auf rechtzeitigen beamtlichen Antrag an's Directorium bei 
Nicht⸗Ausreichlichkeit vermehrt, bei Ueberfluß vermindert werden. Die 
Intereſſenten haben regelmäßig die Auswahl unter den Hengſten, welche 
aber bei unmotivirter Vorliebe für einzelne und dadurch herbeigeführter 
Unthätigkeit der andern inſoweit beſchränkt wird, daß jedem Hengſte 
eine gleiche Anzahl von Stuten zugeführt werden ſoll'). Da die Sta— 
tionen vorzugsweiſe zum Nutzen des Domanium gegründet ſind, ſo 
haben die Amtseingeſeſſenen ſtets den Vorzug, welchen die Bewohner 
anderer Aemter gleichſtehen, wenn deren Beſuch durch die Entfernung 
ihrer eignen Geſtütsſtationen und nicht gerade durch Vorliebe für ein— 
zelne Hengſte herbeigeführt iſt; erſt nach ihnen werden auch Bewohner 
anderer Landestheile, ganz fremde aber nur mit ſpecieller Erlaubniß des 
Geſtütsdirectorium und bei von den Stationsbeamten zu beſcheinigender 
Muße der gewählten Hengſte, zugelaſſen ). 


§ 176. 
Fortſetzung. 


Die obere Adminiftration über jede Station hat die unter einem 
beſonderen Direetorium ſtehende Inſpection des Landgeſtütes zu Redefin), 
welches weiter dem Finanzminiſterium untergeordnet iſt?). Ueber Er— 
richtung und Conſervation der auf jeder Station befindlichen Woh— 
nungen für die Hengſtenknechte und der Hengſtenſtälle aus der Amts— 
baukaſſe beſtimmt Großherzogliche Kammer, an welche allein deshalb 
die desfallſigen beamtlichen Anträge gehen, ausgenommen bei nöthigen 


) C. v. 26. Jan. 1828, Ra. 395, Rgbl. 4; Landgeſtütsordnung eit. § 5. 
5) Landgeſtütsordnung eit. $ 4. 

6) Landgeſtütsordnung eit. $ 7, VI. 

5) Landgeſtütsordnung eit. §§ 8 u. 9. 


) C. v. 23. Juli 1838, Ra. 399, Rgbl. 29. 
) V. v. 4. April 1853, § 6, Ra. 4863, Rgbl. 14. 
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Umfangserweiterungen der einzelnen Stationen, wo das hiervon zu 
benachrichtigende Directorium das Weitere verfügt). 

Auf jeder Station hat ein Domanialbeamter nach geſchäftsmäßiger 
Reſſortvertheilung die Special-Direction in allen die Geſtütsſtation 
betreffenden Angelegenheiten, ſowie überhaupt die Sorge für Verbeſſerung 
der Pferdezucht im Amte, ferner die Aufſicht über die den Hengſten 
aus Redefin beizugebenden Hengſtenknechte, endlich in Grundlage be— 
ſtimmter Formulare‘) die ſpäteſtens bis zum 1. Auguſt jährlich abzu— 
ſchließendes) Berechnung der Sprunggelder, welche jedesmal an die von 
der Inſpection getrennte und jetzt ebenfalls zu Redefin befindliche 
Landgeſtütskaſſe“) unfrankirt auf Koſten derſelben“ eingeſandt werden, 
ſobald Summen von 50 Thlrn. geſammelt find‘). Die Decktaxe, nach 
welcher die Sprunggelder entrichtet werden, beträgt?) ohne Unterſchied 
ob Voll- oder Halbblut“) für Bauern, bäuerliche Erbpächter und weiter 
abwärts kleinere Grundbeſitzer des platten Landes, auch ſtädtſche Acker— 
bürger und Fuhrleute 2 Thlr. und 12 ßl. Trinkgeld, für großherzogliche 
Diener, Pächter, Unterpächter, Hof-Erbpächter das Doppelte, für alle 
übrigen Concurrenten 8 Thlr. und 32 ßl. Trinkgeld; für dieſe Erlegniſſe 
dürfen Stuten während der laufenden Deckperiode ſo oft vorgeführt 
werden, bis ſie beſtehen, wenn ſie nicht überhaupt unfähig zur Fort— 
pflanzung ſind!). Von dieſen Geldern find auch alle auf der Station 
ſich vernothwendigenden Ausgaben zu beſtreiten, auch die Fouragevor— 
räthe auf öffentlicher Minuslicitation zu beſchaffen ?), wogegen aber 
auch die Auctionsaufkunft des Dungs dorthin zurückfließt “), wenn 

3) Landgeſtütsordnung eit. $ 2. 

) V. v. 16. Jan. 1857; frühere v. 21. Febr. 1828, vgl. Landgeſtütsordnung 
cit. § 12. 

5) Landgeſtütsordnung eit. $ 12. 

6) C. v. 7. Juni 1817, Ra. 394, Rgbl. 24. 

7) Contra freilich C. v. 21. Febr. 1828. 

8) C. v. 11. April 1855. 

9) Nach V. v. 15. Jan. 1855, Ra. 5318, Rgbl. 4, wodurch frühere Taxen 
der Landgeſtütsordnung eit. § 7, der C. v. 27. März 1827, v. 26. Jan. 1828, 
Ra. 395, Rgbl. 4, v. 24. Febr. 1840, 22. Jan. 1850, 6. Jan. 1853, Ra. 4020, 
Rgbl. 4, veraltet ſind. 

10) Vgl. V. v. 6. Jan. 1853 cit. 

) Landgeſtütsordnung eit. $ 7, IV. 


12) C. v. 6. Aug. 1833, v. 16. Jan. 1852, Ra. 4019. 
13) E. v. 16. Jan. 1852 cit., v. 7. März 1828. 
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dieſer, wie gewöhnlich geſchieht, ſich nicht gegen Streuſtroh umtauſchen 
läßt; zur Verminderung der Transportkoſten bleiben beim Abgang der 
Hengſte die Sprunggeſchirre und ſonſtigen Utenſilien an Ort und Stelle 
unter ſichrer Aufbewahrung“). Der Stationsbeamte erhält für ſeine 
Mühwaltung incl. Copialien und Schreibmaterialien 2 pCt. der Sta— 
tionseinnahme und noch 32 Hl. für die Schreibmaterialien der Geſtüts— 
knechten). Alle beamtlichen Vorträge an das Directorium und die 
Inſpection ergehen ohne Curialien und in Promemorien-Form ). 


§ 177. 
Tortſetzung. 


Die Anzahl der Landgeſtütsknechte richtet ſich nach der Zahl der 
in die einzelnen Stationen abgeſandten Hengſte, deren 4 auf jeden 
Stationsknecht gerechnet werden, während bei 5 oder 6 und mehr 
1 rejp. mehrere vom Stationsbeamten auszuwählende Hülfswärter auf 
Koſten der Geſtütskaſſe gehalten werden; obendrein wird das Häckſel— 
ſchneiden den Geſtütsknechten nicht angeſonnen ). Letztere erhalten?) 
außer den taxmäßigen Trinkgeldern ($ 176) täglich 16 Hl. N /, wofür 
ſie ihre perſönlichen Bedürfniſſe beſtreiten müſſen, dazu Schreibmate— 
rialien vom Stationsbeamten, freie Wohnung im Stationsgebäude, 
unentgeltliche Feurung gegen Bereitelohn und Anfuhr auf Koſten der 
Geſtütskaſſe'), die herrſchaftlichen, außerhalb des Quartiers ſtets zu 
tragenden Livreeſtücke “), freien Amtsarzt nebſt Mediein. Für ihr ganzes 
Verhalten normirt eine beſondere Dienſt-Inſtruction ). Sie ſtehen 
unter ſpecieller Controle des Stationsbeamten, werden auf deſſen An— 
zeige bei Dienſtvergehen ſofort zurückberufen und vom Landgeſtütsgericht 
zu Ludwigsluſt zur Unterſuchung gezogen‘). — An Fourage erhält jeder 


) C. v. 21. Febr. 1828, Landgeſtütsordnung eit. $ 15. 

5) Landgerichtsordnung eit. $ 12, C. v. 21. Febr. 1828. 

16) C. v. 6. Aug. 1833. 

) u. ) C. v. 21. Febr. 1828, Landgeſtütsordnung eit. $ 15. 
3) C. v. 11. Novbr. 1828, Ra. 396, Rgbl. 44. 

) Landgeſtütsordnung eit. § 14. 

) Als Anlage zur Landgeſtütsordnung eit. 

6) Landgeſtütsordnung eit. § 14. 
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Deckhengſt wöchentlich 2, im Juni nur 1Y/,7) Schfl. Hafer und ½ Schfl. 
Erbſen, täglich / Schfl. Häckſel und 8 Pfd. Heu). Bei Erkrankung 
iſt ſofort ein naher Thierarzt zu adhibiren, in ernſten Fällen auch dem 
Directorium Anzeige zu machen). 

Sämmtliche Geſtütsſtationen wurden früher im Spätſommer jährlich 
von einem Landgeſtütsbeamten bereift, um die Reſultate der dortigen 
Deckhengſte kennen zu lernen; doch geſchieht dies jetzt nur noch jährlich 
in ½ der Stationen“); dagegen ſollen die Stationsbeamten ſelbſt in 
den Jahren, wo jene nicht kommen, einen Ueberblick über die Reſultate 
zu gewinnen ſuchen. Zu dieſem Zwecke werden dann, gewöhnlich im 
September, alle auf der Station im Jahr vorher gedeckten Stuten und 
deren im Frühjahr gefallenen Fohlen an paſſender Stelle verſammelt 
und Füllenliſten nach beſtimmtem Formular entworfen, endlich die 
Fohlen auf Wunſch ihrer Beſitzer zur Empfehlung für demnächſtigen 
Verkauf mit dem Landgeſtütsbrand verſehen, und zwar die von Voll— 
bluthengſten gefallenen mit einer Krone, die anderen mit dem fürſtlichen 
Namenszug!). Die Füllenliſten werden dann ſpäteſtens bis zum 
1. November mit allgemeinem Berichte über den Stand der Pferdezucht, 
über nützliche, ſich empfehlende Einrichtungen ꝛc. an das Directorium 
geſandt !). 


§ 178. 
Deckhzwang; ſonſtige Beförderung. 


Um den Zweck ($ 175) und die Benutzung der Geſtüts-Stationen 
zu ſichern, herrſchte früher Deckzwang, d. h. die Domanial-Bauern 
durften nur die Stationshengſte und keine Hengſte von Privatbeſitzern 
benutzen; doch ſteht ihnen dies jetzt frei), und zwar bei Hengſten der 
Gutsbeſitzer unbedingt, bei denjenigen der Domanialpächtex erſt dann, 
7) C. v. 8. Jan. 1841. 

5) Landgeſtütsordnung eit. $ 11, vgl. V. v. 31. Jan. 1833. 

>) Landgeſtütsordnung eit. $ 10. 

10) C. v. 24. Jan. 1843, Ra. 4016, vgl. früher C. v. 18. Juli 1838, Ra. 398, 
Rgbl. 29, Landgeſtütsordnung eit. § 13. 

1) Landgeſtütsordnung eit. § 13. 

2) C. v. 13. Octbr. 1842, Ra. 401, vgl. C. v. 6. Aug. 1833, Landgeſtüts⸗ 
Ordnung eit. $ 13. 


) C. v. 21. Juni 1839, Ra. 400, Rgbl. 28, vgl. Landgeſtütsordnung eit. § 3. 
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wenn jene von dem Stationsbeamten approbirt find). Selbſt aber 
dürfen Domanialbauern keine Deckhengſte halten, müſſen ſolche bei 
5—10 Thlr. Strafe abſchaffen, und auch andere Domanialbauern ſollen 
ſich ihrer bei 1—2 Thlr. Strafe nicht bedienen). 

Faſt gleichbedeutend mit Benutzung guter Deckhengſte ſteht die— 
jenige vortrefflicher Mutterſtuten, weil nur durch Züchtung gleich quali— 
ficirter Pferde eine vollkommen edle Race erwachſen kann. Streben 
der Beamte muß es deshalb ſein, darauf hinzuwirken, daß die Bauern, 
gegen ihre ſonſtige Gewohnheit, die von Geſtüts- oder anderen guten 
Hengſten gefallenen Stutfohlen nicht ſofort ſchon als ſolche verkaufen, 
ſondern zu Mutterſtuten aufziehen“). Zu dieſem Zwecke findet auch 
jährlich in einzelnen Stationen, gewöhnlich gleichzeitig mit den ſonſtigen 
Reviſionen ($ 177), Prämienvertheilung von 20 — 25 Thlrn. an die 
Züchter der beſten Stutſaugefohlen und Mutterſtuten jtatt‘). Preis— 
richter ſind der anweſende Landgeſtütsbeamte, der Stationsbeamte und 
ein durch die Geſtütsdirection zu boͤſtimmender anweſender Pferdezüchter. 
Zu den Prämien concurriren ſowol 3jährige von Landgeſtütshengſten 
gefallene Mutterſtuten als auch ſammt der Mutter von Landgeſtüts— 
hengſten gefallenen Stutſaugefüllen. Die prämiirten Pferde werden, 
wenn dies nicht ſchon früher geſchehen (§ 177), mit dem gewöhnlichen 
Landgeſtütsbrande verſehen und, ſo lange ſie von ihren urſprünglichen 
Beſitzern nicht veräußert und fehlerfrei ſind, die Stutſaugefüllen auch 
erſt nach wiederholter Production nach vollendetem 3. Lebensjahr, von 
den Landgeſtütshengſten unentgeltlich gedeckt“). 


2) Landgeſtütsordnung eit. $ 3, C. v. 4. Juli 1846, Ra. 4017, Rgbl. 19. 

3) C. v. 3. Juli 1834, Ra. 397, Rgbl. 28, Landgeſtütsordnung eit. § 3, 
C. v. 4. Juli 1846 cit., v. 12. Jan. 1852, Ra. 4018. 

) C. v. 3. Juli 1834 eit. 

) V. v. 12. Mai 1853, Ra. 5122, Rgbl. 20, v. 10. Mai 1859, Rgbl. 23, 
durch neueſte Praxis modifieirt. 

6) Früher wurden alle von Landgeſtütshengſten herſtammenden Mutterſtuten, 
wenn fie während lmaliger Deckperiode nicht beſtanden, auch im nächſten Jahr un— 
entgeltlich weitergedeckt; C. v. 3. Juli 1834, Ra. 397, Rgbl. 28, Landgeſtütsordn. 
cit. $ 7 V., aufgehoben durch C. v. 15. Febr. 1854. Die frühere directe Ver— 
pflichtung zum Nichtverkauf prämiirter Stuten iſt durch Miniſterial-Reſeript an die 
Geſtütsdirection v. 22. Septbr. 1862 aufgehoben und wird nur noch indirect durch 
unentgeltliche Deckung der unveräußerten, aufrecht erhalten. 
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Auf Verbeſſerung der Pferdezucht hat auch der patriotiſche Verein 
durch Einführung von Pferde- und Füllenſchauen mit Prämien zu 
Güſtrow gewirkt ($ 153). Selbſt beſondere Bauernwettrennen werden 
jährlich zu Doberan gehalten für Pferde, welche außer auf Bauern— 
rennen noch keine Rennbahn gelaufen und ſeit wenigſtens 3 Monaten 
im Beſitz von Hauswirthen oder bäuerlichen Erbpächtern ſind. 

Dennoch wird jetzt über Abnahme ſtarker Arbeitspferde geklagt. 
Der Grund hiervon wird vielfach in zu großer Ausbreitung des Voll— 
bluts gefunden, welches weniger Arbeits- als Luxusthiere geben ſoll, 
weshalb in neueſter Zeit ſtatt deſſelben auch ſchon Suffolk- und nor— 
manniſche Hengſte gebraucht werden. Obendrein werden jetzt die Land— 
wirthe immer mehr von dem ſtets umfangreicheren Kornbau in Anſpruch 
genommen ($ 167), und verwenden nicht mehr die gehörige Sorgfalt 
auf Zucht der Pferde, welche beſonders im trächtigen und ſaugenden 
Zuſtande nicht genug geſchont und regelmäßig zu früh, ſchon vor dem 
4. Lebensjahre, angeſpannt werden; die Holländer aber (§ 179), welche 
ſich nur mit Viehzucht beſchäftigten und häufig auch einige gute Pferde 
aufzogen, ſind faſt verſchwunden. Nachtheilig wirkt in dieſer Beziehung 
auch die mangelnde Bewegung im Freien, während die Füllen früher 
auf den jetzt jo ſeltenen Communionweiden ($ 59) oder gar als „Wilde“ 
in den Wäldern zwar oft nur ſpärliches Futter, dafür aber hinreichend 
Spielraum zu voller Kraftentwickelung fanden. 


II. Rindviehzucht. 


8 


Dieſe ſtand früher in Mecklenburg nur auf ſehr niedriger Stufe. 
Der weſentlichſte Nutzen des Rindviehes wurde, abgeſehen vom eignen 
Wirthſchaftsbedarf an Milch, Butter, Käſe und Fleiſch, in der Ver— 
wandlung des Rauhfutters ($ 168) zu Dung gefunden ($ 163). An 
der Milchproduction hatten ferner die Beſitzer der Heerden kein Intereſſe, 
weil letztere an ſog. Holländer — urſprünglich Einwanderer aus Holland, 
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dann aber mit genereller Bezeichnung ſämmtliche Kuhpächter — ver— 
pachtet waren, welche pro Haupt wenige Thaler Jahrespacht zahlten, 
dagegen aber ſelbſt und ohne weitere Vergütung Wohnung, Garten, 
Acker und Flachsland, Weide und Futter für einige Pferde, Feurung, 
Korndeputat, auf 10 Pachtkühe eine eigne Freikuh und Weide wie 
Futter für ihre Pachtheerden bezogen. Zur Gewinnung möglichſt vielen 
Dunges, möglichſt reicher Pachtgefälle war der Viehſtapel deshalb 
möglichſt groß, bei den Bauern auch ſchon zur Leiſtung der übermäßigen 
Frohnden (§ 78 ff.), welche mit Ochſen und Kühen verrichtet wurden. 
Dieſe übergroßen Viehheerden hatten aber auf den mit Futterkräutern 
noch nicht beſtandenen Weiden ($ 154, 158) nur ſehr ſpärliches Futter, 
für den Winter beim damaligen Mangel guter Wieſen ($ 165) und des 
Klees ($ 158) häufig nur Stroh. Endlich eignete ſich die damalige 
kleine, durch fortgeſetzte auswahlloſe Inzucht verkümmerte Landrace nicht 
zu reichem Milchertrag, und ihrer ſchon damals zuweilen verſuchten 
Verbeſſerung durch Kreuzung mit Rindvieh aus Dänemark und Holſtein 
traten verderbliche Viehſeuchen vielfach hemmend entgegen. 

Beſonders das erſte Viertel dieſes Jahrhunderts ſchuf hier Abhülfe. 
Mit reicheren Dungmitteln ($ 163 ff.), Aufhören der bäuerlichen 
Frohnden ($ 79), Anſamung der Weide durch gute Futterkräuter ($ 158), 
Anbau kräftiger Winterfutterpflanzen ($ 168) ſchwand das Vorwiegen 
der Heerden-Quantität, und die Qualität allein gewann den Vorzug, 
wie denn auch nun die Holländerpacht nicht mehr nach Häuptern, ſon— 
dern nach Milchertrag bemeſſen wurde. Von Einfluß war auch hier 
der patriotiſche Verein durch Einführung der Viehſchauen (§ 153). 
Dazu kamen die immer ſteigenden Butterpreiſe, die erleichterten Com— 
municationsmittel (§ 153). Mag deshalb immerhin noch bis in die 
Jetztzeit der Principienſtreit zwiſchen freiem Weidegang und Sommer— 
ſtallfütterung (§ 168) fortdauern — jedenfalls entſprechen die jetzigen 
Viehſtapel durchgehends der Größe und Güte der einzelnen Grund— 
beſitzungen und unterliegen rationeller Behandlung wie ſorgſamer Pflege. 
Die meiſten größeren Grundbeſitzer haben ihre auch bei ſpäterer höherer 
Kuhpacht verhältnißmäßig nicht genug einträglichen Holländer gekündigt 
und betreiben durch ſog. Meier und Meierinnen eigne Milch- und 
Molkenwirthſchaft. Das Verhältniß der Rindviehzucht zu den Schä— 
fereien (§ 181), welche früher faſt ausſchließlich die Aufmerkſamkeit des 
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Viehzüchters beſchäftigten und von jener ablenkten, iſt jetzt mehr in 
geregelte Grenzen gebracht. 


$ 180. 


Bei der neueren vorwiegenden Rückſicht auf Milcherzeugung mußte 
nothwendiger Weiſe auch die frühere Landrace beſſeren fremden Rind— 
vieharten weichen. Die im Jahr 1816 zuerſt eingeführten Tyroler- und 
Schweizerkühe waren ebenfalls theils nicht ergiebig genug, theils zu 
gefräßig und wähleriſch. Beſſer bewährte ſich das jütiſche und angelnſche 
Vieh. Beſonders aber die ſeit 1840 aus Schottland eingeführte Ayr— 
ſhire-Race hat allgemeine Verbreitung gefunden, und der Kreuzung 
kräftiger Bullen aus jener mit den zierlicheren Angeln-Kühen ſind die 
meiſten und beſten hieſigen Heerden entſtammt. Vereinzelt findet ſich 
daneben die Breitenburg-Holſteiner, Oſtfrieſiſche, Algäuer, Voigtländer, 
Oldenburger, Shorthorn- und Alderney-Race. Anſchaffung guter Bollen 
iſt pachtcontractliche Verpflichtung der Hauswirthe. 

Zur Anſpannung dienen die Ochſen nur in einzelnen Landestheilen, 
die Kühe nur dem kleinen Grundbeſitzer ), der fie vorſichtig anbändigt, 
nicht überanſtrengt, reichlich füttert, ſo daß ihr Milchertrag durch die 
Arbeit nicht leidet. — Mäſtung findet ſich hauptſächlich bei abgängigen 
Ochſen und in Branntweinbrennereien; die Kälber werden entweder auf— 
gezogen oder früh von den Fleiſchern aufgekauft, und abgängige Kühe kom— 
men meiſtens auf den Jahrmarkt. — Beſonders die Production von Butter, 
welche nach Berlin und Hamburg geht, ungleich weniger die Käſebereitung, 
iſt das Streben der größeren Grundbeſitzer, dagegen die Starkenzucht oder 
Aufzucht des Jungviehs die Vorliebe beſonders der Bauern; erſteren 
fehlt zu eigner Viehaufzucht Zeit und Luſt, den Bauern aber zur Milch— 
wirthſchaft und Butterbereitung für den größeren Handel der erforder— 
liche Umfang der Kuhheerden, die Kenntniß, ſelbſt häufig noch die 
nöthige Reinlichkeit, und obendrein erhalten ſie durch den Verkauf auf— 
gezogener Starken größere Summen auf einmal. Dennoch ziehen ſie 
vielfach ihr Jungvieh nicht aus eignem Vieh, ſondern kaufen ihre Kälber 
mit Wohlbedacht aus den beſſeren Heerden der größeren Grundbeſitzer, 


) Dürch C. v. 8. Septbr. 1852 iſt Bericht über Benutzung der Büdnerkühe zur 
Anſpannung eingefordert (§ 116, Note 3). 
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in deren eignem Intereſſe es deshalb liegt, ihnen gute Sorten zu liefern, 
damit ſie ſpäter tüchtige Starken und Mutterkühe von den Bauern 
zurückerhalten. In neueſter Zeit freilich hat geringere Nachfrage nach 
Jungvieh die Bauern vielfach von der Starkenzucht ab- und der Milch— 
wirthſchaft zugewandt. 


III. Schafzucht. 


$ 181. 


Gleich der Rindviehzucht wurde auch dieſe früher hauptſächlich nur 
zur Gewinnung ſowol möglichſt hoher Pacht, als der Dungkraft für 
die Felder betrieben, war deshalb mehr auf Quantität als Qualität der 
Schafe berechnet. Letztere waren entweder Eigenthum des Grundbeſitzers 
und wurden dann bei ſog. eigner Schäferei durch ſog. Koſtknechte ge— 
hütet, welche ſtatt Lohns freie Koſt und 25 Schafe erhielten, von denen 
jedoch die Milch den Eigenthümern verblieb — bei Pachtſchäferei aber 
förmlich an Pachtſchäfer unter ähnlichen Bedingungen wie das Rind— 
vieh an die Holländer ($ 179) und mit Pachtſätzen für jedes einzelne 
Haupt verpachtet; oder ſie gehörten im Mengecontract zu / dem 
Grundherrn, zu ½ dem ſog. Setzſchäfer, in welchem Falle beide zu ihrem 
Antheil an den Einkünften, aber auch an den meiſten Koſten parti— 
cipirten; oder endlich ſie waren ſämmtlich Eigenthum des Schäfers, 
welcher nach Belieben mit ſeiner Heerde von einem Gute zum andern 
zog, die Weiden abhütete und dafür außer dem Hürdendünger gewiſſes 
Weidegeld an den Gutsherrn entrichtete). Die Hirten, Pächter, Eigen— 
thümer der Heerden waren dagegen verpflichtet, mit Ausnahme des 
ſtrengen Winters auf den entfernten Brachaußenſchlägen des Gutes 
die Schafe in ſog. Pferchen oder Hürden ſtehen und den Acker düngen 
zu laſſen ($ 159). — Dazu kam die an ſich nur geringe Qualität des 


) Ueber die früheren Schäfer ſ. Land-Polizei-Ordnung v. 1572, tit. „Schäfer— 
und Müllereid“, H. V. 1; Geſinde- und Schäferordnung vom 14. Novbr. 1654, 
H. V. 2; über das Verhältniß ab- und zuziehender Pächter wegen Schäfereien vgl. 
V. v. 12. Oetbr. 1708, H. IV. 9. 
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damals auch hier allgemein verbreiteten deutſchen Land» (Berg-) Schafes 
mit glatter, grober Wolle und mittelgroßem Körper; dazu ferner die 
damalige Dürftigkeit der Ackerweiden (§ 154, 158), von denen die 
beſſeren dem Rindvieh zugewieſen wurden, auch des Winterfutters 
($ 165), wovon das Heu ebenfalls dieſem zufiel, das Stroh allein aber 
für die weniger wähleriſchen Schafe verblieb; dazu endlich die damalige 
völlige Unwiſſenheit in Züchtung feiner Schafe, die niedrigen Wollpreiſe 
— und der frühere ſchlechte Zuſtand unſerer Schafzucht iſt hinreichend 
erklärt. 

Intelligente Grundbeſitzer waren freilich ſchon am Ende des vorigen 
Jahrhunderts darauf bedacht, durch Einführung ſowol einzelner ſpaniſcher 
Böcke als ganzer Heerden unſere Schafzucht zu veredeln; aber Vieh— 
ſeuchen, der Napoleoniſche Krieg, unrichtige Behandlung ließen es zu 
keinem günſtigen Reſultate kommen, und ſelbſt landesherrliche darauf 
gerichtete Verordnungen?) hatten keinen Erfolg. Erſt die demnächſt 
folgenden langen Friedensjahre, die Beſtrebungen des patriotiſchen 
Vereins und die Thierſchauen ($ 153), die ſteigenden Preiſe der feineren 
Wollen, welche auf den Wollmärkten zu Güſtrow und Neubrandenburg 
ein frequentes Lager fanden, verbeſſerte Communicationsmittel (§ 153), 
die kräftigeren Weide- und Futterpflanzen ($ 167) bewirkten allmäligen 
Umſchwung. Die Grundbeſitzer hielten ſich bald eigne Heerden mit 
eigner Pflege, und die Schäfer ſind gleich den Holländern (§ 179) ſelten 
geworden. Die durch die ſtets begehrten Wollen jo lucrative Schaf— 
zucht iſt eine eifrige und oft überwiegende Concurrentin der Rind— 
viehzucht. 

$ 182. 

Spaniſche oder Merino-Schafe haben unſere jetzigen großen Schä— 
fereien veredelt. Die Sucht nach hochfeiner Wolle begünſtigte anfänglich 
die Electoral-Schafe aus dem früheren Kurfürſtenthum Sachſen, wohin 
fie ſeit 1765 und 1777 direct aus Spanien gekommen, und wo fie in 
den großen Schäfereien zu Stolpen, Lohmen, Rennersdorf, Hohenſtein 
durch fortgeſetzte Inzucht auf's Aeußerſte cultivirt waren; ihr dadurch 


2) C. v. 27. Detbr. 1792, H. IV. 69; vgl. über Abſchaffung von Schmier— 
ſchafen V. v. 28. Juli 1795, H. V. 242; v. 19. März 1796, H. I. 301. 
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verweichlichter Körper paßte aber nicht für unſer Klima, die zu ſehr 
auf Koſten der Quantität beförderte Qualität ihrer Wolle war nicht 
ergiebig genug, und ſo haben ſich die hieſigen Electoral-Schäfereien, 
unter ihnen auch die Großherzogliche zu Toddin, Amts Hagenow, 
nicht lange gehalten. — Erfolgreicher haben ſich die Negretti aus 
Mähren, beſonders Hoſchtitz, und aus Schleſien, wohin ſie ſeit 1775 
und 1784 aus Spanien eingeführt ſind, mit ſtärkerem Körper, großem 
Wollreichthum, wegen ihrer krauſen, beſonders zur Tuchfabrikation ſich 
eignenden Wolle auch Tuchwoll-Schafe, oder vorzugsweiſe auch Negretti 
genannt, bewieſen; neben ihnen nicht minder die Kammwoll-Schafe, 
ihrem Urſprung nach ebenfalls Negretti und eine andere Art, die In— 
fantado, welche aus Spanien nach Frankreich, beſonders in die große 
Schäferei von Rambouillet, verpflanzt und dort durch fortgeſetzte Cultur 
zur Production langer und platter, für Shawls, Weſten, Strümpfe ſich 
eignender ſog. Kammwolle gezüchtet ſind. Negretti( (Tuchwoll-) Heerden 
ſind zu Moidentin, Amts Mecklenburg, ſeit 1852, auf den Gütern 
Paſſow, Lentſchow, Weiſin; Kammwollheerden zu Toitenwinkel, Amts 
Roſtock, ſeit 1818, Geerdshagen, Amts Bukow, ſeit 1823, Medow, Amts 
Goldberg, ſeit 1858; hauptſächlich aber auf dem fürſtlich Lippeſchen 
Kammergut Boldebuck bei Güſtrow ſeit 1847 (früher zu Lübſen, ſpäter 
zu Remplin), dem Stammort unſerer meiſten Kammwollheerden. — 
Daneben finden ſich noch vielfach Meſtizen — Heerden aus Kreuzungen 
der alten Landſchafe, Electoralen, Negretti, Kammwollthiere, endlich 
noch reine, zur Gewinnung von Strumpfwolle unentbehrliche Land— 
ſchafe, aber auch ſelbſt hier zeigt ſich das Streben nach Verbeſſerung, 
wie denn auch Anſchaffung guter Böcke contractliche Pflicht der 
Bauern iſt. 

In neuerer Zeit iſt weniger Begehr nach feinen Wollen, da die 
Technik dieſelben Reſultate ſchon mit guten Mittelwollen hervorbringt, 
in welchen aber Auſtralien und die Plata-Staaten prädominiren. An— 
dere Rückſichten, als bloße Wollproduction, werden deshalb ſchon jetzt 
bei der Schafzucht mehr und mehr zu befragen ſein, insbeſondere 


) Nach C. v. 3. Novbr. 1834 war auch zu Grünenhof, Amts Hagenow, eine 
langhaarige Stammſchäferei der Dishly-Race, deren Benutzung den Bauern, zum 
Theil unter herabgeſetzten Preiſen, empfohlen war. 

Bald, Domaniale Verhältniſſe. J. 17 
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Fleiſchproduction und die durch die jetzige beſſere Fütterung ($ 168) 
ermöglichte Mäſtung der Hammel. Hierzu eignen ſich aber beſonders 
die Leiceſter- und Southdown-Schafe, unter unſern jetzigen Arten 
auch die Kammwollſchafe wegen ihres größeren Körpers mehr als die 
tegretti. 

Die jetzt häufig in Anwendung gebrachte Stallfütterung der Schafe 
rentirt nur bei hohen Preiſen der Schafproducte. Obendrein geht da— 
durch die Benutzung der hohen und trocknen Ackerweiden für die 
Schafe verloren, und die Herbeiſchaffung des nöthigen Stallfutters 
erfordert viel Zeit und Kräfte. 


IV. Schweine- und Ziegenzucht. 
8 183. 


Die Schweine waren dem Mecklenburger ſtets unentbehrliche und 
um ſo willkommnere Hausthiere, als ſie wenig Mühe und Pflege zu 
verlangen ſchienen. Ihre Zucht war deshalb die jog. wilde, d. h. Säue 
und Eber lebten durcheinander theils auf den Ackerweiden, theils in den 
Wäldern von der Maſt), oder in kalten, ſchmutzigen Ställen von den 
Abfällen der Wirthſchaft. Die alte hochbeinige und langgezogene Land— 
race war allerdings nicht ſehr empfindlich, aber ihr Fleiſch konnte auch 
auf Milde und Saftigkeit keinen Anſpruch machen. Uebrigens wurden 
ſie nur für den Hausbedarf gezogen, denn zum Handel fehlten die 
Abſatzwege. 5 

Die billigen Kornpreiſe am Ende des erſten Viertels dieſes Jahr— 
hunderts, wobei viele Landwirthe das Verfuttern der Feldfrüchte mit 
Vieh für vortheilhafter hielten als deren Verkauf, die demnächſtige 


) Die Verpachtung der Maſt geſchieht in Grundlage der Maſtordnung vom 
1. Septbr. 1832, Ra. 513, Rgbl. 32 (vgl. § 40, Note 1, und § 44, Note 11). 
Das Maſtgeld beträgt für die Vormaſt von Anfang October bis Weihnacht, exel. 
Ungeld von 4 ßl. pro Schwein, wöchentlich bei reiner Eichmaſt 7 ßl., bei reiner 
Buchmaſt 5 ßl., bei gemiſchter Eich- und Buchmaſt 6 ßl. — für die Nachmaſt von 
Weihnacht bis Faſtnacht die Hälfte, vgl. V. v. 3. Septbr. 1860, Rgbl. 32. 
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Verbeſſerung des Rindviehs und der Milchwirthſchaften, deren Molken 
man nicht gut zu verwenden wußte, führten zunächſt zu kräftigerer 
Nahrung und Mäſtung der Schweine und ließen den Landwirth die 
Wirkung ſolcher beſſeren Pflege zur Genüge erkennen. Die Herſtellung 
der Berlin-Hamburger Eiſenbahn, die erleichterte Ausfuhr von Maſtvieh 
aber vollendete ſchnell den beſſeren Umſchwung auch in dieſem Zweige 
der Viehcultur. 

Die Mäſtung der Schweine bildet jetzt einen Haupterwerb der 
größeren und kleineren Grundbeſitzer. Die Ausfuhr des Maſtviehes 
geht beſonders nach Hamburg. Hier werden die Schweine geſchlachtet; 
die Abfälle, Köpfe, Füße bleiben zum Conſum der Hamburger Bevöl— 
kerung, während die Fleiſch- und Speckſtücke auf doppeltem Wege ins 
Ausland kommen. Einestheils verproviantiren ſich damit die Kauf- 
fahrer aller Nationen, auch die engliſche Marine; anderntheils aber 
dienen jene zur Nahrung des engliſchen Feſtlandes, beſonders Londons. 
Dem nicht unverwöhnten Appetit der Engländer entſprechend müſſen 
deshalb dieſe Ausfuhrartikel möglichſt ſaftig und fein ſein, während die 
Schiffsmannſchaften mit den gröberen Sorten fürlieb nehmen. Da in 
letzteren große Concurrenz von Seiten Oldenburgs und Dänemarks 
ausgeübt wird und die Preiſe drückt, ſo iſt die mecklenburgſche Schweine— 
zucht beſonders auf Erzeugung der beſſeren und ſchmackhafteren Sor— 
timente gerichtet. Die bisherige Freiheit unſerer Schweine von der 
Trichinen-Krankheit wird vorausſichtlich dem Handel mit ihnen ſehr 
förderlich ſein. 


$ 184. 
Fortſetzung. 


Solchen ſteigenden Anforderungen vermochte die alte Landrace 
nicht zu genügen, und ſo iſt ſie denn durch fremde Arten mehr und 
mehr verdrängt, ohne daß letztere in irgend einer Art conſtant geworden 
ſind; es giebt deshalb jetzt gar keine beſtimmten Schweineracen. Am 
häufigſten findet ſich die engliſche, und hier weniger die Suffolk, welche 
ſehr weichlich und feinknochig, deshalb auch nicht lucrativ genug im 
Gewicht iſt, als vielmehr die Vorkſhire, beſonders Barkſhire-Race, auch 


Kreuzung beider mit einander und mit ſchottiſchen Ebern, unter mög— 
17 * 
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lichſter Vermeidung ſchwächender Inzucht. Die chineſiſche Race hat 
für ſich keine weitere Verbreitung gefunden, iſt aber ebenfalls vielfach 
mit der engliſchen gekreuzt. 

Die Hauptnahrung der Schweine beſteht jetzt ſeit Beſchränkung 
des Weidegangs (§ 167) in Molken, Getreideſchrot, gedämpften Kar— 
toffeln, Erbſen. Beſondere Sorgfalt wird auch auf die Ställe verwandt, 
welche hoch, luftig, zwecks gleichmäßiger Temperatur möglichſt mit Hei— 
zungsapparat verſehen, trocken, mit Ableitern für Jauche erbauet werden, 
und das vortreffliche dortige Gedeihen der Schweine zeigt, daß ihr 
ſprüchwörtlich gewordenes Wohlgefallen am Schmutz in der That nicht 
beſteht. 

Die Ziegen ferner haben in unſerer Viehzucht bis jetzt nur einen 
ſehr untergeordneten Rang. Die früheren Verbote freilich), welche 
zum Schutz der jungen Anpflanzungen geradezu die Vernichtung der 
Ziegen erſtrebten, ſind nicht mehr praktiſch, und der Landmann kennt 
recht wol ihre billige Aufzucht auf ſchlechten Weiden und bei trocknen 
Futterkräutern, auch ihre Ergiebigkeit an wohlſchmeckender und fetter 
Milch; doch finden ſie ſich bis jetzt nur bei den zur Kuhhaltung un— 
vermögenden ärmeren Tagelöhnern. Wegen Race und Züchtung herrſcht 
kein beſtimmtes Princip; die durch Seuchen oft decimirte Anzahl wird 
durch Ankäufe aus durchwandernden weſtphäliſchen und Harzer Heerden 
ergänzt. 


V. Geflügel-, Fiſch⸗, Bienenzucht. 
$ 185. 


Unter dem Geflügel werden beſonders die Gänſe gepflegt und von 
den Bauern und kleineren Grundbeſitzern gemäſtet in die Städte ver— 
kauft; die zahlreichen Seen und kleinen Gewäſſer des Landes befördern 
ihre Aufzucht. Auch die Tagelöhner auf dem Lande treiben Gänſezucht, 
haben hierzu freie Weide auf den Stoppeln und Brachfeldern der 


) 3. B. V. v. 24. Septbr. 1707, H. IV. 101. 
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Bauern und Hofpächter; doch ziehen letztere jetzt die ihnen gelaſſene 
Wahl einer baaren Geldentſchädigung ſtatt Abgabe der Naturalweide 
vor (§ 126), weil die hütenden Kinder der Tagelöhner nur zu gern die 
Schule verſäumen, auf den nahen Fruchtſchlägen Futter für ihre Gänſe 
entwenden, und ſelbſt die Tagelöhner bei der Erntearbeit es ſo einzu— 
richten wiſſen, daß möglichſt viele Körner verloren gehen, um demnächſt 
von ihren Gänſen auf den Stoppeln ihrer Dienſtherren verzehrt zu 
werden. — Nächſt den Gänſen finden ſich beſonders die Hühner, welche 
überall auf den Dungſtätten ein willkommenes Revier haben. — Enten, 
Tauben werden hauptſächlich auf den Höfen gehalten, nur vereinzelt 
die Truthähne oder Kuhnen. — Conſtante Racen des Geflügels ſind 
nicht ausgebildet, rationellere Züchtungen eigentlich nur bei den Hühnern 
verſucht. Die Maſtung erſtreckt ſich beſonders auf Gänſe, Truthähne, 
Kapaunen und wird mit Vorliebe von den Hausfrauen, jedoch nur für 
den Bedarf des Inlandes, betrieben. 

Die Fiſchzucht hat bis jetzt keine erfreulichen Reſultate geliefert. 
Schon nach älterer Verordnung) ſollen freilich die Bauern ihre Fiſche— 
reien durch unzeitiges Fiſchen, beſonders in der Laichzeit, nicht ruiniren 
— wie ſie dies aber halten, zeigen ihre zahlreichen Teiche, deren alt— 
renommirte, wohlſchmeckende Schleien und Karautſchen faſt verſchwunden 
ſind. Fiſchpächter größerer Gewäſſer dürfen contractlich keine zu engen 
Netze, auch nicht ſonſtige verderbliche Geräthe, z. B. Harken ꝛc., an— 
wenden, ſollen auch zur Laichzeit die Fiſche ſchonen und beſonders die 
junge Brut pflegen. Auf größeren Grundbeſitzungen findet ſich in 
neueſter Zeit rationelle Behandlung der Karpfen, welche in mehreren 
Teichen aufgezogen werden, von denen jährlich einer in förmlicher Rou— 
lance (§ 159) von den erwachſenen Fiſchen geleert und mit junger Brut 
wieder beſetzt wird. 5 

Die Beförderung der Bienenzucht oder Imbkerei iſt ſchon lange 
das Streben unſerer Landesherren. Schon im Jahre 1572 ſoll ein 
dahin zielendes Geſetz ergangen ſein, und Herzog Adolf Friedrich ließ 
in der Mitte des 17. Jahrhunderts Imbker aus Lüneburg kommen, 
deren Erfolge aber anſcheinend nicht von langer Dauer geweſen find. 
Verordnungen des vorigen Jahrhunderts?) geboten den Beamten Hin- 


) Schulzen- und Bauernordnung v. 1. Juli 1702, § 19, H. IV. 4. 
) V. v. 31. Deebr. 1763, 17. Deebr. 1787, 12. April 1798. 
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weiſung der Amtseingeſeſſenen auf den Nutzen der Bienenzucht, perio— 
diſche Berichte über die Reſultate, und gewährten den Bienenſtöcken 
Contributionsfreiheit, wie denn auch die Bauern Bienen halten und 
anſetzen ſollten “). 


$ 186. 
Fortſetzung. 


Jetzt erhalten alle Bienenzüchter nach vorheriger Meldung beim 
Amte reſp. der Forſtinſpection“ einen paſſenden, möglichſt trocken ohne 
Zugluft und fern von üblen Gerüchen belegenen Platz oder Bienenſtand 
unentgeltlich, aber mit Vorbehalt jederzeitiger Zurücknahme, in der — 
von Bienenzüchtern auf eignem Gebiet nicht nothwendig zu beobach— 
tenden?) — Entfernung von 800 Schritt von anderen Bienenftänden?); 
die ſelbſt contractlich zur Förderung der Bienenzucht verpflichteten 
Bauern ſind zur Abgabe des zu jenen Bienenſtänden nöthigen Terrains 
aus ihren Hufen an die Einlieger gegen doppelte anſchlagsmäßige Ver— 
gütung contractlich gehalten. Ferner beziehen die zur Verrichtung 
ſchwerer Arbeit unfähigen Altentheiler und Einlieger auch, auch die zu 
ihrer Unterſtützung mit Bienenſtöcken beſchenkten Beneficiaten, nach 
Ermäßigung der Amtsforſtbehörde, zum möglichſt geräumigen, geſchützten, 
mit offener Seite nach SO. zu verlegenden Bienenſchauer ſelbſt alte 
Holzmaterialien unentgeltlich, in ihrer Ermangelung vorhandenes Tan— 
nenholz excl. Bretter gegen Arbeitslohn, letzteres auch die Dorfſchul— 
meiſter gegen Bezahlung der halben Forſttaxe und der Bereitekoſten “. 
Die Contributionsfreiheit der Bienenſtöcke dauert fort). Nützliche 
Abhandlungen über Bienenzucht werden theils auf Koſten der Amts— 
kaſſe, theils direct von der adminiſtrativen Oberbehörde den Bienen— 

— % 
3) Schulzen- und Bauernordnung v. 1. Juli 1702, § 14, H. IV. 4. 


) Nach V. v. 28. Febr. 1822. Ra. 597, Rgbl. 11, wird jeder ohne Erlaubniß 
der Forſtbehörde in der Forſt ausgeſetzte Bienenſtock mit 4 ßl. geahndet. 

2) C. v. 4. Febr. 1853. 

) V. v. 13. März 1790, H. IV. 68, v. 26. Jan. 1832, Ra. 418, Rgbl. 7. 

) V. v. 26. Jan. 1832 cit., C. v. 11. Decbr. 1851, Ra. 4031. 

) V. v. 26. Jan. 1832 eit. 
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züchtern mitgetheilt‘). Die Beamten ſollen jährlich 8 Tage vor Oſtern 
Verzeichniſſe über die Imbker und die Zahl der durchwinterten Bienen— 
ſtöcke ſammeln und berichtlich 8 Tage nach Oſtern bei der Kammer 
einreichen), welche dann bis unlängſt Prämien von 5 — 10 Thlrn. 
ertheilt und publicirt hat‘). Tüchtige Imbker find ſelbſt auf Koften 
der Kammer bei Fachkundigen in der beſten, beſonders der künſtlichen 
Dzierzonſchen Methode unterwieſen, haben auch außer den ſchon ge— 
nannten Bauhülfen baare Unterſtützungen für Anſchaffung der Bienen 
bezogen, wogegen dann die Bienenſchauer und ein Theil der Bienen— 
ſtöcke herrſchaftliches Inventar geworden ſind. Der patriotiſche Verein 
vertheilt unentgeltlich junge Bienenvölker. Ein beſonderer Verein für 
Bienenzucht iſt ins Leben getreten. 

Aber Alles vergeblich! Selbſt unentgeltlich angebotene Bienen— 
völker haben, wenngleich zunächſt wol nur wegen Schwierigkeit entfern— 
teren Transportes, keine Abnehmer gefunden. 

Die Bienencultur iſt eine ſehr einträgliche“) und deſto auffallender 
ihre Vernachläſſigung. Die Gründe hiervon liegen gewiß weniger in 
unſerm den Bienen durchgehends gut zuſagenden Klima oder im 
Mangel an ſüßer Nahrung, deren in unfruchtbaren Gegenden die 
Haidekräuter und Buchweizenfelder, in fruchtbareren die Klee- und 
Rapsſchläge, auch überall die Wieſenblumen, die Obſt- und Baum— 
blüthen in Fülle ſpenden — als vielmehr in der fehlenden Unterweiſung 
und Kenntniß, in der bekannten Gleichgültigkeit des mecklenburgſchen 
Landmanns (§ 170) gegen Alles, was nicht Ackerbau und Feldviehzucht 
betrifft, in der nicht ſofortigen, ſondern erſt nach einigen Jahren ein— 
tretenden Einträglichkeit, in der durch ſchlechte Jahrgänge und zahlreiche 
Bienenfeinde, beſonders Vögel, Spinnen, Motten, zuweilen angerichteten 
Zerſtörung und bewirkten Unluſt. So ſollten denn doch wenigſtens 


6) V. v. 26. Jan. 1832 cit., C. v. 19. April 1851, v. 11. Decbr. 1851, 
Ra. 4031. 

) V. v. 16. Decbr. 1828, Rgbl. 49, v. 26. Jan. 1832 cit., C. v. 11. Decbr. 
1851 eit. 

) Die Prämien der V. v. 26. Jan. 1832 cit., v. 12. März 1833, Rgbl. 12, 
find durch C. v. 11. Deebr. 1852, Ra. 4034, Rgbl. 36, aufgehoben. 

) Ein Lehrer im Amte Schwaan hat z. B. 50 Bienenſtöcke, deren jeder ihm 
einen jährlichen Reinertrag von 2 Thlen. gewährt. 
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die Landſchullehrer einen Theil ihrer Mußeſtunden dieſer nützlichen 
Cultur widmen und dadurch ihrer Dorfſchaft und Jugend ein gewiß 
bald Nachahmung findendes Beiſpiel geben“). Obendrein wird auch 
vorausſichtlich das zunehmende Steigen der Zuckerpreiſe allmälig 
mehr zur Bienenzucht hinführen und auf dieſelbe von förderndem 
Einfluß ſein. 


10) Schon die V. v. 29. Aug. 1792, H. II. 154, will Unterweiſung der Dorfs— 
kinder in der Bienenzucht. 
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N Sach-Regiſter. 


(Die Zahl bezeichnet den Paragraphen, N. die Note.) 


Altentheil bei Bauern 96—98; bei Erb⸗ 
pächtern 112; bei Büdnern 118; bei 


A. Häuslern 121, 
Altflicker 144. 
Aalfang der Müller 150. Aemter, Eintheilung 2; Umfang 3; Ges 
Abdecker 152, vgl. Frohner. ſchichte 10. 


Abfindung vom Gehöft, bei Erbpächtern Amtmann 10, 12. 
112; bei Bauern vgl. Altentheil, Aus: Amtsacten vgl. Acten. 


ſteuer. Amtsauditoren vgl. Auditoren. 
Abgaben vgl. Canon, Commune, Pacht- Amtsbaubehörde 50. 
zahlung, Recognition, Steuern. Amtsbauhof 68. 
Abhäuten von Wild 40, N. 1, von Haus: Amtsbehörde 10—32. 
thieren 152. Amtsbericht vgl. Bericht. 
Abheirath 93. Amtsbibliothek 22. 
Abholzung auf Erbpachthufen 60, N. 3; Amtsblatt 22, N. 5. 
auf Bauerhufen 84. Amtsbrett 22. 
Ablieferung der Höfe vgl. Abzug. Amtsconferenz 24, 25. 
Ablöhnung am Sonntag 126. Amtsdiätar 13. 
Ablöſung des Canon 109, 117, 121. Amtsdirectorium 24— 27. 
Abmeierung der Bauern 81. Amtsdirigent 12. 
Abſchätzung vgl. Bonitirung. Amtsforſtbehörde 44. 


Abſetzung der herrſchaftlichen Officianten Amtsforſtbaubehörde 44, 50. 
20, 27, 42, 48; vgl. Entlaſſung, Kün-⸗ Amtsfreiheit 3; Communallaſten 19; 


digung. Geſchäftslocal 22; Verwaltung 29; 
Abſtimmung 24; vgl. Votum. Gewerbebetrieb 143. 
Abtragender Schlag 159. Amtshauptmann 10. 
Abzug der Hofpächter 75, 76. Amtshaus 22. 
Acker vgl. Ländereien. Amtsmitarbeiter 12. 
Ackerinſtrumente 162. Amtspförtnerei 22. 


Acten, Einſicht gerichtlicher durch die | Amtsprotokolliſt 13. 

Kammer 8; Aufbewahrung 22, 43, Amtsrath 12. 

49; Circuliren 23. Amtsregiſtrator 13. 
Adminiſtration, Trennung von der Juſtiz Amtsſecretair 13. 

11, N. 20; 30; Grenzen gegenüber Amtsſubalterne vgl. Subalterne. 


Juſtiz 31, 32. Amtsunterbediente vgl. Unterbediente. 
Adminiſtrativbehörden 5—56. Amtsverwalter 12, 13. 
Advocatur vgl. Nebenverdienſt. Anciennetät der Räthe 5; Amtsauditoren 
Alimentation kranker Gehöftskinder 99, 11, N. 5, 12; Amtsmitarbeiter und 
112. Beamte 12; Amtsſubalterne 13; Forſt⸗ 
Allod der Hauswirthe 89, 90; der Erb- auditoren 35; Forſtlehrlinge 37; Jä⸗ 


pächter 111, 112. ger 37; Forſter 39; Baubeamte 47. 
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Anerkennungsbrief vgl. Confirmationsacte. 

Anpflanzung vgl. Obfteultur, Weiden— 
pflanzung; Ablöſung der Remuneratio— 
nen 40, N. 1. 


| 


nerländereien 118; Einliegercompeten— 
zen 137. 


Außenſchlag 158. 


Anrecht an der Bauerhufe 80, 92— 95; 
vgl. Gehöftsregulirung, Inteſtaterb⸗ 


folge. 


Anſchlag vgl. Ertragsanſchlag, Veran— 


ſchlagung. 

Anſchlagstabelle 67. 

Anſpannung vgl. Pferdehalten, Wirth— 
ſchaftsinventar; mit Rindvieh 180. 
Anſtellungsreſeript der Amtsauditoren 11; 

Subalternen 13; Unterbedienten 14; 
Forſtauditoren 35; Unterforeſtalen 37, 
39; Bauconducteurs 47; Kammer— 

ingenieurs 53. 

Anſtrich vgl. Decoration. 

Anwartſchaft 12. 

Anweiſegeld, Ablöſung deſſelben 40, N. 1. 

Anzeigen, Schweriner 22; vgl. Bericht. 

Arbeiter vgl. Einlieger. 

Arznei und Arzt bei Häuslern 122; Hof— 
tagelöhnern 126; Gehöſtstagelöhnern 
130; Einliegern 140; Dienftboten 141; 
Geſtütsknechten 177. 

Arzneipflanze 168. 

Aſpiranten vgl. Diätaraſpiranten, Bau— 
Aſpiranten, Forſt-Aſpiranten, Kammer— 
ingenieur-Aſpiranten. 

Aſſecuranz 153; Benutzung durch Hof— 
pächter 71; durch Bauern 83. 

Aſſiſtenz 20, 42. 

Auditoren bei Aemtern 11, 12; bei Forft- 
inſpeetionen 35. 

Aufheirath 93. 

Aufkäufer 146. 

Aufruf der Hofeontracte 69, 70; Dorfs— 
contracte 80; Einlieger-Ueberlaſſungs— 
bedingungen 137; vgl. Privation. 

Ausbau 87; Nachtwächterbeiträge Aus— 
gebaueter 14, 83. 

Ausbrödung 89. 

Auseinanderſetzung herrſchaftlicher Offi— 
cianten 21, 42; der Hofpächter vgl. Ab- 
zug; der Hauswirthe 89, 100 ff., 141; 
der Hauswirths-Altentheiler 97 u. 98; 
der Erbpächter 111 ff. 


Ausland, Handwerker von dort 145; 
Befriedigungen, bei Beamten 16, Fore⸗ 


Reiſen dorthin, vgl. Urlaub. 

Ausmahlen 148. 

Ausſpruch aus dem Gehöft 99, N. 1. 

Ausſtellung landwirthſchaftlicher Erzeug— 
niſſe und Maſchinen 153; vgl. Ma- 
ſchinen, Thierſchauen. 

Ausſteuer 99. 

Austorfung auf Hoffeldern 71; Bauer⸗ 
hufen 84; Erbpachthufen 110; Büd⸗ 


B. 


Backobſt 171, 172. 

Backofen 85. a 

Bannmeile, Roſtocker 144, 147; ſtädtſche 
147. 0 


Bannmühle 148, 149. 

Bannrechte der Städte 143 ff. 

Bauart bei Dienſtwohnungen 16; auf 
Pachthöfen 72; Bauergehöften 85; 
Altentheilskathen 97; Erbpachthufen 
105, N. 1, 110; Büdnereien 118; 
Häuslereien 122; Hofkathen 125; Ge— 
höftskathen 130; Mühlen 150; Bie— 
nenſtälle 186. 

Bauaſpirant 46 ff. 

Baubehörde 45—51. 

Bauconducteur 47. 

Baudiſtriet 45. 

Bauern 77—102. 

Bauernverſammlung 170. 

Bauernzeitung 170, N. 1. 

Baulaſt bei Dienſtwohnungen 16, 40; 
auf Pachthöfen 72, 73; Bauergehöften 
86, 87; Altentheilskathen 97; Erb— 
pachtgehöften 110; Büdnereien 118; 
Häuslereien 122; Hofkathen 125; Ge⸗ 
höftskathen 130; Mühlen 150; Ge— 
ftütsftationen 176; Bienenſchauern 186; 
vgl. Befriedigungen, Brücken. 

Baumeiſter 47. 

Baumſchule vgl. Obfteultur. 

Baurath vgl. Kammer- und Forſträthe. 

Bauriſſe vgl. Riſſe. 

Beamte 12 ff. vgl. Baubehörde, Forſt— 
beamte. 

Beeidigung der Amtsauditoren 11; Amts- 
mitarbeiter 12; Subalternen 13; 
Amtsunterbedienten 14; Forſtauditoren 
und Inſpectionsbeamten 35; Unter- 
foreſtalen 37, 39; Baubeamten 47; 
Kammeringenieurs 53; Boniteurs 65, 
N. 3, der Entſchädigungs-Taxanten 71, 
76; Vertrauens männer 113. 


ſtalen 40; bei Hofpächtern 71; Bauern 
84; Einliegern 137. 

Beifchlag 158. 

Bekanntmachung, Art derſelben 22. 

Berichte Form und Friſt 9; bei Abſtim⸗ 
migkeiten 44, 50 (Separatbericht). 
Ordentliche Berichte zu Neujahr an 
das Cabinet 25, zu Michaelis an das 
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Minifterium des Innern 25, jährlich 
über Forſtfrevel an das ſtatiſtiſche 
Bureau 25, N. 3, an die Kammer zu 
Neujahr über Anzahl der Vertrauens- 
männer 113, zu Oſtern über Obfteultur 
173, ſowie über Bienenzucht 186. — 
Außerordentliche Berichte 25. 

Berieſelung 155, 156. 

Beſchälſtation vgl. Landgeſtütsſachen. 

Beſömmerung 155, 167 

Beſtallung der Beamte 12; Regiſtratoren 
13; Forſtinſpectionsbeamte 35; Förſter 
39; Baumeiſter und Landbaumeiſter 47. 

Beſtätigung von Erbzinscontracten vgl. 
Confirmationsacte. 

Beſtauung 155. 

Bevölkerung 3, 4. 

Bewäſſerung 165, 166. 

Bibliothek vgl. Amtsbibliothek. 

Bienenzucht 185, 186. 

Bierzwang 147. 

Binnenſchlag 158. 

Bittſchrift vgl. Vortrag. 

Bodenluken in Gehöftsgebäuden 85, N. 3. 

Böhnhafenjagen 145. 

Böcke vgl. Schafzucht. 

Bollen vgl. Rindviehzucht. 

Bonitirung 6365. 

Brache 154, 156, 159, 167, 169. 

Brachpflanzen 155, 159. 

Branntwein 147. 

Brauzwang 147. 

Brennereien 147. 

Brodhandel in die Städte hinein 146. 

Brouillonfarten 62. 

Brücken, Conſervationslaſt auf Pachthöfen 
71, Bauerhufen 84, Einliegercompeten— 
zen 137, vgl. Dienſtländereien. 

Büdner 115-118. 

Büdnerbrief 117. 

Büdnercolonien 116. 

Bureau, ſtatiſtiſches 25, N. 3. 


Canon der Erbpächter 108, 109; der 
Büdner 117; der Häusler 121 vgl. 
Recognition. 

Caution der Räthe 6; der Beamten 12; 
Subalternen 13; Amtsunterbedienten 
14; Forſtinſpectionsbeamten 35; Unter: 
foreſtalen 37, 39; Baubeamten 47; 
Hofpächter 70; Bauern 83; Interims- 
wirthe 94, 102; bei Drainagen 169. 

Centralkaſſe, landesherrliche 9. 

Ceſſion der Hofcontracte 69. 


Confirmationsacte bei Büdnern 


Charten vgl. Feldcharten; bei Drainagen 
169. 

Chauſſeegeld, Zahlung durch Beamte 17, 
Mel. 


Eirculare 2, 8, 22, 43, 49. 
Circuliren der Acten 23. 


Claſſification der Hauswirthe 83. 


Claſſificationstabelle 65. 


| Collegialität der Beamten 24, 27; gegen- 


über Foreſtalen 43; gegenüber und 


zwiſchen Baubeamten 49; zwiſchen 
Localbehörden 50. 
Collegium vgl. Kammer- und Forſt⸗ 


Collegium. 

Colonien 60. 

Commiſſarien bei Dienſtvergehen 27; 
vgl. Gensdarmeriecommiſſariat; Wege— 
beſichtigungscommiſſarius; Patronat. 


| Commiſſorien der Räthe 6; Beamten 15, 


18; Foreſtalen 41; Baubeamten 48. 

Commune und deren Laſten 4; der Be— 
amten 19, 42, 48; auf Pachthöfen 
70, 127; in Dörfern 83, 108, 117, 
121, 130, 140 vgl. Ausbau, Amts- 
freiheit, Repartitionsmodus, Reception. 

Communion 59. 

Competenz des Collegium 7—9, 30; der 
Amtsbehörde 29—31, 33, 44; der 
Forſtbehörde 44; der Baubehörde 50. 


Competenzen ſog. kleine 60. 
Compoſt 164. 
Conceſſionirung der Handwerker, Form 


145. 


Conecurs der Hofpächter 69, Bauern 81. 


Conferenz vgl. Amts couferenz. 
Confirmation von Privilegien vgl. Re— 
cognition. 
117; 


Häuslern 121, Erbpächtern 107. 


Conſensgebühr 69, 107. 


Conſervation vgl. Baulaſt. 

Conſervator der Kunſtdenkmäler 51. 

Conſolidation des Erbpachtbeſitzes 58, des 
Pachtbeſitzes 59, 60. 

Contract vgl. Hof-, Dorfs-, Erbzinscon⸗ 
tract; vgl. Ueberlaſſungsbedingungen. 

Coſſath 83. 

Covent 147. 

Curialien, Wegfall 9, 176. 


5 


Dächer vgl. Bauart. 

Deckhengſt vgl. Hengſte. 

Dedtare 176. 

Deckzwang 178. 

Decoration in Dienſtwohnungen 16, 21. 
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Decretur, Art derſelben 22, in Sachen 


Verwandter 24. 
Denunciationsgebühren, Ablöſung 40, N. . 
Deputatiſt 126. 

Diätaraſpirant 13. 

Diäten der Landmeſſer 54; Forſtgeometer 
56; vgl. Commiſſorien, Fuhrwerk, 
Gehalt, Honorar, Zehrung. 

Dienftbehörde der Adminiſtrativbehörden 
8, 30. 44, 50. 

Dienſtboten 141, 142. 

Dienſtentfernung vgl. Abſetzung. 

Dienſtgehülfe 20. 

Dienſtinſtruetion der Amtsunterbedienten 
14; Geſtütsknechte 177. 

Dienftländereien 16, 40, vgl. Ausein an⸗ 
derſetzung, Dorfsſchulze. 

A e 141, vgl. Ablöhnung, Tage— 
lohn. 


E. 


Eber vgl. Schweinezucht. 

Egge 162. 

Eid vgl. Beeidigung. 

Eigenthum am Domanialboden 1, 57. 
Eingaben vgl. Vortrag. 

Einlieger 152— 140. 

Einpfarrung neuer Ortſchaſten 60. 


Eintheilung der Feldmark 62. 


Einweiſung der Gehöftsbeſitzer vgl. Ge— 
höftsregulirung. 


Elbzoll, Verwaltung 8, 28. 


Dienſtrang der Räthe 5; Beamten ꝛc. 23. 


Dienſtrock der Gerichtsdiener 18. 

Dienſtſchein 128, 131, 142. 

Dienftuniform vgl. Uniform. 

Dienftwohnung 16, 22, 40, vgl. Aus⸗ 
einanderſetzung. 

Dienſtzwang 141. 

Direction vgl. Protokolldirection. 

Directorialordnung 24. 


Directorium bei Amtsbehörden 24—27, | 
bei Forſtbehörden 43, bei Amtsforſt-, 
Amtsbau- und Amtsforſtbaubehörden 


44, 50, bei Forſtbaubehörden 44, bei 
Baubehörden 49. 
Disciplinarſtrafen 27, 43, 49. 
Dismembration vgl. Parcelirung. 
Diſtriete vgl. Kammerdiſtrict, Forſtdiſtriet, 
Baudiſtrict, Hauptdiſtrict. 
Diſtrictsbauconducteur 47. 
Diſtrictsreiſen der Räthe 8. 


Domainen, allgemeine Verhältniſſe I—4. 


Domainenrath 12. 


Domieil der Amtsofficianten 19, Foreſta- 


len 42, Baubeamten 48. 
Domieilſchein der herrſchaftlichen Diener 
19, 42, 48. 
Dorfscontract 80. 
Dorfsſchulze 14, ihre Ländereien 16. 
Dorfsüblichkeit 96, N. 6. 
Dorfsverband vgl. Commune. 
Drains 161, 169 
Dreeſchſchlag 159. 
Dreeſchwirthſchaft 156, 157. 
Dreifelderſyſtem 154, 155. 
Dreſcherlohn bei Hoftagelöhnern 
Gehöftstagelöhnern 130. 
Droſt 12. 
Dünger 163, 164, 169; Verwendung bei 
Geſtütsſtationen 176. 


126; 


Emphyteusis im Domanium 104. 

Enten 185. 

Entlaſſung der Auditoren 11; der Dienſt— 
boten 142, vgl. Abſetzung, Kündigung. 

Entſetzung vgl. Abſetzung. 

Entwäſſerung 160, 161. 

Erbfrohner 104, vgl. Frohner. 

Erbpächter 103-114. 

Erbpachthöfe 105 a. E. 

Erbpachtländereien der Hufenerbpächter 
110; Büdner 117; Häusler 119, 122. 

Erbrecht der Büdner 118, Inteſtaterbfolge. 

Erbzinscontract 107; vgl. Büdnerbrief, 
Häuslerbrief. 

Ertragsanſchlag 67. 

Eramen der Amtsauditoren 11, 12, 30, 
N. 3; der Forſtauditoren 34, 35, Jäger 
36, 37, Förſter 38, 39, Baubeamten 
46, 47, Kammeringenieurs 52, 53. 

Execution gegen Hauswirthe 81, Erb— 
pächter 107, Büdner 117, Häusler 
121, Einlieger 137; vgl. Gläubiger, 
Schulden. 

Ertradienſt 79. 


F. 


Farbepflanzen 168. 

Feldcharten 62. 5 
Feldinventar der Hofpächter 75. 
Feldregulirung 59 —67. 


Feurung der Amtsofftcianten 16, Fore⸗ 


ſtalen 41, Hofpächter 71, Bauern 84, 
Bauern-Altentheiler 97, Erbpächter 
110, Erbpacht-Altentheiler 112, Büd⸗ 
ner 118, Häusler 122, Hoftagelöhner 
126, Gehöftstagelöhner 130, Einlieger 
139, Armen 139, N. 10, Hengiten- 
knechte 177. 

Fiſchzucht 185. 

Flächenmaß 62. 

Flecken 3, Beſteurung und Gewerbe 2, 
143 ff., Dotation der dortigen Arbeiter 
136. 
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Fleiſchhandel in die Städte 146. 

Flurzwang 59. 

Fontanellen 161. 

Foreſtalen 33 —44. 

Forſtaſpirant 34 ff. 

Forſtauditor 35. 

Forſtbaubehörde 44. 

Forſtbeamte 33 - 44. 

Forſtbehörde 33—44. 

Forſteollegium, vgl. Kammer- und Forſt— 
Collegium. 

Forſtdienſte 139. 

Forſtdiſtriet 2, 8. 

Förſter 38. 

Forſtgebiet, Größe 3, Verwaltung 29 
und 44. 

Forſtgeometer 56. 

Forſtinſpection, Anzahl 2, Beamte 33. 

Forſtinſpectionsbeamte 34, 35. 

Forſtjunker 35. 

e vgl. Hauptkammer- und Forft- 
aſſe. 


Forſtkaſſier 9. 

Forſtmeiſter 35. 

Forſtrath vgl. Kammer- und Forſtrath. 

Forſtreſervat, Benutzung 41; vgl. Re— 
ſervat. 

Forſtſchreiber 40. 

Forſtſchreibtage 44. 

Fourage, der Deckhengſte 177, Ankauf 
derſelben 176, contractliche Lieferungen 
der Pachthöfe 69. 

Fouragegelder vgl. Fuhrwerk. 

Frauentage 127. 

Friſcher Schlag 159. 

Friſt vgl. Berichte, Rechnungsführung. 

Frohnden 78, 79. 

Frohner 152, vgl. Erbfrohner. 

Fruchtfolge 159, 168. 

Fruchtwechſelſyſtem 168, vgl. Wirth— 
ſchaftsſyſtem. 

Fuder, bonitirtes 63, N. 2. 

Fuhrlaſt bei Hof bauten 72, Gehöftsbauten 
86, 87; Altentheilern 98, Büdnern 
118, bei Häuslern 122, Hoftagelöh— 
nern 126, Gehöftstagelöhnern 130, 
Einliegern 138, 140. 

Fuhrverein 86, N. 10. 

Fuhrwerk der Räthe 6, der Amtsoffician— 
ten 17, Foreſtalen 41, der Baubeamten 
48, Kammeringenieurs 54, Forſtgeo— 
meter 56. 

Füllen vgl. Geſtütsſachen. 

Füllenliſten 177. 

Furchen der Feldbeſtellung 158, 159. 

Futter vgl. Fourage, Winterfutter. 

Futtergewächs, Anbau 169. 


G. 
Gahre des Ackers 159. 


Gallauniform vgl. Uniform. 
Gaänſe 185. 


Garantie grundherrliche, bei Pachthöfen 


71, Bauerhufen 84, Erbpachthufen 110. 

Garten vgl. Ländereien. 

Gartenbau 171 — 173. 

Gebäude auf Pachthöfen 72, 73, 75, 
Bauergehöften 85 87, Erbpachtgehöf— 
ten 110, Büdnereien 118, Häuslereien 
122. — Vgl. Kathen. 

Gebühren vgl. Sporteln. 

Gefangenen- Vergütung der Gerichtsdie— 
ner 18. 

Geflügel 185. 

Gehalt der Räthe 6, Amtsofficianten 15, 
Foreſtalen 40, Baubeamten 48, vgl. 
Diäten, Honorar. 

Gehöftsregulirung bei Bauern 10D—102, 
Erbpächtern 113, 114. 

Gehöftsſachen vgl. Bauern. 

Gehöftstagelöhner 130— 131. 

Gehülfe der Amtsunterbedienten 20, der 
Kammeringenieurs 53. 

Geilſtellen 157. 


Geldcanon vgl. Canon. 


Gelderhebung durch Landreiter, beſchränkte 
26 


Gemeinde 4, vgl. Commune. 
Generalhoſwehrtabelle 89. 
Generalverpachtung 10. 
Gensdarmeriecommiſſariat 25. 
Geometer vgl. Landmeſſer. 
Gerichtsdiener 14. 

Germanen 4, 77. 

Geſchäftslocal der Aemter 22, Forſtbe— 
hörde 43, Baubehörde 49. 

Geſetzgebung im Domanium 2, 8. 

Geſetzſammlung in der Amtsbibliothek 22. 

Geſinde 141, 142. 

Geſpinnſtpflanzen 168, 169. 

Geſtütsſachen 174— 178. 

Geſuch vgl. Vortrag. 

Gewerbebetrieb 143— 152. 

Gewerbeitellen, ländliche 57, 69, 148. 

Gewürzpflanzen, 168. 

Gips 164. 

Gläubiger, Rechte am Gehalt 15, an 
den Quartalen 21, an Cautionen 12, 
an heimgefallenen Gehöften 95. Vgl. 
Execution, Schulden. 

Gnadenquartal vgl. Quartal. 

Gräben 160, 161, 166. 

Grenzen zwiſchen Juſtiz und Adminiſtra— 
tion 31, 32. 

Grundbeſitz, großer, mittlerer, kleiner 57. 
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Gründünger 163. 
Grundkataſter 65. 
Guano 164. 
Gülle 164. 


. 


Haken 162. 

Hackfrucht 168. 

Hagelaſſecuranz vgl. Aſſecuranz. 

Halmfrucht 168. 

Hammel 182. 

Handdienſte der Einlieger 140. 

Handelsbetrieb 146. 

Handelsgärtnerei 171. 

Handmühlen 148, 149. 

Handwerksbetrieb 144, 145. 

Hauptdiſtriet des Haushalts 2. 

Hauptkammer- und Forſtkaſſe 9. 

Hausbrief 101. F 

Hausgut, Gründung 1, 7; Eintheilung 2; 
Umfang 3; Verwaltung 29; Erbfolge 
der Erbpächter 111, 113. 

Haushalt vgl. Hausgut. 

Hauſiren auf dem platten Lande 146. 

Hauskoppel 158. 

Häusler 119—122. 

Häuslerbrief 121. 

Hauswirthe vgl. Bauern. 

Haut vgl. Abhäuten. 

Heimath vgl. Domicil. 

Heimfall der Gehöfte 95, 101. 


Heirathsbefugniß der Subalternen 13, 19; | 


vgl. Domicilfcein. 
Hengſte 175, verbotene 178. 
Herkommen, bäuerliches 80, 81, 83, 92. 
Hofcontract 69. 
Hofdienſt 79. 
Hofgänger 127, 142. 
Hofinventar 75. 
Hofpächter 63—76. 
Hofrang der Räthe 6; Beamte 19; Fo- 

reſtalen 42. 
Hofſchlachterei 68. 
Hoftage 127. 
Hoftagelöhner 124—129. 
Hofuniform vgl. Uniform. 
Hofwehr 88—91. 
Hochzeit, halbe 99. 
Holländer 179. 
Holzdeputat vgl. Feurung. 
Holzſammeln vgl. Feurung. 
Holzſchreibetage 44. 
Holztage 139. 
Holzvoigt 37. 
Holzwärter 37. 


Honorar der Landmeſſer 54; Forſtgeo⸗ 


meter 56; Geſtütsbeamten 176; vgl. 
Commiſſorien. 


Hopfenbau 168, 169. 


Hufbeſchlag der Landreiter 17. 
Hufe 64. 

Hufenpächter 95. 

Hufenſtand 64, 65. 

Hüfner 83; vgl. Bauern. 
Hühner 185. 

Hülſenfrüchte 167. 
Hundeſurrogatgelder 82. 
Hürdenſtall 159, 163, 181. 


J. 


Jagdjunker 35. 

Jäger vgl. Revierjäger. 

Imbkerei 185, 186. 

Incamerata 1, 3. 

Ingenieur vgl. Kammer-Ingenieur. 

Interimsuniform vgl. Uniform. 

Interimswirthſchaft 94, vgl. Gehöfts— 
regulirung. 


Inteſtaterbfolge der Erbpächter 111. 
Inventarienſaaten 74. 
Inventarium der Hofgebäude 75; Bauer— 


gehöfte 85; vgl. Wirthſchaftsinventar, 
Feldinventar. 


Juſtiz, Trennung von Adminiſtration 11, 


N. 20; vgl. 30; Grenzen gegenüber 
Adminiſtration 31, 32. 


K. 


Kabinet, Berichte an daſſelbe 9, N. 10, 25. 

Kälber vgl. Rindviehzucht. 

Kammer-Adminiſtrationskaſſe 9. 

Kammer⸗Canzlei 5. 

Kammer-Commiſſair 13. 

Kammer- und Forſt⸗-Collegium 5—9. 

Kammerdirector vgl. Kammer- und Forſt— 
räthe. 

Kammerdiſtrict 2, 8. 

Kammer- und Forſträthe 5—9. 

Kammergebühr für Contractsertheilung ꝛc. 
69, 80, 107, 109. 

Kammergut 1, 3. 

Kammer⸗Ingenieur 52—55. 

Kammer ⸗Ingenieuraſpirant 52. 

Kammer-Procurator 28. 

Kammwollſchaf 182. 


Kapaunen 185. 


Karpfen 185. 
Kartoffeln 169. a 
Kaſſenreviſion 27, 43. 
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Kataſter vgl. Grundkataſter. 

Kathen der Altentheiler 97; Hoftagelöh— 
ner 125; Gehöftstagelöhner 130; Ein— 

lieger 134. 

Kerbhölzer der Müller 148. 

Klagen gegen Beamte 28, 43, 49. 

K eebau 156, 158, 159. 

Kleincultur 168, 170. 

Kochofen bei Tagelöhnern 125, N. 2, 139. 

Koppelwirthſchaft 156, 157. 

Korncanon vgl. Canon. 

Kornmakler, beeidigte 109. 

Koſtknecht 181. 

Kraftfutter 168. 

Kriegserleidungsforderungen der Hoſpäch— 
ter 69; der Hauswirthe 81 

Krüge 147, 151. 

Kühe vgl. Rindviehzucht. 

Küchenmeiſter 10. 

Kündigung 20; der Beamte 12, Sub— 
alternen 13, Amtsunterbedienten 14, 
Foreſtalen 35, 37, 39, Baubeamte 47, 
Hoftagelöhner 128, 129, Gehöftstage— 
löhner 131, Dienſtboten 142; vgl. Ab⸗ 
ſetzung. 

Kunſtbau der Wieſen 156. 
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Lagern des Korns 168. 

Landbaumeiſter 47. 

Lauddroſt 12. 

Ländereien auf Zeitpacht der Hoſpächter 
71, 76, der Bauern 84, der Hoftage— 
löhner 125, Gehöftstagelöhner 130, 
Einlieger und Häusler 136, 137; vgl. 
Dienſtländereien. Erbpachtländereien. 

Landgeſtütsſachen 174 — 178. 

Landmeſſer 52—56. 

Landmeſſertaxe 54. 

Landreiter 14. 

Landtagsausſchreiben, Inſinuation derſel— 
ben 18, N. 4. 

Landwirthſchaft 153 — 186. 

Längenmaß 62. 

Langhaus 85. 

Latifundienbeſitz 68. 

Laudemium 107. 

Legen der Bauern 78, 79. 

Lehrling in der Forſtverwaltung 36; der 
Kammer-Ingenieurs 52. 

Leibeigenſchaft 78, 79, 141. 

Leineweber 144. 

Lieferungen von Fourage, pachteontract— 
liche 69, N. 1. 

Liquidationen, fog. kleine 101. 

Localverwaltungsbehörden 10 — 56. 


Locomobile 162. 

Lohn vgl. Dienftlohn. 
Luderplatz 152. 
Ludwigsluſt, Verhältniſſe 3. 


M. 


Maß, vgl. Flächenmaß, Längenmaß. 

Mahlbuch 148. 

Mahlzwang 148, 149. 

Malzverkauf 147. 

Marktflecken vgl. Flecken. 

Maſchinen, landwirthſchaftliche 162, vgl. 
Ausſtellung. 

Maſt 183, N. 1. 

Mäſtung 168, 180, 182, 183, 185. 

Matrikel der Erbpachtgehöfte III. 

Maurer 144. 

Mediein vgl. Arznei. 

Mehlhandel 148 ff. 

Meier 179. 

Meierhof 68. 

Meilengelder vgl. Fuhrwerk. 

Meiſtgebot bei Pachthöfen 70. 

Meliorationspflicht, bäuerliche 83. 

Mengecontract 181. 

Mergel 163, 168, 169. 

Meſſung vgl. Vermeſſung. 

Meſtizheerden 182. 

Metzen der Müller 150. 

Miethe bei Dienſtwohnungen 16, 40. 

Miethsbewohner 123-140. 

Milchwirthſchaft 180. 

Militairdienſt der Amtsunterbedienten 14; 
der Foreſtalen 35, 37, 39. 

Miniſterialverfaſſung 7. 

Mifibrache 155, 159. 

Mobilmachungspferde 69, N. 1. 

Molkenwirthſchaft 180. 

Muffen bei Drains 161. 

Mühlen 148150. 

Mühlencovent 147. 

Müller 148-150. 

Mülzen 147. 

Mördlichkeit des beamtlichen Verfahrens 
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Mürbebrache vol. Miſtbrache. 
Muſikanten 151. 
Mutterſtuten, Beförderung 178. 


N. 


Nachfolge auf Bauergehöften vgl. Anrecht. 

Nachlaß vgl. Auseinanderſetzung, Gläu— 
biger. 

Nachtwächter 14. 


Naturalien 16, 40, Al, ihre Ablöſung 
13, 14, 37. 
Nebenſchlag 158. 


Nebenverdienſt der Auditoren 11, herr 


ſchaftlicher Diener 15, vgl. Commif- 
ſorien. 

Neubauwerth der Gebäude 85, N. 7, 
1 N 

Neufertigung vgl. Baulaſt. 

Neujahrsbericht 25. 

Neukloſter 3, Gewerbebetrieb 143, 145, 
N. 5, vgl. Flecken. 

Norddeutſcher Correſpondent 22. 

Notariat vgl. Nebenverdienſt. 

Numerirung der Bauergehöfte 85; Erb- 
vachtgehöfte 110; Büdnereien 118; 
Häuslereien 122. 
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O. 


Obdachsloſigkeit vgl. Unterbringung. 

Oberamtmann 12. 

Oberbaurath vgl. Kammer- und Forft- 
räthe. 

Oberforeſtalen 5. 

Oberforſtmeiſter 35. 

Oberförſter 38. 

Oberfrucht 159. 


Oberjägermeiſter, Functionen 8, N. 4; 44. 


Obſervanz vgl. Herkommen. 
Obſtcultur 171—173. 

Ochſen vgl. Rindviehzucht. 
Ofen vgl. Kochofen; Bauart. 
Oelfrucht 167, 168, 169. 
Oelkuchen 164. 

Ortsvorſteher vgl. Dorfsſchulze. 


P. 


Pachthof 68 — 76, vgl. Erbpachthöfe. 
Pächter 68 — 76. 

Pachtperiode 69, 80. 

Pachtremiſſion vgl. Remiſſion. 
Pachtſchäfer 181. 

Pachtvorſchuß der Unterpächter 69; Hof— 
pächter 70, 76; Bauern 83. 


Pachtzahlung der Hofpächter 70; Bauern 


82; Einlieger 137; vgl. Canon, Re⸗ 
cognition. 

Parcelirung des Erbpachtbeſitzes 58, des 
Pachtbeſitzes 59, 60. 

Parität vgl. Abſtimmung. 

Patriotiſcher Verein vgl. Verein. 

Patronat 29. 

Penſionirung 20, 42, 48. 

Periode vgl. Pachtperiode, Preisperiode. 


Pferdeabnutz der Landreiter 17. 

Pferdehalten der Büdner 115, 116. 

Pferdezucht 174—178. 

Pferchen vgl. Hürdenſtälle. 

Pflug 162. 

Plattes Land 3. 

Poel, Gewerbebetrieb 145, N. 3. 

Polizeidiener 14. 

Poudrette 164. 

Prämien an Landwirthe 153; Obſtzüchter 
N Pferdezüchter 178; Bienenzüchter 


Preisperiode des Canon 109; bei Häug- 
lern 121. 

Preſſe für Drains 161. 

Privation der Erbzinsleute 107; 
Aufruf. 

Privatſchreiber 13. 

Privilegien vgl. Confirmation, Recogni— 
tion. 

Procuratur herrſchaftlicher Diener 15. 

Productenhändler 146. 

Prolongation der Hoſpachteontracte 70. 

Prorogirte Wirthſchaft 94, 95, vgl. Ge⸗ 
höftsregulirung. 

Protokoll, Form 23; bei Gehöftseinwei— 
fung 101. 


vgl. 


Protokolldirection der Auditoren 11; Be— 


amten 23; vgl. Directorium. 
Pungenwagen 148, 149. 


Q. 


Quartale der Hinterlaſſenen 21, 42, 48. 

Quartiergelder der Landmeſſer 54, Forft- 
geometer 56. 

Querhaus 85. 

Quittung vgl. Zinsquittung. 


N. 


Rabatt bei bäuerlicher Veranſchlagung 82. 

Rademacher 144. 

Rang vgl. Hofrang, Dienſtrang. 

Raps, vgl. Oelfrucht. 

Rauhfutter 168. 

Reallaſten vgl. Servitut. 

en der herrſchaftlichen Diener 19, 
42, 48. 


Receptor pecuniae 15. 

Recognition der Erbpächter 107, Büdner 
115, 117, Häusler 121, der Müller 
150, Schmiede, Krüger, Muſikanten 
151, Schornfteinfeger, Abdecker 152. 

e durch Amtsofficianten 
26. 
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Redefin, Landgeſtüt 175. 

Regiſter 62. 

Regiſterſchreiber 13. 

Regiſtratur der Aemter 
tionen 43, Baubehörde 49. 

Regulativ der Hoftagelöhner 124, Ge— 
höftstagelöhner 130. 

Regulirung, vgl. Auseinanderſetzung, Ge— 
höftsregulirung, Feldregulirung, Canon. 

Rechnungsbeamter vgl. Rendant. 

Rechnungsführung, Controle 27, 43. 

Reinkarte 62. 

Reiſen vgl. Diſtrietsreiſen, Fuhrwerk, 
Zehrung, Diäten, Urlaub; vorherige 
Rücklieferung der Amtsacten 22. 

Reitpferd vgl. Fuhrwerk. 

Reluirte Domainen 1, 7. 

Reluitionscommiſſion 1. 


22 


— 


Forſtinſpec⸗ 


fs 


S. 


Saatenempfänger 76. 


Saatengelder 74, 76. 

Salzzwang 101, N. 2a” 

Seidenbau 168. 

Separatbericht 24, 
Bericht. 

Separation 59. 

Servitut anf Erbpachthufſen 107, Bud⸗ 
nereien 17, Häuslereien 121. 

Setzſchäfer 181. 

Schäfer 181. 

Schafzucht 181, 182. 

Scheuren, auf Gehöften, innere Einrich— 
tung 85, vgl. Bauart. 


vgl. Abſtimmung, 


Schiedscommiſſion bei Terrainentſchadi— 


Remiſſion der Hofpächter 70, Bauern 


83, Erbpächter 109, Büdner 117, 
Häusler 121, Einlieger 137. 
Rendant 13. 
Renterei 9. 
Reparatur vgl. Baulaſten. 
Repartitionsmodus für Communallaſten 
65, 83, vgl. Commune; für Fuhrlaſten 
bei Bauten 72, 86, 87. 


Reſervat auf Pachthöfen 71, Bauerhufen 


84, Erbpachthufen 110, Büdnereien 
118, Häuslereien 122, Einliegercom— 
petenzen 137, vgl. Forſtreſervat, Wege. 

Reſidenzzulage 18, 41, 48. 

Reſſort der Räthe 7—9, Amtsbehörden 
25, 26, 29—31, 33, 44; der Forſt⸗ 
auditoren 35, ſonſtigen Foreſtalen 43, 
der Baubeamte 49, Kammeringenieurs 
55. 

Revierjäger 37. 

Reviſion der Felder 169, Geftütsftationen 
177, 178, Obſtpflanzungen 171, 173, 
Pachthöfe 75, Weidenpflanzungen 71, 
84, Aemter 8, der Dienſtwohnungen 
21, vgl. Kaſſenreviſion. 

Rieſelung 155, 156. 

Rindviehzucht 179— 180. 

Riſſe zu Querwohnhäuſern 85, N. 1, zu 
Altentheilsgelaß 97, zu Häuslereien 
122, N. 1, zu Hoffathen 125, N. 1. 

Roggenpreis, deſſen Beſtimmung 109. 

Roſtock vgl. Bannmeile. 

Roulance 154, 159. 

Rübſen vgl. Oelfrucht. 

Rückenbau bei Wieſen 156. 


Bald, Domantale Verhältuiſſe I 


gungen 71, Saatenentſchädigung 76, 

bei Gehöftstaren 113, 114, bei Tage- 

löhner-Regulativen 124. 
Schlagordnung 158, 168. 
Schlagwirthſchaft 158, 159, 169, 170. 


Schmiede 144, 147, 151. 


Schneider 144. 

Schollenpflicht 78, 79. 

Schornſteinſeger 152. 

Schreiber vgl. Privatſchreiber, Regiſter— 
ſchreiber, Forſtſchreiber, Subalternen. 

Schreibmaterialien der Räthe 6, Amts— 
offteianten 18, Foreſtalen 41, der Bau: 
beamte 48, Geſtütsofficianten 176, 177. 

Schulden auf Bauergehöften 82, Erb— 
pachthufen 107, 111, Büdnereien 117, 
auf Häuslereien 121. 

Schulze vgl. Dorfsſchulze. 

Schulzwang beim Obſtunterricht 172. 

Schürzentare 65. 

Schuſter 144. 

Schwangerſchaft der Dienſtboten 142. 

Schweinezucht 183, 184. 

Sichtgeld 150. 

Situationsplan der Hofgebäude 75. 

Sommerbrache 159. 

Sommerkorn 154, 159. 

Sommerſtallfütterung vgl. Stalltütterung. 

Sömmerung 155, 167. 


Sommerweide der Altentheiler 97, Hof: 


tagelöhner 125, Gehöftstagelöhner 130, 
Einlieger 136. 

Specialbedingungen vgl. Contract. 

Sporteln, Ablöſung derſelben bei der 
Amtsbehörde 15, der Forſtbehörde 40, 
der Baubehörde 48. 

Sprunggelder 176. 


Stabilität des Erbpachtbeſitzes 58. 
Städte vol. Amtsfreiheit, Bannrechte, 


Commune, Reception. 
Ställe vgl. Bauart. 
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Stallfütterung 168, 179, 182. 184. 
Stämmeraden vgl. Feurung. 
Stammgut, fürſtliches 1. 
Starkenzucht 180. 

Stationen vgl. Landgeſtütsſachen. 

Stationsjäger 39. 

Statiſtiſches Bureau 25, N. 3 

Staubmehl 150. 

Sterbefall vgl. Tod, 
Dorfs ſchulzen 26. 

Sterbequartal vgl. Quartal. 

Steuern der herrſchaftlichen Diener 19, 
42, 48; der Hofpächter 70, Bauern 
83, Erbpächter 108, Büdner 117, 
Häusler 121, Hoftagelöhner 127, Ge— 
höftstagelöhner 130, Einlieger 140, 
Dienftboten 141. 

Steuerdefraudation, Anzeige durch Unter- 
bediente 26. 

Stimmengleichheit val. Abſtimmung. 

Strafen für Dienſtvergehen vgl. Vergehen. 

Stuten vgl. Mutterſtuten. 

Subalterne des Kammercollegium 5; der 
Amtsbehörden 13; der Forſtbehörden 
33, 36-39; der Baubehörven 45. 

Suppliken vgl. Vortrag. 


Anzeige durch die 


T. 


Tagelohn der Hoftagelöhner 126, Ge— 
höftstagelöhner 130, Einlieger 133; 
vgl. Dienſtlohn. 

Tagelöhner vgl. Gehöftstagelöhner, Hof— 
tagelöhner. 

Tapeten vgl. Decoration. 

Tauben 185. 

Taxation der Mobiliſirungspferde 69, 
Note 1; vgl. Schiedscommiſſion. 

Telegraphiren an die ober Behüzben 9. 

Termine, Ort derſelben 22, vgl. Protokoll, 
Brotofollvirectiön. 

Theurungszulage der Gerichtsdiener 18. 

Thierſchauen 153, 178, 179, 181. 

Titel der Beamte 10, 12, Amtsunter⸗ 
bedienten 14, Foreſtalen 35, 37, 39, 
Baubeamten 47, Landmeſſer 53, 56, 
Penſionirter 20. 

Tod herrſchaftlicher Officianten 21, 42 
48; Einberichtung 25, vgl. Auseinan- 
derſetzung, Gläubiger, Quartale, Ber: 
ſiegelung, Wittwe. 

Torfdeputat vgl. Austorfung, Feurung. 

Torfſchreibtage 44 

Torfſtich vgl. Austorfung. 

Torfzählgeld 40, N. 1. 

Trauerjahr der Gehöftswittwe 94, 95, 
vgl. Gehöftsregulirung. 


Truthahn 185. 
Tuchwollſchaf 182. 
Turnus vgl. Roulance. 


U. 


ee ſür Büdnereien 

117, Häuslereien 121, Einliegerlände— 
reien 137. 

Ueberpacht 94, 102. 

Ueberproduction 79. 

Ueberſaat 74. 

Ueberſtauung 155. 

Ueberwehr 88. 

Umfang des Domanium 3. 

Umgehendes Zeug der Mühlen 150. 

Umzugskoſten 18, vgl. Verſetzung. 

n für Tage und Dienft- 
boten 128, 

Uniform der Näthe We 19, Fore⸗ 
ſtalen 42. 

Unterbedienten bei Aemtern 14, der Forſt— 
behörde 33; der Baubehörde 45. 

Unterbringung Obdachsloſer 129, 131, 
134, 135. 

Unterforeftalen 36—39. 

Unterförſter 38. 

Unterhalt vgl. Alimentation. 

Unterpächter 69. 


| Untheilbarfeit vgl. Parcelirung. 


Unzuchtsfälle, Anzeige durch die Dorfs— 
ſchulzen 26. 

Urate 164. 

Urlaub bei Beamten 24, Foreſtalen 43, 
Baubeamten 49. 


V. 


i tung der Höfe 69, der Bauer-⸗ 


hufen 81. 

Veranſchlagung 66, 67, der Dienſtlände⸗ 
reien 16, 40, Zeitpachthöfe 70, Bauer: 
hufen 82, Erbpachthöfe 109, Erbpacht⸗ 
hufen 109, Büdnereien 117, Häus⸗ 
lereien 121, Einliegercompetenzen 137, 
Obſtg ärten 173: 

weren der Beamte 27, 43, 49. 
Veräußerung von Heu, 30 Dung 21, 
69, 81, 98, 125, 130 

Verein, patriotiſcher 153, 162, 128 179, 


Vererbpachtung vgl. Erbpächter. 
Vergehen, dienſtliche 27, 43, 49. 
Vergütungen, dienſtliche 18, 41, 48. 
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Verklagbarkeit der Beamten 28, 43, 49. | Wagenſchauer auf Gehöften 85, vgl. 


Verkoppelung 59. 

Verlag vgl. Fuhrwerk, 
Zehrung. 

Vermeſſung 62. 

Veröffentlichung von Amtserlaſſen vgl. 
Bekanntmachung. 

Verpfändung der Hofpächter 70, Bauern 
83, Erbpächter 107. 

Verſandung 60, N. 4. 

Verſetzung, desfallſige Clauſel bei Be— 
amten 12, Subalternen 13, Amts- 
unterbedienten 14, Foreſtalen 35, 37, 
39, Baubeamten 47; vorherige Rück— 
lieferung der Acten und Circulare 22; 
vgl. Umzugskoſten. 

Verſcharren von Aas 152. 

Verſchuldung vgl. Schulden. 

Verſiegelung im Sterbehauſe 22, 42, 48. 

Verſicherung vgl. Aſſecaranz. 

Vertrauensmänner 113, vgl. Schieds- 
commiſſion. 

Verweis, dienſtlicher 27, 43, 49. 

Veto der Minorität 24. 

Vieh der Altentheiler 97, Hoftagelöhner 
1306 Gehöftstagelöhner 130, Einlieger 


Commiſſorien, 


Viehhaltung, Einſchränkung derſelben 168, 
169, 179. 
e auf Pachthöfen 72, Gehöften 
Ge 


Viehverſchneider 152. 

Viehzucht 174—1S6. 
Vierfelderwirthſchaft 154, 155. 
Voigt 10. 

Volksblatt, mecklenburgiſches 22. 
Volkszahl 1095 Bevölkerung. 
Vollhuͤfner 83. 

Vorfluth 160, 169. 

Vorkäufer 146. 


Vorkaufsrecht bei Erbpachthufen 107, 112, 


Büdnereien 117, Häuslereien 121. 

Vortrag Privater an's Collegium 9, vgl. 
Bericht. 

Vorunterſuchung, adminiſtrative bei Dienſt— 
vergehen 27, 43, 49. 

Votum der Amtsauditoren 11, Amts— 
mitarbeiter und Beamte 12, 30, Nen- 
danten 13, bei Verwandten 24, 36, 
gegenüber der Baubehörde 50. 


W. 


Wagen vgl. Fuhrwerf. 
Wagengeld vgl. Fuhrwerk. 


Bauart. 
Walze 162. 
Waſſer vgl. Entwäſſerung. 
Wi Terrain, Reſervationen 71, 84, 
0. 


Wegebeſichtigungscommiſſarius 25. 

Wechſelwirthſchaft 156, 157. 

Weide vgl. Sommerweide. 

Weidefreiheit auf Communalweide, der 
Amtsunterbedienten 16, Foreſtalen 41, 
Buͤdner 115, 116. 

Weidegang, Einſchränkung 167. 

Weidenpflanzung auf Pachthöfen 
Bauerhufen 84. 

Wenden 4, 77, 174. 

Wettrennen 153, 178. 

Wiederholung der Felder 163. 

Wieſen vgl. Winterfutter, Ländereien. 

Wieſencultur 165, 166, 169. 

Wildtaxe 41, N. 7, 8. 

Winkelſchreiberei herrſchaftlicher Offieian— 
ten 15. 

Winterbrache 159. 

Winterfutter bei Hauswirthsaltentheilern 
97, Hoftagelöhnern 125, Gehöftstage— 
löhnern 130, Einliegern 136, 137. 


71, 


Winterkorn 154, 159. 


Wirkungskreis, dienſtlicher vgl. Competenz, 
Reſſort. 


Wirthſchaftsbeſchränkung 169. 


Wirthſchaftsinventar auf Pachthöfen 74, 
Bauerhufen 88 — 91, Erbpachthufen 
110, vgl. Anſpannung, Vieh. 

Wirthſchaftsſyſtem 154— 159, 169, vgl. 
Fruchtwechſelſyſtem. 

Wittwe vgl. Tod. 


Wittweninſtitut 21, Beitrittspflicht der 


Beamten 12, Subalternen 13, Amts- 
unterbedienten 14, Foreſtalen 35, 37, 
39, Baubeamten 47. 


Wohnung vgl. Gebäude, Dienſtwohnung. 
Wohrte 59. 


Wolle vgl. Schafzucht. 
Wollmarkt 153, 181. 
Wurzelgewächſe 168. 


3. 
Zähbrache 155, 159. 


Zählgeld vgl. Torfzählgeld. 


Zehrung der Räthe auf Reiſen 6; der 
Amtsofficiqnten 17; der Foreſtalen Al, 
Baubeamten 48, Kammer-Ingenieurs 
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54, Forſtgeometer 56, vgl. Commiſ— 
forien. 

Zeitpächter vgl. Hoſpächter, Bauern, Ein- 
lieger. 

Zeitverpachtung der Bauerhufen vgl. Hu— 
fenpächter, Gehöftsregulirung. 

Zeug, umgehendes bei Mühlen 150. 

Ziegen 184. 

Zimmermann 144. 


Zinſen der Gehöftskapitalien 102. 

Zinsquittungen der Cautionen 12, N. 6. 

Zubehör der Erbpachthufen 111. 

Zulage vgl. Reſidenzzulage, Theurungs— 
zulage. 

Zuſammengeſetzter Wieſenbau 156. 

Zwangsgaſt 148. 

Zwangsmühle 148, 149. 


Domaniale Verhältniſſe 


Mecklenburg⸗Schwerin. 


Zweiter Band. 


Erſte Abtheilung: 
Bas Schulwesen. 


Cameraliſtiſche Abhandlung 


von 


C. M. A. Bald, 


Großherzoglichem Amtsverwalter. 


Mis mar, Voſtock und Ludwigsluſt. 
Druck und Verlag der Hinſtorff'ſchen Hofbuchhandlung 
1866. 
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Dorwort. 


Der zweite Band unſerer „Domanialen Verhältniſſe“ beginnt 
mit dem Schulweſen des platten Landes. In ſeiner Vollſtän— 
digkeit ſoll jener auch Niederlaſſungs-, Armen- und Medicinal— 
ſachen umfaſſen, doch find dieſelben noch immer in völliger 
Neugeſtaltung begriffen und einer gründlichen Bearbeitung zur 
Zeit nicht fähig. Dadurch vernothwendigt ſich die Spaltung 
des zweiten Bandes in mehrere Abtheilungen, welche aber 
möglichſt bald einander folgen ſollen. 

Im Uebrigen iſt für Form und Inhalt die Anordnung 
des erſten Bandes auch hier beibehalten. Eine neue Seiten— 
und Paragraphenfolge iſt gewählt, damit auch ſchon dieſe erſte 
Abtheilung dem auf dieſelbe ſich etwa beſchränkenden Leſer ein 
möglichſt abgeſchloſſenes Ganze biete. Ein Sachregiſter aber 
kann aus naheliegenden Zweckmäßigkeitsgründen erſt nach Voll— 
endung des zweiten Bandes gegeben werden, iſt auch für nach— 
ſtehende Abhandlung wegen Gleichartigkeit ihres Inhalts und 


RE 


ziemlicher Ueberſichtlichkeit des jetzt ſchon vorangehefteten In— 
haltsverzeichniſſes für jetzt noch entbehrlich. 

Mecklenburg's Domanium kann mit gerechter Befriedigung 
auf ſeine Landſchulen blicken — möge nachfolgende Darſtellung 
derſelben dazu beitragen, dem Leſer ſolche Ueberzeugung zu 
gewinnen! — 


Schwaan, im December 1865. 


C. W. A. Bald. 
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Erklärung der Abkürzungen. 


9 GHinſtorff'ſche Geſetzſammlung, nach Theilen und in dieſen nach fortlaufenden 


Nummern eitirt. 
Ra. — große Raabe'ſche Geſetzſammlung, nach fortlaufenden Nummern citirt. 


C. — Circular Großherzoglicher Kammer. 
R. — Nefeript Großherzoglicher Kammer. 

Rgbl. — Regierungsblatt oder früheres officielles Wochenblatt, nach Nummern eitirt. 
Der Jahrgang deſſelben iſt nur dann ſpeciell angegeben, wenn die darin 
publicirte Verordnung aus einem frühern Jahre datirt. 

Die übrigen Abbreviaturen bedürfen keiner Erklärung. Die ohne allen weiteren 

Nachweis aufgeführten Verordnungen ſind die bis jetzt ungedruckten, zu den General— 

acten geſammelten. 


Erſtes Kapitel. 
Schulweſen. 


A. Einleitung. 


8 1. 
I. Allgemeine hiſtoriſche Verhältniſſe. 


Aus älterer Zeit bis in die Mitte des vorigen Jahrhunderts fehlt es 
uns an faſt allen Urkunden über den Zuſtand der Landſchulen. Auch 
eigentliche Schulgeſetze fließen damals, im Gegenſatz zu neueren De— 
cennien, nur ſehr vereinzelt und ſpärlich, und ſelbſt die umfänglichſten, 
in alle Verhältniſſe des Volkes ſo tief eindringenden, weltlichen Con— 
ſtitutionen, z. B. die Land-Polizeiordnung!) vom 2. Juli 1572, die 
Gefinde- Ordnung?) vom 14. November 1654, die Amts-Ordnung!) 
vom 19. December 1660 gedenken der Schulen mit keinem Worte; nur 
erſt die Schulzen- und Bauern-Ordnung)) vom 1. Juli 1702 gebietet 
den Dorfsſchulzen Fürſorge, „daß der Schulmeiſter im Dorfe wohl 
unterhalten werde.“ Etwas eingehender ſind die, freilich auch nur 
wenigen, kirchlichen Verordnungen aus älterer Zeit. Nach der revi— 
dirten Kirchen- Ordnung 5) von 1650 ſollen „auf den Dörfern die 
Paſtoren und Küſter ſammt ihren Frauen Schule halten und etliche 
Knaben und Mägdlein im Katechismus, Gebet, Leſen, Schreiben, 

) Vgl. H. V. 1. 

V. 2. 

5 IV. 2. 5 

9) H. IV. 4. 


. 
Balck, Domaniale Verhältniſſe. II. 1 
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Nähen unterweiſen, damit die jungen Leute nicht aufwachſen wie das 
unvernünftige Vieh — — — die Paſtoren auch die Bauersleut' und 
ihre Zuhörer ernſtlichſt ermahnen, daß ſie ihre Kinder in die Schule 
ſchicken.“ Die Verordnung vom 15. Mai 16949 endlich erinnert die 
Superintendenten, neben den Predigern jedes Ortes die ihnen ob— 
liegende Schul-Inſpection gehörig auszuüben, für Verbeſſerung der 
Schul-Ordnungen, gehörige Heizung der Schulen und Salarirung der 
Lehrer zu ſorgen. In letzterer Beziehung „iſt die Umſpeiſung der 
Lehrer an den Oertern, wo ſie hergebracht, beizubehalten, alſo daß 
Niemand, der Kinder hat, davon eximirt werde — — — wo aber 
Geldgebung introducirt, iſt es dabei, als dem Schulweſen zuträglicher, 
nicht unbillig zu laſſen.“ 

Immerhin ſah es damals mit der Schulpflege des platten Landes 
traurig aus. Weil Gründung und Erhaltung der Landſchulen in 
Mecklenburg von jeher gemeinſame Laſt der Grundherrſchaft und der 
Schulgemeinde ($ 32), beſonders letztere aber bei früherer Dürftigkeit 
zur Uebertragung ihres Antheils unvermögend war, ſo gab es Schulen 
faſt nur an den, aus geiſtlichen Gütern reſp. von den Patronen 
dotirten Küſterſtellen in den Pfarrdörfern. Die wenigen Lehrer waren 
zu ihrer Exiſtenz faſt ganz auf den guten Willen und die Mildthätig— 
keit der Gemeindeglieder, gleich unſern jetzigen Dorfsnachtwächtern auf 
das ſ. g. Reihe-Eſſen, angewieſen. Freilich — ihre Befähigung und 
Ausbildung entſprach ſolchem Angebot. Nicht ſelten waren die Schul— 
Catheder Ruheplätzchen invalider Soldaten und Landreiter, die daneben 
ſtets noch ein nährendes Handwerk, beſonders die Schneiderei, betrieben 
und ſelbſt noch in hohem Alter, von Frau und Kindern nach Kräften 
unterſtützt, um ſo mehr ihr Schulamt zu behaupten wußten, als ihnen 
Ausſicht auf Penſion damals überall nicht geboten war. 

Erſt die zweite Hälfte des vorigen Jahrhunderts bahnte durch 
weiſe Verordnungen hier die ſo nöthige Abhülfe. Die, ſowol eine gehö— 
rige Aufſicht der Prediger auf die Schulen als eine beſſere Qualification 
der Lehrer vorſchreibenden Beſtimmungen des landesgrundgeſetzlichen 
Erbvergleichs“) vom 18. April 1755 ſind freilich vorwiegend nur für 

6) sub XXXV-XXXVII., H. II. II; vgl. die erneuerte Superintendentur— 


Inſtruction v. 20. Mai 1681, H. II. 10. 
7) In 58 495-497; vgl. H. III. 1. 
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Städte und Ritterſchaft erlaſſen; doch auch das Domanium wurde von 
ſeinen fürſtlichen Grundherren nicht vergeſſen. In raſcher Reihenfolge 
ſind ſeit jener bis auf die heutige Zeit eine Menge heilſamer Schul— 
geſetze und Einrichtungen gegeben, deren ſpecieller Inhalt in nach— 
ſtehende Abhandlung aufgenommen iſt. Von weltlichen und geiſtlichen 
Behörden mit Eifer verfaßt, ſind ſie auf fruchtbaren Boden gefallen 
und mehr und mehr ins Leben des Landvolks übergegangen. Lange 
Friedensjahre, der geſteigerte Wohlſtand haben das Ihrige gethan und 
unſere 810 Domanial-Schulen des platten Landes?) mit ihrer reichen 
Dotation (§ 32 ff.), ihren erprobten Lehrkräften (§ 25 ff.), zeugen von 
einer Blüthe des Volksſchulweſens, wie wir ſie im Auslande wol 
nimmer finden. 


8 2. 
II. Stellung der Schulen im Staat. 


Unſere Schulen ſind nicht rein kirchliche, noch ganz weltliche In— 
ſtitute, ſondern gehören zu beiden. Ein Aufſichtsrecht auf Unterricht, 
Schuldisciplin, dienſtliches und privates Betragen der Lehrer hat die 
Geiſtlichkeit unſeres Landes von jeher ausgeübt und inſofern gelten die 
Schulen allerdings für Töchter der Kirche. Andererſeits aber ruht die 
ganze Laſt ihrer Gründung und Conſervation ($ 1) auf dem fürſtlichen 
Grundherrn und der Schulgemeinde, welche beide ſonach ſowol an 
gehöriger Verwendung ihrer Dotationen, als an der allgemeinen Nütz— 
lichkeit und den Erfolgen ihrer Schöpfungen ein ſtetes Intereſſe haben 
und daſſelbe durch ihre Beamten und Vertreter ausüben laſſen. In 
allen hier weiter zu erörternden Beziehungen tritt dieſe gleichzeitige 
kirchliche und weltliche Seite unſerer Domanial-Schulen hervor, welche 
aber ebenſo überhaupt bei allen Schulen unſeres Landes Regel iſt. 


8) Bei den etwa 100 M. unſeres Domanium alſo beinahe 8 Schulen auf 
1 OM. Nach dem Staatskalender von 1865 find hiervon 628 Elementar- ($ 6) 
und 182 Induſtrieſchulen (87). 


1) Schulvorſteher. 


Im Allgemeinen ſollen ſchon alle Dorfseinwohner und die Schulzen 
auf das Verhalten der Lehrer achten.) Die ländliche Schulgemeinde 
nimmt aber außerdem durch zwei Schulvorſteher an Allem, was ihre 
Schule betrifft, ſteten Antheil. Rechte und Pflichten dieſer Vorſteher 
find durch eine beſondere Inſtruction!) allſeitig geregelt. Sie müſſen 
verſtändige, in gutem Ruf ſtehende Männer ſein und am Schulorte 
ſelbſt wohnen. Die Stelle des erſten Schulvorſtehers bekleidet in der 
Regel der Ortsvorſteher, auch der Kirchenjurat, während für die zweite 
Stelle Bauern und Büdner der Schulgemeinde zwei ihrer Mitglieder 
dem Großherzoglichen Amte vorſchlagen, welches dann gemeinſchaftlich 
mit dem competenten Prediger die Wahl trifft. Zur Annahme und 
Verwaltung ſolches unentgeltlichen Ehrenamtes während mindeſtens 
fünf Jahre ſind alle Einwohner des Schulortes verpflichtet. Die 
neuen Schulvorſteher pflegen durch die Prediger in ihre Schulen ein⸗ 
geführt, auch am nächſtfolgenden Sonntage nach der Predigt von der 
Kanzel herab der Gemeinde als ſolche verkündet zu werden. 

Die Schulvorſteher ſind aber nicht Vorgeſetzte der Lehrer, ſondern 
nur beaufſichtigende und vermittelnde Organe der Gemeinde (82) und 
zugleich der Schulbehörde ($ 4), haben angemeſſene Wünſche der erſteren 
möglichſt zu berückſichtigen und die Anordnungen der letzteren auszu— 
führen. In ſolcher Eigenſchaft ſollen fie inſtructionsmäßig für gute 
Schulwege, insbeſondere für regelmäßigen Schulbeſuch (§ 22), gehörige 
Heizung (§ 39) und Reinlichkeit (§ 37) der Schulſtuben ſorgen, auf 
hauswirthliche Benutzung der Schulhäuſer (§ 37), Schonung derſelben 
beim Abzug der Lehrer (§ 59), vorſchriftsmäßige Conſervation der 
Feurungsvorräthe (§ 59) und der Heckenpflanzungen um die Schul— 
competenz (§ 45) achten, die Lehrer auf anſtößiges Betragen der Schul— 
kinder aufmerkſam machen (§ 16), Unregelmäßigkeiten in Lebenswandel 
und Amtsführung der Lehrer der Schulbehörde anzeigen ($ 31), auf 
Verbeſſerungen der äußeren Schuleinrichtungen bedacht ſein, an Ein— 

) V. v. 25. Juni 1773, H. IV. 37. 


2) V. 19. Septbr. 1842, Ra. 3432, Rgbl. 34, nebſt nicht publieirten 
Erläuterungen. 
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führung neuer Lehrer ($ 30), Schulreviſionen und Schulprüfungen 
(F 24), Berathungen mit dem Prediger über Verſäumnißliſten ($ 22), 
Dienſtſcheine ($ 21) und über Frei- und Unterrichtstage ($ 17) theil— 
nehmen. — Die Prediger ſollen ihre Schulvorſteher halbjährig bei ſich 
verſammeln, um mit ihnen Schulangelegenheiten zu beſprechen, auch 
ſie mit den neuen Schulgeſetzen bekannt zu machen (§ 24). 


84. 
2) Localſchulbehörden. 


Bei den Domanial-Schulen wird das Intereſſe des fürſtlichen 
Grundherrn auch im Großherzoglichen Haushaltsgut (§ 33) ) zunächſt 
durch das Amt, in deſſen Umkreiſe der Schulort liegt, dasjenige der 
Kirche aber durch den competenten Prediger des Kirchſpiels vertreten; 
beide vereinigen ſich in der ſ. g. Schulbehörde. Dieſe iſt nächſte 
Dienſtbehörde der Lehrer,) welche aber im Uebrigen nicht eximirt find, 
ſondern unter der Polizei und Jurisdiction des Amtes ftehen. 3) 
Möglichſtes Zuſammengehen der vereinigten Localſchulbehörde (sgl. 
§ 24) iſt für die Schulzwecke durchaus nützlich, aber nicht gerade immer 
nothwendig, ſelbſt geſetzlich und ausdrücklich nur in einzelnen Fällen 
geboten, z. B. bei der Wahl der Schulvorſteher (§ 3), der Unterſuchung 
wegen übermäßiger Züchtigung der Schulkinder ($ 16) und wegen 
Dienſtunfähigkeit der Lehrer (88 31, 53, 54). 

Aber auch ſelbſtändig für ſich gebührt den Predigern, als eigent— 
lichen Leitern und Pflegern der Volksbildung,) innerhalb ihrer Kirch— 
ſprengel unausgeſetzte Aufſicht und Einwirkung auf Unterricht, Schul— 
beſuch, Schulzucht, Pflichterfüllung ſämmtlicher Lehrer. Durch die 
Schulviſitationen (§ 24) ſollen ſie ſich in ſteter Bekanntſchaft mit 
ſolcher Seite ihres Berufes halten. Außerdem ſind ſie häufig und 
gewiß zweckmäßig die vermittelnden Organe für die Lehrer bei deren 
etwaigen Vorträgen an Amt und Oberbehörden und leiten endlich 
auch die Auseinanderſetzungen zwiſchen den Lehrern (§ 58). 


) V. v. 28. Aug. 1850, Ra. 3775, Rgbl. 36. Vgl. Thl. 1 8 29. 

2) Vgl. V. v. 10. Febr. 1845, § 6, Ra. 3437. 

) Jetzt auch die früher eximirten Küſter, V. v. 19. Febr. 1862, § 8, Rgbl. 12. 
) Vgl. V. v. 4. April 1832, Ra. 3371, Rgbl. 14. 
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Das competente Amt dagegen ordnet und regelt für ſich, dem 
grundherrlichen Intereſſe entſprechend (§ 2), zunächſt die eigentliche 
Oeconomie der Schule in Feld und Haus (§ 33), die Einkünfte der 
Lehrer (8 36 ff.), die Verwaltung der Schulkaſſe ($ 65 ff.).“) Außer⸗ 
dem aber liegt ihm, gleich den Predigern, die Controle genauer Beob— 
achtung der Schulordnungen durch Lehrer, Schulgemeinde und Schul— 
kinder, insbeſondere ordnungsmäßigen und unausgeſetzten Unterrichts 
der Lehrer, fleißigen Schulbeſuchs der Kinder, ob (F 29.) Gewiß 
ſehr zweckmäßig werden in einigen Aemtern auch beamtliche Schul— 
viſitationen abgehalten, welche auch ſowol bei Elementar- als bei In— 
duſtrieſchulen, beſonders auch betreffs der Obſt- und’ Baumſchulen, 
ſelbſt geſetzlich geboten find ($ 24). 

Bei Einſchulungen aus anderen Domanial-Aemtern und Landes— 
theilen der Ritterſchaft und Städte (§ 9) treten die Obrigkeiten der 
eingeſchulten Ortſchaften nicht in die Localſchulbehörde ein, ſondern 
nur Amt und Prediger des eigentlichen Schulorts bleiben in letzterer. 
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8 5. 
3) O berſchulbehör den. 


Die Oberinſpection über das eigentliche Schulweſen und die Lehrer 
gebührt zunächſt den Superintendenten innerhalb ihres Kreiſes (§ 1), ) 
und an ſie gelangen desfallſige Vorträge und Wünſche der Beamten, 
Prediger und Lehrer, welchen letzteren das directe Angehen des fürſt— 
lichen Cabinets in Dienſtangelegenheiten ſelbſt geradezu verboten iſt.“) 
Doch auch eine Oberaufſicht auf die Schulöconomie iſt jenen über— 
tragen (val. § 1) ;) die Dotirung und Permutation der Schulcompe— 
tenzen bedarf nämlich ihres Ephoral-Conſenſes (§ 43) und zu jeder— 
zeitiger Kenntnißnahme aller Schul-Emolumente ſind ſie berechtigt 
(8 32). 

) Vo. v. 24. Aug. 1771, H. II. 36; v. 25. Juni 1773, H. IV. 37. 

6) Vgl. V. v. 1. Decbr. 1768, H. II. 32; 24. Aug. 1771 u. 25. Juni 1773 
eitatt.; II. Juli 1777, H. II. 53; 28. Aug. 1788, H. II. 128; 7. März 1823 
sub 11, Ra. 3354, Rgbl. 12. 

) Pv. v. 7. März 1823 a. E., Ra. 3354, Rgbl. 12; v. 4. April 1832, 
Ra. 3371, Rgbl. 14. 

) Vo. v. 30. Oetbr. 1819, Ra. 2993; v. 6. Novbr. 1826, Ra. 2997, Rgbl. 40 
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Abgeſehen hiervon, ruht zunächſt die obere Entſcheidung über die— 
jenigen Leiſtungen, welche Grundherrſchaft und Gemeinde zur Grün— 
dung und Erhaltung der Schulſtellen beitragen, im Schooße des 
Cammer⸗- und Forſtcollegium reſp. der oberſten Haushaltsbehörde (8 33), 
deren Entſcheidungen berichtlich einzuholen ſind, und an welche Be— 
ſchwerden der Lehrer gegen Beſchlüſſe der Local-Verwaltungsbehörden 
gehen. 

Selbſt bis in die äußerſten Spitzen der Oberbehörden dringt die 
doppelte gleichzeitig weltliche und geiſtliche Seite der Domanial-Schulen 
($ 2). Denn wenngleich dem Miniſterium des Unterrichts geſetzlich“ 
die höchſte Ueberwachung des geſammten Unterrichtsweſens, aller dar— 
auf bezüglichen Ordnungen, der Ausführung der Schulgeſetze durch die 
Obrigkeiten, die letzte Inſtanz über Recurſe, die Entſcheidung über 
Dispenſationen beigelegt iſt, ſo bedarf daſſelbe doch betreffs der Schul— 
öconomie in Ermangelung eines beſonderen General-Schulfonds vor— 
herigen Einvernehmens mit den höchſten Verwaltungsbehörden, nämlich 
dem Finanzminiſterium, reſp. dem Cammer- und Forſtcollegium und 
der oberſten Haushalts verwaltung.) Die Ablegung der Amtsſchul— 
kaſſen-Rechnung geſchieht aber allein vor dem Miniſterium des Unter— 
richts (§ 70). 


B. Schule und Unterricht. 


I. Arten der Schulen. 


§ 6. 
1) Elementarſchulen. 


Dieſe, für die Anfänge des Unterrichts, den eigentlichen Volks— 
ſchulunterricht, beruhen zunächſt auf den Schulordnungen vom 


) V. v. 4. April 1853, $ 7. 2 d., Ra. 4863, Rgbl. 14. 
) Vgl. Cab.⸗Reſer. v. 4. Oetbr. 1833, Ra. 3386. 
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20. Auguſt 1771) und vom 7. März 1823.) Anfänglich wurde in 
ihnen nur während des Winterhalbjahrs von Michaelis bis Oſtern 
unterrichtet, jpäter auch im Sommerſemeſter von Oſtern bis Michaelis 
an ein paar beliebigen Wochentagen und beſonders zur Wiederholung 
des Gelernten, ſowie zu religiöſen Uebungen, “) in neuerer Zeit regel— 
mäßig an allen Wochentagen des Sommers und nur ausnahmsweiſe, 
bei eiligen Feldarbeiten, bloß an zwei Tagen,“ doch jetzt auch mit 
Wegfall ſolcher Ausnahmen und in Grundlage eines ſpeciellen Regu— 
lativs.) Mit Bezug auf ſolche verſchiedene Unterrichtszeit, aber ſonſt 
ohne irgend einige Trennung, heißen die Elementarſchulen bald Winter- 
bald Sommerſchulen. 


§ 7. 
2) Induſtrieſchulen. 


In ihnen ſoll zunächſt die weibliche Jugend die ihr zu Hauſe bei 
den theils anderweitig viel beſchäftigten, theils unerfahrenen Müttern 
entgehende Unterweiſung in den für ihren Beruf nothwendigen Hand— 
arbeiten erhalten. Jene wird dann ſowol beſſere und einträglichere 
Dienſtverhältniſſe gewinnen, als dereinſt im eignen Hausweſen ihre 
Muße nützlich ausfüllen und endlich bei körperlicher Schwäche die an— 
drängende Armuth durch Nebenverdienſt ohne größere Kraftaufwendung 
abwenden können. — Aber auch dem männlichen Geſchlechte wird da— 
durch Gelegenheit zur Aneignung paſſender Kunſtfertigkeiten, ferner 
zur Kunde in Obſt- und Bienenzucht und damit zum Verdienſt bei 
arbeitsloſer Zeit, beſonders im Winter, bei körperlicher Hinfälligkeit 


) Vgl. H. II. 35. 

2) Vgl. Ra. 3354, Rgbl. 12; erläutert durch V. v. 23. Oetbr. 1824, Ra. 
3355, Rgbl. 47; durch C. des Unterrichts-Miniſt. v. 26. Aug. 1852 und vom 
28. Decbr. 1854. 

3) Vv. v. 19. Deebr. 1768, v. 20. Aug. 1771, sub 4, H. II. 35; v. 11. Juli 
1777, H. II. 53. 

) Vv. 7. März 1823, sub 9 u. 12, Ra. 3354, Rgbl. 12; 23. Oetbr. 1824, 
Ra. 3355, Rgbl. 47; 16. März 1836, Ra. 3400, Rgbl. 13; Erläuterungen zu 
§ 7 der V. v. 19. Septbr. 1842 (vgl. $ 3, Note 2). 

) V. 26. Aug. 1852; ſchon früher mit Erfolg im Amt Grevesmühlen an— 
gewandt, den anderen Aemtern zunächſt nur auf 3 Jahre auf Probe mitgetheilt, 
dann aber durch C. des Unt.-Min. v. 13. Juli 1857 bis auf Weiteres prorogirt. 
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und im Alter geboten, der Armuth und müßiger Unſittlichkeit alſo 
gleichzeitig begegnet. 

Solche Erwägungen haben ſchon frühe zur Beförderung dieſer 
Lehrgegenſtände geführt, denn ſchon nach der revidirten Kirchenordnung 
(vgl. $ 1) ſoll das Nähen in den Schulen betrieben werden. Auch 
im vorigen Jahthundert ſind die Beamte zur Anlage der Induſtrie— 
ſchulen dringend aufgefordert; ) aber erſt in neuerer Zeit iſt der In— 
duſtrie-Unterricht durch eingehendes Regulativ?) allſeitig geregelt. 


88. 
3) Privatſchulen. 


Dieſe werden eigentlich dann als vorhanden angeſehen, wenn 
von einem Lehrer oder einer Lehrerin, welche nicht in das engere 
Verhältniß eines Hauslehrers oder einer Hauslehrerin getreten ſind, 
Kinder aus mehr als einer Familie gemeinſchaftlich unterrichtet werden ) 
und bedürfen der auf eingeholten Bericht des Amtes zu ertheilenden 
Erlaubniß des Unterrichtsminiſterium, widrigenfalls ſie als ſ. g. Winkel— 
ſchulen nicht zu dulden ſind. Da nun aber zur Umgehung ſolcher 
geſetzlichen Beſchränkung nicht ſelten mehrere Familien gemeinſchaftlich 
einen förmlichen Hauslehrer halten,?) jo ſcheint nach neueren Principien!) 
der Begriff einer Privatſchule ſchon dann ſtattzufinden, ſobald der außer— 
halb der öffentlichen Schule ertheilte Unterricht über den Kreis der 
einzelnen Familie hinausgeht und von demſelben Lehrer Kinder aus 
mehr als einer Familie gemeinſchaftlich unterrichtet werden. Uebrigens 
finden ſich förmliche, als ſolche conceſſionirte Privatſchulen nur in den 
Städten und Flecken, beſonders für die noch nicht ſchulfähigen (Klein: 
kinderſchulen), ferner für die eine höhere Ausbildung erſtrebenden 
Kinder (§ 12), auch für Unterweiſung in den feineren weiblichen Hand— 
arbeiten; während auf dem eigentlichen platten Lande ſchon ſchulregle— 


) Pv. 29. Aug. 1792, H. II. 154. 

2) V. 23. Mai 1837, Ra. 3406, Rgbl. 20. 

) Vgl. z. B. Beſtimmungen zur Stadtſchulordnung sub VII, Ra. 3344. 

) Vgl. z. B. Vv. 7. Juni 1825 a. E., Ra. 3332, Rgbl. 30. 

) Ausgeſprochen z. B. in einem Reſeript des Unt.-Min. an Amt Wittenburg 
v. 29. April 1858. 


mentsmäßtg*) die Kinder keinen anderen Privatunterricht, als bei 
wirklichen qualificirten Hauslehrern?) nehmen dürfen. Letztere find 
übrigens, beſonders bei den wohlhabenderen Claſſen der Landbevölke— 
rung, häufig, werden aber jetzt allmälig ſeltener, da die früher häufig 
hierzu verwandten Seminar-Präparanden in Zukunft bei Privaten 
nicht mehr conditioniren ſollen ($$ 26, 27). 


II. Gründung und Erweiterung von Schulen, Einſchulungen. 


§ 9. 
1) Elementarſchulen. 


So ſpärlich und mangelhaft früher, ſo zahlreich und wohlorganiſirt 
verbreiten ſich jetzt die Landſchulen übers ganze Domanium ($ 1). 
Doch iſt ihre Zahl und Einrichtung noch bei Weitem nicht ab— 
geſchloſſen, ſondern ihre Vermehrung und Erweiterung ſtetes Streben 
der competenten Behörden. Noch manche Ortſchaften haben keine 
eignen Schulen, ſondern ihre Jugend beſucht die Schulen entweder 
anderer Domanial-Ortſchaften, ſelbſt über die Grenzen der reſp. Aemter 
hinaus, oder der Rittergüter, oder der Städte, iſt dort eingeſchult, wie 
denn auch umgekehrt die Schulkinder mancher, keine eignen Schulen 
enthaltender Ortſchaften anderer Landestheile in noch nicht überfüllten 
Domanial-Schulen gerne Aufnahme finden, weil dadurch die Erhal— 
tungslaſt der eigentlichen Schulgemeinde ſublevirt wird. 

Für unſere einzelnen Landſchulen exiſtirt eine geſetzliche Maximal— 
zahl der von einem Lehrer zu unterrichtenden Schulkinder, nämlich 

) V. v. 7. März 1823, 6, Ra. 3354, Rgbl. 12. 

) Um dies controliren zu können, ſoll nach Vv. 7. Juni 1825, Ra. 3332, 
Rgbl. 30, jeder neu angehende Hauslehrer, welcher nicht von der Univerſität mit 
dem theologiſchen Atteſte oder von dem Seminar mit dem Atteſt der Reife entlaſſen 
iſt (alſo auch wol jede Hauslehrerin) ein Zeugniß der Fähigkeit zur Lehrerſchaft von 
dem Präpoſitus, in deſſen Präpoſitur die erſte Lehrerſtelle angenommen wird, und 
Zwecks desfallſiger Prüfung ein Zeugniß ſeines anſtändigen Lebenswandels von dem 
Pfarrer ſeines bisherigen Aufenthaltsortes erwirken, auch erſteres Zeugniß der 
Obrigkeit und dem Prediger der Ortſchaft feines Principals beim Antritt feiner 
Stelle vorzeigen. Dieſe geſetzliche Vorſchrift ſcheint freilich bis jetzt nur dann An— 
wendung gefunden zu haben, wenn von Vornherein wohlbegründete Bedenken gegen 
Qualification und Sittlichkeit der betreffenden Lehrer vorlagen. 


früher vierzig,') ſpäter funfztg,) jetzt hundert,) wobei die eignen Kinder 
der Lehrer nicht mitzählen werden. Wenn nun jene Anzahl über— 
ſchritten war, wurde früher dadurch geholfen, daß entweder die kleineren 
Schüler von einem ſ. g. Gehülfslehrer oder ſtändigen Aſſiſtenten in 
einem Winkel des gemeinſchaftlichen Schulzimmers für ſich“ unter— 
richtet oder alle Schüler in zwei Abtheilungen, ſ. g. Halbſchulen, gelegt 
wurden, von denen die eine nur Vormittags, die andere nur Nachmit— 
tags durch den gemeinſamen Lehrer förmlichen Unterricht genoß, aber 
die zur Zeit nicht daran theilnehmende doch wenigſtens anderweitig 
nützlich beſchäftigt werden ſollte. ) 

Jedoch ſolche Abhülfen erwieſen ſich als unpraktiſch, weil der 
Unterricht dadurch vielfache Störung und Unterbrechung erfuhr. Jetzt 
wird deßhalb möglichſt auf beſſere Weiſe gegen Ueberfüllung der 
Schulen geſorgt. 

Zunächſt kommt jetzt der Umſtand zur Frage, ob die Ueberfülle 
ſchon allein durch die Kinder des Schulorts oder gleichzeitig durch Ein— 
geſchulte bewirkt wird. Im erſteren Falle iſt zunächſt eine beſondere 
zweite ſelbſtändige Schule mit voller Dotation (§ 36 ff.) und j.g. erſten 
Lehrer (§ 30) zu erſtreben, welche dann daneben beſonders für die 
kleineren Kinder ſein kann; beſtehen dort aber ſchon zwei beſondere 
Schulen, oder iſt die Schulgemeinde zur Gründung und Conſervation 
der zweiten Schule unvermögend ($ 32), jo wird durch Theilung der 
vorhandenen Schule in mehrere Claſſen mit ſ. g. zweiten und dritten 
Lehrern (§ 30), welche dann die jüngeren Kinder unterrichten, geholfen.“) 

) Vo. 20. Aug. 1771, sub 7, H. II. 35. 

2) Vo. 7. März 1823, sub 2, Ra. 3354, Rgbl. 12. 

) Vv. v. 21. Juli 1832; 3. Juni 1833, Ra. 3381; 9. Oetbr. 1833, Ra. 3387; 
13. Aug. 1834, Ra. 3393, Rgbl. 12. 

) V. v. 20. Aug. 1771. 7, H. II. 35. — V. v. 7. März 1823, sub 2. 3, 
Ra. 3354, Rgbl. 12; erläutert durch V. v. 23. Detbr. 1824, Ra. 3355, Rgbl. 47; 
vgl. Reg.⸗Reſer. v. 15. Jan. 1841, Ra. 3421. 

) Vv. 7. März 1823 u. 23. Oct. 1824 eitt. 

6) C. des Unt.⸗Miniſt. v. 2. Aug. 1852, vgl. Vo. v. 7. März 1823 eitt., 
v. 21. Juli 1832, v. 3. Juni 1833, Ra. 3381, v. 9. Octbr. 1833, Ra. 3387. 
Wo nun freilich nach Einrichtung mehrerer Claſſen die Anzahl der Kinder wieder 
unter 100 ſinkt, iſt zu erwägen, ob ſich nicht die Aufhebung der Theilung der Schule 
und ihre Wiedervereinigung zu einem Ganzen empfiehlt, beſonders wenn jene Ab— 
nahme in Beihalt der Kirchenbücher nicht eine bloß temporäre iſt oder ärztliche reſp. 
perſönliche Gründe nicht entgegenſtehen. Die Prediger ſollen deshalb, ſobald die 
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Nur wo ausnahmsweiſe auch ſolche Theilung zur Zeit ſich nicht ein— 
führen läßt, bleibt es einſtweilen noch beim Alten und tritt dann 
beſonders Aſſiſtenzgebung ($ 30) ein. 
$ 10, 
Fortſetzung. 

Wenn aber zu überfüllten Schulen eingeſchulte (§ 9) Kinder con— 
curriren, ſo iſt der gemeinſame Schulverband, event. durch Kündigung 
($ 33), aufzulöſen. Bei Einſchulung aus der Ritterſchaft iſt es dann 
deren geſetzliche Sorge,“) ihren Kindern Gelegenheit zu fernerem Un— 
terricht zu gewähren, während bei bisher eingeſchulten Domanial-Ort— 
ſchaften Gründung neuer Schulen zu erſtreben iſt, und die Conſerva— 
tion des bisherigen Schulverbandes durch Anlegung bloß neuer Claſſen 
ſpezieller Motivirung und der Erlaubniß des Unterrichtsminiſterium 
bedarf.“) . 

Außer Ueberfülle drängen auch häufig andere Gründe zur Auf— 

löſung bisheriger Schulverbände, ſo z. B. beſonders, wenn Domanial— 
Ortſchaften in ritterſchaftliche Schulen eingeſchult ſind, deren Unterricht 
ungenügend iſt,) oder wenn die Schulwege ſchlecht find, oder die 
Schulen zu entfernt, mehr als //— ½ Meile, liegen.) In allen dieſen 
Fällen, ſowie überhaupt, wenn bisher eingeſchulte Domanial-Ortſchaf— 
ten zur Dotirung eigner Schulen nur irgend vermögend find (§ 32), 
wird auf Einrichtung letzterer Bedacht genommen; wol überall finden 
ſich übrigens die Kinder der ſtädt'ſchen Amtsfreiheiten (Thl. I. § 3) in 
die Stadtſchulen eingeſchult ($ 33), wie denn auch umgekehrt noch 
immer ſehr häufig Kinder aus der Ritterſchaft nicht überfüllte Doma— 
nial- Schulen beſuchen ($ 33) und dort in keinem Falle weniger gut 
gehalten und unterrichtet werden ſollen, als in den ritterſchaftlichen 
Schulen jelbit.5) 
Kinderzahl 2klaſſiger Domanial-Schulen unter 90 ſinkt, darüber entweder an das 
Unt.⸗Miniſterium oder an den Superintendenten berichten, zugleich unter Angabe der 
Gründe, aus welchen ein Eingehen der 2ten Claſſe nicht rathſam fein dürfte, vgl. 
C. des Unt.⸗Miniſt. v. 24. Febr. 1865. 

) Vgl. ritterſchaftl. Schulordnung v. 21. Juli 1821, Ra. 3454, Rgbl. 25. 

2) C. des Unt.⸗Miniſt. v. 2. Aug. 1852. 

) Bv. 21. Juli 1832, vgl. Reg.⸗Reſer. v. 25. März 1841, Ra. 3424. 


) Vo. 21. Juli 1832, Reg.⸗Reſer. v. 15. März 1845, Ra. 3439. 
5) Pv. 21. Juli 1821 cit. a. E. 


Die Anzahl voll dotirter Schulen mit Familienſtellen für ſ. g. 
erſte Lehrer ($ 30) mehrt ſich darnach ſchnell. Dies iſt von heilſamem 
Einfluß ſowol auf die eigne Sittlichkeit der Lehrer, welche dann ſchon 
früher einen eignen Heerd ſich gründen können, als für Erleichterung 
und Regelmäßigkeit des Schulbeſuchs, als endlich für den pädagogiſchen 
Einfluß der Lehrer auf ihren Wohnort.“) 

Wo nun nach vorſtehenden Principien Veränderungen, reſp. An— 
lagen und Erweiterungen von Schulen ſich empfehlen oder geradezu 
ſich vernothwendigen, haben Beamte rechtzeitig, gewöhnlich gelegentlich 
der Feldregulirungen (Thl. I. § 59) ihre desfallſigen Vorträge und 
Vorſchläge an die oberſten Schul- und Adminiſtrativ-Behörden (§ 5) 
zu richten, damit betreffs Auflöſung des bisherigen Schulverbandes 
(§ 33), Reſervation der nöthigen Schulländereien (§ 41), Baues eigner 
Schulhäuſer ($ 36 ff.), Abgabe der Feurung (§ 39) und des Gehaltes 
($ 48) geeignete Vorkehr getroffen werde.“ 


§ 11. 
2) Induſtrieſchulen. 


Das Schulregulativ) beſtimmt hierüber im § 1: 

„Jede Schulgemeinde iſt berechtigt, eine gemeinſchaftliche 
Induſtrieſchule am Schulort unter Autorität der Beamten und 
des Predigers einzurichten. Eine Verpflichtung hierzu tritt 
aber nur dann ein, wenn ſich ein angemeſſenes Local und eine 
brauchbare Lehrerin in der Gemeine findet.“ 

Für ein beſonderes Induſtrieunterrichts-Zimmer wird jetzt wol bei 
allen Bauten von Schulhäuſern geſorgt ($ 36), auch geeignete Lehre— 
rinnen werden ſich regelmäßig in den Ehefrauen und Töchtern der 
Lehrer finden und gewiß gern die geſetzlichen Einkünfte für Ertheilung 
des Induſtrieunterrichts genießen wollen (§ 52); dennoch geht die 
Vermehrung der Induſtrieſchulen mit derjenigen der Elementarſchulen 
keineswegs gleichen Schritt ($ 1, N. 8), und ſelbſt ſchon beſtehende 
Induſtrieſchulen find wieder ſchwankend geworden (§ 23). Die Schul— 

6) C. des Unt.⸗Min. v. 2. Aug. 1852. 


7) V. v. 3. Juni 1833, Ra. 3381. 
) V. 23. Mai 1837, Ra. 3406, Rgbl. 20. 
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gemeinden, zuweilen auch jelbit die Schulbehörden, haben bis jetzt den 
ganzen Segen ($ 7) derſelben nicht erkannt, erſtere fürchten auch die 
dadurch vermehrten Schullaſten und finden nach ihrer Anſicht hin— 
reichende Gelegenheit für ihre Töchter zur Erlernung der nöthigſten 
Handarbeiten in ſtädt'ſchen, beſonders privaten Nähſchulen, wenngleich 
letztere zuweilen auch den Keim der Unſittlichkeit in ſich führen und in 
den jungen Herzen ausbilden (88 23, vgl. $ 21, N. 5). 

Für jede neu errichtete Induſtrieſchule ſoll ein den Umſtänden 
angemeſſenes Regulativ von der Schulbehörde entworfen werden.“) 


III. Unterrichtsobjecte. 


8 12. 
1) In Elementarſchulen. 


Schon die revidirte Kirchenordnung nennt als Lehrgegenſtände 
Katechismus, Gebet, Leſen, Schreiben ($ 1) und dieſe, nebſt dem 
Rechnen und Geſang, ſind noch jetzt die Elemente unſeres ländlichen 
Volksſchulunterrichts. 

Vor Allem die religiöſe Durchbildung wird jetzt erſtrebt. Mit 
Geſang und Gebet werden die Schulen regelmäßig eröffnet und ge— 
ſchloſſen, auch außerdem noch die Kirchenmelodien eingeübt und Gebete 
auswendig gelernt.) Schon bis zum vollendeten 10ten Lebensjahre 
(§ 21) ſollen die Kinder mit den Hauptlehren des Chriſtenthums, dem 
Inhalt des Landeskatechismus, den vornehmſten darin angezogenen 
Bibelſprüchen vertraut, auch in deren Auffinden bewandert ſein, und 
die Lehrer beim Religionsunterricht das Leſen und die Worterklärung 
der Katechismus-Aufgaben und der hauptfächlichſten Bibelſprüche dem 
Auswendiglernen derſelben voraufgehen laſſen.“) 

Ebenſo iſt gehöriger Unterricht in der bibliſchen Geſchichte pflicht— 
mäßige Sorge der Prediger und Lehrer.“) 


2) V. v. 23. Mai 1837, $ 5 eitt. 

) By. v. 20. Aug. 1771, 6, H. II. 35, 7. März 1823, 13, Ra. 3354, 
Rgbl. 12. 

2) C. des Unt.⸗Min. v. 26. Aug. 1852, $ 6, nebſt Erläuterungen. 

) Vo. 7. März 1823 ei, v. 26. Septbr. 1846, Ra. 3448. 


Fertigkeit im Leſen iſt ferner auch ſelbſt den ärmeren Landleuten 
durchaus nothwendig; ) bis zum Ende des 10ten Lebensjahres ($ 21) 
ſollen die Kinder nicht nur einzelne Wörter hinter einander abzuleſen, 
ſondern auch wenigſtens kleinere Sätze zu überſehen vermögen.“) 

Schreiben und Rechnen gehörten früher nicht mit zum ordentlichen 
Unterricht, ſondern wurden extra für beſondere Vergütung gelehrt,) 
ſind aber jetzt in die Reihe der ordentlichen Lehrgegenſtände auf— 
genommen (§ 48), und beſonders das Kopfrechnen ſoll geübt werden.“) 

Dagegen Geſchichte und Erdbeſchreibung ſcheint bis jetzt dem 
Standpunkte nur weniger Landſchulen zu entſprechen,) wenngleich 
beſonders die engere Vaterlandskunde in jeder Weiſe nützlich und 
durchaus zu erſtreben iſt. 

Im Allgemeinen wird beim Unterricht jegliche Rückſicht auf den 
künftigen Beruf der Schulkinder genommen und hierbei Ausbildung 
des Verſtandes und Gedächtniſſes für das praktiſche Landleben erſtrebt.“) 
Wenn Kinder wohlhabenderer Claſſen, namentlich aus dem bäuerlichen 
Stande, einen vorſtehende Grenzen überſchreitenden Unterricht genießen 
wollen, ſo bleibt es ihnen unbenommen, ſich durch Privatſtunden bei 
den Ortslehrern (F 31), oder durch Hauslehrer (88 8, 27), oder durch 
Beſuch anderer, beſonders in den Städten errichteter öffentlicher oder 
Privatſchulen weiterzubilden ($ 19). 

Die Anordnung der Lehrſtunden geſchieht durch die competirenden 
Prediger und find hiernach die Lectionstabellen anzufertigen und in 
den Schulſtuben zu befeſtigen.“) Beſchäftigung der Kinder während 
der Schulſtunden mit Nebenarbeiten, beſonders zum Nutzen der Lehrer, 
iſt durchaus verboten“) ($ 31). 

Für taubſtumme Kinder beſtehen zu Ludwigsluſt?) und für 


) V. v. 20. Aug. 1771 eitt. 

) C. v. 26. Aug. 1852 eitt. 

6) Vo. 1. Deebr. 1768, H. II. 32, v. 20. Aug. 1771 eitt. 

) Vv. 7. März 1823 eitt. 

8) C. des Unt.⸗Miniſt. v. 13. Novbr. 1852. 

) V. v. 7. März 1823 eitt. 

10) V. v. 7. März 1823, sub 14 eitt. 

) Vo. 1. Dechr. 1768, sub 10, H. II. 32. 

) Dort gegründet durch V. v. 30. März 1840, Ra. 3461, Rgbl. 12. 
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blinde zu Neukloſter ?) vortreffliche Erziehungs- und Unterrichtsinſti— 
tute, deren Weſen und innere Einrichtung in den Stiftungsverordnun— 
gen allſeitig erörtert iſt. 


8 13. 
2) In Induſtrieſchulen. 


Als hierher gehörig finden ſich in den Landesgeſetzen) und in 
der täglichen Praxis: Nähen, Stricken, Spinnen, Haspeln, Winden, 
Spulen, Stopfen, Flicken, Namenzeichnen, Zuſchneiden, Wollkratzen, 
Weben, Waſchen, Plätten, Netzmachen, Band-, Korb- und Strohflechten, 
Anfertigen von Mützen, Kellen-, Löffel-, Pantoffelſchneiden, Drechſeln, 
Tiſchlern ꝛc. Sticken, was freilich die Bauerntöchter am meiſten lieben 
und worüber ſie nöthigere Handfertigkeiten nur zu leicht vernachläſſigen, 
wird ihnen nur nach gehöriger Aneignung letzterer, reſp. in den letzten 
Schuljahren zu geſtatten ſein. Auch pflegt das Flachsſpinnen nur auf 
ausdrückliches Verlangen gelehrt zu werden, da erfahrungsmäßig die 
Töchter daſſelbe beſſer zu Hauſe von den Müttern lernen. Endlich 
gehören Obſtbau (Thl. I. § 171 ff.), Bienen-(Thl. I. $ 185 ff.) und 
Seidenzucht (Thl. I. $ 168, N. 2) hier her. Der Unterricht ſoll auf 
6 Schuljahre vertheilt und dabei allmälig vom Leichteren zum Schwe— 
reren vorgeſchritten werden.“) 

Auch in den Inſtituten zu Ludwigsluſt und Neukloſter (§ 12 a. E.) 
werden die Zöglinge in denjenigen mechaniſchen Fertigkeiten geübt, 
welche für ihre muthmaaßliche und künftige Beſchäftigung nach Ver— 
ſchiedenheit ihres Standes und Vermögens von Wichtigkeit ſind und 
ſelbſt eigne Lehrer zu ſolchem Zwecke gehalten. 


13) Nach V. v. 31. März 1864, Rgbl. 16 (ad Note 13). Nach Cammer⸗ 
Circular v. 18. Aug. 1865 ſollen Beamte beſonders auf Benutzung dieſes heilſamen 
Inſtituts hinwirken und bei Hülfsbedürftigkeit öffentliche Unterſtützungen und zwar zu 
2/, aus den Amts-, zu ½ aus den Armenkaſſen gegeben werden, welchen letzteren 
auch die Koften der Kleidung und Beerdigung obliegen. — Auch durch C. v. 16. Juni 
1855 iſt für Eltern und Lehrer eine Anleitung zur Erziehung und Unterweiſung 
blinder Kinder den Aemtern mitgetheilt. 

) Revid. Kirch.⸗O. v. 1650, Thl. A a. E., H. II. 1; Vv. v. 29. Aug. 1792, 
H. II. 154; v. 23. Mai 1837, §8§ 2, 4, Ra. 3406, Nat. 20; v. 30. 75 1840 
(8 12, N. 12). 

2) V. v. 23. Mai 1837, $ 5 eitt. 
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IV. Lehrutenſilien. 
$ 14. 
1) Sn Elementarſchulen. 


Jene, insbeſondere die Schul- und Leſebücher, ſtehen nicht im 
Willen der Lehrer und Eltern, ſondern werden vom Prediger beim 
Superintendenten in Vorſchlag gebracht.) Bibel, Geſangbuch und 
Landes-Katechismus finden ſich überall,“ ſonſt noch in den Geſetzen: 
Streſow's Handbuch für Schullehrer, Löſecke's zergliederter Katechis— 
mus,) die Hahnen- und Buchſtabenfibel,) das Evangelienbuch,) das 
ſ. g. erfte‘) und das zweite Leſebuch !) für Volksſchulen in Mecklenburg, 
Zahn's bibliſche Hiſtorien,) für Geſang der Badeſche Monochord nebſt 
Choralbuch,) Lüſſow's Monochord und Melodienbuch,“) für Rechnen 
das Handbuch von Quitzow, zum Leſen die ſ. g. Leſetafeln,“) zum 
Schreiben die Tiedemann'ſchen Vorſchriften,?) für Geographie Wand— 
karten von Mecklenburg, beſonders von Holle“) und Karten von 
Paläſtina. 

Zu Prämien ($ 24) für fleißige, mit der Confirmation abgehende, 
Kinder iſt beſonders das „Feierabend-Büchlein für Bauersleut“ em— 
pfohlen.“) 

Die Kinder müſſen die nöthigen Lehrutenſilien aus eignen Mitteln 

) Vo. 7. März 1823 15, Ra. 3354, Rgbl. 12. 

2) Vo. 7. März 1823 eit. 

3) Vo. 20. Aug. 1771, 3 u. 5, H. II. 35. 

) Vv. 4. April 1832, Ra. 3371, Rgbl. 14. 

5) Vv. 4. April 1832, Ra. 3372. 

6) Vo. 4. April 1832 (Note 4), v. 20. Deebr. 1832, Ra. 3377, Rgbl. 1833 
St. 2, C. des Unt. Min. v. 24. Febr. 1863. 

7) Vv. 4. April 1832 (Note 5). 

) Pv. 26. Septbr. 1846, Ra. 3448. 

) Vo. 7. März 1823 sub. 13 eit. 

20) By. 16. Febr. 1826, Rgbl. 8. 

) Vo. 23. Mai 1832, Ra. 3373, Rgbl. 20, Reg.⸗ Reſer. vom 22. März, 
1834, Ra. 3391. 

12) C. v. 20. Juni 1844 u. v. 29. Deebr. 1845. 

) Drüurch C. des Unt.-Min. v. 13. Nov. 1852 wird zur Subſeription auf eine 
mecklenburgiſche Wandkarte von Lehrer Engelbrecht zu Wismar aufgefordert. 

1) C. v. 24. April 1840. 
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beſchaffen und bei Einſchulungen aus andern Landestheilen ($ 9 ff.) 
pflegen deren Obrigkeiten zu desfallſiger Fürſorge contractlich obligirt 
zu werden (§ 33); nur die ärmeren erhalten die ihrigen aus der 
Armenkaſſe oder aus Schulverſäumnißgeldern (§ 22), ſollen dann aber 
dieſelben bei ihrem Abgang an das Amt zurückgeben reſp. in der 
Schule zu fernerem Gebrauch anderer Unvermögender zurücklaſſen.“) 
Eigentliche inventarienmäßige Lehrutenſilien dagegen (ogl. noch § 38) 
werden entweder von Predigern aus Schulverſäumnißgeldern (§ 22), 
oder durch die beim Wechſel der Lehrer dazu zu verpflichtende Schul— 
gemeinde, n) oder endlich, wie auch die Schulprämien (§24), ) und 
die den Lehrern ſelbſt zu eigner Inſtruction mitgetheilten Schriften 
($ 12, N. 13) aus der Amtsſchulkaſſe, ſoweit die Mittel reichen, und 
Zuſchuß aus der Amtskaſſe vorbehältlich,“) beſchafft. 


$ 15. 
2) In Induſtrieſchulen. 


Von den hier erforderlichen Arbeits- und Schulwerkzeugen müſſen 
die Schulkinder ihre Spinnräder, Nähnadeln, Strickſticken, Scheeren, 
auch Arbeitsſtühle, ſelbſt mitbringen, während Haspel, Winde, Webe— 
tau, Waſchbalge, Plätteiſen von der Lehrerin zu halten find. Das zu 
verarbeitende Material liefern die Kinder aus eignen Mitteln und be— 
halten dafür die fertigen Arbeiten. Für Arme werden in der Schule 
Werkzeuge und Materialien aus der Armenkaſſe beſchafft und die damit 
gefertigten Arbeiten nach Ermeſſen des Armencollegium gegen reſp. 
ohne Erſtattung der Auslagen jenen gelaſſen oder für Rechnung der 
im Vorſchuß befindlichen Armenkaſſe verkauft.“) 


15) Vgl. R. v. 19. Jan. 1827, Ra. 3360. 

0) By. v. 4. April 1832, R. 3372 (Note 5), v. 13. Nov. 1852 (Note 13). 

7) Reg.⸗Reſer. v. 22. März 1834, Ra. 3391 (Note 11), 

18) C. v. 24. April 1840 (Note 14). 

19) Bo. 23. Mai 1832 (Note 11), C. des Unt.-Miniſt. v. 13. Nov. 1852 
(Note 13), vgl. C. v. 20. Juni 1844 u. 29. Deebr. 1845. 

) Vo. 23. Mai 1837, § 3, Ra. 3406, Rgbl. 20, vgl. V. v. 29. Aug. 1792, 
a. E., H. II. 154. 


Same. 


5 
V. Schulzucht und Disciplin. 


Die Lehrer müſſen pflichtmäßig auf das Betragen der Schul— 
kinder ſowol in als außer der Schule achten. Für letzteren Fall ſtehen 
ihnen die Schulvorſteher zur Seite, welche alle außerhalb der Schule, 
beſonders von mehreren gemeinſchaftlich, begangenen Unſtttlichkeiten 
z. B. Thierquälerei, Baumfrevel, Genuß geiſtiger Getränke u. ſ. w. 
den Lehrern anzeigen jollen.‘) Letzteren gebührt das Recht körperlicher 
Züchtigung innerhalb der Schule, doch müſſen ſie daſſelbe vorſichtig 
wie mäßig und mit Rückſicht auf die Gemüthsart der Kinder ausüben, 
auch jede Parteilichkeit und Ungerechtigkeit dabei fernhalten, widrigen— 
falls fie Gefahr laufen abgeſetzt zu werden.) Auf keinen Fall aber 
dürfen die Angehörigen gezüchtigter Schulkinder die Lehrer perſönlich 
und unziemlich darüber zur Rede ſtellen; ſolche Contraventionen ſind 
amtspolizeilich mit Geld- oder Gefängnißſtrafe, unter Recurs an das 
Miniſterium für Unterricht, zu ahnden, woneben obendrein die Lehrer 
ihre vollen civilen oder eriminellen Anſprüche geltend machen können.“) 

Dagegen iſt zur Beſtrafung vermeintlicher Züchtigungs-Exceſſe der 
Lehrer ein beſtimmtes geſetzliches Verfahren vorgeſchrieben.“) Die Be— 
ſchwerden der Angehörigen gehen hiernach zunächſt an den competenten 
Prediger. Dieſer verſucht vorerſt gütliche Ausgleichung, bei deren Ge— 
lingen event. das pflichtwidrige Verfahren des Lehrers vom Prediger, 
reſp. in Gegenwart der Beſchwerenden gerügt, erforderlichen Falls 
ſelbſt dem Superintendenten zu weiterer Disciplinar-Verfügung an— 
gezeigt wird; bei deren Mißlingen aber vom Prediger weitere Mitthei— 
lung ans Amt ergeht, welches dann gemeinſchaftlich mit jenem förm— 
liche polizeiliche Unterſuchung einleitet. Nach derem Reſultate wird 
entweder der Lehrer freigeſprochen, oder bei erwieſener Schuld aber 
Nicht⸗Exiſtenz körperlicher Verletzungen nach den Umſtänden mit Ver— 
weis reſp. Geldſtrafe von 1—5 Thlrn. an die Armenkaſſe belegt event. 


) Vo. 19. Septbr. 1842, § 7, Ra. 3432, Rgbl. 34 nebſt Erläuterungen. 

2) By. 20. Aug. 1771, 15, H. II. 35. 

) C. des Unt.⸗Min. v. 24. Febr. 1845. 

) V. v. 10. Febr. 1845, Ra. 3437, beftätigt durch C. v. 24. Febr. 1854. 
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ſelbſt, beſonders bei wiederholter harter Behandlung, ſeine Verſetzung 
reſp. Dienſtentfernung ($ 55) beim Unterrichtsminiſterium beantragt; 
während bei wirklichen, durch ärztliche Beſcheinigung nachzuweiſenden 
Verletzungen — wohin aber bloße Striemen als Spuren der Züchti— 
gung nicht zu rechnen — nach wiederholt zu erſtrebender aber mißlun— 
gener Einigung über Schäden und Koſten den Angehörigen der förm— 
liche civile Rechtsweg beim competenten Gerichte gegen die Lehrer er— 
öffnet wird;“) gegen vorſtehende Entſcheidungen der Schulbehörde geht 
der Recurs wieder an das Unterrichtsminiſterium. Die Auslagen des 
Predigers durch ſeine Theilnahme an vorſtehendem Verfahren z. B. 
Reiſe- und Zehrungskoſten, werden von ihm nicht aus eigener Taſche 
übertragen, ſondern zu den Unterſuchungskoſten gezählt und demnach 
entweder von dem ſchuldigen und gleichzeitig in jene zu verurtheilenden 
Lehrer oder aus der Amtskaſſe erſtattet.“) 

Selbſtverſtändlich bleibt bei criminellen Geſichtspunkten die offi— 
cielle Competenz der Criminalgerichte vollſtändig gewahrt, durch deren 
entweder von vornherein oder während vorſtehender polizeilicher Unter— 
ſuchung geſchehendes Einſchreiten letztere ausgeſchloſſen reſp. ſofort 
beendigt wird.“ 

Dieſe zunächſt für Elementarſchulen geltenden Grundſätze finden 
natürlich auch auf Induſtrieſchulen entſprechende Anwendung, wenn— 
gleich das Recht körperlicher Züchtigung den Lehrerinnen wegen man— 
gelnder pädagogiſcher Vorbildung ohne Weiteres nicht zuſtehen und 
beſonders durch Nachſitzen ꝛc. zu erſetzen ſein dürfte. 


5) Wegen des den Lehrern an ſich gebührenden Züchtigungsrechts und dadurch 
wegfallenden animus injuriandi findet dann nicht die äſtimatoriſche oder auf Abbitte 
gerichtete Injurienklage, ſondern nur die actio legis Aquiliae wegen wirklichen, durch 
den Züchtigungs-Exceß verurſachten, Schadens ſtatt. Vgl. Buchka u. Budde, Ent: 
ſcheidungen pg. Bd. 4, Pag. 233 ff. 

6) Nach einzelnen Regiminal-Reſeripten. 

) V. v. 10. Febr. 1845 eit. a. E. 
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VI. Schulzeit, Serien. 


$ 17. 
1) In Elementarſchulen. 


Die Sommerſchule beginnt am Montag nach Oſtern und dauert 
bis Mittwoch reſp. Sonnabend vor Michaelis, je nachdem der Michaelis— 
tag in die erſte oder in die zweite Hälfte der Woche fällt. Die Winter— 
ſchule dagegen wird eröffnet am Montag oder Donnerſtag nach dem 
24. October, je nachdem letzterer Tag zur zweiten oder zur erſten 
Hälfte der Woche gehört.“) 

Sowol in der Winter- als in der Sommerſchule wird an allen 
6 Wochentagen unterrichtet, jedoch in der Sommerſchule nicht an den 
Nachmittagen, ſoweit nicht, was bei ſ. g. 2ten, Sten u. ſ. w. Lehrern ($ 30) 
ſtets der Fall zu ſein pflegt, letztere beſtallungsmäßig auch zum Nach— 
mittagsunterricht verpflichtet find.) Außerdem waren ſtets bei allen 
Schulen früher nur die Nachmittage des Sonnabend,“) ſpäter auch noch 
die des Mittwoch,) in neuerer Zeit für die Kinder des Schulorts nur 
wieder diejenigen des Sonnabend, dagegen für Eingeſchulte (§ 9 ff.) 
aus nicht ganz nahen Ortſchaften der ganze Sonnabend’) ſchulfrei; 
doch iſt es jetzt unter Aufhebung dieſer Beftimmungen‘) dem gemein— 
ſchaftlichen Ermeſſen der Beamten, Prediger, Schulvorſteher überlaſſen, 
unter Berückſichtigung localer Umſtände z. B. eingeſchulter Ortſchaften, 
Beſchaffenheit der Schulwege, Induſtrieſchulen, Holztage“ (Thl. I, 8 139) 
feſtzuſtellen, ob wieder beide Nachmittage des Mittwoch und Sonnabend, 


) C. d. Unt.⸗Min. v. 26. Aug. 1852, 88 2. 3, wodurch frühere entgegengeſetzte 
Beſtimmungen der By. v. 20. Aug. 1771, 2, H. II. 35, v. 7. März 1823, 8, 
Ra. 3354, Rgbl. 12, jetzt veraltet ſind. 

2) C. v. 26. Aug. 1852, § 1 eit. 

3) V. v. 20. Auguſt 1771 sub 11 eit. 

) Pv. v. 7. März 1823 sub 12 eit., v. 23. Oectbr. 1824, Ra. 3355, 
Rgbl. 47. 

) C. des Unt.⸗Min. v. 23. Febr. 1850, v. 6. Febr. 1852. 

6) C. des Unt.-Min. v. 29. Mai 1852. 

) Welche übrigens nach C. v. 2. Deebr. 1852, Ra. 4081, auf ſchulfreie Zeit ver— 
legt werden ſollen. 
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oder letzterer Tag ganz ſchulfrei ſein ſollen.“) Hierüber herrſcht deshalb 
keine durchgehende Gleichförmigkeit. 

Die täglichen Unterrichtsſtunden ſind in den Winterſchulen obſer— 
vanzmäßig 6, nämlich Vormittags von 8 — 11 und Nachmittags von 
1—4 Uhr, wobei die über Feld Gehenden event. früher zu entlaſſen 
ſind;') in den Sommerſchulen aber Vormittags von 7-10 Uhr und 
event. Nachmittags bis zu 2 Stunden,“) welche von Predigern, Leh— 
rern, Schulvorſtehern gemeinſchaftlich beſtimmt werden.“) 

Geſetzliche Ferien find jetzt ! Woche in der Saatzeit für Lehrer 
mit Ackerwirthſchaft nach eigner Wahl, mit vorheriger Anzeige an 
Prediger und Schulvorſteher, Dinſtag und Mittwoch der Pfingſtwoche, 
die Jahrmarktstage in nächſter Stadt, 4 Wochen in der Kornerndte unter 
denſelben Bedingungen wie bei den Saatferien, die ſ. g. Kartoffelferien 
d. i. die Zeit vom Ende der Sommerſchule bis Anfang der Winter— 
ſchule, 3 Wochen der hohen Feſte.!“) 

Außer dieſer geſetzlichen Freizeit und den dringendſten, unabwend— 
baren Hinderniſſen, z. B. Krankheit ꝛc. dürfen die Lehrer nicht einmal 
auf wenige Schulſtunden eigenwillig die Kinder ſich ſelbſt überlaſſen, 
reſp. die Schule ausſetzen, ſondern müſſen ſich ſtets vom competenten 
Prediger Urlaub erwirken.“) 

Ueber Beurlaubung der Kinder vgl. noch § 21 a. E. 


8 18. 
2) In Induſtrieſchulen. 

Dieſelben werden ſowol im Winter als im Sommer excl. der auch 
hier geltenden geſetzlichen Ferien (§ 17) beſucht. Die Zeit des Unter— 

) Das Sommerſchul-Regulativ v. 26. Aug. 1852, $ 1, ſpricht freilich wieder 
nur ausſchließlich von den Nachmittagen des Mittwoch und Sonnabend. 

9) Vu. v. 7. März 1823 sub 12 cit., v. 23. Detbr. 1824 eit., v. 20. Aug. 
1771 sub 3 eit. 

10) C. v. 26. Aug. 1852, § 1 eit., vgl. die veraltete V. v. 11. Juli 1777, 
H. II. 53. 

1) Bol. die nicht publicirten Erläuterungen ad $ 7 der V. v. 19. Septbr. 
1842, Ra. 3432, Rgbl. 34, Reg.-Reſer. v. April 1847, Ra. 3450. 

12) Vv. 7. März 1823 sub 9 eit., v. 23, Oetbr. 1824 eit., v. 26. Aug. 1852, 
88 2, 3, 4, wodurch die entgegengeſetzte Beſtimmung der V. v. 20. Aug. 1771 sub 4 
cit., v. 11. Juli 1777 eit., v. April 1847 eit., veraltet find. 

13) Pv. v. 1. Deebr. 1768, H. II. 32, v. 20. Aug. 1771, 10 u. 12, H. II. 35. 
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richts ſoll jo beſtimmt werden, daß die eigentliche Elementarunterwei— 
ſung nicht darunter leidet und die Entfernung der eingeſchulten Ort— 
ſchaften (§ 9 ff.) berückſichtigt bleibt, weshalb im Allgemeinen an 5 
Nachmittagen der gewöhnlichen Schultage je 2 Stunden, alſo wöchent— 
lich 10 Stunden, dazu genommen zu werden pflegen;) doch werden 
auch die Nachmittage des Mittwoch und Sonnabend zu Gunſten der 
andern Nachmittage häufig mehr beſetzt. Jedenfalls iſt die Dauer 
einer einzigen Stunde zu kurz, weil auch mit Vorbereiten und Weg— 
räumen immer Zeit verloren geht, und wenigſtens 2 Stunden hinter— 
einander erſcheinen erforderlich. Beim Obſtunterricht ſind überhaupt 
nur 2 Stunden wöchentlich geſetzlich geboten (vgl. Thl. I, § 172). 


VII. Schulzwang, ſchulpflichtiges Alter. 


$ 19, 
1) Sn Elementarſchulen. 


Um die Zwecke der Schule zu fichern, herrſcht in Mecklenburg von 
jeher Schulzwang, d. h. jedes an ſich ſchulfähige Kind muß von und 
bis zu einem beſtimmten Lebensalter ſowol im Winter als im Sommer 
eine Schule beſuchen.) Letztere iſt zunächſt am Schulort die dort be— 
findliche, bei Einſchulungen (§ 9 ff.) diejenige Schule, mit welcher der 
Schulverband beſteht ($ 33 u. 34). Doch haben die Angehörigen auch 
die freie Wahl einer andern öffentlichen oder Privatſchule (§ 8, 12) 
reſp. gegen Entſchädigung des eigentlich competenten Lehrers (§ 48). 
Fremde Confeſſionen entfreien nur dann gänzlich von dem Zwang zu 


) Vv. 23. Mai 1837, § 5, Ra. 3406, Rgbl. 20. 

) Vv. 7. März 1823, § 6 ff., Ra. 3354, Rgbl. 12, C. des Unt.⸗Min. v. 
26. Aug. 1852, $. 5, vgl. die älteren Vv. v. 1. Deebr. 1768, H. II. 32, 20. Aug. 
1771, 2. H. II. 35, 11. Juli 1777, H. II. 53, 28. Aug. 1788, H. II. 128. 

) Die V. v. 1. Mai 1826, Ra. 3357, Rgbl. 18, ſcheint dies freilich nur den 
vornehmeren Claſſen, z. B. Förſtern, Pächtern, Müllern, Holländern c. zu geftatten 
u. d. Reg.⸗Reſer. v. 25. März 1841, Ra. 3424, erklärt gradezu den Schulzwang 
als Anweiſung an eine beſtimmte Schule, doch iſt erſtere ſehr weit und undeutlich 
gehalten, letzteres nur ein ſpezielles Gelegenheits-Reſeript (vgl. auch noch §. 23, 
Note 1) und die Praxis hat ſich anders geſtaltet. Arme werden ohnehin von der 
Wahl keinen Gebrauch machen, um die Entſchädigung des zunächſt competenten Leh— 
rers zu vermeiden. 


0. 


unſern Schulen, wenn fie jowol anerkannt find als eigne confeſſionelle 
Schulen haben, und in Ermangelung der letzteren höchſtens vom Re— 
ligionsunterricht, z. B. bei Ifraeliten,) während die Kinder nicht an— 
erkannter Secten z. B. Baptiſten überall, ſelbſt zur Theilnahme am 
Religionsunterricht, pflichtig bleiben.) Anſtatt der öffentlichen oder 
conceſſionirten Privatſchule iſt übrigens auch häuslicher Unterricht 
innerhalb der Grenzen einer einzelnen Familie geſtattet, jedoch auf dem 
platten Lande nur bei qualificirten Hauslehrern oder Hauslehrerinnen 
($ 8) und dann ohne Entrichtung von Schulgeld an den eigentlich 
competenten Lehrer (§ 48). 

Die Aufnahme der Schulpflichtigen geſchah früher ſtets zu Michae— 
lis,) findet aber jetzt ſtets zu Oſtern ſtatt.“) Dieſer Zeitpunkt empfiehlt 
ſich beſonders, weil die Schule dann von den mit Dienſtſchein Ab— 
weſenden ($ 21) leer iſt, der Lehrer alſo mehr Muße für die Kleinen 
hat und letztere ſich in guter Jahreszeit an den Schulgang über Feld 
gewöhnen können.“) Natürlich müſſen die mit ihren Eltern umziehen— 
den Kinder zu jeder Zeit in die Schulen ihres neuen Wohnorts auf— 
genommen werden (§ 22).“) 

Zur Controle der geſetzlichen Blatterimpfungen darf kein Kind in 
eine Schule aufgenommen werden, bevor es dem Lehrer den Impf— 
ſchein producirt hat. Der Lehrer bewahrt und übergiebt ihn bei der 
Schulreviſion ($ 24) dem Prediger, welcher dies darunter atteſtirt und 
ihn den Kindern zurückſtellt. Prediger und Lehrer ſollen den Mangel 
eines Impfſcheins der Obrigkeit anzeigen und erſtere bei der künftigen 
Reviſion auf Nachlieferung des Impfſcheins achten.“) 


) Vgl. ſtädtſche Schulordnung I, 2, Ra. 3344. 

) Durch Reſcripte des Unt.-Min. an Amt Grabow i. J. 1853 wiederholt aus⸗ 
geſprochen. 

5) Vo. 7. Juni 1825, Ra. 3332, Rgbl. 30 ($ 48). 

6) Vv. 20. Aug. 1771, 2 eit., 7. März 1823, 8 cit. 

7) C. des Unt.⸗Min. v. 28. Deebr. 1854. 

) Vgl. Erläuterungen ad $ 5 des Unt.-Min. v. 26. Aug. 1852. 

9) Vgl. Erläuterungen ad $ 1 des C. v. 28. Deebr. 1854. 

0) Vo. 30. Jan. 1839, Ra. 2723, Rgbl. 7, erneuert durch V. v. 21. Jan. 
1852, Ra. 4745, Rabl. 3, v. 22. März 1861, Rgbl. 12. Das Formular der 
Impfſcheine iſt durch Vv. 23. Mai 1842, Ra. 2725, geſetzlich beſtimmt. 


§ 20. 


Fortſetzung. 
Der Beginn des ſchulpflichtigen Alters ſchwankte früher zwiſchen 
dem 4ten und dem Tten Lebensjahre.!) Im erſten Viertel dieſes Jahr— 

hunderts iſt jener für die Kinder des Schulorts ans vollendete Ste, für 
auswärtige, eingeſchulte (§ 9 ff.) ans vollendete 6te Lebensjahr geknüpft?) 
doch ſollten auch ſchon die ein wenig jüngeren, ſich freiwillig einfin— 
denden Kinder nicht zurückgewieſen werden.“) Jetzt endlich find, ohne 
Unterſchied zwiſchen einheimiſchen und auswärtigen Kindern, alle die— 
jenigen ſchulpflichtig, welche ſeit dem 1. October v. J. das 6te Le— 
bensjahr vollendet haben oder bis zum 1. October d. J. daſſelbe zu— 
rücklegen werden.“ 

Auf Wunſch der Eltern und mit Einwilligung des competenten 
Predigers können beſonders zur Erleichterung der Mütter in Hausſtand 
und Feldarbeit, auch ſchon jüngere zu Oſtern aufgenommen werden, 
doch regelmäßig weder vor vollendetem öten Lebensjahr, noch bei An— 
zahl von ſchon mehr als 80 Schulpflichtigen, oder wenn die erforder— 
lichen 6 Fuß Raum für jedes Kind (§ 36) nicht mehr vorhanden 
ſind, noch ohne Verpflichtung zum Halten der Schulordnung, noch 
endlich bloß deshalb, um dem Lehrer höheren Schullohn zuzuwenden, 
in welchem Fall event. nach Miniſterial-Verfügung jene bei Berech— 
nung des Schullohns nicht mit veranſchlagt werden?) (§ 48). 

Das ſchulpflichtige Alter endet regelmäßig mit der Confirmation.) 
Wo in einzelnen Schulgemeinden noch die alte Obſervanz beſteht, daß 
auch ſchon Confirmirte noch ½ — 2 Jahr zur Theilnahme am Schul— 
unterricht und an kirchlichen Katechiſationen verpflichtet ſind,“ ſoll jene 


1) Pv. 1. Deebr. 1768, H. II. 32, 20. Aug. 1771, 2, H. II. 35. 

2) Vv. 28. April 1817, Ra. 3349, Rgbl. 20; 2. März 1823, 6, Ra. 3354, 
Rgbl. 12, Reg.⸗Reſer. v. 25. März 1841, Ra. 3424. 

) Vv. 23. Dit. 1824, Ra. 3355, Rgbl. 47. 

) C. des Unt.⸗Min. v. 28. Decbr. 1854. 

) Erläuterungen ad $ 5 des C. des Unt.-Min. v. 26. Aug. 1852 und zum 
C. des Unt.⸗Min. v. 28. Deebr. 1854. 

6) Vo. 1. Decbr. 1768, H. II. 32; v. 7. März 1823, 6, Ra. 3354, Rgbl. 12. 

1) Vo. 1. Deebr. 1768 eit., 20. Aug. 1771, 13 cit. 
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nicht nur conſervirt, ſondern auch möglichſt verbreitet werden.“) 
Wünſchenswerth gewiß iſt auch die Errichtung von Sonntags- reſp. 
Abendſchulen, damit auch die Erwachſenen zur Aufbewahrung des Ge— 
lernten und zur Weiterbildung Gelegenheit finden. 


8 21. 
Fortſetzung. 

Als Ausnahme von der dauernden Schulpflicht dürfen ſchon nach 
der Schulordnung) bei dringenden Feldarbeiten die Ackersleute ihre 
größeren Kinder und Pflegebefohlenen mit Erlaubniß des Predigers 
wöchentlich einige Tage aus der Schule behalten. Nach der Praxis 
einzelner Aemter iſt dies ſpäter zuweilen?) dahin ausgedehnt, daß 
ärmere Leute z. B. Büdner, Einlieger, Wittwen zur Erleichterung ihres 
eignen Hausſtandes und zum beſſeren Fortkommen ihrer Kinder dieſe 
nach vollendetem 10. Lebensjahr den Sommer über in Dienſt geben 
können. Durch das Sommerſchulregulativ') iſt dieſe ſommerliche Dienſt— 
zeit übers ganze Domanium ausgebreitet, jedoch von ganz beſtimmten 
Bedingungen abhängig gemacht. 

Hiernach müſſen die um ſolche Dispenſation ſich bemühenden 
Kinder zunächſt das 10te Lebensjahr vollendet haben, wovon nur 
bei größter Noth der Eltern und zahlreicher Familie eine Aus— 
nahme zu machen iſt. Sie dürfen keiner offenbaren Unfittlichkeit 
ſchuldig oder dringend verdächtig ſein, müſſen ſtets regelmäßig die 
Schule beſucht, eine gute Grundlage in allen Unterrichtsgegenſtänden 
erlangt haben und beſonders in Religion und Leſen bewandert ſein 
($ 12). 

Die im nächſten Sommer dienen Wollenden ſollen ſich dann jähr- 
lich bis Neujahr bei den Lehrern melden, welche ſie nach Vor- und 
Zunamen, Alter, Stand und Wohnort der Eltern verzeichnen. Bald 
nach Neujahr werden dann ſowol die ſich neu Meldenden, als die ſchon 
früher im Sommer gedient Habenden und wiederum in Dienſt zu 
treten Beabſichtigenden vom Prediger in Gegenwart der von ihm zeitig 


) Vo. 23. Oetbr. 1824, Ra. 3355, Rgbl. 47. 

) V. 7. März 1823, § 9, Ra. 3354, Rgbl. 12. 

2) Vgl. Reg.⸗Reſer. v. April 1847, Ra. 3450. 

3) V. 26. Aug. 1852, §§ 6 u. 7 nebſt Erläuterungen. 
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zu benachrichtigenden competenten Lehrer und Schulvorſteher einer Prü— 
fung über vorſtehend ſchon genannte Erforderniſſe unterzogen. Letztere 
ſoll eine öffentliche ($ 24), den Eltern und Angehörigen zugänglich ſein, “ 
möglichſt auf die ganze Schule ausgedehnt auch event. mit Prämi— 
rungen ($ 24) verbunden werden, und findet nur bei den damals Er: 
krankten nachträglich im Hauſe des Predigers jtatt. Die darin zum 
Dienen qualiſicirt Befundenen werden in eine von Predigern und 
Schulvorſtehern zu unterſchreibende Liſte getragen. Sie erhalten dem— 
nächſt je ein vom Prediger auszuſtellendes, zu unterſchreibendes, mit 
dem Kirchenſiegel zu verſehendes Dienſterlaubniß-Atteſt, ſ. g. Dienſt— 
ſchein, in Grundlage beſtimmter, dem Prediger zu Neujahr vom Amt 
mitzutheilender Schemata, in denen die darin genau beſchriebenen 
Kinder von Oſtern bis zum 24. October ausdrücklich von der Schule 
dispenſirt, jedoch die nächſtjährigen Confirmanden zur Theilnahme an 
den kirchlichen Katechiſationen ihres Dienſtortes verpflichtet werden. 
Bei Annahme des Dienſtes ſind die Dienſtſcheine dem Dienſtherren 
zur Aufbewahrung zu übergeben, nach beendigter Dienſtzeit dem Lehrer 
zurückzuliefern, worauf fie dann bei nächſter Prüfung (F 24) caſſirt 
werden. 

Außer dieſen Fällen ſind förmliche Befreiungen ſchulfähiger Kinder 
vom Schulgehen unter keinen Umſtänden geftattet?) und einzelne Ver— 
ſäumniſſe nur in wirklich nachgewieſenem Nothſtande z. B. bei Krank— 
heiten der Kinder und ihrer Angehörigen,“) unpaſſirbaren Wegen, un— 
geſtümer Witterung u. ſ. w. nach Ermeſſen des Predigers entſchuldbar.“ 


) Die möglichſte Betheiligung der Schulgemeinde iſt wünſchenswerth, damit 
ſowol die Aeltern ſich von den Fortſchritten ihrer Kleinen überzeugen und zu Hauſe 
nach Kräften nachhelfen, als auch die Kinder gehörig zu gegenſeitigem Wetteifer an- 
geregt werden. Viel thut auch hiezu die Gegenwart und ſonſtige Ermunterung der 
Beamten ($ 24). 

) Gegen die erſichtliche Abſicht des Geſetzes findet ſich zuweilen Ertheilung von 
Dien ſtſcheinen an Töchter der wohlhabendern Bewohner Zwecks ſommerlichen Be— 
ſuchs ſtädtſcher Näh ſchulen und jedenfalls iſt dies unſtatthaft, wenn am Schulort 
ſelbſt Induſtrieſchulen errichtet ſind (§ 11). 

) Nach V. v. 27. Juni 1863, §. 3, II, Rgbl. 28 dürfen Kinder aus cholera- 
behafteten Ortſchaften die Schulen geſunder Gegenden nicht beſuchen. Ebenſo ſollen 
nach Vv. 12. Decbr. 1864, Rgbl. 51, Kindern aus Häuſern, in welchen brandige 
Bräune herrſcht, bis nach deren gänzlichem Erlöſchen die Schule nicht beſuchen. 

) Vo. 1. Deebr. 1768, H. II. 32; v. 7. März 1823, 9, Ra. 3354, Rgbl. 12. 
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§ 22. 
Fortſetzung. 


Damit keine ſchulpflichtigen Kinder überſehen werden, ſollen die 
competenten Prediger zur Zeit ihrer Aufnahme (§ 20) die Liſten der— 
ſelben aus den Kirchenbüchern extrahiren und von der Kanzel vorleſen.“) 
Beim Fortzug der Eltern aus dem Geburtsort der Kinder ($ 19) reſp. 
deren auswärtiger Einſchulung (8 9 Ti.) muß die geiſtliche Schul— 
inſpection des neuen Wohn- oder Schulortes ſich mit derjenigen des 
Geburtsortes in Einvernehmen ſetzen reſp. von den Eltern die Geburts— 
ſcheine der Kinder einfordern.?) Bei der Wahl anderer als der eigentlich 
angewieſenen Ortsſchulen (§ 19) endlich ſollen die Angehörigen vor— 
herige Anzeige an die Prediger des urſprünglichen und des gewählten 
Schulortes machen, und gilt deren Unterlaſſen als Schulverſäumniß. 
Derjenige Lehrer, welcher ſolche Kinder aufnimmt, ohne ſich dieſer An— 
zeige vergewiſſert zu haben, verliert das von ihnen zu zahlende Schul— 
geld zum Beſten der Schulkaſſe, und jeder Prediger muß ſeine pflicht— 
mäßige Sorge auch auf die fremden Kinder erſtrecken.“) 

Ueber die Verſäumniſſe der hiernach ihnen zugewieſenen Schul— 
kinder führen die Lehrer bei eigner Verantwortlichkeit und Gelditrafe‘) 
beſondere Liſten reſp. Claſſenbücher nach beſtimmtem Formular und 
überreichen dieſelben vierteljährlich dem Prediger ($ 24), welcher nach 
Rückſprache mit den Schulvorſtehern die unentſchuldigten (§ 21) extra- 
hirt und viertel- oder halbjährlich dem Amte mittheilt, auch ſeinem 
jährlichen Officialbericht (§ 24) ein Verzeichniß derſelben und das Da— 
tum ihrer ans Amt gemachten Meldung beizufügen hat. Das Amt 
beſtimmt die Strafen, nämlich bei Bauern, bäuerlichen Erbpächtern 
und Büdnern pro Tag 2 ßl., bei Häuslern, Einliegern ꝛc. pro Tag 
/s ßl., wobei für die letztere Claſſe in der Regel weniger als 12,9) 


) Vo. 7. März 1823, 7, Ra. 3354, Rgbl. 12, vgl. Vo. 1. Decbr. 1768, 
H. II. 32. 

2) vgl. Erläuterungen ad $ 1 des C. des Unt.-Min. v. 28. Deebr. 1854 und 
Reg.⸗Reſer. v. 25. März 1841, Ra. 3424. 

) V. v. 1. Mai 1826, Ra. 3357, Rgbl. 18. 

) Pv. 20. Aug. 1771, 14, H. II. 35. 

5) Nach Berichts-Einforderung v. 24. Deebr. 1862 wird dieſe Beſtimmung ver— 
ſchieden ausgelegt, indem bald jedem einzelnen Kinde eines Tagelöhners, bald nur 
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nicht gerade muthwillig verſäumte, Schultage nicht in Anrechnung 
kommen, und läßt ſie durch den Landreiter von den Eltern der Kinder 
executiviſch beitreiben. Beim Unvermögen derſelben tritt ſubſidiäre, bei 
fortgeſetzter muthwilliger Zurückhaltung der Kinder vom Schulbeſuch 
aber principale Gefängnißhaft ein, wobei 12 ßl. gleich 6 Stunden ge— 
rechnet werden, jedoch immer nicht eher, als bis auf mindeſtens 6 Stun— 
den erkannt werden kann.“) Die ohne Dienſtſchein (§ 21) in Dienſt 
getretenen Kinder werden innerhalb Amtes durch den Landreiter zurück— 
rückgeholt, von Auswärts aber amtlich reclamirt, auch die Eltern 
außerdem in vorſtehende Verſäumnißſtrafen, wobei halbe Tage für voll 
gerechnet werden, und in ſämmtliche erwachſene Koſten verurtheilt.“ 
Alle erhobenen Strafgelder werden vom Amte an die competenten Pre— 
diger abgeliefert, welche ſie zu Schulzwecken, beſonders zur Beſchaffung 
von Schulutenſilien und von Lehrbüchern für Arme (§ 14), von Prä— 
mien in den Schulexamen ($ 24) verwenden.“) Die früher einmal ge— 
hegte Abſicht ihrer Ablieferung zur Amtsſchulkaſſe ($ 70) unter im 
Uebrigen ähnlicher Verwendung,“) ſowie darüber im Jahr 1852 und 
1853 ſtattgehabte Verhandlungen“) haben zu keinem allgemeinen Re— 
ſultate geführt, und nur bei einzelnen Aemtern die Berechnung jener 
Strafgelder zur Amtsſchulklaſſe bewirkt. 

Ueberhaupt ſollen ſämmtliche Glieder und Organe der Schulbe— 
hörden für regelmäßigen Schulbeſuch der Kinder ſorgen und ſtreben. 
Vor allem die Beamten und Prediger ($ J), aber auch die Schulvor- 
ſteher ($ 3) ſollen insbeſondere auch auf gute Beſchaffenheit der Schul— 


deſſen mehreren Kindern zuſammen jene Marimalzahl von Verſäumniſſen ungeſtraft 
paſſirt. a 

6) Dieſe betreffenden Beſtimmungen des Sommerſchul-Regulativs v. 26. Aug. 
1852, §§ 9 u. 10 und der allgemeinen Schulordnung v. 7. März 1823, §§ 9. 11, 
Ra. 3354, Rgbl. 12 kommen in der Praris vereinigt, wie im Text angegeben, zur 
Anwendung. — Im Uebrigen vgl. über die weſentlich gleichartigen früheren Ver— 
hältniſſe, Vv. 1. Dechr. 1768, H. II. 32; v. 20. Aug. 1771, 2, H. II. 35; vom 
25. Juni 1773, H. IV. 37; v. 11. Juli 1777, H. II. 53; v. 28. Aug. 1788, 
H. II. 128. 

) C. des Unt.⸗Min. v. 26. Aug. 1852, $ 8 nebſt Erläuterungen. 

) Vgl. die By. des vor. Jahrhunderts sub Note 6. 

9) Reg.⸗Reſer. v. 12. Deebr. 1845, Ra. 3442. 

0) Berichts⸗Einforderung v. 15. Nov. 1852. 


wege ſehen, “) und die Landreiter auf beamtliche Anordnung beim 
dienſtlichen Paſſiren der einzelnen Ortſchaften zur Schulzeit die fehlen— 
den Kinder vom Lehrer erfragen und die beſonders ſäumigen ſofort 
aus ihren Häuſern zur Schule holen.“) Indirecter Zwang zum regel— 
mäßigen Schulbeſuch liegt für die Kinder endlich darin, daß die Pre— 
diger die der nöthigen Vorkenntniſſe ($ 12) Ermangelnden von der 
Confirmation zurückweiſen,“) ihnen auch ſchon früher die jo ſehr be— 
gehrten Dienſtſcheine verweigern können (§ 21). 


8 23. 
2) In Induſtrieſchulen. 


Hier herrſcht allgemeiner geſetzlicher Schulzwang nur bei den 
Töchtern vom vollendeten Sten Lebensjahr an bis zur Confirmation, 
welche aber durch den der Amtsſchulbehörde zu bringenden Nachweis 
entfreit werden, daß ſie anderweitig genügenden Unterricht in den ge— 
wöhnlichen weiblichen Handarbeiten genießen.) So beſuchen denn auch 
gewöhnlich die Mädchen nahe bei Städten gelegener Dörfer die dor— 
tigen Nähſchulen (§ 11). kur ſpezieller Schulzwang, nämlich zur 
Theilnahme am Unterricht in der Obſt- und Baumeultur, iſt bei Kna— 
ben nach zurückgelegtem 12ten Lebensjahr beſtimmt (Thl. I, $ 172). 
Sonſt ſind letztere nicht pflichtig, wenngleich ihre freiwillige Theilnahme 
vom Beginn des Iten Jahres an gerne geſehen wird und ſie nicht 
zurückgewieſen werden dürfen.) Im Jahr 1848 haben einzelne Ge— 
meinden die Aufhebung der Induſtrieſchulen beantragt und ihrem Ver— 
langen iſt mindeſtens durch Aufhebung des Schulzwangs in der Weiſe 
entſprochen, daß eine Pflicht, nämlich zur Annahme der ſich freiwillig 
meldenden Kinder nur auf Seiten der Induſtrielehrerin beſteht ($ 11). 

Im Uebrigen finden auch hier die für Elementarſchulen geltenden 
vorſtehenden Beſtimmungen entſprechende Anwendung.“) 


n Vo. 19. Septbr. 1842, § 7, Ra. 3432, Rgbl. 34. 
12) C. des Unt.-Min. v. 16. Nov. 1854. 

) Po. 16. Juli 1840, Ra. 3094, Rgbl. 27. 

) Vo. 23. Mai 1837, $. 4, Ra. 3406, Rgbl. 20. 
2) By. 23. Mai 1837 eit. 

3) Pv. 23. Mai 1837, § 12 eit. 


BF 
8 24. 
VIII. Schulviſitationen, Examen, Lehrerconſerenzen, Officialberichte. 


Die reglementmäßigen Pflichten der Lehrer, die Einrichtungen und 
Erfolge der Schule laſſen ſich von den zur Inſpection berufenen 
Schulbehörden ($ 4) nur dann gehörig controliren, wenn letztere an 
Ort und Stelle häufig perſönlich revidiren und überhaupt in möglichſt 
unmittelbaren Beziehungen zu jenen ſtehen. 

Zunächſt die Prediger ſollen unter Zuziehung der Schulvorſteher!) 
ſämmtliche Schulen ihres Sprengels ſo oft ſie können und wenigſtens 
einmal monatlich bejuchen,?) ſolche Viſitationen aber zur Erſparung 
beſonderer, weder ihnen ſelbſt noch der Schulgemeinde anzuſinnender, 
Koſten an Fuhren ꝛc. mit anderen gelegentlichen Reiſen z. B. zu Kranken 
vereinigen.“) Zur Erleichterung der Ueberſicht über das Ganze müſſen die 
Lehrer ſ. g. Schultabellen über Alter, Stand, Fortſchritte, Schulbeſuch 
aller Kinder in duplo ſowol für ſich als für die Prediger halten und 
ſtets vervollſtändigen.“) Paſſend werden größere Prüfungen (vgl. § 21) 
Prämienertheilungen ($ 14) hiermit verbunden, auch Einforderungen 
der Impfſcheine ($ 19) und Caſſirung veralteter Dienſtſcheine ($ 21). 

Nicht minder nützlich ſind den Beamten ſolche perſönlichen Schul— 
reviſionen ($ 21, N. 4) zur Gewinnung eigner Urtheile über Lehrer 
und Schulen, auch ſowohl bei Elementar-) als bei Induſtrieſchulen,“) 
ſowie betreffs der Obſt- und Baumcultur, “) geradezu geſetzlich befohlen. 
Auch die Induſtrielehrerinnen führen Schultabellen, welche zunächſt 
an die Prediger und von dieſen revidirt wie unterſchrieben an das 
Amt abzugeben find‘) Auch hier empfehlen ſich öffentliche Prüfungen 
und Prämirungen. 


) Vv. 19. Septbr. 1842, § 8, Ra. 3432, Rgbl. 34. 

2) By. 1. Deebr. 1768. H. II. 32; 7. März 1823, $ 11, Ra. 3354, Rgbl. 
12; 23. Oetbr. 1824, Ra. 3355, Rgbl. 47. 

) Vo. 23. Octbr. 1824 cit.; 16. April 1830, Ra. 3367. 

) Vo. 20. Aug. 1771, 8 8, H. II. 35. 

5) Vgl. Vo. 28. Aug. 1788, H. II. 128 verb.: „nicht minder habt Ihr 
(Beamte) von Amtswegen nach dem Verhalten der Schulmeiſter bei ihrem Unterricht 
fleißig nachzuforſchen“. 

6) Vv. 23. Mai 1837, § 10, Ra. 3406, Rgbl. 20. 

) Vgl. Thl. I, 88 171173. 

) Vv. 23. Mai 1837 eit. 


Gleichzeitige Viſitationen der weltlichen und geiſtlichen Behörde 
(vgl. § 4) find nicht geradezu nothwendig und geboten, gewiß aber 
zur Gewinnung gleichmäßiger Urtheile, zu ſofortiger Einigung über 
etwa erforderliche Maßregeln, zum Antrieb und zur Ermunterung der 
ganzen Schulgemeinde (§ 21, N. 4) durchaus heilſam. — Selbſtver— 
ſtändlich erſtreckt ſich das Inſpectionsrecht der Amtsſchulbehörde auch 
auf etwaige Privatſchulen und die Hauslehrer (vgl. § 8). 

Schulreviſionen werden obendrein noch zuweilen durch die Se— 
minardirectoren“) und die Superintendenten ($ 1), wie Schulräthe ab— 
gehalten. 

Außerdem ſollen die Prediger bei ſich“) vierteljährlich Conferenzen 
mit den Lehrern, womöglich in Gegenwart der ſonſt halbjährlich zu 
gleichem Zweck ſeparat zu verſammelnden Schulvorſteher (§ 3) ) an— 
ſtellen, um ſich mit ihnen über Methode, Gegenſtände des Unterrichts, 
Fortſchritte der Kinder, Lehrutenſilien,“) neue Schulgeſetze zu beſprechen; 
die Lehrer haben bei dieſer Gelegenheit ihre Schultabellen und Ver— 
ſäumnißliſten ($ 22) an die Prediger abzugeben.“) Ueber die Con— 
ferenzverhandlungen iſt ein Protocoll aufzunehmen.“) Gleich nach 
Oſtern jedes Jahres ſollen die Prediger einen Officialbericht über den 
Zuſtand der Schulen ihres Sprengels unter Anſchluß der Verſäumniß— 
liſten (§ 22) und der Lehrerconferenzprotocolle anfertigen und durch die 
Präpoſiten an die Superintendenten gelangen laſſen.“) Ebenſo ſollen 
auch die Beamte bei Ablegung der jährlichen Schulrechnung (§ 70) 
über Beſtand und Fortgang der Induſtrieſchulen an das Unterrichts— 
miniſterium berichten.“) 


) Reg.-Reſer. v. 5. Juni 1841, Ra. 3425. 

10) In einigen Aemtern geſchehen dieſe Lehrerconferenzen ſehr paſſend bei den 
verſchiedenen Lehrern ſelbſt und abwechſelnd, werden auch mit Schulprüfungen ver“ 
bunden. 

1) Vo. 19. Septbr. 1842, § 9, Ra. 3432, Rgbl. 34 nebſt Erläuterungen. 

2) Vgl. V. v. 4. April 1832, Ra. 3371, Not. 14. 

123) Vv. 7. März 1823, $ 11, Ra. 3354, Rgbl. 12. 

1) By. 23. Oetbr. 1824, Ra. 3355, Rgbl. 47; v. 16. April 1830, Ra. 3367. 

15) By. 7. März 1823 cit.; v. 23. Oetbr. 1824 eit. 

16) Pv. 23. Mai 1837, § 10, Ra. 3406, Rgbl. 20. 


C. Lehrer und Lehrerinnen. 


8 25. 
I. Ausbildung, Seminar. 


Der Anzahl & 1, N. 8) und den vorſtehend geſchilderten treff— 
lichen Einrichtungen unſerer Domaniallandſchulen entſprechen auch die 
Lehrkräfte unſeres Domanium. Dieſe vor Allem müſſen geiſtig und 
materiell gefördert und gehoben werden, wenn jene zu friſchem Leben 
erſtarken ſollen, und in ſolcher Erkenntniß iſt gewiß in keinem Lande 
ſo viel als in Mecklenburg gethan, um die Ausbildung und äußere 
Stellung unſerer Domaniallehrer zu ſichern. 

Die Gefahren früherer Ignoranz und Unfähigkeit ($ 1) wurden 
ſchon bald nach Mitte v. Jahrhunderts dadurch ferner gehalten, daß 
nur ſolche Lehrer in den Dörfern beſtellt werden ſollten, welche vorher 
examinirt und tüchtig befunden waren.“) Dennoch war dadurch keine 
ſichre Gewähr für allgemeine dauernde Begründung beſſerer Zuſtände 
gegeben, weil theils förmliche Anſtalten zur Fachbildung der künftigen 
Lehrer fehlten, theils damals Alles in die Hände nur einzelner Exami— 
natoren aus dem geiſtlichen Stande gelegt war, denen ſelbſt zuweilen 
die nöthige Erfahrung in den Anforderungen des eigentlichen Volks— 
ſchulunterrichts nicht zu Gebote ſtehen mochte, wodurch oft Willkühr 
und Ungleichartigkeit eintreten mußte. Durchgreifend beſſere Zuſtände 
wurden aber bald durch die am 29. April 1782 erfolgte Gründung 
des anfänglich zu Schwerin, ſeit 26. April 1786 zu Ludwigsluſt, ſeit 
Michaelis 1862 endlich zu Neukloſter beſtehenden Schullehrer-Seminars 
für die Großherzoglichen Domainen geſchaffen und bis in die Jetztzeit 
immer mehr verbreitet. Ausſchließlich aus Mitteln der fürſtlichen Do— 
mainen errichtet und bis jetzt unterhalten, iſt daſſelbe ein ſprechendes 
Zeugniß für die edle Munificenz unſerer Landesherren. — Im Uebrigen 
hat Zweck, Umfang, Einrichtung des Seminars mit dem Ortswechſel 
mehrfache zeitgemäße Veränderungen erfahren. 


) Vv. 20. Deebr. 1763, H. II. 28. 
Bald. Domaniale Verhältniſſe. II. 3 


$ 26. 
Fortſetzung. 


Seine neueren Verhältniſſe während ſeines Beſtehens zu Ludwigs— 
luſt (F 25) ergeben ſich aus einem Rundſchreiben feines Curatorium 
an die Prediger.!) Hiernach fanden nur ſchon Erwachſene, welche das 
23. Lebensjahr angetreten, aber das 25. noch nicht vollendet hatten, 
als Zöglinge dort Aufnahme. Sie mußten dort vor ihrem Eintritt 
in einer jährlich und an vorher publicirten Tagen ſtattfindenden Prü— 
fung beſtanden ſein, zu welcher ſie ärztliche Atteſte über Geſundheit 
ihrer Bruſt, ihres Geſichts und Gehörs, ſowie Zeugniſſe über ihren 
bisherigen Lebenswandel und Bildungsgang einzureichen hatten. 
Nachweis über vorherige Erlernung eines Handwerks oder einer nütz— 
lichen Handbeſchäftigung, z. B. Drechslern, Tiſchlern, Korbflechten de. 
waren nicht erforderlich, aber immerhin nützlich, weil er bei ſonſt glei— 
chen Leiſtungen der Examinanden den Vorzug ertheilte und den nicht 
Beſtandenen beſſere Ausſicht auf zukünftigen Lebenserwerb verſchaffte. 
Während des zweijährigen Curſus und Aufenthalts in der Anſtalt 
hatten alle Seminariſten aus landesherrlichen Mitteln Wohnung, 
Heizung, Licht, Mittagstiſch, Unterricht. Aus der Anzahl der dem— 
nächſt im Abiturienten-Examen beſtandenen Seminariſten gingen dann 
die wirklichen Landlehrer hervor. 

Mehrfache Uebelſtände machten ſich aber damals bemerkbar. Zu— 
nächſt war die Vorbildung der zukünftigen Seminariſten, der ſ. g. 
Seminar⸗Exſpectanten, eine ungleichartige und oft ungenügende. Die— 
ſelbe geſchah in Privat-Präparanden mehrerer Prediger und Lehrer 
ohne feſte und oft ohne angemeſſene Prineipien‘) und ihre Mängel 
wurden durch demnächſtigen allgemein üblichen Eintritt in Stellungen 
von Privatlehrern nur vermehrt, ließen ſich auch durch den ſpäteren, 
überhaupt nur jährigen, Seminarcurſus kaum heben. Ferner war 
die Aufnahme ins Seminar erſt ſo ſpät, daß die nicht dazu qualificirt 
Befundenen inzwiſchen oft Zeit und Kraft zu friſcher erfolgreicher 
Wahl eines neuen Lebensberufes verloren hatten. Endlich entfremdete 
der Aufenthalt der Seminariſten in einem ſehr frequenten, obendrein den 

) V. 8. Novbr. 1830, Ra. 3369. 


) So z. B. wurde das Präparandum des Dr. Reinhold zu Malchow durch 
V. v. 28. Mai 1833, Ra. 3380, Rgbl. 22, ausdrücklich verworfen. 


Sitz eines fürſtlichen Hoflagers bildenden, Marktflecken, jene im Voraus 
den ländlichen und wirthſchaftlichen Verhältniſſen, in denen ſie als 
zukünftige Landlehrer doch dereinſt vorzugsweiſe ſich bewegen ſollten, 
verlieh ihnen eine Selbſtüberhebung, wodurch ſie von Anfang an ihrer 
zukünftigen Orts- und Schulgemeinde ſchroff entgegen traten und jede 
gedeihliche Einwirkung auf dieſelbe verloren. Dieſe vorwiegenden und 
andere geringere Schattenſeiten führten endlich zur Verlegung und 
völliger Reorganiſation des Seminars. 


$ 27. 
Fortſetzung. 


In Neukloſter prangt jetzt ſeit Michgelis 1862 die Vorbereitungs— 
Anſtalt und das Landſchullehrer-Seminar für die Großherzoglichen 
Domainen. Mit landesherrlichem Koſtenaufwande von Hunderttauſen— 
den errichtet und unterhalten, erfüllt das Bildungsinſtitut jegliche Be— 
dingung innerer und äußerer Zweckmäßigkeit und wird in ſeiner Groß— 
artigkeit wol von keinem in anderen Staaten auch nur annähernd 
erreicht. Zehn Lehrer wirken in ſeinen weiten Räumen und Kinder 
aller Landestheile, ſowie der verſchiedenſten Stände finden dort ihre 
vollendete Ausbildung zu ihrem ſegensreichen Berufe. Bis auf Wei— 
teres iſt die Geſammtzahl ſeiner Zöglinge auf 160 fixirt.) Sämmtliche 
haben Wohnung, ganze Beköſtigung nebſt allem Zubehör und Unter— 
richt im Seminar gegen jährliche Zahlung von nur 40 Thlr. Courant 
praenumerando in Jahresraten, weshalb ſich auch in dieſer Beziehung 
bedeutende landesherrliche Zuſchüſſe vernothwendigen. Seinem jetzigen 
Namen entſprechend, iſt mit dem eigentlichen, aus 2 Claſſen zu je 32 
Schülern beſtehenden, Seminar jetzt noch ein Präparandum aus 3 
Claſſen zu je 32 Schülern für die Seminar-Exſpectanten als öffentliche 
Anſtalt verbunden. Nach vorheriger Meldung an einem jährlich zu 
veröffentlichenden Zeitpunkte beim Unterrichtsminiſterium, unter An— 
legung eines Taufſcheins, einer ſelbſt geſchriebenen Notiz über Herkunft 
und genoſſene Schulbildung, eines ärztlichen Atteſtes über körperliche 
Beſchaffenheit, geſchieht zn Michaelis die dortige Aufnahme ſolcher 
jungen Leute, welche im Laufe deſſelben Kalenderjahrs das 15. Lebens— 


) Alles Nachfolgende iſt beſtimmt in einem C. des Unt.-Min. an d. Super— 
intendenten v. 22. April 1862. 
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jahr erreicht haben, und in einer vorhergehenden Prüfung ihre Kennt— 
niß in demjenigen nachweiſen, was in einer guten I- oder 2claſſigen 
Volksſchule gelehrt und bei erforderlicher Qualification und Fleiß ge— 
lernt zu werden pflegt, auch ausdrücklich zu perſönlicher Ableiſtung 
demnächſtigen Militairdienſtes ſich verpflichten. Bei größerer Anzahl 
Angemeldeter als Aufzunehmender entſcheidet der Prüfungsgrad. Er— 
ſichtlich nicht Qualificirte, ebenſo wie die ſpäter alſo Befundenen wer— 
den ſofort abgewieſen und behalten deshalb noch Zeit genug zur Er— 
greifung eines anderen Berufs. 

Nach Abſolvirung eines 3jährigen Präparanden - Curſus mit dem 
18. Lebensjahr werden die Seminar -Erſpectanten aus der Anſtalt 
entlaſſen und zu Aſſiſtenten ($ 30) an den Volksſchulen verwandt. 
Die ihnen früher gewährte Freiheit, ein Lehreramt in Pripathäuſern 
(§ 8, 26) beſonders bei ſolchen Kindern anzunehmen, welche eine die 
Grenzen gewöhnlicher Volksſchulen überſchreitende Bildungsſtufe erſtre— 
ben (§ 12), findet pro futuro nicht mehr ftatt und mit Recht, denn 
das Seminar erzieht ſeiner Beſtimmung gemäß nur für öffentliche 
Schulen, und durch Aufenthalt in oft ganz heterogenen Privatverhält— 
niſſen werden ſeine Zöglinge nur zu leicht ihrem eigentlichen Berufe 
und Bildungsgange entfremdet. 

8 28. 
Fortſetzung. 


Nach Ablauf Zjähriger Aſſiſtentenzeit iſt inzwiſchen mit dem 21. 
Lebensjahr das militairpflichtige Alter herangenaht. Nach landesherr— 
licher Beſtimmung haben jene jetzt ihre frühere desfallſige Begünſtigung! 
verloren und in allen Fällen perſönlich den Militärdienſt zu erfüllen. 
Die bei der jährlichen Aushebung Feſtgelooſten erhalten nach 2jähriger 
Dienſtzeit Großurlaub und werden nur noch bei Mobiliſirungen ein— 
berufen. Freigelooſte müſſen eintreten, entweder als Stellvertreter, 
haben dann Anſpruch auf die betreffende Prämie und ſtehen im Uebri— 
gen gleich Feſtgelooſten, oder als Freiwillige, welche keine Prämie, 
wol aber nach 2 Jahren reinen Abſchied erhalten. 

So an Pünktlichkeit und Gehorſam gewöhnt, gehen nach Beendi— 
gung der 2jährigen Dienſtzeit, alſo wie früher mit dem 23. Lebensjahr 


) Wonach die Seminariſten gleich Studirenden angeſehen werden follten. 
V. v. 8. Novbr. 1830, Ra. 3369. 
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($ 26), die Seminar-Erſpectanten als nunmehrige wirkliche Semina— 
riſten in das eigentliche Seminar zu 2jährigem Curſus zurück und 
werden demnächſt nach beſtandener Prüfung (§ 31) in die Aſſiſtenten— 
und Lehrerſtellen verſandt (§ 30). 

Zu beſſerer Vorbereitung ſämmtlicher Zöglinge auch auf ihre zu— 
künftige äußere und öconomiſche Lebensſtellung werden dieſelben jetzt 
außer den Gegenſtänden des eigentlichen Elementarunterrichts (§ 12) 
mit Haus- und landwirthſchaftlichen Geſchäften,) auch mit manchen 
Kunſtfertigkeiten, z. B. Nutzarbeiten in Holz, vertraut gemacht und 
ſind zur Theilnahme an dieſer Unterweiſung verpflichtet. Ueberhaupt 
iſt das ganze jetzige Streben des Seminars ſehr zweckmäßig darauf 
gerichtet, ſeine Zöglinge in jeder Weiſe zu durchaus practiſchen Men— 
ſchen und Lehrern auszubilden und jede Selbſtüberhebung fern zu 
halten, weshalb ihnen auch jeder an ſich erlaubte freie Verkehr mit der 
Außenwelt und Einblick in die bürgerlichen Verhältniſſe unbedingt 
geſtattet iſt. 

Um dem Lehrerſtande die geeigneten Elemente, beſonders auch aus 
den höheren Claſſen der Landbevölkerung zuzuführen, ſollen die 
Prediger ſchon bei ihren Schulbeſuchen (§ 24) tüchtige Knaben zur 
Wahl des Lehrerfaches anregen. Schon wohlhabende Bauern ſenden 
jetzt ihre nachgeborenen, nicht zur Gehöftsſuceeſſion gelangenden, Söhne 
ins Seminar und auf erfreuliche Weiſe wird dadurch der Lehrerſtand 
dem Volke immer mehr befreundet und verwandt. 


§ 29. 
Fortſetzung. 


Um die Frequenz des Seminars und zugleich deſſen Zöglinge bei 
künftiger Lebensſtellung vor anderweitiger Concurrenz zu ſichern, wurde 
ſchon früher geſetzliche Vorkehr getroffen. Zunächſt ſollten hiernach 
erledigte Schulſtellen und eintretende Aſſiſtenzen im Domanium regel— 
mäßig nur mit Zöglingen des Seminars beſetzt werden; jedoch blieb 
es hülfsbedürftigen Lehrern überlaſſen, wenigſtens zu ihrer Aſſiſtenz 
($ 30) mit Conſens des Predigers und der Gemeinde auch andere 
qualificirte Individuen, aber ohne Recht auf demnächſtige wirkliche 


2) Ueber ihre Unterweiſung in Obſt-Cultur vgl. noch Thl. I. §. 472. 


Anſtellung, anzunehmen.) Die Schulordnung?) forderte zu Schul- 
ſtellen entweder Seminariſten oder andere auf öffentlicher Lehranſtalt, 
reſp. bei einem Prediger des Landes ausgebildete Subjecte. Wieder 
eine ſpätere Verordnung)) erklärte für Domanialſchulen regelmäßig nur 
ſolche Lehrer anſtellungsfähig, welche auf dem Seminar gebildet, auch 
von dort mit dem Maturitätszeugniß entlaſſen waren, und nur bei 
ihrer nicht genügenden Anzahl ſollten auch anderswo Vorgebildete an— 
genommen werden; letztere mußten ſich aber nach vorherigem Nachweis 
eines Alters von 23—26 Jahren durch Production von Tauf- und 
Confirmationsſchein, ihrer Vorbereitung zum Schulamt durch einen 
Prediger oder tüchtigen Schulmann, ihrer Sittlichkeit, ihrer Geſundheit an 
Bruſt, Geſicht, Gehör, an einem jährlich zu publicirenden Tage einer Prü— 
fung vor dem Seminar unterwerfen, welche bei nicht genügender Qualifica— 
tion nach Jahresfriſt einmal wiederholt werden durfte. Als endlich 
die Zahl der Seminar Zöglinge allmälig To gewachſen war, daß ſowohl 
auch jede Aſſiſtenz hülfsbedürftiger Lehrer, als jede ordentliche Lehrer— 
vacanz (§ 30) mit Seminariſten, oder doch wenigſtens ſchon geprüften 
(§ 26) Seminar-Exſpectanten ausgefüllt werden konnte, wurde die aus— 
ſchließliche Annahme von ſolchen für's Domanium beſtimmt, mit der 
einzigen Beſchränkung, „daß, um keinem Tüchtigen den Weg in's 
Schulamt zu verſperren, künftig denjenigen, welche anderswo als im 
Seminar zum Lehreramt ſich vorgebildet hatten und noch in dem ge— 
ſetzlichen Alter ſtanden, verſtattet ſein ſollte, das Abgangsexamen der 
Seminariſten mitzumachen, falls ſie ſich getraueten, dieſelben Leiſtungen 
abzulegen, welche von jenen gefordert wurden.“) 

Fortan endlich (§ 27, Note 1) ſollen zu Aſſiſtenten zunächſt nur 
die aus dem Präparandum ordnungsmäßig Abgegangenen ($ 27) ver— 
wandt, jedoch dem Befinden nach auch andere junge Leute zur Aſſi— 
ſtenten-Prüfung gelaſſen werden, wenn ſie entweder die Möglichkeit 
etwaiger aushülflicher Verwendung als Aſſiſtenten zu erwerben wün— 

1) Cab.⸗Reſer. v. 6. Febr. 1819, Ra. 3351. 

5) V. 7. März 1823, 4. Ra. 3354, Regbl. 12. 

) V. 5. Janr. 1833, Ra. 3878, Rgbl. 4. 2 

) V. v. 19. Deebr. 1834, Ra. 3396, Rgbl. 1835, St. 2. — Die Br. 
17. Septbr. 1849, Ra. 3453, Rgbl. 35, geſtattete auch bloßen Beſuch des Se- 
minars während wenigſtens eines halben Jahres jungen Leuten von 24 Jahren, 


moral. Lebenswandel, genügender Befähigung als Hospitanten in beſchränkter An— 
zahl, zu ihrer Ausbildung für andere als Domanial⸗Schulen. 


an 


ſchen oder es aus anderen Gründen ihrem Intereſſe angemeſſen finden. 
Sie müſſen bis zum 1. October des laufenden Jahres das 18. Lebens— 
jahr vollendet haben und bei ihrer an vorher publicirten Tagen ge 
ſchehenden Meldung vor dem Seminardirector ihren Tauf- und Con— 
firmationsſchein, ein ärztliches Atteſt über Geſundheit der Bruſt, des 
Geſichts und Gehörs, ein Zeugniß über ihre Vorbereitung für das 
Seminar und Zeugniſſe der competenten Prediger über ihr Betragen 
an ihren Aufenthaltsörtern, insbeſondere über ihre Theilnahme am 
Gottesdienſt und chriſtlichen Abendmahl einreichen. — Für die Auf— 
nahme ins eigentliche Seminar ($ 28) ferner bleibt es einſtweilen, bis 
die erſten jetzigen Zöglinge des Präparandum zum Eintritt dahin reif 
geworden find, im Allgemeinen bei der bisherigen Ueblichkeit (§ 26); 
ob aber noch ſpäter Nicht-Zöglinge des Präparandum dort zu recipiren, 
iſt ſpezieller Entſcheidung vorbehalten. Endlich iſt es auch für die 
Zukunft nach Befinden einzelnen jungen Männern, welche weder im 
Präparandum noch im Seminar ausgebildet ſind, geſtattet, das Zeug— 
niß der Befähigung zur Anſtellung im Schulamt durch Prüfung beim 
Seminar zu erwerben unter gleichen Anforderungen, wie bei eigent— 
lichen Seminariſten. Auch ſie müſſen ſich an vorher publicirten 
Tagen beim Seminardirector melden und dabei einen kurzen Lebens— 
lauf über Vorbereitung, Ausbildung und bisherige Dienſtſtellung 
produciren. 


$ 30. 
II. Anſtellung, Verſetzung. 


Die Lehrer beginnen ihre Laufbahn fortan regelmäßig nicht mehr 
wie früher als Privatlehrer (§ 8), ſondern als Aſſiſtenten, entweder 
bei Ueberfüllung von Volksſchulen (§ 9 a. E.), oder zur Hülfe kranker 
Lehrer ($ 53), oder bei wirklichen Vacanzen (55). Allmälig rücken fie 
zu feſten Hülfs-, ſ. g. zweiten, dritten u. ſ. w. Lehrern an den mel): 
reren Claſſen einzelner Schulen ($ 9 ff.) und demnächſt zu erſten Leh— 
rern mit Familienſtellen ($ 10) auf. Aber auch dieſe find dadurch 
für ihre Lebenszeit nicht an dieſelben, zum Theil ſehr verſchieden do— 
tirten Schulen gewieſen, ſondern erhalten bei tüchtiger Amtsführung 
und regem Eifer, im Uebrigen nach der Anciennität, mit der Zeit beſ— 


. 


ſere und einträglichere Stellen.) In Kirchen- und Pfarrdörfern ver— 
walten regelmäßig auch die jedesmaligen Küſter das Lehreramt, welche, 
nicht aber alleinige Lehrer, zum geiſtlichen Stande zählen.?) Die Aſſi— 
ſtenten werden direet vom Präparandum (§ 27) oder vom eigentlichen 
Seminar ($ 28) auf die vom Unterrichtsminiſterium an daſſelbe erge— 
hende Anzeige ſolches Bedürfniſſes ($ 55 a. E.) an ihre Stellen ver— 
ſandt.“) Die nach völlig beendigtem Seminarcurſus mit dem Zeugniß 
der Reife und Moralität entlaſſenen Seminariſten werden dadurch ohne 
Weiteres“) auch zur Bekleidung wirklicher Lehrerſtellen (§ 28) 
qualificirt. Von allen Anſtellungen erhält das Amt durch das Unter— 
richtsminiſterium ſofortige Nachricht, um darnach die Anholung zu ver— 
fügen ($ 50); im Uebrigen geſchieht der Eintritt neuer Lehrer am 
Beſten zu Michaelis, weil dann die Auseinanderſetzung mit den Vor— 
gängern, beſonders betreffs der Erndte, (§§ 41 u. 61) weniger Schwie— 
rigkeiten bereitet. Alle wirklichen Lehrer treten in die Kategorie landes— 
herrlicher Diener und werden in Gegenwart der Schulvorjteher?) vom 
competenten Prediger mit angemeſſener Feierlichkeit eingewieſen, auf 
treue Erfüllung der Unterthanen- und Berufspflichten behandſchlagt 
und am nächſtfolgenden Sonntag der Gemeinde in der Kirche vorge— 
ſtellt.) Lehrer und Küſter erhalten eine Anſtellungsurkunde oder Vo— 
cation, in welcher die Pflichten ihres Amtes aufgeführt”) auch, wie bei 
den andern Civildienern, die Clauſeln halbjähriger Kündigung aus 
wohlerwogenen und in jedem Fall anzugebenden Gründen reſervirt 
werden.“) Auch werden fie verpflichtet, bei Anlage neuer Schulen 
reſp. Claſſen mit anderen Lehrern (§ 9 ff.) zu Gunſten der letzteren 


) Vgl. Bv. v. 5. Jaur. 1833, Ra. 3378, Rgbl. 4, v. 24. Juni 1833, Ra. 
3382, 20. März 1841, Ra. 3423. 

2) Reg.⸗Reſer. v. 2. Mai 1789, H. II. 140, v. 14. April 1815, Ra. 3346, 
(vgl. § 4. Note 3.) 

3) Reg.⸗Reſer. v. 5. Deebr. 1842, Ra. 3433. 

) Die durch Vu. 5. Janr. 1833 eit. geforderte nachträgl. Prüfung durch die 
Superintendenten iſt jetzt anſcheinend weggefallen. 

5) By. 19. Septbr. 1842, § 8, Ra. 3432, Regbl. 34. 

6) Pp. 5. Janr. 1833, eit. 

7) Vv. 5. Janr. 1833, eit. 

) Vv. 5. Septbr 1833, Ra. 3384, v. 28.. ejd., Ra, 3385. 
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den durch Verminderung ihrer Kinderzahl ihnen entſtehenden Ausfall 
an Schulgeld ohne Entſchädigung ſich gefallen zu laſſen (§ 48).9) 

Die Induſtrielehrerinnen legitimiren ſich über ihre Befähigung 
zur Ertheilung des Handunterrichts am Beſten durch Zeugniſſe glaub— 
hafter Hausfrauen höheren, beſonders des Predigerſtandes. Auf 
Vorſchlag der Schulbehörde werden ſie vorzugsweiſe aus qualificirten 
Ehefrauen“) der Landlehrer und nur ausnahmsweiſe, aus beſonders 
zu motivirenden Gründen, aus anderen Perſonen vom Unterrichts— 
miniſterium beſtellt und demnächſt, unter Reſervation halbjähriger, 
gegenſeitiger Kündigung,“) auf die bei Anlage neuer Induſtrie-Schulen 
zu errichtenden beſonderen Regulative ($ 11) von erſterer an ihren 
Dienſt gewieſen.“) 


8 31. 
III. Allgemeine Gnaliſication, Dienſtpflichten. 


Verordnungsmäßig ſollen die Lehrer majorenn, unbeſcholten, mit 
einem zum mündlichen Vortrag geeigneten Organe begabt,) auch ehr— 
erbietig, beſcheiden, gehorſam gegen die Prediger?) ſein und bei ihrer 
Entlaſſung aus dem Seminar (§ 28) ein Zeugniß genügender Befähi— 
gung und tadelloſen Lebenswandels erwerben.“) Daß dieſen und an— 
deren Erforderniſſen allſeitig genügt werde, dafür ſorgt auch ohnehin 
ſchon die jetzige ſorgfältige und vorſichtige Einrichtung unſeres Lehrer— 
ſeminars. 

Betreffs der eigentlichen Dienſtpflichten, beſonders gehörigen (§ 12) 
und unausgeſetzten (§ 17) Unterrichts, Handhabung unpartheiiſcher 
Disciplin (§ 16), Führung der Verſäumniß- (§ 22) und Schul— 
tabellen ($ 24), bedingter Aufnahme anderer als der den Lehrern ur: 


9) Cab.⸗-Reſeripte v. 16. Septbr. 1805, Ra. 3345, v. 28. Juli 1825, vol. 
By. v. 7. März 1823, $ 3, Ra. 3354, Rgbl, 12, v. 13. Aug. 1834, Ra. 3393, 
Rgbl. 32. 

0) Was von den Ehefrauen der Lehrer, wird auch von deren erwachſenen Toͤch— 
tern gelten, aus deren Anzahl manche Induſtrielehrerin hervorgeht. 

) By. 23. Mai 1837, $ 11, Ra. 3406. Rgbl. 20. 

1) Bo. 23. Mai 1837, 88 5—8 eitt. 

) Vo. 7. März 1823, §8 4 u. 5, Ra. 3354, Rgbl. 12. 

2) By. 20. Aug. 1771, 8 9, H. II. 35: 

) Vv. 5. Janr. 1833, Ra. 3378, Rgbl. 4. 
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ſprünglich zugewieſenen Schulkinder (§ 20), Einforderung des Impf— 
ſcheins vor Aufnahme neuer Kinder (§ 22), Theilnahme an den Lehrer— 
conferenzen (§ 24), hauswirthlicher Benutzung der Schulwohnungen 
($ 37 u. 59), der Feuerungsvorräthe (§ 39 u. 59), der Ländereien 
( 40) und Hecken ($ 45 u. 63), iſt das Nöthige an betreffender Stelle 
geſagt. 

Auch die Induſtrielehrerinnen ſollen von ausgewieſener Geſchick— 
lichkeit, Neigung, Ordnungsliebe, Sittlichkeit ſein, ihren Unterricht mit 
Fleiß, Aufmerkſamkeit, Unparth eilichkeit geben, auf Betriebſamkeit, 
Fortſchritte, Sittlichkeit und Ordentlichkeit der Kinder achten. 

Nebenverdienſt iſt den Lehrern nur bedingt geſtattet. Während 
der Schulſtunden iſt jegliche Nebenbeſchäftigung, ſowol der Kinder zum 
Nutzen der Lehrer (§ 12), als der Lehrer ſelbſt durchaus verboten,) und 
ſollen den Lehrern keinerlei Nebendienſte auferlegt werden, welche an 
pflichtmäßiger Amtsverwaltung hindern.“) In den Freiſtunden dürfen 
fie außer der ihnen obliegenden Hülfe bei Anholung der Feuerung (§ 39) 
und bei der Feldbeſtellung (§ 46), ein auf dem Lande erlaubtes (vgl. 
Thl. I. § 144 ff.) und nicht ſtörendes Handwerk oder Gewerbe aus— 
üben,“) jedoch die Schneiderei nur dann, wenn im Dorf kein anderer 
Schneider wohnt oder ſich nicht gerade niederlaſſen will, auch nur 
gegen Verpflichtung zur edictmäßigen Handwerks - Contribution.) Er— 
theilung von Privatunterricht in den Mußeſtunden ſteht ihnen frei ($ 12). 
Zu empfehlen iſt ferner den Lehrern die Obſt-, Bienen- und Seiden— 
kultur, welche bei einiger Sorgfalt nicht unerhebliche jährliche Erträge 
bewirkt (ogl. Thl. J. $$ 168, Not. 2, 171 ff., 185 ff.). Dem Aſſiſtenten 
im Trauerjahr (§ 51) iſt für die Freiſtunden nebenbei fleißige Hand— 
reichung der Wittwe zu Zwecken des Haushalts, z. B. durch Klein— 
machen von Holz geboten.) Unabhängigkeit von Nebenerwerb wird 
beſonders durch häufigeren Wechſel der Lehrer gewonnen.“) 

Betreffs ihrer dienſtlichen und privaten Führung ſtehen ſämmt— 
5 Lehrer unter Controle des Amtes und Predigers ($ reſp. der 


) Vo. 1. Decbr. 1768, § 10, H. II. 32, v, 20. Aug. 1771, 8 12 eit. 
>) By. 7, März 1823, § 10 eit. 

e) Bo. 7. März 1823, $ 9 elt. 

7) C. v. 19. Dechr. 1829, Ra. 3369. 

8) Vv. 12. Juni 1784 a. E., H. II. 87. 

9) R. v. 3. Janr. 1834, Ra. 3390. 
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Schulporſteher (8 3). Bei Uebertretung ihrer Dienſtpflichten tritt auf 
adminiſtrativem Disciplinauwege geeignete Correction und Strafe durch 
Localſchulbehörde, Superintendenten und Oberſchulbehörde ein (wal. 
§ 16), bei ihrer völligen Unfähigkeit zur ferneren Verwaltung des 
Lehreramtes aber Dienſtentfernung unter der Form der Penſionirung, 


— 
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Kündigung oder ſofortigen Abſetzung ($ 53—55). 


IV. Emolumente. 


1) Im Allgemeinen. 
8 32. 
a. Inhalt, Conſtituirung, Veränderung. 

Die Dotation der Lehrer reſp. Conſervation der Schulen in Meck— 
lenburg iſt geſetzlich und obſervanzmäßig durchſchnittlich gleich getheilte 
Laſt der Grundherrſchaft und der Schulgemeinde (§ 1).) Dennoch 
werden hierbei nicht immer dieſelben Präſtationen repartirt, ſondern 
jene beiden concurriren regelmäßig zu verſchiedenen Leiſtungen. So 
giebt z. B. die Grundherrſchaft vorzugsweiſe Baumaterialien, Feuerung, 
Ländereien, während Hand- und Spanndienſte, ſowie auch die meiſten 
bagren Koſten weſentlich die Gemeinde treffen. 

Geſetzliche Grundlage für Dotation der Lehrer iſt im Ganzen 
noch jetzt das Schulreglement vom 18. October 1770.2) Seine An— 
wendung beſchränkt ſich nicht auf je eine einzige Schule in dem ein— 
zelnen Orte, ſondern erſtreckt ſich ebenſo wie die Conſervationspflicht 
der Grundherrſchaft und Gemeinde, auch auf mehrere Schulen des— 
ſelben Ortes, deren Gründung nützlich befunden und realiſirt iſt. 
($ 9 u. 10) 

Die Conſtituirung der Dotation geſchieht aber nicht einſeitig durch 
Grundherſchaft und Gemeinde, ſondern nach vorgängiger Communi— 
cation mit den Superintendenten und dem Miniſterium für Unter— 
richt (C 5). Ihre Veränderung iſt deshalb auch nicht durch alleinige 
Verträge der Lehrer mit ihren Dienſtnachfolgern (Ss 58 u. 63), oder 

) Vgl. Reg.⸗Reſer. v. 18. Aug. 1841, Ra. 3427. 

) Vgl. H. II. 35; daſſelbe iſt wiederholt durch Schulordnung vom 7. März 


1823, sub 10, Ra. 3354, Rgbl. 12. $ 
) Vo. 23. Oetbr. 1826, Ra. 3358. Ngbl. 39, v. 25. Oetbr. 1826, Ra. 3359. 
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mit Grundherrſchaft und Gemeinde, ſondern nur unter Conſens der 
geiſtlichen und Schul-Oberbehörden möglich und wirkſam.“) 

Beamte ſollen deshalb bei jeder Regulirung und Veränderung 
von Schulſtellen unaufgefordert dem Superintendenten von den Emo— 
lumenten vorgängige genaue Kunde rechtzeitig geben, überhaupt auch 
ſonſt auf deſſen Antrag darüber immer gewünſchte Nachricht ertheilen?) 
(vgl. noch § 42). 

§ 33. 
b. Lundesherrliche Conſervationslaſt. — Beiträge Eingeſchulter aus 
anderen Landestheilen. 

Die contribuirende Grundherrſchaft iſt im Domanium allein der 
Landesherr (Thl. I., $ 57). Derſelbe wird im eigentlichen Kammergut 
zunächſt durch die Local-Adminiſtrativ- Behörden und das Kammer— 
und Forſtcollegium, im Haushalt durch die dortigen Verwaltung s— 
behörden vertreten (Thl. I., § 1 ff.), und dieſe alle ſind zunächſt zur 
Regelung und Leiſtung der grundherrlichen Schullaſten competent. 
Sie haben aber auch — und in dieſer Beziehung auch die Großherzog— 
lichen Aemter im Haushaltsgebiet ($ J — das Recht der Aufſicht auf 
prompte Erfüllung der Schulleiſtungen durch die innerhalb ihrer Gren— 
zen belegenen Schulgemeinden. 

Letztere können nun entweder ausſchließlich aus Domanialen oder 
gleichzeitig aus eingeſchulten Ortſchaften anderer Landestheile beſtehen 
($ 9 u. 10). Für erſtere haben die Adminiſtrativbehörden in Grund— 
lage der Obſervanz, der Geſetze und der Contracte freie Hand bei An— 
ordnung der verſchiedenen Schullaſten ($ 54). Für eingeſchulte fremde 
Ortſchaften aber normiren hierüber, wenn es ſich nicht um Küſter— 
ſchulen handelt, auf deren Benutzung, ſoweit nicht geſetzliche Beſtim— 
mungen, z. B. betreffs Ueberfüllung u. ſ. w. entgegenſtehen, alle Ein— 
gepfarrte ein Anrecht haben — von den Domanialbehörden mit den 
fremden Obrigkeiten abzuſchließende und landesherrlicher Beſtätigung 
bedürfende Vereinbarungen. Letztere werden hierin regelmäßig zu 


) Cab.-Reſeripte v. 14. April 1815, Ra. 3346, 22. Mai 1818, Ra. 3350, 
7. Septbr. 1820, Ra. 3353, betr. der Ländereien modificirt durch C. v. 30. März 
1827, $ 12 (88 42, 43). 

) C. v. 17. Aug. 1825, Ra. 3171, Rgbl. 34, v. 28. Febr. 1852. 
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ſämmtlichen genau zu beſtimmenden baaren und naturalen, event. 
in baare Averſionalſummen umzuſetzenden Schullaſten pro rats ihres 
Hufenſtandes, ihrer Anſpannungskraft, ihrer Kinder- und Familien— 
zahl,) ihrer Bauernſtellen u. ſ. w. obligirt, müſſen ſich auch der für 
das Domanium geltenden Schulgeſetzgebung (vgl. § 14), alleiniger 
Aufſicht der Local-Schulbehörde (§ 4), ausſchließlicher Competenz der 
Aemter zur Anordnung aller öconomiſchen Einrichtungen, z. B. 
Bauten u. ſ. w., ferner etwa beliebter Vergrößerung oder Verkleinerung 
des Schulverbands unterwerfen. Jährliche gegenſeitige Kündigung 
auf Michaelis iſt zu reſerviren, doch kann vorgeſehen werden, daß 
innerhalb gewiſſer Jahre nach einem großen, bedeutende Verwendungen 
der fremden Obrigkeiten erfordernden Schulbaue die Gemeinſchaft von 
Seiten der Domanial-Schulbehörde entweder gar nicht oder nur gegen 
Rückzahlung einer angemeſſenen baaren Bauſumme an jene aufge— 
hoben werde. 

Aehnliche Contracte werden übrigens auch bei Einſchulungen von 
Domanial-Ortſchaften in Schulen anderer Landestheile normiren. Bei 
der ſehr häufigen Einſchulung der Amtsfreiheiten (Thl. J. § 3) in die 
Stadtſchulen pflegt vom Amte das Schulgeld für feine wirklich am 
ſtädtſchen öffentlichen Schulunterricht theilnehmenden Kinder in runder 
Summe nach Maaßgabe des ſonſtigen ſtädtſchen Schulgelds, und 
außerdem ein jährlicher runder Beitrag von etwa 10 Thlr., ſtatt des— 
ſelben zuweilen auch doppeltes Schulgeld, zur Unterhaltungslaſt aus 
der Amtscaſſe an die Stadt gezahlt zu werden, wogegen aber auch die 
auf der Amtsfreiheit belegenen Grundſtücke vom ſtädtſchen, ſ. g. Schul— 
ordnungsgeld gewöhnlich frei ſind. 


8 34. 
e. Conſervationslaſt der Domanial-Schulgemeinden. 
Letztere beſtehen entweder nur aus einzelnen reſp. mehreren Dör— 
fern oder Höfen, oder gemeinſchaftlich aus Dörfern und Höfen. 
Steht die Schulgemeinde des Schulorts für ſich allein, d. i. iſt 
keine auswärtige Ortſchaft eingeſchult (88 9 u. 10), jo müßte jene 
eigentlich auch allein den ihr als ſolcher geſetzlich obliegenden vollen 


) R. v. 3. Juni 1832, Ra. 3374. 
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Antheil übertragen. Dies iſt auch für jedes Dorf unbeſtritten und 
den Beſtimmungen des ausdrücklich nur auf Dörfer ſich beziehenden 
Schulreglements (§ 32) entſprechend. Gleiches muß ferner analog für 
ſpäter abgezweigte Büdnercolonien (Thl. I., § 60) gelten, welche bei 
ihrer Errichtung obendrein ſtets ſpeziell zur Conſervation ihrer etwaigen 
eignen Schulen vinculirt zu werden pflegen.!) Der Fall dagegen, daß 
auch einzelne Höfe ſchon eigne Schulen haben können, iſt im Schul— 
reglement nicht vorgeſehen und deßhalb — wenngleich die Verpflichtung 
jeder Schulgemeinde zur theilweiſen Conſervation ſchon uralt ($ 1 und 
32), daher auch auf Höfe vielleicht ipso jure anwendbar — immerhin 
deren Quote ganz unbeſtimmt.?) Obendrein haben bedeutende con— 
tractliche Schulpräſtationen Einfluß auf die Höhe des Meiſtgebots 
(Thl. J., $ 69 und 70) — und da auf dieſe Weiſe die Grundherrſchaft 
allein bei Höfen doch immer nur eigentlich diejenige iſt, welcher erſtere 
zur Laſt ſind, ſo übernimmt ſie entweder regelmäßig von vorne herein 
contractlich einen größeren Antheil derſelben, ſo daß hiernach die Höfe 
als ſolche bedeutend günſtiger geſtellt ſind als die Dörfer (gl. § 38), 
oder vermindert die Dotation der Hofſchulen, wegen deren deshalb 
überall keine gleichmäßige Principien herrſchen (§ 47). 

Gleiche Grundſätze gelten bei Einſchulungen aus Domanial-Ort— 
ſchaften in Domanial-Schulen (88 9 und 10). Mehrere zu demſelben 
Schulverband gehörende Dörfer übertragen gemeinſchaftlich die ſonſt 
dem alleinigen Schuldorf geſetzlich obliegenden Laſten ($ 35). Mehrere 
Höfe mit gemeinſchaftlicher Schule theilen ſich in die event. von der 
Grundherrſchaft ermäßigte Quote des ſonſt alleinigen Schulhofes. 
Concurriren endlich einzelne oder mehrere Höfe zu Dorfsſchulen, ſo 
entſcheiden für deren Gemeindequoten allein die möglichſt genau zu 
ſpezialiſirenden pachteontractlichen Beſtimmungen. Den Reſt über— 
tragen gemeinſchaftlich die Dörfer, ſoweit nicht die Grundherrſchaft, 
beſonders bei den etwa von ihr ſelbſt adminiſtrirten Höfen, freiwillig 
und aus Gnaden auch hieran in einiger Weiſe zu participiren, reſp. 
dieſerwegen baare Vergütung zu leiſten, für gut befindet.“) 


) vgl. R. v. 13. Septbr. 1838, Ra. 3413. 
2) C. v. 23. Septbr. 1840, Ra. 3419. 
) C. v. 23. Septbr. 1840 eit. 
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6b} 
Fortſetzung. 


Für die Repartition unter den einzelnen Domanial-Ortſchaften 
normirt hauptſächlich der Hufenſtand (Thl. I. $ 4 und 65), auch das 
Verhältniß der Anſpannung,) ſeltener die Anzahl der Familien oder 
Köpfe oder Kinder.“) Zu gegenſeitiger Bequemlichkeit vereinigen ſich oft 
die einzelnen Ortſchaften des Schulverbandes dahin, daß ſie nicht pro 
Quota an allen und jeden Schullaften theilnehmen, ſondern einige 
z. B. die Ackerbeſtellung (8 46), Anholung der Feuerung (§ 39), die 
ſ. g. kleinen Fuhren ($ 50) von einzelnen, denen gerade dieſe wegen 
größerer Nähe weniger läſtig fallen, beſonders vom Schulort ſelbſt, 
für immer oder nach Jahreswechſel übernommen werden. Zuweilen 
vergleichen ſich die pflichtigen Ortſchaften mit dem berechtigten Lehrer 
auch durch baare Zahlung einer Averſionalſumme, wogegen jener dann 
ſelbſt die betreffenden Leiſtungen übernimmt. Bei Streitfällen geſchieht 
die Repartition dieſer Communallaſt im Verwaltungswege, und gericht— 
liche Competenz tritt nur ein, wo ſie ausdrücklich geſetzlich beſtimmt iſt 
(Thl. I., § 31, N. 8). 

Die Subrepartition anbelangend, ſo fällt dieſelbe bei Pächtern, 
als hauptſächlich alleinigen Innehabern der Höfe, mit der ſchon ($ 34) 
vorerwähnten Quote der letzteren zuſammen, während in den Dörfern 
mehrere Bewohnerclaſſen und in dieſen wieder viele einzelne Partici— 
pienten ſind. Hier geſchieht denn die Subrepartition gleich der ſon— 
ſtiger Communallaſten (Thl. I., § 4), d. i. bei Beſitzern von Bauer— 
hufen nach dem Hufenſtande (Thl. I., $ 83 und 108), bei Büdnern! 
aber nicht nach letzterem, da er für ſie nur ein Minimum ergeben 
würde, ſondern nach einem gewiſſen numeriſchen Quotenverhältniß zu 
den Hüfnern, wobei je nach Größe der letzteren und der Büdner von 
dieſen 4— 8 auf einen Hüfner gerechnet werden (Thl. I., $ 117) ;) bei 
Häuslern (Thl. I. § 121) und dotirten Einliegern (Thl. J., § 140) 

) z. B. bei Repartition der Spanndienſte zwiſchen Dörfern und Höfen, C. v. 
23. Septbr. 1840 eit. 

) R. v. 3. Jun. 1832, Ra. 3374, R. v. 11. Juli 1834, Ra. 3392. 

3) R. v. 25. Oetbr. 1826, R. 3359. 

) Uebrigens find dieſe durch Ueberlaſſgsbedingg. v. 28. Janr. 1851, 8§ 6, 


Ra. 3949, auch zu Handdienſten verpflichtet. Für ihre jährlichen baaren Beiträge 
zu Schulbauten pflegt ein Marimum von 24 fl. zu normiren. 
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nach gleichem Verhältniß gegenüber den Büdnern; betreffs der Hof— 
und Gehöftstagelöhner endlich ſchwankt die Praxis, welche jene oft ſelbſt 
ganz von baaren Beiträgen und Dienſten befreiet (Thl. I., $ 127 und 
130) reſp. die Hoftagelöhner hierzu nur dann pflichtig hält, wenn die 
Gehöftstagelöhner contribuiren müſſen.“) Oefter vereinigen ſich auch 
die Verpflichteten unter einander, einzelne Leiſtungen, z. B. Hand— 
dienſte, ganz von einzelnen Claſſen oder einzelnen Mitgliedern der— 
ſelben ausführen zu laſſen, und andere ausſchließlich auf die Anderen 
zu übertragen. Im Streitfalle geſchieht, ſoweit richterliche Competenz 
nicht ausdrücklich reſervirt iſt, auch die Subrepartition im Verwaltungs— 
wege‘) wobei jedoch ausdrückliche contractliche ganze oder theilweiſe 
Exemtionen und Entfreiungen ihre gerechte Berückſichtigung finden 
werden.“) 


2) Emolumente der Lehrer mit Familienſtellen. 


a. Wohnung mit Zubehör. 


§ 36. 
aa. Erforderniß und Einrichtung. 


Schon nach dem Schulreglement ($ 32) ſoll der Lehrer unent— 
geltlich eine eigne Wohnung nebſt der erforderlichen Viehſtallung 
haben, jene auch eine mit Tiſchen und Bänken verſehene Schulſtube 
und außerdem bei größerer Anzahl der Schulkinder noch eine beſon— 
dere Wohnſtube nebſt einigen Kammern enthalten. Verlegung der 
Schulen in eigenthümliche Häuſer der Lehrer und in Miethslocale 
(§ 38) iſt aber nur im höchſten Nothfall zuläſſig, weil dann vom Wechſel 
der Perſonen ſelbſt der Fortbeſtand der Schulen abhängig wird,) des— 
halb auch bei jeder Neu-Anlage von Schulen der Bau beſonderer 
Schulhäuſer zu erſtreben. Letztere nebſt Zubehör werden jetzt in jeder 
Weiſe den Anforderungen der Zeit und einer würdigen Stellung der Lehrer 
entſprechend gebaut und eingerichtet. 


>) C. v. 23. Septbr. 1840, Ra. 3419. 

6) vol. die im Text geſchehenen Citate des Thl. I., ferner ibid. § 31, Note 8, 
büdnerbriefliche Beſtimmgg. v. 17. Septbr. 1838, § 9, Ra. 162, Rv. 3. Juni 
1832, Ra. 3374. ? 

) Rv. 3. Juni 1832 eitt.. v. 11. Juni 1840, Ra. 3418. 

) Vgl. C. v. 31. Juli 1852. 
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Die Schulgebäude beſtehen jetzt regelmäßig aus dem gleichzeitig 
die ſehr räumlichen Wohn: und Unterrichtslocalitäten umfaſſenden 
Wohnhauſe und beſonderer Scheune mit verbundenem Stallraum, wozu 
noch möglichſt ein eigner Brunnen und bei Bienencultur der Lehrer 
ein beſonderes Bienenſchauer (Thl. I, $ 186) kommt. 

Betreffs der Bauart wird für das Wohnhaus der finanziell und 
ſtaatswirthſchaſtlich vortheilhaftere Maſſivbau mit Pfannen- oder 
Krondach vorgezogen, während bei Nebengebäuden meiſtens Fachwerk 
mit Strohdach ſich findet.) Bei Anwendung des Fachwerkbaues ſoll 
zum ganzen äußeren Ring, oder doch wenigſtens zu den Eck-, Thür- 
Fenſterſtändern und Sohlen Eichenholz, im Uebrigen Tannenholz mit 
ausgeklehmten oder Mauerſtein-Tafeln verwandt werden.“) 

Der äußere Umfang der Schulhäuſer richtet ſich zunächſt nach 
dem gegenwärtigen Bedürfniß; doch iſt die Möglichkeit ihrer dereinſti— 
gen Vergrößerung und Erweiterung, z. B. durch Anbau des Wohn— 
raums für 2te ꝛc. Lehrer ($ 51) bei Einrichtung mehrerer Claſſen 
(§§ 9, 10), ſchon bei der Auswahl des Bauplatzes, nicht minder bei 
der Dimenſion der Schulſtuben die Eventualität eines Zuwachſes der 
Schülerzahl zu berückſichtigen, wie denn auch bei jedem Neubau ein 
beſonderes Zimmer für den Induſtrie-Unterricht (§8 11 u. 52) vorge 
ſchrieben wird.“ 

Im Innern ſollen bei Fachwerks-Bau die Wände und Decken 
der Stuben berohrt, verputzt, auch die Fenſterluchten mit Vorderrahmen 
und 4 Zoll breiter innerer Bekleidung verſehen jein.’) 

Bei allen Neubauten und den Reparaturen der Wohn jetzt auch 
der Schlafſtuben, namentlich beim Bedürfniß ihrer neuen Dielung, ſind 
die Fußböden von Brettern,“) diejenigen der Schulſtuben aber jetzt von 
Asphalt,) gewöhnlich auf einer Cementlage, herzuſtellen. Die Schul- 


) C. v. 9. Juni 1836, Ra. 3402, v. 28. Jul. 1845, Ra. 3441. 

) C. v. 9. Juni 1836 eitt., vgl. Neubauwerths-Zuſammenſtellung v. 19. 
April 1851 und die auch hier entſprechende Anwendung findenden Bauvorſchriften in 
Thl. I., 88 72 u. 85. 

) C. v. 3. Juni 1833, Ra. 3381. 

) C. v. 28. Juli 1845 eitt. 

6) C. v. 30. Deebr. 1834, Ra. 3397. 

) C. v. 10. Octbr. 1860, wodurch ein entgegenſtehendes v. 14. Septbr. 1830 
veraltet iſt. 

Bald, Domaniale Verhältniſſe. II. 4 
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ſtuben endlich jollen quadratförmig, nicht gegen Norden gelegen, mit 
beſonderem Eingang verſehen, 11—12 Fuß hoch und ſo geräumig ſein, 
daß auf jedes ſchulfähige Kind 6 OFuß kommen.“) 


8 37. 
bb. Conſervation und Paulaſt. 


Die Lehrer find verpflichtet, ihre Wohnungen haus wirthlich zu be— 
nutzen, ordentlich und reinlich zu erhalten,) haften auch für muthwillige 
und fahrläſſige Beſchädigungen nach gemeinrechtlichen Grundſätzen (8 59). 
Speziellere Stipulationen, wie bei Nutznießern Großherzoglicher 
Dienſtwohnungen (Thl. I, $ 16) werden ihnen bis jetzt nicht auferlegt. 

Der Geſchäftsbetrieb und das Verfahren bei Schulbauten gleicht 
demjenigen ſonſtiger Amtsbauten und wird bei dieſen ſpäter erörtert 
werden. Dies gilt auch von Küſter- und gleichzeitig Schullocalitäten, 
wenn an ihnen Umfangs-Erxweiterungen zu Zwecken des Schulamtes 
ſich vernothwendigen, wogegen, wenn der Neubau oder die Reparatur 
in den Grenzen des früheren Umfangs bleibt, ohne Rückſicht auf die 
Beſtimmung des Gebäudes, der ſpäter zu behandelnde geiſtliche Bau— 
betrieb eintritt.) 

Im letzteren Falle wird auch beim Unvermögen des Aerars die 
Baulaſt auf Patron und Eingepfarrte des Kirchſpiels, wie bei ſonſtigen 
geiſtlichen Bauten, nach ſpäter zu erörternden Grundſätzen vertheilt.?) 
Bei den eigentlichen Schulbauten dagegen ruhet die Conſerpationslaſt 
auf Grundherrſchaft und Schulgemeinde (§ 32 ff.). Hierbei liefert 
erſtere ſowol zu Neubauten als Reparaturen und zur Hofbefriedigung 
nach den durch die Praxis und ſpätere Verordnungen erweiterten Be— 
ſtimmungen des Schulreglements“ zunächſt nur die rohen Materialien 
d. i. Holz, incl. Bretter, Latten, Zaunbuſch !), ferner Ziegelſteine, incl. 


8) C. v. 30. Mai 1833, Ra. 3379, vgl. V. v. 7. März 1823, 1, Ra. 3354, 
Rgbl. 12, Erläutergg. 3. c. zum C. v. 28. Deebr. 1854. 

) Vv. 19. Septbr. 1842, § 7, Ra. 3432, Rgbl. 34. 

2) Vv. 21. April 1832, II. Ra. 3195, Rgbl. 18. 

3) C. v. 9. Juni 1836, Ra. 3402. 

) V. 18. Oetbr. 1770, IX, H. II. 35, vgl. Vv. v. 23. Nov. 1770; 9. Juni 
1836 cit.; 20. Decbr. 1836, Ra. 3404. Ueber Bienenſchauer vgl. Thl. I, § 186. 

5) Deſſen Lieferung übrigens contractlich, wie auch zur Gartenbefriedigung 
($ 44), den Hauswirthen und Pächtern auferlegt zu werden pflegt. 


— 1 


Holfter und Brunnenſteine, endlich Kalk und bei Asphalt-Fußböden 
die hierzu nöthigen Materialien ($ 36, N. 7) ;36) die Gemeinde dagegen 
überträgt den Bereitelohn und das Zählgeld jener von der Grund— 
herrſchaft hergegebenen Materialien,“) jedoch im Falle des Maſſivbaues 
bei den zum äußeren Ring erforderlichen Mauerſteinen nur das Zähl— 
geld,) und bei den zu den übrigen Theilen (Brunnen, Backöfen ꝛc.) zu 
verwendenden Mauerſteinen, auch bei Holftern und Brunnenſteinen 
nur halbes Brenn- und volles Zählgeld,’) kauft die übrigen hiernach 
nicht von der Grundherrſchaft herzugebenden Materialien, bezahlt die 
Handwerker,) liefert Stroh, Kaff, Häckerling, Weeden, Wräudelſtöcke 
event. Zaunbuſch (vgl. N. 5), auch Sand, Kies, Lehm, Fundament— 
ſteine, ſtellt endlich alle Hand- und Spanndienſte (vgl. nach § 41 a. E.) 


9 38. 


Fortſetzung. 

Dieſe volle Gemeinde-Laſt ruhet aber nur auf den Dörfern, wo— 
gegen die Höfe nach ſchon erörterten Repartitions-Grundſätzen ($ 34 ff.) 
günſtiger ſtehen. Letztere ſind hiernach an ſich) ſoweit nicht ſpecielle 
contractliche Stipulationen andere Beſtimmungen enthalten, zu allen 
Spanndienſten nur bei ihren eignen Orts- und bei denjenigen Schulen 
verpflichtet, zu denen ausſchließlich Höfe reſp. dieſe und Büdnercolonien 
($ 34) concurriren, dagegen bei ihrer Einſchulung in Dorfſchulen 
nur betreffs Neubauten und erheblicher Reparaturen in Grundlage der 
Anſpannungskraft. Handdienſte werden ferner höchſtens von den Hof— 
tagelöhnern perſönlich ($ 35) und ohne Vergütung durch den Pächter 
gefordert.) Baare Baukoſten endlich werden den Höfen nie, weder ge— 


6) C. v. 10. Octbr. 1860. 

7) Vo. 18. Octbr. 1770 eit. 

8) C. v. 9. Juni 1836 eit. 

9) C. v. 9. Juni und 20. Decbr. 1836 eitt. 

0) Hierher gehört auch das Reinigen der Schornſteine, R. v. 31. Deebr. 1840, 
Ra. 3420. . 

1) Pv. 18. Oetbr. 1770 eit. — Nach R. v. 7. Aug. 1832, Ra. 3375, ges 
ſchieht das Ausbrechen der Fundamentſteine im Handdienſt, ihr Aufladen im 
Spanndienſt. 

) C. v. 23. Septbr. 1840, Ra. 3419, wodurch die entgegengeſetzten Beſtim— 
mungen des Ro. 11. Juli 1834, Ra. 3392 aufgehoben find. 

2) C. v. 23. Septbr. 1840 eit. 
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ſetzlich noch obſervanzmäßig noch contractlich auferlegt, ſondern entweder 
von den allein dazu verpflichteten Dorfſchaften der Schulgemeinde oder 
auch pro quota des Hofes auf adminiſtrative Verfügung aus der 
Amtsbaukaſſe übertragen. Dieſe Beſtimmungen finden analoge Anwen— 
dung auf die aus der Parcelirung früherer Höfe hervorgegangenen kleineren 
Erb- und Zeitpachtbeſitzungen, ſoweit nicht — was übrigens regelmäßig 
der Fall iſt — in deren, bei ihrer Neuerrichtung ihnen ertheilten, Con— 
tracten entgegengeſetzte Stipulationen ausdrücklich aufgenommen ſind. 
Beim Mangel beſonderer Schullocalitäten (vgl. übrigens § 36) wird 
auch die Miethe von der Schulgemeinde und der Grundherrſchaft nach 
ähnlichen Grundſätzen,) reſp. für gleichzeitige Küſterhäuſer ſubſidiär 
von Patron und Eingepfarrten aufgebracht. 

Bei Beſchaffung des eigentlichen Schulmobiliars ($$ 14 und 15) 
endlich z. B. Subſellien, Bänke, Katheder, Wandtafeln, nebſt Statif 
trägt ſowol in gleichzeitigen Küſter- als in eigentlichen Schulhäuſern 
die Schulgemeinde reſp. für die Höfe die Grundherrſchaft nach vor— 
ſtehenden Grundſätzen die baaren Koſten, während die dazu erforder— 
lichen Materialien bei ausſchließlichen Schulhäuſern von der Grund— 
herrſchaft, wie zu ſonſtigen Bauten, bei gleichzeitigen Küſterhäuſern 
landesherrlichen Patronats aber nur dann ebenſo reſp. nur pro rata 
gegeben werden, je nachdem die damit verbundenen Schulen ganz teſp. 
nur theilweiſe von Schulkindern aus dem Domanium beſucht werden.“ 

Die Baulaſt der Gemeinde iſt demnach keine geringe, beträgt 
außer den Hand- und Spanndienſten reſp. einzelnen Materialien (§ 37) 
für ein einzelnes Schulhaus oft mehr als baar 1000 Thlr., ) in kleine— 
ren Dörfern und bei wenig Hauswirthen für jeden derſelben oft mehr 
als 100 Thlr. Dazu kommt, daß die Aufkunft aus dem vorherigen 
Abbruch alter Schulhäuſer regelmäßig ganz von der Grundherrſchaft 
eingezogen wird, welche ja die weſentlichen Objecte des Abbruch-Ver— 
kaufs, nämlich die Materialien (§ 37), hergegeben hat, wogegen der 
Gemeinde dann nur die von ihr gelieferten und auszuſcheidenden Ma⸗ 


) Vo. 18. Oectbr. 1770, IX, H. II. 35, vgl. R. v. 3. Juni 1832, Ra. 3374; 
v. 23. Jan. 1841, 3422. 

) Nach einem Reſeripte des wailand Oberbauraths Bartning zu Schwerin an 
weil. Baurath Voß daſ. v. 12. Jan. 1858; vgl. Vv. 15. Juni 1841, Ra. 3426. 

) Vgl. Neubauwerths-Zuſammenſtellung v. 19. April 1851. 


terialien, beſonders Stroh und Fundamentſteine, verbleiben. Mit 
Recht wird deshalb beim hervortretenden Bedürfniß der erſten Anlage 
reſp. des Neubaues von Schulhäuſern (§ 9, 10) möglichſt auf vorherige 
allmälige Bildung und Anſammlung eines Baufonds aus der Pacht 
reſervirter Schulländereien Bedacht genommen (§ 41). 


§ 39. 
b. Feuerung. 


Dieſelbe wurde zu keiner Zeit von den Lehrern aus eignem Ver— 
mögen beſchafft, ſondern dieſen nach Nothdurft von der Grundherrſchaft 
geliefert.) Sie beſchränkte ſich früher ausſchließlich auf Holz und für 
ihren Umfang normirte von jeher bis jetzt die Anzahl der Schulkinder, 
weil letzterer früher gewöhnlich die Größe der Schulſtuben entſprach — 
was freilich bei den jetzigen Neubauten wegen dabei ſchon vorgeſehenen 
künftigen Zuwachſes der Schülerzahl (§ 36) nicht mehr der Fall zu 
ſein pflegt, wodurch die noch jetzige Anwendbarkeit jener Norm aller— 
dings ihre Bedenken hat. Die Lehrer und Küſter, ſoweit letztere nicht 
herkömmlich ein größeres Deputat beanſpruchen können,) beziehen nun 
aus fürſtlicher Forſt jährlich) nach 7jährigem Durchſchnitt ihrer 
Schülerzahl, wenn dieſe weniger als 35 beträgt, 3 Faden, wenn aber 
35 oder mehr 4 Faden hartes d. i. Buchen- oder Eichen-Kluftholz. 
Kann nach der Ortsgelegenheit nicht ſolches, ſondern nur weiches oder 
anderes Holz abgegeben werden,“) jo entſprechen den 3 reſp. 4 Faden 
3¼ reſp. 4½ Buchen-Wrack oder wie es der Baum giebt, 4 reſp. 5% 
Buchen-Knüppel oder Birken-Kluft, 5 reſp. 7 Birken- oder Eichen— 
Wrack, ſowie Tannen- oder Ellern-Kluft, 6 reſp. 8 Birken- oder Eichen— 
knüppel ſowie Tannen- oder Ellern-Wrack, 7 reſp. 9 Tannen- oder 
Ellern-Knüppelholz.)) Der Faden iſt 7 F. hoch, 8 F. breit, 3 F. 


) V. 15. Mai 1694, XXVII, H. II. 11. 

2) Vv. 23. Nov. 1770. 

3) Vv. 18. Oetbr. 1770, VI, H. II. 35, durch Vv. 23. Nov. 1770 u. 27 Febr. 
1783, H. IV. 127, Rgbl. 1817, St. 43, den Foreſtalen eingeſchärſt und durch Bw. 
2. Marz 1816, Ra. 3347, Rgbl. 12 erläutert. 

) Pv. 18. Oetbr. 1770 eit. 

) V. 10. April 1830, Ra. 3366, Ngbl. 17, den Foreſtalen mitgetheilt durch 


lang.) Außerdem erhalten jetzt die Lehrer mit regelmäßig mehr als 
50 Kindern, wenn ſie vor dem 1. April bei dem Forſtbeamten ſich 
melden und von ihrer Deputatfeuerung nichts veräußern, jährlich 
4000 Soden Torf von den fürſtlichen Mooren“ gegen früher von 
ihnen ſelbſt, jetzt aber aus der Schulkaſſe ($ 65) zu bezahlenden Stech— 
lohn incl. Zählgeld. Eine Erhöhung des Feurungsdeputats wegen an— 
geblicher Unzureichlichkeit iſt regelmäßig ganz unzuläſſig.“) 

Das Holz wurde früher von der Schulgemeinde,“ wird jetzt aber 
von der Forſt ſowol im Frühling gefällt,“) wofür dieſe Haulohn aus 
der Schulkaſſe ($ 65) 1) reſp. von der contractlich dazu verpflichteten 
Schulgemeinde erhält, als auch in Faden geſetzt,?) dem Lehrer zur 
Aufbewahrung und Anfuhr überwieſen“) und zwiſchen Michaelis und 
Martini reſp. ſchon früher, wo ſolche längere Aufbewahrung in der Forſt 
unthunlich,“) auf Einen Tag von der Schulgemeinde unentgeltlich an— 
gefahren.“) Letztere iſt hierzu auch beim Torf verpflichtet.“) Dieſe 
Fuhrpflicht umfaßt gleichzeitig das Auf- und Abladen, das Aufſetzen 
und Wegbringen am Beſtimmungsorte.“) 

Nur bedingungsweiſe und dann nur gegen Verzicht auf das Torf— 
deputat,“) wird den Lehrern der öfters von ihnen beantragte Verkauf 
erſparten Deputatholzes geſtattet.“) Sie müſſen hierzu von den zu 
ſorgfältiger Aufſicht auf gehörige Heizung der Schulſtuben verpflichteten 


Vo. 6. Mai 1830, Rgbl. 18, berichtigt durch Vv. 19. Mai 1830, Ra. 3368, 
Rgbl. 22. 

6) Vo. 10. April 1830 eit., wodurch die entgegengeſetzte Beſtimmung der Vv. 
v. 18. Oetbr. 1770 eit., veraltet. j 

7) C. v. 8. März 1828, Ra. 3362, Rgbl. 12; vgl. C. v. 31. Juli 1844. 

8) C. v. 19. Juli 1459. 

9) Vv. 18. Oetbr. 1770 cit., 23. Nov. 1770. 

0) R. v. 26. Jan. 1844, Ra. 3436. 

) Vv. 10. April 1830 eit. 

12) Vv. 10. April 1830 eit., früher durch die Lehrer felbft; Vv. 18. Oetbr. 
1770, IX. cit.; 27. Febr. 1783 eit. 

10 10 Vo. 26. Jan. 1844 cit. 

15) Vv. 18. Oetbr. 1770, IX. eit. 

16) By. 8. Mai 1828, Ra. 3363, Rgbl. 21. 

7) Cab.⸗Reſer. v. 16. Aug. 1846, Ra. 3446. 

18) C. v. 8. März 1828 eit. 

19) Pgl. hierüber C. v. 19. Juli 1859. 


Schulvorſtehern“) event. vom competenten auch zu ſolcher Aufſicht ver- 
pflichteten (§1) Prediger ein Atteſt dahin erwirken, daß mangelhafte Hei— 
zung der Schullocalitäten nicht bemerkbar geworden, und unter Production 
deſſelben, ſowie unter Angabe von Quantität und Qualität des zu 
verkaufenden Holzes von den competenten Forſtinſpections-Beamten, 
welche bei nicht beſonderen Bedenken hierin willfährig ſein ſollen, einen 
auf Zuläſſigkeit des Holzverkaufs lautenden ſ. g. Paſſirſchein erbitten. 
Jede hierbei begangene Contravention wird amtspolizeilich mit 5 Thlr. 
Strafe gerügt.“) 

Bei Errichtung neuer Schulſtellen (§ 10 a. E.) muß ſchon im 
Winter vor dem Zuzug der neuen Lehrer, die Abgabeverordnung für 
die Feurung vom Cammer⸗- und Forſtcollegium erwirkt werden, damit 
letztere noch rechtzeitig in der Forſt bereitet werden kann. 


c. Ländereien. 
aa. Pei Dorfſchulen. 
§ 40. 
a. Nutznießung, Umfang, Reſervation. 

Weil der ländliche Beruf der Lehrer dieſe zu ihrem Unterhalt 
hauptſächlich auf directe Nutznießung des Ackers hinweiſt, ſo beſteht 
auch im Grund und Boden ihre Hauptdotation. Ganz unentgeltlich 
wird ihnen dieſelbe während ihrer Dienſtzeit von der Grundherrſchaft 
überwieſen, wobei ſie im Uebrigen, z. B. betreffs der Reſervate, haus— 
wirthlicher Benutzung ꝛc. ſonſtigen Zeitpächtern domanialer Ländereien 
gleichſtehen (Thl. I, 88 70, 71 und 83, 84) ) und adminiſtrativer Cog⸗ 
nition unterliegen. 

Die Größe der Ländereien für Dorfſchulen iſt geſetzlich beſtimmt 
und wird bei allen gleichmäßig und voll ausgetheilt?) ($ 32). Wo 


20) By. 19. Septbr. 1842, § 7, Ra. 3432, Rgbl. 34. 

20) Vv. 10. April 1830 eit.; vgl. Thl. 1, $ 139. 

) Nach Miniſt.⸗Reſer. v. 12. Mai 1842, Ra. 3429 iſt übrigens bei Unglücks⸗ 
fällen an der Erndte, den Lehrern gegenüber eine Verpflichtung der Grundherrſchaft 
zum Schadenerſatze anerkannt. 

) C. v. 11. Decbr. 1839, Ra. 3416. — Durch C. v. 28. Nov. 1859 iſt Be⸗ 
richt über Größe der Schulländereien eingefordert. 
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dies nach der Localität nicht möglich, tritt Entſchä digung durch Zulage 
zum baaren Gehalte ein?) ($ 48). Jene Normen gelten gleichmäßig 
für bloße Schullehrer und auch für gleichzeitige Küſter landesherrlichen 
Patronats,) wenn letztere als ſolche keine volle, der Größe eigentlicher 
Schulländereien entſprechende, Dienſtcompetenz beſitzen, wogegen die 
hiermit ſchon dotirten außerdem auf Beilegung des eigentlichen Schul— 
ackers überall keinen Anſpruch haben.“) 

Schulreglementsmäßige) enthält nun eine volle Dotation: außer 
etwa 25 OR. zu Haus- und Hofplatz einen Garten von ca. 100 R., 
an Saatacker 4 Schffl. wirklichen Einfalls nach Roſtocker Maaß, eine 
Wieſe von 2 Fudern Kuhheu in der Vormahd à 16 Ctr.,) Weide 
ohne Weide- und Hirtenlohn auf der Dorfs-Communalweide für 
2 Kühe, ein Kalb, 10 Schaafe, 2 Schweine, event. ſtatt derſelben ein 
ſeparirtes Ackerſtück (88 42 und 43), wozu noch 50 OR. zur Baum⸗ 
ſchule kommen (Thl. I, $ 173). Die öconomiſche Ermittelung und 
Abſchätzung dieſer Flächen geſchieht jetzt ebenſo, wie bei ſpäteren Ver— 
änderungen vorgeſchrieben ift (§§ 42 und 43). Die ganze Competenz 
iſt mit Rückſicht auf den eigentlichen Beruf der Lehrer und zur be— 
quemeren Wirthſchaft in möglichſt nahen Zuſammenhang mit dem 
Schulgehöft ſelbſt zu bringen.“) 


$ 41. 


Fortſetzung. 

Wo nun ſchon während der über die ganze Feldmark laufenden 
Pachteontracte das dringende Bedürfniß der Anlage neuer Schulen und 
ihrer Dotation hervortritt (88 9 und 10), ſind die zeitlichen Inhaber 
herrſchaftlicher Ländereien, beſonders die Bauern, zur ſofortigen Her— 
gabe des erforderlichen Areals gegen Vergütung des vollen Ertrags— 
anſchlags (Thl. I, § 67) verpflichtet.) Weil aber eine ſolche Unter- 


3) Reg.⸗Reſer. v. 15. Jan. 1841, Ra. 3421. 

) By. 17. Octbr. 1770, Pr. H. II. 35. 

5) Vgl. Siggelkow § 122. 

6) V. 18. Octbr. 1770, II- Vu. IX eit. 

) Durch einzelne frühere Regiminalreſeripte z. B. an Amt Doberan ꝛc. beftimmt. 
) By. 18. Oetbr. 1770, IX eit. 

) Pv. 18. Octbr. 1770, IX, H. II. 35. 
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brechung der laufenden Pachtperiode ſtets zu Unzuträglichkeiten und 
Weiterungen führt, ſoll ſchon gelegentlich der Feldregulirungen (§ 10, 
vgl. Thl. I, $ 60) die Anlage künftiger Schulen vorgeſehen und nach 
berichtlich eingefordertem Conſens der Oberverwaltungsbehörden (§ 5) 
ſchon im Voraus ihre Dotation aus den dann disponiblen und zu 
ſolchem Zwecke zu reſervireuden herrſchaftlichen Ländereien geſchaffen 
werden.) Dieſe werden dann bis zu wirklichem Gebrauche ſehr zweck— 
mäßig öffentlich meiſtbietend verpachtet und durch die Aufkunft reiche 
Geldmittel gewonnen, welche auf Antrag der Schulgemeinde mit 
Kammerbewilligung zum ſ. g. Schulbaufond angeſammelt ($ 38), 
durch jährliche, von der Kammer zu bedingende, Beiträge der Schul— 
gemeinde vermehrt und demnächſt beim Bau der Schulhäuſer auf die 
Gemeindequote angerechnet werden. Bis dahin werden ſie vom Amte 
zinstragend ſicher untergebracht und berechnet mit jährlicher Rechnungs— 
ablage vor der Kammer. 

Bei ſolcher Verpachtung reſervirter Schulländereien iſt vor Allem 
zu erſtreben, daß dieſelben von dem interimiſtiſchen Nutznießer nicht 
ausgeſogen, ſondern vielmehr erſt recht in Cultur gebracht werden, des— 
halb auch ſowol die Wirthſchaftsweiſe, als die Stärke der Düngung, 
auch die ganze Ackerbeſtellung während der Pachtperiode reſp. bei der 
Ablieferung genau vorzuſchreiben, unter Reſervation freieſten admini— 
ſtrativen Ermeſſens. Als letzte Erndte des Pächters iſt regelmäßig 
diejenige im Jahr vor der Ablieferung zu bedingen, welche letztere 
dann am Beſten zu nächſtfolgendem Johannis, aber auch zuweilen erſt 
Michaelis ($ 30) nach ſchon beſchaffter, dann aber unter amtlicher 
Controle für den zuziehenden Lehrer aufzubewahrender, Erndte (§ 61), 
geſchieht. Pächter iſt aber zu obligiren, ſchon im letzten Frühjahr 
ſowol ſich die neue Schlageintheilung des künftigen Lehrers unentgelt— 
lich gefallen zu laſſen, als auch alle zum demnächſtigen Schulhausbau 
( 36 ff.) erforderlichen Plätze und Räume ohne Vergütung jederzeit 
abzutreten. Bei ſeinem Abzug erhält er vom zuziehenden Lehrer die 
Einſaaten an Winter und Sommerkorn, Kartoffeln, Kleeſamen ver— 


2) C. v. 3. Juni 1833. Ra. 3381. 

) Bo. 18. Octbr. 1770 eit. 

) Pv. 9. Oetbr. 1833, Ra. 3387; v. 3. Jan. 1834, Ra. 3390; das C. v. 
12. Deebr. 1836, Ra. 3403 gebietet freilich Aufhebung der Schulbaufonds. 
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gütet, wie die Preiſe nach Makler - Atteften zur Zeit der Ausſaat um 
Michaelis des vergangenen reſp. am Maitage des laufenden Jahres 
gegolten haben, nicht aber die Beſtellungs- und etwaigen Erndtekoſten, 
welche entweder ihm ſelbſt ſpeciell aufzuerlegen ſind, oder geſetzlich, 
event. auch die Naturalarbeiten ſelbſt ($ 46), die Schulgemeinde treffen. 


8 42. 
3. Separation, Permutation. 


Die Feldregulirungen dienen aber nicht allein zum erſten Zuſchnitt 
der Schulcompetenzen, ſondern auch zu ihrer ſich etwa vernothwendi— 
genden ganzen oder theilweiſen Permutation und zu ihrer Separation 
reſp. Entſchädigung für Verluſt der reglementsmäßig den Lehrern und 
Küſtern gebührenden Naturalweide auf der Dorfscommunion ($ 40) 
bei deren Aufhebung (Thl. I, $ 59). Gleich den übrigen Intereſſenten 
(Thl. I, § 61) ſollen deshalb auch jene beim Beginn jeder Feldregu— 
lirung über ihre gegenwärtigen wie zukünftigen Verhältniſſe und 
etwaigen Wünſche zu Amtsprotocoll gehört und nicht einſeitig in ihrem 
Beſitzſtande verändert werden ($ 32).) 

Das bei allen Permutationen und Separationen weiter zu beob— 
achtende Verfahren iſt geſetzlich genau vorgeſchrieben.)) Zunächſt iſt 
ein genaues Feldregiſter (Thl. I, $ 62) aller vom Lehrer privative ge— 
brauchten Dienſtländereien anzufertigen und deren Bonität abzu- 
ſchätzen (Thl. I, § 63 ff.). Da es ſich hierbei oft finden wird, daß 
mit der Schulſtelle die reglementsmäßige Competenz (§ 40) in allen 
ihren Theilen nicht vollſtändig verbunden iſt, ſondern Stücke des Gar⸗ 
tens reſp. der Wieſe im Ackerlande und umgekehrt begriffen ſind, ſo 
ſind dieſe Verhältniſſe genau zu erforſchen, damit das früher etwa be— 
willigte, immer nur interimiſtiſche, Aequivalent nicht zum 2ten Male 
gegeben, ſondern bei nunmehriger Completirung der Schulcompetenz 
zurückgenommen werde. Was nun hiernach den Lehrern an reglements— 
mäßigen Ländereien fehlt, iſt ihnen zuzumeſſen, ihnen auch dasjenige 


) Cab.⸗Reſer. v. 29. Juni 1816, Ra. 3348, vgl. C. v. 11. Deebr. 1839, 
Ra. 3416. 
) Diürch C. v. 30. März 1827, 88 1—5. 
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Mehrere zu laſſen, welches nicht interimiſtiſches Aequivalent war. Die 
neuere Competenz an Garten und Acker iſt möglichſt nahe beim Schul— 
hauſe und in nicht merklich ſchlechterer Bonität anzuweiſen, auch der 
Flächeninhalt, ſowie die Wieſe öconomiſch auszumitteln (§ 43), endlich 
davon Feldregiſter (Thl. I., $ 62) und Schätzungstabelle (Thl. I., § 67) 
anzufertigen. 

Bei Aufhebung der communalen Weidegerechtigkeit (Thl. I., § 59) 
iſt ein ſeparirtes Weidegequivalent, ebenfalls in möglichſt naher Ver— 
bindung mit dem eigentlichen Schulacker, auszumitteln. Hierbei iſt von 
der dem Lehrer gebührenden reglementmäßigen freien Viehweide (§ 40) die— 
jenige des 1 Kalbes = ½ Kuhweide, der 10 Schafe = 1 Kuhweide, der 
2 Schweine = / Kuhweide, das Ganze incluſive der Weide für die 
beiden Kühe = 3¾ Kuhweide zu rechnen und nach deren Bedarf das 
Aequivalent öconomiſch abzuſchätzen (§ 43) und anzuſchneiden, welches 
dann regelmäßig gleichzeitig mit dem eigentlichen Schulacker zuſammen— 
gezogen und in Schläge gelegt wird (§ 46). Dazu kommen event. 
noch 100 OHR. zur Anpflanzung der Befriedigungen für die innere 
Weidekoppel ($ 44). Das Verfahren endigt mit einer Feſtſtellung der 
von der Schulgemeinde zu bearbeitenden Ackerfläche ($ 46) und etwa 
ſich vernothwendigender Befriedigungen um die Weidekoppel (§ 44). 
Auch den ſchon vor dem, dieſe Beſtimmungen enthaltenden, Regulative 
von 1827 (N. 2) mit ſeparirter Weide dotirten Lehrern iſt ſo viel 
ſpäter zuzulegen, als ihnen an der regulativmäßigen fehlt, dagegen 
aber auch die Zurücknahme der alſo gewährten Ausgleichung bei ein— 
tretenden Vacanzen unbedenklich.) Eine volle Schulcompetenz enthält 
ſonach je nach der Güte des Ackers 2— 3000 O Ruthen. 


8 43. 
Fortſetzung. 

Zu allen vorſtehenden öconomiſchen Abſchätzungen und Ermit— 
telungen') haben Beamte 2 einſichtsvolle, rechtliche und unpartheiiſche 
Oeconomen aus der Gegend und bei etwaigen Einwendungen des ſpeziell 
zu befragenden Schulmeiſters gegen dieſelben andere Taxanten zu 


3) C. v. 27. Janr. 1845. 
) Vgl. auch hier C. v. 30. März 1827, 8 11 ff. 
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wählen. Letztere ſind dann an Ort und Stelle zu führen, an Eides— 
ſtatt zu gewiſſenhafter Schätzung zu verpflichten und demnächſt in's 
Geſchäft zu weiſen. 

Das Reſultat der geſchehenen Schätzung iſt, allenfalls unter Zu— 
ziehung eines im Amte beſchäftigten Ingenieurs, dem Lehrer mitzu— 
theilen und dieſer über ſein Einverſtändniß damit zu befragen. Bei 
ſeiner motivirt von ihm abzugebenden Verneinung iſt er durch die 
Oeconomen von ſeinem etwaigen Irrthum zu überzeugen. Gelingt 
dies nicht, jo iſt von den Beamten noch ein Zter Taxant zu wählen, 
gegen welchen der Lehrer keine Einwendungen hat, auch förmlich 
zu beeidigen und durch ihn an Ort und Stelle die erſte Schätzung 
zu revidiren, worauf dann der Durchſchnitt beider Taxen unter allen 
Umſtänden normirt.“) 

Vorſtehende protocollariſche Verhandlungen werden demnächſt ab— 
ſchriftlich zur Prüfung an die Kammer verſandt. Verſagt dieſe ihre Ge— 
nehmigung der erſten Schätzung, ſo tritt auch hier in gleicher Art, wie 
bei Widerſpruch des Lehrers, eine 2te Schätzung ein.“) 

Nach eingegangener Kammergenehmigung haben die Beamte den 
Ephoral-Conſens des competenten Superintendenten, ratione des Schul- 
meiſters zu erwirken ($ 5 und 32) und jenen dann zu den Kammer: 
acten einzureichen, Alles auch ſo zeitig zu beſchaffen, daß die vor— 
ſchreitende Feldeintheilung (Thl. I., 88 61 und 62) kein Hinderniß bei 
etwa nöthigen Abänderungen werde. 

Selbſtverſtändlich fällt übrigens beim erſten Zuſchnitt der Schul— 
competenzen ($ 10), wo noch kein Lehrer auf der erſt zu fundirenden 
Stelle exiſtirt, die Verhandlung mit demſelben weg, wenngleich im 
Uebrigen das vorſtehend beſchriebene Verfahren auch dann eintritt 
($ 40). 

8 44. 
7. Befriedigungen. 


Soweit dieſelben um den Schulgarten fih vernothwendigen, will 
die Grundherrſchaft das dazu erforderliche Holz und Buſchwerk her— 


2) C. v. 14. Septbr. 1844, wodurch $ 11 des C. v. 30. März 1827 modi⸗ 


ficirt iſt. 
3) C. v. 14. Septbr. 1844. 
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geben, während der Schulgemeinde die unentgeltliche Anfuhr und Ver— 
arbeitung, event. die Uebertragung des Arbeitslohnes obliegt; ) jetzt 
pflegt übrigens auch die unentgeltliche Hergabe des Zaunholzes der 
Schulgemeinde contractlich auferlegt zu werden, wie denn auch zu 
Baumſchulen keine Befriedigungsmaterialien paſſiren (Thl. I., § 173). 
Complicirter find die geſetzlichen Beſtimmungen betreffs der Befriedi— 
gungen um die übrige Schulcompetenz (§ 40). N 

Zunächſt ſoll letztere?) in ihrem ganzen Umfang an Acker und 
Weideland, ſoweit ſie nicht ſchon anderweitig, z. B. durch vorbeilau— 
fende Wege mit Seitengräben, Landſtraßen, Hufenſcheiden, Abzugs— 
gräben begrenzt wird, mit einem Kegelgraben, d. i. einem zu beiden 
Seiten mit Gräben verſehenem Erdwalle, ſ. g. Kegel, umgeben werden. 
Der Erdwall pflegt eine Baſis von 6 F., jeder der beiden Seiten— 
gräben eine ſolche von 5 F. Breite zu haben; das dazu erforderliche 
Terrain wird aber nicht aus dem Schulacker genommen, ſondern von 
der Grundherrſchaft unentgeltlich extra hergegeben. Der Kegel iſt mit 
Holzpflanzen zu beſetzen, die nothwendigen Eingänge deſſelben ſind 
durch ſ. g. Hekke oder Hakelwerke zu ſichern. Dieſe geſammten Befrie— 
digungen werden zum erſten Male auf Koſten des Amtes hergeſtellt, 
welches demnach ſowol die Pflänzlinge als ſonſtigen Materialien und 
den baaren Bereitelohn hergiebt; nur muß die Schulgemeinde die we— 
nigen dabei unentbehrlichen Fuhren unentgeltlich leiſten. Die Holz— 
materialien zu den Eingangshekken werden aber nicht nur zur erſten Ein— 
richtung, ſondern auch zur künftigen Erhaltung gegen Schneidelohn 
aus den Großherzoglichen Forſten verabreicht, doch muß bei der künf— 
tigen Erhaltung derſelben der Lehrer ſowol den Schneide- als über— 
haupt geſammten Arbeitslohn aus eignen Mitteln tragen, wobei jedoch 
auch hier die unentgeltliche Fuhrpflicht der Schulgemeinde ſtattfindet. 
Zum äußeren Schutz dieſer Umfangs-Befriedigungen werden keine 
Holzmaterialien abgegeben, weil dieſelben wegen des äußeren Kegel— 
grabens entbehrlich ſind.“) 

Im Uebrigen iſt ſchon gelegentlich der Separations- und Permu— 
tations-Verhandlungen und in Grundlage des dort ſtattfindenden 

) Vu. 18. Oetbr. 1770, IX, H. II. 35, 23. Nov. 1770. 


) C. v. 30. März 1827, f 7. 
5) C. v. 1. Mai 1837, 1, Ra. 3408. 
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Verfahrens (88 42, 43) zu ermitteln, ob entweder der Lehrer nach der 
Güte des ſeparirten Weidegequivalents Stallfütterung ſeiner Kühe 
einführen, reſp. wenigſtens dieſelben tüdern kann, oder ob eine beſon— 
dere Weidekoppel nothwendig beſtehen muß.“ 

Iſt Erſteres der Fall, ſo iſt der Lehrer zur Stallfütterung, reſp. 
Tüderung verpflichtet, ſelbſt wenn dieſelbe nach dem derzeitigen Cultur— 
zuſtand der Ländereien nicht ſogleich möglich iſt, hat auch wegen der 
damit verknüpften Vortheile keine Vergütung wegen ehemaliger Be— 
freiung von Hirtenlohn (8 40) zu erwarten!) und erhält keine anderen 
Befriedignngsmaterialien, als diejenigen zu den Eingangshecken nach 
ſchon vorſtehenden Grundſätzen.“) 

Vernothwendigt ſich dagegen eine beſondere Weidekoppel, auf wel— 
cher das Vieh zu hüten iſt, ſo iſt auch zum Schutz gegen daſſelbe 
gleichzeitig eine doppelte Befriedigung, nämlich ſowol zur inneren 
Bewehrung der äußeren Umfangsbefriedigung, als auch zur Abgren— 
zung gegen die inneren Felder erforderlich. Zu erſterem Zweck wird 
für erſte und einmalige Herſtellung einer zweirickigen Befriedigung der 
Bedarf an Rickpföſten, Ricken, Zwiſchenpfählen aus herrſchaftlicher 
Forſt gegen den aus der Amtskaſſe zu übertragenden Bereitelohn ?) 
und gegen unentgeltliche Anfuhr durch die Schulgemeinde geliefert 
und zwar bei einer aus den Ackerſchlägen zu bildenden Weidekoppel 
längs der durch die äußere Umfangsbefriedigung begrenzten Strecken, 
bei einer beſtändigen privativen Weidekoppel aber zur ganzen Einfaj- 
jung ihrer äußeren Begrenzung.“ 

Zum Schutze der innen gelegenen Felder dagegen werden überall 
keine Holzmaterialien verabreicht, ſondern der Lehrer erhält 100 IR. 
Land unentgeltlich aus herrſchaftlichen Ländereien in unmittelbarem 
Zuſammenhang mit feiner ſonſtigen Competenz ($ 42) und zugleich 
mit dieſer einzufriedigen, um auf derſelben das zu jenem Zwecke erfor— 
liche Weiden- und Buſchwerk aufzuziehen. Die hierzu nöthigen Wei— 
denpathen oder Stecklinge muß jener aus eignen Mitteln beſchaffen; 


) C. v. 30. März 1827, 88 6, 11. 

) C. v. 30. März 1827, f 9. 

6) C. v. 1. Mai 1837, 12 eit. 

5) R. v. 11. April 1840, Ra. 3417. 

e) C. v. 30. März 1827, $ 8; v. 1. Mai 1837, 3 eit. 
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wünſcht er aber Birfen-, Erlen», Haſel⸗ und Dornenpflanzen, jo ſollen 
ſie ihm gegen ſelbſt zu tragende Hebekoſten aus der Forſt verabreicht 
werden.“ 


§ 45. 
Fortſetzung. 

Die Lehrer ſind zu hauswirthlicher Benutzung aller Befriedigun— 
gen verpflichtet und haften für jede Verſchuldung mit ihrem Vermögen. 
Die Schulvorſteher ſollen darauf achten, daß die Lehrer es hierin an 
Nichts ermangeln laſſen.) Im Uebrigen geſchieht ſonſt die Erneue— 
rung der Gartenbefriedigungen durch die Schulgemeinde nach den für 
ihre erſte Anlage voraufgeführten Grundſätzen ($ 44). Weiter dagegen 
erſtreckt ſich die Haftung des Lehrers bei den eigentlichen Acker- und 
Weidefriedigungen. 

Zunächſt die Benutzung der äußeren Umfangshecken auf dem 
Kegel verbleibt zwar dem Lehrer nach einer Amts- und Forſtwegen zu 
beſchaffenden regelmäßigen Cavel-Eintheilung; jener iſt aber ſchuldig, 
jene Hecken durch Nachpflanzungen, wozu er die Pflänzlinge gegen 
ſelbſt zu bezahlenden!) Aushebelohn bei rechtzeitiger Anmeldung aus 
den Großherzoglichen Forſten zu erwarten hat, durch ſorgfältige Pflege 
und Schützung in guten Anwachs zu bringen und ſtets darin zu 
erhalten, auch dieſerhalb der Aufſicht des Amtes und Forſtes unter— 
worfen.“ 

Ferner an gehöriger Sorgfalt gegenüber den Eingangs-Hecken 
wird der Lehrer es ſchon deshalb nicht ermangeln laſſen, weil er bei 
wiederholter Abgabe der dazu erforderlichen Materialien den Bereite— 
lohn ſelbſt tragen ſoll ($ 44). 

Gleiches gilt betreffs der zum innern Schutz der äußeren Befrie— 
digungshecken von der Herrſchaft gelieferten Ricke und Pföſte, welche 
nur bei erſter Anſchaffung dem Lehrer nichts koſten ($ 44), bei ihrer 
vor gehöriger Höhe und Dichtigkeit ſich etwa vernothwendigenden ) 


) C. v. 30. März 1827, 8 9. 

) Vo. 19. Septbr. 1842, § 7, Ra. 3432, Rgbl. 34. 

) Dies ſteht nicht ſpeciell im Geſetze, ergiebt ſich aber aus der Conſervations— 
pflicht des Lehrers von ſelbſt. 

) C. v. 11. Deebr. 1837, Ra. 3410. 
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Erneuerung aber ihn allein belaſten. Da nun letztere, ſelbſt bei größter 
Sorgfalt im Gebrauche, im Lauf der Jahre doch immer leicht eintreten 
kann und den derzeitigen Lehrern dann große Koſten verurſacht, ſo 
bemühen ſich dieſe um mögliche Stallfütterung oder Tüderung (§ 46 
a. E.) und um Verkauf jener ihnen dann entbehrlicher ($ 44) Ma- 
terialien. Das dabei ſtattfindende Verfahren gleicht demjenigen in 
ähnlichen Fällen bei Auseinanderſetzungen (§ 63). 

Die Benutzung endlich der zur Gewinnung von Weiden und 
Buſchwerk dem Lehrer überwieſenen 100 R. ſteht jo lange freilich in 
deſſem freien Ermeſſen, als er der Amts- und Forſtbehörde nachweiſen 
kann, daß ſein Nachfolger durch geregelten Abnutz der äußeren Kegel— 
Hecken oder durch innerhalb ſeines Aequivalents an paßlicher Stelle 
geſetzte Weiden anderweitige Befriedigungsmaterialien gewinnen kann; 
ſonſt iſt er aber verpflichtet, ſie ſofort vollſtändig zur Erzielung des 
Befriedigungsmaterials zu bepflanzen; jedoch muß auch dann der 
Buſch unter Aufſicht und Controle der Amts-Forſtbehörde und nö— 
thigenfalls durch Zwangsmaßregeln, wie bei den Anpflanzungen der 
Hauswirthe (Thl. I., § 84), ſo eingetheilt und benutzt werden, daß der 
Nachfolger im Amte ſeine Befriedigungsbedürfniſſe darauf vorfindet, 
widrigenfalls dieſer entſchädigungsberechtigt iſt.“) 

Im Uebrigen kommt die Frage wegen etwa hiernach zu gewäh— 
render Entſchädigungen hauptſächlich gelegentlich der Auseinander— 
ſetzungen (§ 63) zum Austrag. 


8 46. 
d. Ackerbeſtellung, Feldwirthſchaft. 


Der Beruf und der durch geringen Umfang der Schulcompetenzen 
bewirkte Mangel eigenthümlicher Anſpannung und ausreichenden Ge— 
ſindes bringt es für den Lehrer mit ſich, daß er betreffs ſeiner Acker— 
beſtellung fremder Dienſtleiſtungen bedarf. Schon das Schulregle— 
ment‘) hat dies vorgeſehen und beſtimmt, daß die Dorfſchaft unent⸗ 
geltlich den Schulacker zur Saat tüchtig beſtellen und das Getreide 
ſowol als das Wieſenheu dem Schulmeiſter einfahren ſoll. Dieſe dar- 
nach an ſich nur der Dorfſchaft und nur gegenüber dem eigentlichen 


5) C. v. 30. März 1827, 8 9, erläutert durch C. v. 2 Septbr. 1846, Ra. 3447. 
) Pv. 18. Octbr. 1770, H. II. 35. 
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Schulmeiſter obliegende Verpflichtung iſt ſpäter gleich anderen Com: 
munallaſten (Thl. I., $ 4) der ganzen Schulgemeinde (§ 34) und auch 
jetzt gewöhnlich gegenüber dem Küſter aufgelegt. Im Uebrigen iſt jene 
reglementmäßige Obliegenheit ſpäter dahin mehr ſpecialiſirt,) daß bei 
nicht anderweitiger Obſervanz im Beſtellen des Ackers auch Pflügen, 
Eggen, Säen, ſowie Abfahren, Abziehen, Aufladen und Ausſtreuen des 
Dunges, ferner in Einfahren des Getreides und Heues, auch 
Auf⸗ und Abladen deſſelben einbegriffen iſt, wogegen Mähen, Binden, 
Hocken, Dreſchen des Getreides, ferner Mähen, Werben, Häufen des 
Heues, endlich Auspflanzen, Behacken, Aufnehmen der Kartoffeln, 
Säen, Reinigen, Bearbeiten des Flachſes, auch die ganze Gartenbeſtel— 
lung, alleinige Sache des Lehrers iſt, welcher auch zu den erſterwähnten 
unentgeltlichen Leiſtungen der Gemeinde freilich ſeine etwaigen Dienſt— 
boten als Hülfe ſtellen muß, nicht aber Miethsarbeiter anzunehmen 
und in eigner Perſon nur ſoweit dabei zu helfen braucht, als er kör— 
perlich dazu geeignet iſt und nicht von Abwartung ſeines eigentlichen 
Berufes dadurch abgehalten wird ($ 31). Zur unentgeltlichen Acker— 
beſtellung, alſo zur Laſt der Schulgemeinde, gehört auch das Aufziehen 
derjenigen Gräben in den Schulländereien, welche als Abzugsgräben 
lediglich die landwirthſchaftliche Benutzung und nicht vielmehr Gewäh— 
rung von Vorfluth für angrenzende Grundſtücke bezwecken, in welchem 
letzteren Falle ihre Anlage und Erhaltung dem Lehrer allein obliegt.) 
Von den beiden Kegelgräben um die Competenz endlich ($ 44) iſt der 
äußere, ſo oft es nach amtlichem Ermeſſen nöthig, durch die Nachbaren 
aufzuräumen, auch der Auswurf an den Kegel zu bringen, wogegen 
letzteren ſelbſt, ſowie den inneren Graben der Lehrer allein erhalten muß.“) 

Die mit Aufhebung der Communionweide verbundene Separation 
(88 42 und 43) hat regelmäßig zur Folge, daß das Weidegequivalent 
mit dem urſprünglich reglementmäßigen Schulacker zuſammengezogen, 
in Schläge gelegt, abwechſelnd zu Kornbau und Weide benutzt, dadurch 
auch eine viel größere Beſtellung nöthig wird.) Weil nun aber die 


) vgl. Berichtseinforderung v. 2. Oetbr. 1844, Cab.-Reſer. v. 16. Aug. 1846, 
Ra. 3446, R. v. 8. April 1847, Ra. 3449. 
) Rv. 5. April 1842, Ra. 3428. 
) C. v. 30. März 1827, § 7, v. 1. Mai 1837, Ra. 3408. 
5) C. v. 30. März 1827, § 5, Rv. 3. Janr. 1834, Ra. 3390. 
Bald, Domankale Verhältniffe. II. 
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Schulgemeinde zur unentgeltlichen Beſtellung nur des eigentlichen 
Schulackers reglementmäßig verpflichtet ift,‘) ſo iſt gelegentlich der 
Separation und nach dem dabei geltenden Verfahren gleichzeitig öco— 
nomiſch auszumitteln, wie viel IR. des combinirten Acker- und Weide- 
aequivalents nach deſſen ordnungsmäßiger Schlageintheilung hiernach 
von der Gemeinde unentgeltlich zu bearbeiten find.) Dennoch aber 
iſt dadurch die Beſtellung des Reſtes nicht ausſchließliche Sorge des 
Lehrers geworden, ſondern die Schulgemeinde iſt durch ihre Contracte 
verpflichtet, auch die ganze übrige Acker- und Weidefläche gleich dem 
reglementmäßigen Schulacker zu bearbeiten, wenngleich hier gewöhnlich 
nur gegen eine vom Amt zu beſtimmende durch den Lehrer zu leiſtende 
billige Vergütung.“) 

Die Lehrer wirthſchafteu jetzt gewöhnlich in 6 Schlägen mit 3—4 
Saaten reſp. 2 oder 1 Weide und reiner Braache, halten auch wo— 
möglich ihr Vieh am Stalle. 

8 47. 
bb. Auf Höfen. 

Der bisherige Mangel geſetzlicher Beſtimmungen über die Dotation 
der Hofſchulen (§ 34) ſtellt hier Alles ins freie Ermeſſen der Grund— 
herrſchaft und führt im ganzen Domanium ſehr verſchiedenartige Nor— 
men herbei. 

Nur bei verhältnißmäßig wenig Hofſchulen findet ſich die eigentlich 
reglementmäßige Competenz der Dorfſchulen ($ 40). Meiſtens dagegen 
haben die Hofſchulmeiſter in Grundlage der Bofpßchtrantraeſſichen Be⸗ 
ſtimmungen: 

1) einen Garten von 70—100 R. 
2) zu einer Baumſchule 50 R. 
3) als Kartoffel- und Leinland 70—120 INR., 
reſp. bei noch mehr Gartenland weniger Kartoffel- und Lein— 
land, wie umgekehrt. 
4) Naturalweide für 2—3 Kühe und bis 10 Schafe, ſeltener für 
einige Schweine. 
6) R. v. 24. Nov. 1825, Ra. 3356. 


5) C. v. 30. März 1827, 88 5, 11. 
) Rv. 24. Nov. 1825 cit., Cab.⸗Reſer. v. 16. Aug. 1846 eit. 
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5) eine ausreichende Wieſe oder ſtatt derſelben ein Futterdeputat, 
nämlich etwa 60 Ctr. Heu und 12,000 Pfd. Stroh. 

6) ſtatt Saat⸗Ackers ein Korndeputat von der Diele, nämlich durch— 
ſchnittlich 2—4 Schffl. Weizen, 12—24 Schffl. Roggen, 816 
Schffl. Gerſte, 4—8 Schffl. Erbſen, 6-8 Schffl. Hafer, reſp. 
für den Ausfall in einigen Fruchtarten entſprechenden Zuſchuß 
in den anderen. 

Bei ganzem oder theilweiſem Wegfall vorſtehender einzelner Emo— 
lumente wird angemeſſene baare Entſchädigung aus der Amtskaſſe ge— 
wöhnlich geleitet‘) ($ 48). 

Betreffs der Nutznießung ꝛc. ($ 40), der Ackerbeſtellung ꝛc. ($ 46) 
finden ſchon erörterte Grundſätze auch hier angemeſſene Anwendung, 
wobei die Subrepartition auf die Schulgemeinde durch die Pachtcon— 
tracte entſchieden zu werden pflegt ($$ 34 und 35). 


§ 48. 
d. Baarer Gehalt. 


Derſelbe bildete in alten Zeiten die Ausnahme und ſtatt ſeiner das 
ſ. g. Reihe-Eſſen bei den Bewohnern des Schulortes und ſonſtige Ab- 
gabe von Naturalbedürfniſſen die Regel (§ 1). Später wurde ein 
feſtes Schulgeld von halbjährlich 24 Hl. für jedes Schulkind beſtimmt, 
daneben aber die Lieferung von Schulbroden, Holz- und Lichtgeldern, 
Weihnachts- und Faſtnachtsgeſchenken beibehalten.) Aber ſchon nach 
dem Schulreglement) ſollen ſolche Accidenzien wegfallen (vgl. jedoch 
§ 64) und dafür ausſchließlich eigentliche Dienſtgehalte gegeben 
werden. Nebenverdienſt iſt außerdem nur beſchränkt geſtattet (§ 31), 
und ſelbſt die frühere Extravergütung für Unterricht im Schreiben und 
Rechnen durch Aufnahme dieſer Lehrgegenſtände unter die Anzahl der 
ordentlichen außer Anwendung gekommen (§ 12). 

Der Schulgehalt wird aber nicht von den einzelnen zur Zahlung 
Verpflichteten Direct an den Lehrer, ſondern an die Amtsſchulcaſſe 
gezahlt (§ 65), aus welcher dieſer wieder denſelben bezieht. Er iſt nicht 


) R. v. 15. Janr. 1841, Ra. 3421. 
) Pv. 1. Decbr. 1768, H. II. 32. 
) v. 18. Octbr. 1770, IX., H. II. 35. 
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für alle Lehrer gleichmäßig, ſondern fein Betrag richtet ſich mit Recht 
nach der größeren oder geringeren Mühe des Schuldienſtes, alſo nach 
der Anzahl der Schulkinder, mögen dieſelben ſämmtlich dem eigent— 
lichen Schulorte angehören, oder aus eingeſchulten Ortſchaften (88 9 
und 10) kommen. Die eignen Kinder der Lehrer zählen hierbei nicht 
mit, ebenſowenig die durch dauernde Krankheit am Schulbeſuch ver— 
hinderten,) noch regelmäßig die ſchon vor dem ſchulpflichtigen Alter 
aufgenommenen (§ 20), noch endlich die durch Unterricht bei Privat— 
lehrern vom Schulzwang zur Ortsſchule unentgeltlich entfreieten (§ 19), 
wol aber die Armen oder die eine andere öffentliche oder Privatſchule 
beſuchenden ($ 19). 

Die Anzahl der Schüler wird alljährlich vor der Gehaltsauszah— 
lung feſtgeſtellt ($ 68), und die Lehrer haben wegen inzwiſchen einge— 
tretener Minderung derſelben, z. B. durch Anlagen neuer Schulen oder 
Claſſen (88 9 und 10), keinen rechtlichen Entſchädigungsanſpruch 
($ 30), doch aber dann zuweilen bei allzu großem Ausfalle Gnaden— 
zulagen, gewöhnlich aus der Amtsſchulkaſſe ($ 65),) wie ihnen denn 
auch ſolche wegen zu weniger Ländereien aus der Amtskaſſe ($ 70, 
Note 1) gewährt werden (§S§ 40 und 47). 


9 49. 


Fortſetzung. 

Schulreglementmäßig beträgt nun der Dienſtgehalt bei 5— 20 Kin— 
dern für jedes einzelne 42 Hl. N) = 1 Thlr. 1 ßl. Cour., für jedes 
mehr bis 29 incl. 8 ßl. N) - 9 ßl. 4 pf. Cour., bei 30 — 50 für 
jedes 31½ Bl. NY, = 36 ßl. Cour., für jedes mehr wiederum 8 ßl. 
N; — 9 ßl. 4 pf. Cour,) In allen neueren?) Schulkaſſenreglements 
finden ſich ſtatt ſolcher Einzeln-Sätze abgerundete größere Summen 
nach Maßgabe der Geſammtheit der Kinder, z. B. bis zu 50 Kindern 
—= 40 Thlr., bis zu 60 — 44 Thlr., bis 70 - 48 Thlr., bis 100 = 
52 Thlr., bei mehr (vergl. jedoch $ 9) = 56 Thlr. Durchgängige 
Gleichmäßigkeit herrſcht hierüber nicht bei den Aemtern (vgl. $ 68). 


„) vgl. ſchw. Vo. 1. Decbr. 1768 eit. 

4) Cab.⸗Reſer. v. 28. Juli 1825, vgl. Reg.-Reſer. v. 15. Janr. 1841, Ra. 3421. 
) Vo. 18. Oetbr. 1770 IX., H. II. 35. 

2) nach Muſter eines Normal-Regulativs v. 10. Aug. 1850. 


ED 


Solcher Schullohn wird aber reglementsmäßig nicht ganz in baa— 
rem Gelde, ſondern halb an Geld, halb an Roggen Roſt. Maaß verab— 
reicht,) und zwar in der Weiſe, daß letztere Hälfte zunächſt in Schffl. 
Roggen, früher à 24 fl. N /,) jetzt à 32 fl. NA = 57 ßl. 3 pf. 
Cour., in Grundlage einer beſtimmten Tabelle?) umgeſetzt, auch das 
wirklich von den Amtseingeſeſſenen erhobene Korn wieder in natura 
vom Amte verabreicht (§ 68), etwaiger Ausfall aber nach den jedes— 
maligen Martinipreijen‘) baar vergütet wird.)“) 

Dieſe Kornabgabe hatte ihren guten Grund, ſo lange noch die 
Lehrer auf die reglementmäßige Ackercompetenz von nur 4 Schffln. 
Ausſaat (§ 40) beſchränkt waren; ſeitdem fie aber durch die Weide— 
ſeparation (88 42, 43, 46) jo bedeutende Ackeraequivalente gewonnen 
haben, daß ſie mehr als ihr bloßes Brodkorn ſelbſt produciren können, 
iſt vielleicht ausſchließlich baare Fixrirung des Gehalts wünſchenswerth, 
bei welcher dann obendrein die mühſame Korn-Ausgleichung (§ 68) 
zwiſchen den einzelnen Ortſchaften wegfällt und außerdem die Amts— 
eingeſeſſenen nicht in Verſuchung kommen, den Lehrern oft nur ſchlechtes 
Korn zu verabreichen. Dieſe baare Fixirung iſt auch ſelbſt ſchon im 
vorigen Jahrhundert projectirt,) jedoch nur erſt ſehr vereinzelt einge— 
führt, wenngleich in neueren Schulkaſſenreglements ebenfalls dieſelbe, 
natürlich unter der den jetzigen Conjuncturen entſprechenden Erhöhung, 
ausdrücklich reſervirt zu ſein pflegt. 

Ueber Fälligkeit, Erhebung, Ausgabe, Berechnung des Schullohns 
vgl. 88 64 und 68 ff. Wegen Belegung der Dienſtgehalte werden 
auch hier die bei den Großherzoglichen Beamten voraufgeführten 
Beſtimmungen entſprechende Anwendung finden müſſen (Thl. I., § 15). 


) Vv. 18. Oetbr. 1770 eit. 

) Pv. 18. Detbr. 1770 eit. 

5) publieirt durch Vv. 6. April 1848, Ra. 3451, Rgbl. 17. 

6) nach Vv. 11 Novbr. 1864, Rgbl. 45, jetzt a Schffl. Roggen = 1 Thlr. 4 fl. 

7) Vv. 6. April 1848 eit. 

6) Vv. 15. Octbr. 1784. Ausſchließlich baar ſollten darnach gegeben werden 
bis 30 Kinder = 25 Thlr., von 41—55 = 35 Thlr., von 56—70 = 40 Thlr., 
von 71—80 und mehr = 45 Thlr. N /. 


Seen © 
§ 50. 
e. Sonſtige Emolumente, Abgaben der Lehrer. 

Erſtere beſtehen bei Beſchränkung von Nebenerwerb und Ablöſung 
früherer Naturalien (§S 48), weſentlich noch in einigen Fuhrleiſtungen 
der mit Anſpannung verſehenen Schulgemeinde für die Lehrer reſp. 
Küſter nebſt Familie, welche wegen zu geringer Ackercompetenz ſelbſt 
Pferde nicht zu halten vermögen. 

So werden jetzt die einzelnen Ortſchaften contractlich verpflichtet 
zu unentgeltlicher oder billig zu vergütender Stellung der ſ. g. kleinen 
Fuhren, nämlich zu Arzt, Prediger, Hebamme, Kirche u. ſ. w. Lehrer 
und Küſter haben ſchulreglementmäßig auch freie Mühlfuhren ) für 
Korn und Mehl, die Küſter jedoch nur dann, wenn ſie ſich, was in 
ihrem Belieben ſteht, zu der ihnen angewieſenen Zwangsmühle halten,) 
während die eigentlichen Schulmeiſter dem Mahlzwang unterworfen,) 
jedoch nach deſſen Ablöſung auch vom Mahlzwangs-Befreiungsgelde 
liberirt find) (vgl. Thl. I., $$ 148, 149). Alle dieſe Fuhren pflegen 
regelmäßig allein vom Schulorte geleiſtet zu werden, welcher dagegen 
ja den Vortheil der eignen Schule hat und ſeine Kinder nicht über 
Feld zu ſchicken braucht (§ 35). 

Bedeutender iſt die unentgeltliche Fuhrleiſtung bei Anholung neu 
eintretender (§ 30) Lehrer und Küſter, welche zumal bei einiger Entfernung 
viel Mühe und Koſten verurjacht‘) und bei Höfen regelmäßig der 
Grundherrſchaft (§ 34), bei Dörfern ſtets contractlich denjenigen des 
Schulverbandes,) in spec. bei Kuſtern aber obſervanzmäßig den Ein- 
gepfarrten des Kirchſpiels nach üblichem Repartitionsmodus zur Laſt 
fällt. Sie umfaßt gleichzeitig das Verpacken, Auf- und Abladen, Auf— 
ſtellen am beſtimmten Ort, die Lieferung des hierzu erforderlichen 
Strohs, die Geſtellung der nöthigen Treiber für das Vieh (§ 40) und 
erſtreckt ſich auch auf die Famlien und Effecten incl. Haus⸗ und Acker⸗ 

1) Vo. 18. Oetbr. 1770 VIII., IX., H. II. 35. 

2) C. v. 2. Febr. 1819, Ra. 2992, Rgbl. 6, 

2) C. v. 8. Aug. 1820, Ra. 3352, Rgbl. 24. 

) C. v. 18. Juni 1847, Ra. 4683. ' 

5) ogl. Cab.⸗Reſer. v. 24. Juni 1832, Ra. 3382, R. v. 3. Janr. 1834, 


Ra. 3390. 
6) Rv. 13. Septbr. 1838, Ra. 3413. 


geräth. Fraglich erſcheint hierbei,) ob fie auch den Transport großer 
erſparter Vorräthe z. B. eingeworbener Feldfrüchte ($ 61), in ſich be— 
greift; jedenfalls iſt den zuziehenden Lehrern hierbei zu empfehlen, 
jene vorher zu verkaufen unter der Bedingung, daß der neue Schulort 
ihnen das Nöthige davon wieder zum Verkaufspreiſe überläßt. 
Feuerungsvorräthe (§ 59), Stroh und Heu (§ 62), Befriedigungs— 
materialien (§ 63) ſollen an ſich am früheren Schulorte zurückbleiben; 
hat der Lehrer deren aber für eigne Mittel eigenthümlich erworben, ſo 
werden ſie dennoch nicht in den freien Transport eingeſchloſſen ſein. 
Bei größerer, eine Tagefahrt überſteigender Entfernung zieht die Schul— 
gemeinde es gewöhnlich vor, ſtatt der eignen Naturalleiſtungen ſolcher 
Fuhren entweder ſelbſt oder durch den Antreter mit einem Miethsfuhr— 
mann zu accordiren, auch die Familie auf der Poſt oder Eiſenbahn 
zu transportiren, und bezahlt dann den Accordpreis, reſp. Fuhrverlag. 

Die Abgaben der Lehrer beſtehen in Perſonalſteuern, Armen- und 
Wittwengeld ($ 57). — Endlich gewinnen jene ſofort mit dem Antritt 
des Dienſtes ihr Einwohnerrecht am Schulorte, ſelbſt unabhängig vom 
Einräumen einer eignen Wohnung.“) 


| $ 51. 
3) Einkünfte ꝛc. der Claſſenlehrer und Aſſiſtenten. 


Die ſ. g. 2ten, 3ten ꝛc. oder Claſſenlehrer ($ 30) ſollen zunächſt 
regelmäßig für ſich eine kleine heizbare Kammer und für ihre Claſſe 
eine beſondere Schulſtube haben, welche Localitäten möglichſt im eigent— 
lichen Schulhauſe ſelbſt zu ſchaffen (§ 36) ) und nach bekannten Grund— 
ſätzen zu conſerviren ſind (§ 37 ff.). Wenn ſolche Räumlichkeiten im 
Schulhauſe ſelbſt nicht herzuſtellen ſind, und Miethe derſelben ſich ver— 
nothwendigt, ſo iſt der Miethsbetrag je zur Hälfte von Schulgemeinde 
und Grundherrſchaft zu bezahlen. Zur Heizung beziehen jene 6000 
Soden Torf und 2, in Ermangelung des Torfes aber 3 Faden Tan— 
nen- oder Abfallholz zu 3. 7. 7., aber nicht dünnes Zweigholz, event. 
bei großen und kalten Schulſtuben ſelbſt ein vermehrtes Deputat. 

) Dur C. v. 17. Septbr. 1856 iſt Bericht darüber eingefordert. 

) Vgl. Trotſche, Mecklenburg'ſche Heimathsgeſetze. pag. 106. 


) C. v. 21. Juli 1832. 
) Reg.⸗Reſer. v. 12. Janr. 1839, Ra. 3415. 
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Der Bereitelohn des Torfes iſt an ſich von der Schulgemeinde zu 
übertragen,) doch pflegt regulativmäßig die Amtsſchulkaſſe den Arbeits— 
lohn ſämmtlicher Feuerung zu entrichten (8 65). Im Mebrigen gilt 
auch hier Bekanntes ($ 39); Verkauf etwa erübrigten Deputatholzes 
iſt jedoch nur dann zuläſſig, wenn das Forſtcollegium event. die Mi— 
niſterien der Finanzen und des Unterrichts gemeinſam auf Antrag dies 
genehmigen.“) Endlich haben die Claſſenlehrer feſten baaren Gehalt 
von jetzt 120 Thlr., je zur Hälfte aus der Amts- und Schulkaſſe >) 
unter ſchon erörterten Principien ($ 48 ff.) und gewöhnliche Anholung 
nebſt ſonſtigen Fuhren (§ 50). 

Die Aſſiſtenten ($ 30) erhalten von den hülfsbedürftigen Lehrern 
($ 53) oder deren Hinterlaſſenen ($ 55) Wohnung und Beköſtigung 
incl. Heizung und Wäſche“) ohne Eutſchädigung, wogegen bei Aſſiſtenz 
wegen Ueberfüllung der Schule i($ 9 a. E.) den Lehrern für Hergabe 
derſelben Emolumente eine billige Vergütung theils aus der Amts; 
theils aus der Schulcaſſe geleiſtet wird, außerdem aber wöchentlich eine 
baare Remuneration von 24 ßl. NJ = 28 ßl. Cour. je zur Hälfte 
aus der Amts- und der Schulkaſſe.“) Bei ihrer Ueberſiedelung nach 
ihrem Beſtimmungsorte müſſen ſie ſich ſelbſt bis zu der demſelben zu— 
nächſt gelegenen letzten Eiſenbahn- oder Poſtſtation befördern, wobei 
fie freie Poſt genießen und den Eiſenbahnverlag z3ter Claſſe aus der 
Schulcaſſe des ihnen angewieſenen Amtes erſtattet erhalten,“) und haben 
im Uebrigen ebenfalls die ſ. g. kleinen Fuhren?) (§ 50). 

Ueber die Abgaben der Claſſenlehrer und der Aſſiſtenten entſchei— 
den die Steueredicte und Armenordnungen. Ueber ihr Einwohnerrecht 
vgl. $ 50 a. E. 


) C. v. 28. Mai 1846, Ra. 3445. 

) C. v. 19. Juli 1859. 

5) Seit etwa 2 Jahren, früher nur 96 Thlr. Vo. 24. Oectbr. 1848, noch 
früher nur 80 Thlr., C. 21. Juli 1832. 

6) Vv. 12. Juni 1784 a. E., H. II. 87. 

1) Vgl. Reg.⸗Reſer. v. 15. Janr. 1841, Ra. 3421, v. 26. Febr. 1845, Ra. 
3438, Vu. 29. Septbr. 1845, v. 13. Oetbr. 1847. Nach Vo. 12. Juni 1784 eit. 
früher bei 15—30 Kindern 8 ßl., bei 30 —50 Kindern — 12 ßl., bei mehr = 
16 ßl. N /. 

8) By. 21. April 1847, den Beamten mitgetheilt durch C. v. 23. Juni 1848. 

) R. v. 13. Septbr. 1838, Ra. 3413. 


em 


8 52. 
4) Einkünfte x. der Induſtrielehrerinnen. 


Das Snduftrieregulativ ) unterſcheidet hierbei, ob Ehefrauen (oder 
Töchter § 30, Note 10) der Küſter und Lehrer ſelbſt den Unterricht er— 
theilen, oder ob Gründe vorhanden ſind, denſelben anderen Perſonen 
zu übertragen. In beiden Fällen erhalten freilich nach jener Verord— 
nung alle Lehrerinnen: 

1) für jedes am Unterricht theilnehmende Kind 24 Bl. Schulgeld, - 
welches in neuerer Zeit mit beſonderer Rückſicht darauf, daß vielbeſchäf— 
tigte Induſtrielehrerinnen für ihren Hausſtand ein ſonſt entbehrliches 
Dienſtmädchen zu halten genöthigt ſind, angemeſſen erhöhet und bei 
Ehefrauen (und Töchtern) der Lehrer zu / aus der Schul-, zu / aus 
der Amtscaſſe, bei anderen Perſonen aber ganz aus der Amtsſchulcaſſe 
(§ 48) gezahlt wird,) 

2) an Feuerung für jede durch ein Regulativ beſtätigte Juduſtrie⸗ 
ſchule ($ 11) jährlich ½ Faden 3füßig Abfallholz oder 2000 Soden 
Torf, wo aber ſolches Unterrichts wegen eine Stube beſonders geheizt 
werden muß, 1 Faden 3füßig Abfallholz und 4000 Soden Torf,“) 
deſſen Bereitelohn aus der Schulkaſſe bezahlt und deſſen Anfuhr von 
der Schulgemeinde beſchafft wird ) (vgl. § 39), 

außerdem aber noch diejenigen, welche nicht zugleich Ehefrauen 
(reſp. Töchter) der Lehrer ſind, “ 

3) freie Dienft- oder Miethswohnung mit dem erforderlichen Raum 
zu Schule und Wirthſchaft ($ 36), 

4) einen verhältnißmäßig großen Garten aus herrſchaftlichen Län— 
dereien, 

5) möglichſt Naturalweide für 1 Kuh nebſt dem nöthigen Heu und 
Stroh mit freier Anfuhr, 


) v. 23. Mai 1837, 88 7, 8, Ra. 3406, Rgbl. 20. 

2) Vgl. Vo. 24. Juni 1837, Ra. 3409, Rgbl, 24. 

) Pv. 23. Mai 1837, 88 7, 8 eit. 

9 Vo. 8. Septbr. 1838, Ra. 3412, Rgbl. 36, wodurch Vo. 31. Octbr. 1835, 
Ra. 3399, Rgbl. 46, vgl. v. 23. Mai 1837, $ 7 sit. modificirt find. 

) Bo. 23. Mai 1837, f 7 eit. 

6) Vu. 23. Mai 1837, f 8 eit. 
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6) aus der Amtskaſſe ein anſchlagsmäßiges baares Aequivalent 
ſtatt des 4ten Theils einer gewöhnlichen Schulcompetenz (§ 40). 

Je nach den Umſtänden, perſönlichen Verhältniſſen der Lehrerinnen 
und Localgelegenheit werden vorſtehende Emolumente modificirt, wobei 
die Dienſte der Schulgemeinde, z. B. Ackerbeſtellung ($ 46), Fuhren 
($ 50) ꝛc. gleich denjenigen bei Elementarſchulen geregelt und contract- 
lich reſervirt zu werden pflegen.“) 

Ueber Abgaben der Induſtrielehrerinnen vgl. 851 a. E., über ihr 
Einwohnerrecht vgl. § 50 a. E. 


V. Pienfentfernung. 


8108, 
1) Penſionirung. 


Wenn ein Lehrer mit Familienſtelle, welcher feine Dienſtpflichten 
treu erfüllt, durch Alter und Körperſchwäche reſp. Krankheit an Fort— 
ſetzung ſeines Berufes verhindert wurde, ſo erhielt er früher häufig 
einen ſ. g. Adjunct. Derſelbe beſorgte den Schuldienſt, bezog inziwi- 
ſchen allein den Schulgehalt (§ 48 ff.), auch wohl Wochenlohn eines 
Aſſiſtenten ($ 51), theilte die übrigen Emolumente mit jenem und 
wurde nach freiem landsherrlichen Ermeſſen weiter verſetzt. Jetzt wird 
gewöhnlich ein Aſſiſtent ($ 30) beigeordnet, doch ſoll ſolche Aſſiſtenz— 
gebung nicht längere Zeit, höchſtens etwa 2 Jahre dauern, weil der 
öftere, durch die Verhältniſſe der Aſſiſtenten herbeigeführte ($$ 27, 28), 
Wechſel derſelben für die Schule nachtheilig iſt. Vermag auch nach 
Ablauf ſolcher Zeit der eigentliche Lehrer die Schule nicht wieder zu 
übernehmen, ſo tritt Penſionirung ein. 

Dieſelbe beruhet auf einem beſtimmten adminiſtrativen Verfahren 
mit Ausſchluß gerichtlicher Weiterung.) Nach einer ihnen ertheilten 
Inſtruction?) ſollen zunächſt Beamte in Uebereinſtimmung mit dem 
competirenden Prediger und Superintendenten die Nothwendigkeit der 
Penſionirung feſtſtellen, auch bei entgegengeſetztem Willen des Lehrers 


7) Rv. 13. Septbr. 1838, Ra. 3413. 
) Vgl. Buchka u. Budde, Entſcheidungen Bd. I. pag. 228 ff. 
2) V. 31. Aug. 1835, Ra. 3398, vgl. Cab.⸗Reſer, v. 28. Juli 1825. 
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dieſen darüber protokollariſch abhören und durch Gründe möglichſt zu 
überzeugen verſuchen, wenngleich deſſen reine Einwilligung durchaus 
nicht erforderlich iſt. Alsdann haben Beamte über die Art der Pen— 
ſionirung und das zu gewährende Quantum, auch hinſichtlich des An— 
fangstermins, an's Unterrichtsminiſterium zu berichten, ohne dem Schul— 
meiſter Offerten zu machen, beſonders nur um deſſen bisheriges Dienſt— 
einkommen unter baarer Berechnung aller Naturalien zuſammenzu— 
ſtellen, auch ein hierzu beſtimmtes ſ. g. Penſionsſchema auszufüllen 
und mit einzuſenden, vorher noch mit der Schulgemeinde über ihre 
Beiträge zur Penſionirung zu verhandeln, und auf den Grund ſolcher 
Ermittelungen ſich ebenfalls über dasjenige gleichzeitig berichtlich aus— 
zuſprechen, was vom neuen Schulmeiſter reſp. der Schulgemeinde bei— 
getragen werden kann, und wie hoch dabei wol die als Theile der Pen— 
ſion ermittelten Naturalien baar zu rechnen ſind. Die Wünſche der 
Lehrer hierüber zu hören, bleibt beamtlichem Ermeſſen überlaſſen, und 
jedenfalls dürfen jene nicht als Bedingungen und kategoriſche Erklä— 
rungen angenommen werden, weil ſolche bei Nothwendigkeit der Pen— 
ſionirung allemal unzuläſſig ſind. 
$ 54. 
Fortſetzung. 

Vorſtehender Wortlaut der Inſtruction ergiebt zunächſt, daß die 
Penſionirten nicht ihr volles Dienſteinkommen behalten, und in der 
That verſteht ſich dies von ſelbſt, wenn jenen nicht bei ihrer Anſtellung 
ausdrückliche entgegengeſetzte Zuſicherungen gemacht find.) Ferner 
wird daraus erſichtlich, daß gewiſſe Grenzen über Art und Größe der 
Penſion bis jetzt nicht beſtehen, ſondern perſönliche und locale Ver— 
hältniſſe hier entſcheidend ſind.?) Endlich erſcheinen nicht einmal alle 
Contribuenten, noch weniger aber deren Quoten, beſtimmt gegeben, 
wie denn zu jenen durchaus nicht immer und nur bei ſehr günſtigen 
Einweiſungsbedingungen der Amtsnachfolger zählen wird. Geſetzlich 
und obſervanzmäßig gehören zu jenen aber ſtets die zur Conſervation 
der Schulen gleichmäßig verpflichtete Grundherrſchaft und Schul— 
gemeinde (§ 32), welche letztere auch deshalb keiner ausdrücklichen des— 


) Cab.⸗Reſer. v. 28. Juli 1825; vgl. Buchka u. Budde eit. (§ 53, N. 1). 
2) Cab.⸗-Reſer. v. 28. Juli 1825. 
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fallſigen Stipulation bedarf und nur bei wörtlicher contractlicher 
Exemtion für die Contractsdauer befreit ift,?) endlich auch regelmäßig 
die Amtsſchulcaſſe (§ 65). Betreffs der einzelnen Antheile ſoll freilich“) 
die Gemeinde Weide und etwaige Ländereien gegen Vergütung des 
doppelten Ertragsanſchlags (Thl. I., $ 67) hergeben, und außerdem 
unentgeltlich den Penſionirten alle Fuhren ($ 50) und ſonſtigen, dem 
activen Lehrer zu leiſtenden Natural-Präſtationen, z. B. bei Anholung 
der Feuerung (§ 39), bei der Ackerbeſtellung ($ 46), zuweilen auch ein 
Korndeputat wie bei Höfen ($ 47), gewähren, wogegen die Caſſe für 
die Länderei-Vergütung und den baaren Theil der Penſion nach den 
Verhältniſſen jedes einzelnen Falles beſtimmt wird, doch ſchwankt die 
Praxis bedeutend, insbeſondere auch über die Leiſtungen der einzelnen 
eingeſchulten ($$ 9 und 10) Ortſchaften, hauptſächlich der Höfe (§§ 33 
bis 35.9) Die Quote der Grundherrſchaft aber, z. B. an Feuerung ꝛc. 
iſt möglichſt baar zu fixiren und dann aus der Amtskaſſe zu zahlen.“) 

Bei der nur ſelten eintretenden Penſionirung der jungen Claſſen— 
lehrer ($ 30) finden vorſtehende Grundſätze angemeſſene Anwendung. 
Den Induſtrielehrerinnen aber iſt überall kein Anſpruch auf Penſion 
zugeſtanden.“) 

Alle Penſionirten ſcheiden als ſolche rein aus ihren bisherigen 
Dienſtverhältniſſen, können deshalb auch jeglichen erlaubten Neben— 
erwerb machen. 

Ueber beamtliche Berichte ans Unterrichts-Miniſterium betreffs der 
Wittwen Penſionirter vgl. 8 57. 


8 55. 
2) Kündigung, Abſetzung, Tod, Vacanz. 


Die bei jetziger Anſtellung aller Lehrer und Lehrerinnen vorbe— 
haltene gegenſeitige halbjährliche Kündigung ($ 30) giebt außerdem 
der Staatsgewalt, wie bei ſonſtigen Staatsdienern (Thl. I., $ 20), 


3) Reg.⸗Reſer. v. 18. Aug. 1841, Ra. 3427, C. v. 25. Juni 1828, Ra. 3364. 

) nach C. v. 25. Juni 1828 eit. 

5) über deren Antheile an den Penſionen durch C. v. 12. März 1864 Bericht 
eingefordert iſt. 

6) R. v. 2. Mai 1843, Ra. 3434. 

7) Vv. 23. Mai 1837, $ 11, Ra. 3406, Rgbl. 20. 
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freie Hand, ſich der ihr nicht mehr beliebenden Lehrkräfte ohne alle 
Weiterungen zu entledigen. Von der Kündigung wird aber billiger 
Weiſe hauptſächlich nur Gebrauch gemacht gegen unwürdige, durch die 
dringendſten Verdachtsgründe, wie durch öffentliche Meinung als ſolche 
bezeichnete Schuldiener,“) ferner bei nicht vollſtändiger Erfüllung der 
Dienſtpflichten ($ 31) trotz rüſtiger Körperkräfte, bei Mangel intellec— 
tueller Gaben,?) endlich bei Alter und Krankheit der Induſtrielehrerin— 
nen.) Dieſe Gekündigten haben an ſich keinen Rechtsanſpruch auf 
Penſion (wegen der Induſtrielehrerinnen vgl. ſchon § 54 a. E.), eben 
jo wenig als alle ſelbſt und freiwillig Kündigenden.“) Die alſo Abge— 
gangenen treten im Uebrigen ganz in den Stand von Privatperſonen 
zurück. 

Verſchieden von Penſionirung und Kündigung iſt wieder die ſo— 
fortige Abſetzung laſterhafter oder ihr Amt mißbrauchender (§ 16) 
Lehrer, event. nach voraufgegangener adminiſtrativer Vorunterſuchung 
und vorbehältlich crimineller Competenz (Thl. I., $ 27). Auch die Ab— 
geſetzten ſcheiden vollſtändig und ohne alle Entſchädigung aus dem 
Lehrerſtande. — Ueber die beamtlichen Berichte betreffs des Wittwen— 
inſtituts vgl. § 57. 

Eingetretene Sterbefälle von Lehrern endlich werden vom Amte 
gewöhnlich ſofort ans Unterrichtsminiſterium berichtet; auch ſind die 
competenten Prediger zu desfallſigen Anzeigen an die Superintendenten“) 
und dieſe wiederum zu weiteren Meldungen ans Unterrichtsminiſterium 
verpflichtet.“) Letzteres ordnet dann ſofort bis zur definitiven Wieder— 
beſetzung durch Anweiſung ans Seminar einen Aſſiſtenten ab (§ 30 
und 51).) 
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) Reg. ⸗Reſcr. v. 5. Septbr. 1833, Ra. 3384. 

2) Cab.⸗Reſcer. v. 28. Juli 1825. 

2) Vv. 23. Mai 1837, § 11, Ra. 3406, Rgbl. 20. 

) Cab.⸗Reſer. v. 28. Juli 1825. 

5) Vo. 8. April 1809, Ra. 2978, vgl, Vo. 22. Oetbr. 1788, H. II. 131. 

6) Vv. 20. Deebr. 1763. H. II. 28, 22. Oetbr. 1788 eit., 9. Febr. 1837, 
Ra. 3006, Rgbl. 5. 

) Früher war die Wittwe nebſt Angehörigen zur interimiſtiſchen Fortſetzung 
des Unterrichts verpflichtet, Vv. 20. Aug. 1771, 10, H. II. 35, und erhielt nur 
bei ihrer Unfähigkeit dazu einen Aſſiſtenten, Vo. 12. Juni 1784, 15, H. II. 87. 
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$ 56. 
3) Wittwen, Kinder, Erben. 


Wenn active Schulmeiſter oder Küſter landesherrlichen Patronats) 
Wittwen mit Kindern reſp. nur Wittwen oder nur Kinder?) hinter— 
laſſen, ſo behalten dieſelben auf ihren Antrag, vom Sterbetag an 
gerechnet, aber ohne den ſonſt üblichen Unterſchied zwiſchen Sterbe— 
und Gnadenquartal (Thl. I., 8 21), während eines halben,“ aber 
aus Zweckmäßigkeitsgründen gewöhnlich erſt mit dem 3ten Quar— 
talstage ſchließenden, Jahrs“) die Wohnung und die vollen Ein— 
künfte des Erblaſſers.“) Letztere werden alſo getheilt, daß die 
Wittwe die eine Hälfte erhält, geſammte Kinder aber, ſie mögen 
aus einer oder mehreren Ehen reſp. von der zurückgebliebenen Wittwe 
ſelbſt ſtammen, die andere Hälfte nach Köpfen unter ſich vertheilen.s) 
Dagegen müſſen aber anch die Nutznießer die Koſten der Aſſiſtenz— 
gebung (§ 51) reſp. etwa anderweitiger interimiſtiſcher Verwaltung des 
Schulamts tragen.“) Die Koſten ihres demnächſtigen Wegzuges find 
ebenfalls von ihnen ſelbſt und nicht von der Schulgemeinde zu be— 
zahlen. 

Beim Ableben von Claſſenlehrern ohne Familienſtellen dagegen 
($ 30) iſt nur der Gehalt des Sterbequartals an die Erben auszu— 
kehren!) und Gleiches wird regelmäßig, wie bei landesherrlichen Die— 
nern (Thl. I., § 21, N. 8), von den Hinterbliebenen aller penſionirten 
Lehrer gelten. 

1) C. v. 10. Juli 1862. 8 

2) Das Cab.-Reſer. v. 5. Mai 1812, Ra. 3020, welches auch alleinigen 
Kindern verſtorbener Prediger die Gnadenzeit gewährt, wird auch bei Küſtern reſp. 
Lehrern analoge Anwendung finden müſſen; anderen Erben aber, zumal wenn ſie 
vermögend und wohlverſorgt ſind, gebührt nach Cab.-Reſer. v. 10. Janr. 1812, 
Ra. 3019 keine Gnadenzeit, um die baldige Wiederbefetzung nicht zu erſchweren. 

3) Vo. 29. Novbr. 1834, Ra. 3027. 

9) C. v. 10. Juli 1862. 

) Bw. 12. Juni 1784, 15, H. II. 87. 

6) Das dies für Hinterbliebene von Predigern beſtimmende Cab.-Reſer. vom 
17. Juni 1808, Ra. 3017, ſoll nach C. v. 10. Juli 1862 auch auf diejenigen der 
Lehrer Anwendung finden. 

7) C. v. 10. Juli 1862. 


9) Reg.⸗Reſer. v. 3. April 1843, Ra. 5230, durch C. ejd. dat. den Aemtern 
communicirt. 
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Dürftige Lehrerwittwen ſind gleich anderen Amtsarmen anzuſehen 
und event. auf die Armenkaſſe angewieſen.“) Gleich dieſen erhalten ſie 
auch Feuerung nach Bedarf gegen ſelbſt oder aus der Armenkaſſe zu 
übertragende Anfuhr und Bereitekoſten, im Uebrigen etwas umfäng— 
licher als bei gewöhnlichen Armen (Thl. I., $ 139, N. 10), weil ihnen 
das eigne ſ. g. Holzſammeln (Thl. I. cit., N. 1) nicht angeſonnen wer⸗— 
den kann.“) Etwaige Gnadengeſuche der Behörden für arme Wittwen 
ſollen in Grundlage beſtimmter, die Verhältniſſe derſelben allſeitig er— 
örternder, Schemata geſchehen.“) 


8 57. 


Fortſetzung. 

Außerdem beſteht zur Unterſtützung aller Wittwen von Lehrern 
mit Familienſtellen ein beſonderes Wittweninſtitut.) Für die Activen, 
auch noch Unverheiratheten, herrſcht Beitrittspflicht, während den Pen— 
ſionirten (§ 53), wenn und jo lange fie verheirathet ſind, ihr Verbleiben 
im Inſtitut nach ihrer binnen 6 Wochen nach der Penſionirung zu 
erklärenden Wahl zur vollen oder zur / der Wittwenunterſtützung, — 
dagegen, wenn ſie zur Zeit der Penſionirung unverheirathet ſind oder 
ſpäter Wittwer werden, während ihrer Eheloſigkeit nach ihrer Wahl 
Austritt aus dem Inſtitut oder ihr Verbleiben zu ½ der Unterſtützung 
freiſteht; wegen eines Vergehens abgeſetzte Inſtitutsmitglieder (§ 55) 
können endlich nur dann zu 7 der Unterſtützung im Inſtitute bleiben, 
wenn ſie 10 Jahre im Dienſt, verheirathet, auch ihre Ehefrauen un— 
ſchuldig ſind, und ſie ſelbſt ſich binnen 6 Wochen nach ihrer Entlaſſung 
erklären. Beamte ſollen deshalb bei jeder Penſionirung reſp. Entlaſ— 
ſung der Lehrer ans Unterrichtsminiſterium berichten, ob die Ausſchei— 
denden verheirathet ſind, auch letztere darauf hinweiſen daß ſie binnen 
6 Wochen der Wittweninſtituts-Direction anzuzeigen haben, ob und zu 
welchem Unterſtützungsgrade ſie Mitglieder bleiben wollen.“) Ebenſo 

) R. v. 8. Febr. 1822. Ra. 2097. 

10) C. v. 12. Janr. 1838, Ra. 3411. 
11) Vv. 3. Septbr. 1833, Ra. 3383. 

) v. 21. Janr. 1864, Rgbl. 7, durch C. v. 16. März 1864 den Aemtern 

mitgetheilt, wodurch das frühere Inſtituts-Geſetz v. 5. Deebr. 1833, Ra. 3024, 


Rgbl. 1834, N. 2, vgl. Vv. 12. Mai 1835, Ra. 3028 veraltet iſt. 
) C. v. 13. März 1864. 
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jollen die Wittwen das Ableben ihrer Ehemänner innerhalb des 
Sterbequartals durch Todtenſcheine unter Rückgabe der denſelben er— 
theilten Receptions-Atteſte dem Directorium anzeigen. Im Uebrigen 
betragen die nach den Dienſteinkünften der Ehemänner bemeſſenen 
jährlichen Unterſtützungen 25 oder 37½ oder 50 oder 75 Thlr. und 
die jährlichen Wittwenkaſſenbeiträge jener 16 % der verſicherten Sätze. 
Die Wittwen genießen ſolche Penſion bis zu ihrem Tode reſp. ihrer 
Wiederverheirathung und müſſen dieſelbe regelmäßig im Inlande ver— 
zehren, bedürfen für das Ausland beſonderer landesherrlicher Erlaubniß, 
welche ihnen event. nur gegen Abzug von 25 % ertheilt wird. Im 
Uebrigen ſind die geſetzlichen Beſtimmungen des Wittweninſtituts ſehr 
detaillirt und umfangreich. 


VI. Auseinanderſetzung. 


8 58. 
1) Allgemeines Verfahren. 


Die Auseinanderſetzung oder gegenſeitige Ausgleichung zwiſchen 
den bei Lebzeiten abtretenden ($$ 53--55) Lehrern und Küſtern reſp. 
den Hinterlaſſenen Vorverſtorbener am Ende der Gnadenzeit (88 56, 
57) und den zuziehenden Dienſtnachfolgern (§ 30) iſt reine Admini— 
ſtrativſache und darf nicht vor die Gerichte gezogen werden.“) Com— 
petent dazu iſt zunächſt allein der Prediger des Kirchſpiels, in welchem 
die betreffende Schule liegt,) und er darf ſolche Berufspflicht nicht ab— 
lehnen oder dem Amte reſp. den Oberbehörden überlaſſen, in Zweifels— 
fällen jedoch eine Inſtruction des Superintendenten, auch bei Rechts— 
fragen ein Gutachten des Amtes einholen; ſteht eine gütliche Ausglei— 
chung zwiſchen den Intereſſenten nicht zu erreichen, ſo muß er ſtets 
eine förmliche Entſcheidung abgeben, gegen welche der Betroffene bin— 
nen einer zu beſtimmenden Friſt zunächſt an den Superintendenten 
und dann weiter an das Unterrichtsminiſterium recurriren kann.“ 

Die Auseinanderſetzung ſoll regelmäßig beim Abzug, höchſtens 
wenige Wochen ſpäter ſtattfinden; bei Verzögerung durch Fahrläſſigkeit 

) vgl. Vo. 24. Febr. 1827, $ 19, Ra. 3361, Rgbl. 12. 


2) Vv. 12. Juni 1784, 14, H. II. 87. 
) C. v. 18. Juni 1860. 
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oder Renitenz einer Parthei hat der Prediger Anzeige an das Unter- 
richtsminiſterium zu machen, um durch daſſelbe die Einlaſſung des 
Säumigen unter Androhung entſprechender Rechtsnachtheile zu bewir— 
ken; im Uebrigen kann der Abziehende ſich durch einen Bevollmäch— 
tigten vertreten laſſen, iſt dann aber auch an deſſen Erklärung ge— 
bunden.“) 

Das Großherzogliche Amt iſt bei der Auseinanderſetzung nur 
wegen der Schulgebäude (§S 59) und der Befriedigungen (§ 63) inter— 
eſſirt und kann ſeiner Pflicht ſchon durch Abordnung eines Landreiters 
genügen, weshalb die Zuziehenden auf Anweiſung des Superintendenten 
jenes vom Tage der Auseinanderſetzung rechtzeitig in Kenntniß ſetzen 
ſollen.) Dagegen iſt es Sache des Amtes, die nach dem Reſultat der 
Auseinanderſetzung den Intereſſenten zukommende Entſchädigung durch 
unmittelbaren Abzug von Gehalt oder Penſion der Verpflichteten auf 
Antrag des Predigers wahrzunehmen, und Veräußerungen der den 
Dienſtnachfolgern zu überlaſſenden Emolumente zu verhindern.“) 

Der Dienſtnachfolger hat bei der Auseinanderſetzung um ſo mehr 
ſeine vollen Gerechtſame und Anſprüche wahrzunehmen, als er bei 
etwaigem Nachgeben darin weder auf gleiche Rückſicht, noch auf landes— 
herrliche Vergütung bei ſeinem eignen dereinſtigen Abgange rechnen 
darf (IS 32, 63), und iſt hierauf nöthigenfalls vom Prediger hinzu— 
weiſen.“ 


§ 59. 
2) Bei Wohnung und Feuerung. 


Weil die Lehrer überhaupt nur zu hauswirthlicher Benutzung 
ihrer Dienſtwohnungen, nicht aber zu ſpeziellen Conſervationslaſten 
auf eigne Koſten verpflichtet find (§ 27), jo findet darüber auch ſelten 
und nur bei offenbarer Verſchuldung vorgefundener Mängel durch die 
Abziehenden eine förmliche Auseinanderſetzung und Feſtſtellung der 
Entſchädigungspflicht jtatt. Im Uebrigen haben ſowol das Amt (F 59) 


) C. v. 18. Juni 1860. 

5) Reg⸗Reſer. v. 15. Inli 1842, Ra. 3430, am 23. ejd. dat. durch C. den 
Amtern mitgetheilt, 

6) By. 12. Juni 1784, 5 u. 14 eit. 

7) C. v. 18. Juni 1860. 
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als die Schulvorſteher ($ 3) ) darauf zu achten, daß das Schulhaus 
nicht auch noch beim Abzuge beſchädigt werde. 

Betreffs der Feuerung ſind nachſtehende geſetzliche Grundſätze auf— 
geſtellt:“ 

1) das Feuekungsdeputat für Claſſenlehrer ($ 51) wird lediglich 
für den Winter zur Heizung der Schule und Wohnſtube verabreicht. 

2) die Hälfte des Holzdeputats für Lehrer mit Familienſtellen 
(§ 39) gilt als zur Heizung der Schule, mithin für den Winter be— 
ſtimmt, während die andere Hälfle für den Wirthſchaftsbetrieb gegeben 
und auf die 4 Quartale des Jahres gleichmäßig vertheilt wird. 

3) der Torf ($ 39) wird gleichfalls nur für die Schulen, alſo für 
den Winter verabreicht. 

4) Der abziehende Schullehrer ($ 53—55) reſp. Erben eines Ver— 
ſtorbenen ($ 56 und 57) haben demnach dem Michaelis zuziehenden 
tachfolger (§ 30), falls das Feuerungsdeputat ſchon für den von Jo 
hannis zu Johannis zu berechnenden Jahrgang abgegeben iſt, (§ 39) 
zu überliefern: 

a. die Hälfte des Holzdeputats zur Heizung der Schule, 
b. / der andern für den Wirthſchaftsbetrieb beſtimmten Hälfte, 
c. allen Torf. 

5) Sollte Grund zu der Beſorgniß vorhanden ſein, daß Wittwe 
oder Kinder eines verſtorbenen Lehrers vor ihrem Abzuge mehr als 
die ihnen hiernach zukommende Rate verbrauchen möchten, ſo iſt den 
Ortsſchulvorſtehern die Sicherung des beim Abzuge abzuliefernden 
Holzes und Torfes durch die competenten Prediger zweckmäßig aufzu- 
geben. 

8 60. 
3) Bei Gärten. 

Wenn zur Zeit des Zuzuges dieſe kahl und unbearbeitet daliegen, 
und Abtreter ſoeben den vollen Fruchtbezug für ſich eingeſammelt 
haben, ſo haben Antreter Nichts für deren Uebernahme zu vergüten. 

) Ungedruckte Erläutergg. zu § 7 der Vo. 19. Septbr. 1842, Ra. 3432, 
Rgbl. 34. 


2) C. v. 31. Juli 1844, wodurch die anderweitige Beſtimmung in Vu. 12. 
Juni 1784, 13, H. II. 87 veraltet iſt. 
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Sind jene dann aber beſäet und beſtellet, jo müſſen die Nachfolger 
den Abtretenden, je nachdem dieſe während ihrer Dienſtzeit noch ſelbſt 
einigen reſp. keinen Genuß und Fruchtbezug davon gehabt haben, 
Einſaat und Beſtellungskoſten nach landüblicher Taxe theilweiſe reſp. 
ganz erſtatten. Bei bloß gegenſeitigen Verſetzungen (§ 30), wo die 
Zuziehenden das in dieſer Beziehung am früheren Wohnorte Verlaſſene 
am neuen wieder vorfinden, wird natürlich die Ausgleichung ganz oder 
theilweiſe unnöthig. Hinterbliebene Vorverſtorbener ($ 56) ſollen ſelbſt 
noch von der nach ihrem Abzug durch die neuen Lehrer gewonnenen 
Herbſt⸗Gartenernte / beziehen, dagegen aber dann auch nur ¼ der 
etwa noch von ihnen ſelbſt gemachten Einſaat und Beſtellung vergütet 
erhalten, und ſelbſt, wenn letztere allein durch die Zuziehenden beſchafft 
iſt, dieſen / davon vergüten.!) 

Junge, vom Abtreter gepflanzte Bäume, welche noch nicht getra— 
gen haben, muß Antreter jenem reſp. deſſen Erben bezahlen, ſo viel 
er davon behalten will,) den Reſt alſo von den Abziehenden mit— 
nehmen laſſen. Bei bloßen Verſetzungen (§ 30) ſolcher Lehrer, welche 
eine Baumſchule leiteten (Thl. I., $$ 172, 173), dürfen dieſe die Hälfte 
ſämmtlicher nach Alter und Art verſchiedener Stämme an ihren neuen 
Wohnort mitnehmen, um dort ſofort die Obſtbaumzucht in vollem 
Umfange fortſetzen zu können, müſſen jedoch die andere Hälfte ihren 
Nachfolgern unentgeltlich überlaſſen mit Ausnahme der bereits verkäuf— 
lichen veredelten Stämme, deren Verkauf oder Mitnahme ihnen ver— 
ſtattet bleibt, wenn ſie nicht mit ihren Nachfolgern wegen deren Ueber— 
laſſung ein billiges Uebereinkommen treffen können.“) 

8 61. 
4) Bei Acker. 

Die Erndtegefälle des Ackers werden postnumerando von Michaelis 
zu Michaelis gerechnet. Abtreter und Hinterbliebene behalten dieſelben 
alſo ganz, wenn fie ſelbſt noch jene pereipirt haben — weshalb die zu 
Michaelis Zuziehenden dann von der eben eingeworbenen Ernte ihres 
neuen Wohnorts nichts erhalten — und haben obendrein einen Antheil 


1) Vo. 12. Juni 1784, 7 u. 8, H. II. 87. 
2) Vo. 12. Juni 1784, 10 eit. 
2) Ri. 24. Febr. 1827, 1719, Ra. 3361, Rgbl. 12. 
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ſelbſt an der noch künftigen, vom Antreter erſt zu gewinnenden Erndte, 
je nachdem ihre Dienſt- reſp. Gnadenzeit (§ 56, 57) noch ein oder 
einige Quartale des neuen Wirthſchaftsjahrs ausfüllt, demnach beim 
Abzug zu Weihnacht /, zu Oſtern ½, zu Johannis /. Die des— 
fallſige Theilung geſchieht erſt nach dem Ausdruſch, welcher deshalb 
vom Antreter möglichſt zu beeilen iſt. Je nach der ihnen werdenden 
Rate haben Antreter den Abgehenden die Koſten der Beſtellung incl. 
Miſtfuhren — wenn dieſe nicht von der Schulgemeinde unentgeltlich 
($ 46), ſondern, wie zuweilen noch bei Küſtern, von letzteren ſelbſt be— 
ſchafft ſind — nach landüblicher Taxe und diejenigen der Einſaat nach 
den zur Saatzeit geltenden Preiſen der Umgegend zu bezahlen, dagegen 
aber auch ebenſo bemeſſenen Anſpruch auf Vergütung für die von 
ihnen etwa ſelbſt ſchon beſchaffte Einſaat und Beſtellung der Sommer— 
jaat, ſowie für die Werbe- und Druſchkoſten.) — Der Dung bleibt 
unentgeltlich zur Stelle,) ebenſo das Stroh, ſoweit es nicht ſchon ver— 
futtert, ſondern wirklich vorhanden iſt.“) 

Bei den erſt neu gegründeten Schulſtellen ($$ 9 und 10) pflegt 
die letzte Erndte des Pächters der reſervirten Ländereien dem zu Mi— 
chaelis zuziehenden (§ 30) Antreter ausgekehrt zu werden ($ 41), der 
dann alſo gegen ſonſtige Ueblichkeit ſchon im erſten Jahre die Erndte 
ſeines neuen Wohnortes erhält. Dieſer Umſtand wird dann für die 
zukünftige Auseinanderſetzung eine vorſtehenden Principien entgegen— 
geſetzte praenumerando- Anrechnung der Erndte herbeiführen. Hierbei 
gebührt dann in Zukunft den Abtretenden nicht die ganze von ihnen 
noch pereipirte Erndte, ſondern nur jo viele Theile derſelben als ihre 
Dienſt⸗ reſp. Gnadenzeit Quartale des verfloſſenen Wirthſchaftsjahres 
ausfüllte, und der Reſt den Antretern, welche demnächſt ihrerſeits wie— 
derum von der durch ſie ſelbſt percipirten Erndte Nichts herauszugeben 
brauchen, ſondern dieſelbe ganz für ſich behalten. Im Uebrigen geſchieht 
auch hier Vergütung der Beſtellungs-, Werbungs- und Erndtekoſten, 
ſowie der Einſaaten nach ſchon eben erläuterten Grundſätzen gemäß 
der von den einzelnen Intereſſenten bezogenen Raten. 


) Vu. 12. Juni 1784, 6, H. II., 87, erläutert durch Cab.-Reſer. v. 14. Febr. 
1837, Ra. 3405. 

2) Bo. 12. Juni 1784 eit. 

) Pv. 12. Juni 1784, 9 eit. 
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$ 62. 
5) Bei Wieſen und Futterſchlägen. 


Gleich dem Dung und Stroh (F 61) ſoll auch das Heu, in jo weit 
es nicht ſchon hat verfuttert werden müſſen, unentgeltlich zur Stelle 
bleiben, und der nach der Heuerndte Antretende nur das Werbelohn 
nach Proportion der Zeit des Ab- und Zuzugs zu vergüten gehalten 
ſein.) Dies gilt aber an ſich nur von dem zur Zeit der Publication 
dieſer Beſtimmung ausſchließlich bekannten Wieſenheu und ſeine An— 
wendung auf das jetzt auf den Ackerfeldern ſelbſt geworbene Klee- und 
Grasheu (Thl. J., $$ 158 und 159) iſt deshalb an ſich fraglich. Nach 
beſtimmter ſpäterer Entſcheidung!) ſoll aber auch dieſes ſ. g. Dreeſchheu 
zwar gegen Erſatz der Werbekoſten und der Einſaat, ſonſt aber gleich— 
falls unentgeltlich zur Stelle bleiben. Die Gründe hierfür werden 
darin gefunden, daß nicht ſelten die als Wieſe zugetheilte Fläche nicht 
als ſolche genutzt, ſondern abgeweidet wird, ferner, daß häufig die 
Schulwieſe nicht von reglementsmäßigem Ertrage (vgl. $ 40) gegeben wer— 
den konnte, ſondern dafür zur Entſchädigung Acker zum Anbau von Klee— 
heu zugewieſen ward; weiter in der Erwägung, den auf Küſter- und 
Schulſtellen Berufenen, da ſie in der Regel unbemittelt ſind, den An— 
tritt derſelben nicht unnöthigerweiſe zu erſchweren; endlich um manche 
ſonſt nicht leicht vermeidbare Verwickelungen und Streitigkeiten von 
vornherein abzuſchneiden. 


8 63. 
6) Bei Befriedigungen. 
Die Conſervationspflicht der Lehrer erſtreckt ſich hier (SS 44 und 
45) zunächſt überhaupt auf Vermeidung jeglicher verſchuldeten Beſchä— 
digung, insbeſondere aber auf Erhaltung und gehörige Benutzung der 
Hecken auf dem Kegel, auf Uebertragung des Bereitelohns bei Erneue— 
rung der Eingangs-Hakelwerke, auf Haftung für Defecte an den zur 


) Vo. 12. Juni 1784, 9, H. II. 87. 
h ) C. des Unt.⸗Min. v. 26. Oetbr. 1850, durch C. v. 29. Aug. 1854 den 
Amtern communieirt. 


= 


inneren Befriedigung der äußeren Hecken abgegebenen und häufig vor 
deren gehörigem Wachsthum ſchon fehlenden Ricke und Pfoſten, auf 
ordentliche Bepflanzung der zur Gewinnung von Weide und Buſch— 
werk ihnen überlaſſenen 100 R.) Innerhalb dieſer Grenzen bewegt 
ſich deshalb die Entſchädigungs- reſp. Wiederherſtellungspflicht der Ab— 
treter unter einigen oder keinen Beihülfen durch Grundherrſchaft und 
Schulgemeinde ($$ 44 und 45). 

Die Großherzoglichen Aemter ſind zwar bei gehöriger Erhaltung 
der Schulbefriedigungen intereſſirt, können auch zum Geſchäft der Aus— 
einanderſetzung die Gegenwart ihrer Landreiter verlangen; doch ge— 
bührt die Leitung deſſelben, wie überhaupt, auch hier den Predigern, 
welche dann alſo auch auf jene Befriedigungen ihr Augenmerk zu 
richten haben (§ 58). 0 ö 

Bei ſich ergebenden Defecten iſt zuvor gütliche Ausgleichung der 
Intereſſenten zu verſuchen,) wobei jedoch der zur Entſchädigungs— 
forderung berechtigte Lehrer um ſo weniger von dem vollen Schadens— 
werthe etwas abzulaſſen zu bereden ſein wird, als er ſelbſt bei ſeinem 
eignen dereinſtigen Abzug voll entſchädigungspflichtig bleibt (88 32 
und 58). Beim Mißlingen der Güte aber hat der Prediger Anzeige 
an das Amt zu weiterem geſetzlichen Verfahren zu machen.“) Das 
Amt läßt dann event. durch Vermittelung des competenten Forſt— 
inſpectionsbeamten durch einen Foreſtalen die vorhandenen Schäden 
und Defecte förmlich abſchätzen, nimmt die Taxe von den Abtretern 
auf adminiſtrativem Wege (§ 58) wahr‘) und übergiebt die Summe 
den Antretern zur Hebung des Schadens. Die desfaͤllſige Werth— 
ermittelung geſchieht in Grundlage der Forſttaxe und umfaßt ſowohl 
die unbrauchbar gewordenen als die gänzlich fehlenden Materialien. 

Häufig ereignet es ſich jetzt, daß Lehrer ſowol gelegentlich ihrer 
Auseinanderſetzung mit ihren Vorgängern als während ihrer eignen 


— 


) Vgl. C. v. 11. Deebr. 1837, Ra. 3410. 

2) C. v. 20. Mai 1837, Ra. 3407, Regbl. 20, Reg-Reſer. 15. Juli 1842, 
Ra. 3430, am 23 ejd. durch C. den Amtern mitgetheilt. 

3) C. v. 11. Deebr. 1837 eit. 

) C. v. 11. Decbr. 1837 eit. 

5) C. v. 11. Decbr. 1837 eit. 

6) C. v. 20. Mai 1837 eit. 
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Dienftzeit der zur inneren Befriedigung abgegebenen Ricke und Pfoſten 
ſich zu entledigen wünſchen ($ 45). Sie haben ihre desfallſigen Vor— 
träge, event. durch Vermittelung der competenten Prediger an das 
Unterrichtsminiſterium zu richten, welches ſich dann mit den admini— 
ſtrativen Behörden in Einvernehmen ſetzt ($$ 4 und 5). Auf deren 
Befürwortung wird demnächſt der jetzige Zuſtand reſp. Schaden — bei 
Auseinanderſetzungen wieder vorerſt unter dem Verſuche gütlicher Aus— 
gleichung durch den Prediger — auf vorſtehende Weiſe abgeſchätzt, das 
vorhandene Material aber dann vom Amte verauctionirt. Sowol die— 
ſer Erlös als die von Erſatzpflichtigen beizutreibende Schadenstaxe, 
werden dann an den competenten Prediger ausgekehrt, von ihm zins⸗ 
tragend ſicher belegt, die Originalien im Pfarrarchive aufbewahrt und 
die Zinſen ſolange zugeſchrieben, bis eine zur event. demnächſtigen Her— 
ſtellung der Befriedigung in natura incl. Fuhren ausreichende Summe, 
gewöhnlich 100 Thlr., gewonnen iſt, demnächſt aber den Lehrern zu 
eigner Verwendung gelaſſen. Wollen letztere ſpäter wieder eigne Be— 
friedigungen ſchaffen, jo iſt zur desfallſigen Auszahlung des Kapi— 
tals an ſie Erlaubniß des Unterrichtsminiſterium zu erwirken. Bis 
dahin aber fällt natürlich bei ſpäteren Auseinanderſetzungen die Aus— 
gleichung wegen Ricke und Pfoſten weg. 


§ 64. 
7) Bei Gehalt und ſonſtigen Aceidenzien. 


Jener (88 48 und 49) wird bei Auseinanderſetzungen nach dem 
Grundſatze der Pränumeration getheilt.) Zur Frage kommen dann 
alſo, wieviel Dienſt- reſp. Gnadenquartale (§ 56) der Abziehenden ſeit 
einem gewiſſen Fälligkeitstermin — hier Michaelis — noch ins neue 
Jahr ſich erſtrecken, alſo wirklich ſchon verdient ſind reſp. wieviel Dienſt— 
quartale in letzterem noch den Antretern bleiben und von dieſen abſol— 
virt werden müſſen.) Dennoch wird hierbei nicht geradedurch zu 4 
gleichen Quartalraten getheilt, ſondern in Rückſicht auf die erſchwerte 
Beſchäftigung der Lehrer in der Winterzeit gegenüber der Sommerzeit 

) Vo. 12. Juni 1784, 2, H. II. 87, Cab. ⸗Reſer. v. 14. Febr. 1837, 


Ra. 3405. 
2) Pv. 12. Juni 1784, 2—4 eit. 
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($$ 6, 17, 21) ½ auf das Halbjahr von Michaelis bis Oſtern und 
nur ½ von Oſtern bis Michaelis. Sonach behalten die ſchon am 
Fälligteitstermin ſelbſt, nämlich zu Michaelis, Abziehenden nichts, die 
zu Weihnacht nur die Hälfte der auf das Winterhalbjahr fallenden 
Rate, d. i. y von / = %, zu Oſtern aber ſchon das ganze /. In 
gleicher Weiſe müßte an ſich auch die auf den Sommer fallende Ge— 
haltsquote in 2 Quartale getheilt werden; nach ſingulärer Beſtim— 
mung aber ſoll der zu Oſtern Antretende die ganze baare Sommerrate 
beziehen, wenn er wenigſtens bis Michaelis bleibt,) der Antreter zu 
Johannis alſo nichts davon erhalten, ſondern ſich an Naturalien und 
etwaigen Nebenerwerb (§ 31) genügen laſſen. 

Weitere Accidenzien ſind bei bloßen Schullehrern jetzt weggefallen, 
bei den Küſtern aber theilweiſe geblieben ($ 48). Auch bei ihrer Thei— 
lung wird zunächſt auf den Fälligkeitstermin zurückgegangen, welcher 
für Würſte zu Weihnacht, für Eier zu Oſtern, für Käſe zu Johannis, 
für Meßkorn und Brode zu Michaelis angenommen zu werden pflegt, 
und dann die Berechnung praenumerando gemacht. Ein zu Weihnacht 
Abgehender bezieht demnach von den dann gerade fälligen Würſten 
und allen ſeit jenem Zeitraume erſt fällig werdenden Emolumenten 
Nichts, von den, während ſeiner Dienſt- reſp. Gnadenzeit ſchon fällig 
gewordenen aber eine Quote, nämlich vom vorhergegangenen Oſtern 
her , von Johannis ½ von Michaelis ½. 9) 

Getheilt wird dagegen überall nicht, was nicht erſt zu einer be— 
ſtimmten Zeit fällig iſt, ſondern ſogleich, ſobald es verdient iſt, einge— 
fordert wird.) Deshalb genießen die abgehenden Küſter reſp. ihre 
Hinterbliebenen ($ 56) die Küſteraccidenzien für Trauen, Taufen, Be 
gräbniß ꝛc. noch bis an den Tag ihres Abzugs, die Antreter dagegen 
erſt vom Tage ihrer Introduction an ($ 30). 

) Dieſe ausdrückliche Bedingung der V. v. 12. Juni 1784 sub 4 eit. wider⸗ 
ſpricht ihrem unmittelbar nachfolgenden im Text angegebenen weiteren Inhalt: 
Denn auch der Antreter zu Johannis, d. h. alſo wenn der Vorgänger nicht bis 
Michaelis bleibt, ſoll ja nur Naturalien und keinen baaren Gehalt haben, welcher 
letztere alſo allein dem Vorgänger verbleibt. 

) Vo. 12. Juni 1784, sub 11 eit. 

) Vv. 12. Juni 1784, 1 eit. 

6) By. 12. Juni 1784, 12 eit. 
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VII. Anhang. 
Amtsſchulkaſſe. 


8 65. 
1) Zweck, Gründung, allgemeine Beitragspflicht. 


Das geſetzliche und obſervanzmäßige Princip, daß die Erhaltung 
der Schulen und ihrer Lehrer der Schulgemeinde gegenüber eine all— 
gemeine Communallaſt iſt, (§ 32 ff.), zeigt ſich bei den ſchon vorſtehend 
erwähnten baaren Bedürfniſſen — ſo ſtets bei dem Bereitelohn für 
Feurungsdeputate ($$ 39, 51, 52), den Lehrergehalten (§§ 48, 49, 51, 52) 
den Penſionen (88 53, 54), ferner zuweilen bei Beſchaffung von Schul— 
utenſilien (F 14), bei Entſchädigung der Lehrer für Wegfall von Schul— 
kindern ($ 48), für Beköſtigung der Aſſiſtenten (§ 51) — auf die 
weiteſten Grenzen ausgedehnt. Die einzelne Schulgemeinde kann hier— 
durch leicht überlaſtet werden, die einzelne Schule dann dabei leiden — 
ſämmtliche Schulgemeinden des Amtes gelten deshalb hierbei als 
ein ungetheiltes Ganze, und ihre einzelnen Mitglieder ſteuern, ohne 
Rückſicht auf die größeren oder geringeren Bedürfniſſe des ſpeziellen 
Schulorts, nach gleichmäßigem, übrigens je nach dem Erforderniß bald 
erhöhten, bald geminderten (§ 67) ) Repartitionsgrundſätzen (§ 34 ff.) 
zu einem allgemeinen Fonds, nämlich der Amtsſchulkaſſe, welche dann 
den Bedarf für alle direct beſtreitet.“) 

Ganz frei von Amtsſchulbeiträgen ſind nur diejenigen, deren Kin— 
der nach Auswärts eingeſchult find ($$ 9 und 10) und welche ihr 
Schulgeld dorthin entrichten (§ 33) ), ferner diejenigen, welche ſich 
förmliche Hauslehrer halten ($$ 19 und 48), die Prediger, die Lehrer 
ſelbſt, die ganz Armen — für deren Kinder aber das Schulgeld aus 
der Armenkaſſe bezahlt wird (vgl. $ 70, Note 1), wenn die Schulkaſſe 


) Vv. 23. Mai 1837, $ 7, Ra. 3406, Rgbl. 20. 

2) ſchon nach Vv. 18. Octbr. 1770, IX. H. II. 35, ſoll das aus einem großen 
Dorfe übrigbleibende Schulgeld zu dem ſonſt nicht ausreichenden Gehalt der Lehrer 
in kleinen Dörfern verwandt werden. 

) Reg.⸗Reſer. v. 25. März 1841, Ra. 3424. 
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nicht dazu ausreicht,) — endlich ganz, oder doch wenigſtens von einem 
gewiſſen Lebensalter an, kinderloſe Unvermögendere ($$ 66, 67), nicht 
aber diejenigen, welche ihre Kinder in andere als die ihnen angewieſe— 
nen Ortsſchulen ſchicken (SS 19 und 48), noch die aus anderen Lan— 
destheilen und Domanialämtern Eingeſchulten ($$ 9, 10, 33, 69). 


§ 66. 
2) Subrepartition der Kaſſenbeiträge. 


Dieſelbe baſirt auf dem Grundſatze möglichſt feſter Enquotirung 
der anſäſſigen Bewohner ohne Unterſchied, ob ſie ſchulpflichtige (§ 19 ff.) 
Kinder haben oder nicht.!) Nur bei der unvermögendſten Volksklaſſe, 
nämlich den Tagelöhnern, Einliegern und ihnen gleich ſtehenden Per— 
ſonen, iſt hierbei wohl die Ausnahme gemacht, daß dieſelben beim 
Fehlen eigner ſchulpflichtiger Kinder von ſolchen Beiträgen befreit ſein 
jollen,?) und dieſelbe findet ſich noch jetzt zuweilen in den aus älterer 
Zeit ſtammenden Caſſenreglements einzelner Aemter, hier auch ſelbſt 
auf kleinere Grundbeſitzer, nämlich Büdner und Häusler in der Art 
ausgedehnt, daß dieſelben dann wenigſtens einen abgeminderten Bei— 
trag entrichten. Allgemeine Regel iſt jetzt aber auch bei allen jenen 
Unvermögenderen excl. ihrer Wittwen und Altentheiler (§ 67) ſtete 
und von Exiſtenz eigner Schulkinder unabhängige, — bei Mangel der 
letzteren aber doch wenigſtens mit einem gewiſſen, meiſtens dem 50ten 
Lebensjahr, endigende — Beitragspflicht zur Amtsſchulkaſſe.“) 

Die Größe der einzelnen Beiträge anbelangend, ſo war dieſelbe 
in älterer Zeit für alle Bauern und Büdner gleichmäßig, nämlich je 
1 Schffl. Roggen und 24 Hl. oder baar 1 Thlr. 16 HL. N. /, für die 
Wohlhabenderen, beſonders Förſter, Holländer ꝛc. etwas mehr, bei den 


) Armen-Ordnung v. 30. Juni 1824, § 7, Ra. 2102, Rgbl. 31 u. 33, Cab.⸗ 
Reſer. v. 19. Zanr. 1827, Ra. 3360, Reg.⸗Reſer. v. 15. Janr. 1841, Ra. 3421, 
vgl. Vv. 1. Dechr. 1768. H. II. 32, 

) Bo. 18. Detbr. 1770 IX., H. II. 35. 

2) By. 28. Oectbr. 1770 eit. 

3) Schon durch Vo. 12. Oetbr. 1784, ſpäter wieder durch Vv. 20. Septbr. 
1842 und Reſer. v. 24. Mai 1845, Rv. 3440, projectirt und in alle neueren, nach 
dem Normalreglement v. 10. Aug. 1850 (8 49, Note 2) entworfenen, ſpeciellen 
Kaſſen-Reglements aufgenommen. 
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Einliegern und Tagelöhnern für jedes Schulkind 1½ ßl. wöchentlich 
reſp. 24 Hl. bis 1 Thlr. jährlich; ) jetzt aber werden billigerweiſe meh— 
rere, den verſchiedenen Volksklaſſen der ländlichen Bevölkerung ent— 
ſprechende, graduelle Unterſcheidungen gemacht. So zahlen jetzt nach 
den neueren Caſſenreglements, ſoweit nicht beſtimmte contractliche Sti— 
pulationen & 35 a. E.) eutgegenſtehen, regelmäßig: 


8 67. 
Fortſetzung. 


1) Pächter und Erbpächter von Höfen und Mühlen je nach Größe 
der Pacht und des Canon bis 1000 Thlr. = 5, bis 2000 = 10, bis 
5000 = 15, bis 10,000 — 20, bei noch mehr — 25 jährlich. Zu glei— 
chen Beiträgen pflegen eingeſchulte (SS 9 und 10) Rittergüter ver— 
pflichtet zu werden (§ 33) und obendrein zu einem Averſional— 
Schulgeld für die Kinder ihrer Gutsangehörigen, Wiederwahrnahme 
nach eigner Subrepartition vorbehältlich ($ 69); 

2) Erb- und Zeitpächter von Bauerhufen baar 1 Thlr. 8 Hl. bis 
2 Thlr. und an Roggen 1½ — 2 Schffl. Roſtocker Maß reſp. Vergü— 
tung deſſelben nach Martinipreiſen; Coſſaten etwas weniger, zuweilen 
aber auch hier mit ſpeziellen Unterſcheidungen nach allen ihren ein— 
zelnen Klaſſen als Voll⸗, "=, /., =, ie, Js, /-, /6-Hüfner (Thl. I, 
§ 83), oder doch wenigſtens nach einigen derſelben; 

3) Büdner je nach Canon oder etwaiger Zeitpacht bis 12 Thlr. 
1 Thlr. 16 Hl, bis 15 Thlr. 1 Thlr. 32 fl., bei mehr 2 Thlr., auch 
wenn ſie nicht die Büdnerei bewohnen, und bei mehr Büdnereien auch 
mehrfachen Satz; 

4) Häusler I Thlr.; 

5) Tagelöhner und Einlieger 32 — 36 ßfl., jedoch bedingt nur bis 
zu einem gewiſſen Lebensalter (§ 66, Note 3), 

ad 2—5 für beſonderes Handwerk und Gewerbe auch noch 
beſonders; 

6) Wittwen gleich ihren Ehemännern, ſolange ſie deren Wirthſchaft 
fortſetzen, die unvermögenderen demnächſt nur noch etwa 24 ßl., wenn 


) Pv. 18. Oetbr, 1770, IX., H. II. 35, v. 15. Octbr. 1784. 
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fie ſchulpflichtige Kinder beſitzen; ihnen gleich ſtehen die Altentheiler 
($ 66); 

7) Die nicht etwa in vorſtehende Klaſſen gehörenden Erbſchmiede, 
Erbkrüger, Erbmüller nach Maßgabe ihrer Ländereien und ſonſtiger 
Verhältniſſe 1 Thlr. 16 Hl. bis 3 Thlr. 24 fl., Holländer, Viehhändler, 
Ziegler, nach ihrem Betrieb 36 ßl. bis 1 Thlr. 8 ßl., Statthalter, 
Schäfer 16—36 ßl., Angeſtellte Procentſätze ihres Gehaltes. 

Je nach dem augenblicklichen Bedarf der Amtsſchulkaſſe werden 
vorſtehende regelmäßige Beiträge erhöhet oder vermindert (§ 65). Alle 
Enquotirten dürfen aber dagegen ohne ſpezielle weitere Entſchädigung 
der Lehrer alle ihre im geſetzlichen Alter ſtehenden ($ 20) Kinder, 
Pflegekinder, Dienſtboten in die Schule ſchicken. — 


§ 68. 
3) Erhebung und Verausgabung des Schulkaſſen-Fonds. 


Jährlich zwiſchen Martini und Weihnacht, an vom Amte zu be— 
ſtimmenden Tagen, haben die Ortsvorſteher die Schulbeiträge der Ein— 
wohner in Grundlage vorſtehender Beſtimmungen (§§ 66, 67) einzu— 
fordern und die baaren an den Caſſenbeamten perſönlich abzuliefern.!) 
Gegen Säumige tritt ſofortige adminiſtrative Execution ein.“) 

Betreffs der reſp. Auszahlungen zu Schulzwecken ($ 65) ſind für 
den baaren Gehalt der Lehrer mit Familienſtellen (§8 48, 49) aus— 
drücklich Vorſchriften ertheilt. Hiernach ſollen die Lehrer genaue, vom 
competenten Prediger zu atteſtirende, Specificationen ihrer-Schulk inder 
und des darnach ihnen zukommenden Gehalts beim Amte einreichen, 
welches in Grundlage derſelben alsdann die Zahlung verfügt.“) Der 
Schulroggen wird dann ſofort bei der Erhebung durch die Ortsvor— 
ſteher und Landreiter vollſtändig den Lehrern gegen Quittung verab— 
reicht;“) ergiebt ſich hierbei in größeren Dörfern eine höhere Korn— 


) Vo. v. 17. Decbr. 1834, Ra. 3395, Rgbl. 1835, St. 1, R. v. 24. Oetbr. 
1834, Ra. 3394, vgl. Bv. 18. Octbr. 1770 IX., H. II. 35, 30. Octbr. 1784, 
H. II. 95, 12. Juni 1784, 5, H. II. 84. 

) V. 1. Deebr. 1768, H. II. 32. 

) V. 18. Octbr. 1770 u. 30. Oectbr. 1784 eitt. 

) Vp. 18. Octbr. 1770 eit., 17. Deebr. 1834 eit. 


aufkunft, als jenen zukommt, jo wird letztere dem nicht ausreichenden 
Betrag kleinerer Ortſchaften zugelegt, wodurch nicht ſelten läſtige Aus— 
gleichungen und Transporte entſtehen (F 49 a. E.). — Der baare Ge— 
halt wird erſt ſpäter perſönlich durch den Rechnungsbeamten auf dem 
Amte.) und zwar zu gleichen Theilen um Weihnacht und Oſtern in 
den Schulferienwochen, an vorher anzuzeigenden Tagen pränumerando 
ausgezahlt.“) Die Lehrer können ihn perſönlich entgegennehmen, oder 
auch Bevollmächtigte ſenden, müſſen dieſen aber die Empfangsbeſcheini— 
gungen mitgeben, gegen deren Aushändigung nur vom Amte gezahlt 
wird; bleiben ſie aus und laſſen ſich nicht vertreten, ſo wird ihnen ihr 
Lohn gelegentlich durch den Landreiter überbracht, welchem dann eine 
demnächſt vom Lehrer zu unterſchreibende Quittung mitzugeben iſt.“) 


8 69. 
Fortſetzung. 


Bei Einſchulungen ($$ 9, 10) aus anderen Domanialämtern wird 
der Schullohn für jedes Amt nicht ſeparat, ſondern allein vom Pa— 
tronatamte ausgezahlt, welches dann ſeinen Verlag von jenem wieder— 
erhält. Derſelbe wird bei der Fixirung des Gehaltes nach der Ge— 
ſammtheit der Schulkinder (§ 49) in der Weiſe beſtimmt, daß von der 
hiernach zu zahlenden Summe der für die Kinder des Patronats— 
Amtes ſich ergebende Satz abgezogen wird und der Ueberſchuß als 
Verlag gilt; wogegen die Berechnung deſſelben nach Einzelnen (§ 49) 
ſich von ſelbſt ergiebt und letztere übrigens, wenn ſie für die Lehrer 
vortheilhafter iſt, während deren gegenwärtiger Dienſtſtellung normi— 
ren ſoll.“ 


5) R. v. 24. Oectbr. 1834 eit. 

6) Vu. 17. Decbr. 1834 cit., 12. Mai 1849, Ra. 3452, Rgbl. 21, wodurch 
Vo. 18. Octbr. 1770 IX. eit. veraltet if. — Mit Rückſicht auf Anrechnung des 
Schullohns bei Auseinanderſetzungen (§ 64) wurde früher / im Winter und '/, 
im Sommer gezahlt, Vo. 30. Oetbr. 1784 eit., früher quartaliter, Vo. 12. Juni 
1784 eit. 

) Vo. 14. Mai 1849 eit. — In anderen Fällen find Auszahlungen des 
Schullohns durch Landreiter verboten, Rv. 24. Oetbr. 1834, Ra. 3394, (vgl. Thl. J. 
$ 26, Note 12). 

1) C. v. 22. März 1852. 
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Bei Einſchulungen aus Ritter- und Landſchaft (§§ 9, 10) wird 
regelmäßig die Art der Gehaltszahlung vereinbart ſein (C 33). Wo 
dies nicht der Fall oder die Communion eine alte, iſt der Schullohn 
für die Domanialſchüler allein nach Maßgabe des Schulreglements zu 
berechnen und dem Lehrer zu überlaſſen, das Schulgeld der fremden 
Kinder direct von den Verpflichteten einzuziehen — vorausgeſetzt je— 
doch, daß die Anzahl der Schulkinder aus dem Domanium nicht we— 
niger als 30 betrage, widrigenfalls weitere Reſolution des Unterrichts— 
Miniſteriums einzuholen iſt.“) 

Die Gehaltsauszahlungen an die Claſſenlehrer ($ 51) und In— 
duſtrielehrerinnen (§ 52) geſchehen vierteljährlich, an die Aſſiſtenten 
(S 51) wöchentlich, übrigens nach vorſtehenden Grundſätzen. 


§ 70. „ 
4) Berechnung der Amtsſchulkaſſe. 


Dieſelbe geſchieht durch das Amt. — Die Rechnung ſelbſt iſt in 
beſtimmte Kapitel der Einnahme und Ausgabe getheilt, in welchem 
alle im Laufe des Rechnungsjahres gemachten Hebungen) und Zah— 
lungen aufzuführen ſind. Sie wird jährlich am 30. Septbr. abge— 
ſchloſſen?) und ſpäteſtens bis zum 31. October an das Unterrichts— 
miniſterium eingeſandt,) nach deſſen Ablauf ſofort Strafmandate gegen 
die ſäumigen Berechner erkannt werden.) Zur Erledigung der ſpäte— 
ren Reviſionsbemerkungen paſſiren Swöchige Friſten und das Libera— 
torium erfolgt ſpäteſtens zu Johannis des nächſten Jahres.“) Die für 


2) C. v. 22. März 1852. 

») incl. etwaige Schulverſäumnißgelder ($ 22) u. Zuſchüſſe aus der Amte- 
(ogl. z. B. § 48 a. E., § 52 sub 1) und Armenkaſſe ($ 65). 

2) Nach C. v. 30. Octbr. 1833, Ra. 3388 find etwa nöthige Zuſchüſſe aus 
der Amtskaſſe (vgl. Note 1) zur Schulcaſſe, im Amtsetat in Anſatz zu bringen, 
auch nach C. v. 26. Febr. 1845, Ra. 3438, vgl. C. v. 2. Aug. 1842, Ra. 3431, 
die Beläge für die aus der Amtscaſſe zur Hälfte zu zahlenden und in der Schulrech— 
nung aufzuführenden Aſſiſtenten-Gelder (§ 51) gelegentlich der Schulrechnungs-Ablage 
aus dem Unterrichts-Miniſterium zu erwirken und dem Amtsgeldregiſter anzuſchließen. 

3) C. des Unt. Minift. v. 12. Aug. 1850, vgl. dagegen frühere Vv. v. 18. 
Oetbr. 1770 IX., H. II. 35, v. 14. Janr. 1850. 

) C. v. 14. Janr. u. 12. Auguſt 1850. 

5) C. v. 14. Janr. 1850. 
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die einzelnen Aemter nicht gleichmäßigen, die Principien der Verein— 
nahmung und Verausgabung enthaltenden, gewöhnlich gedruckten 
Regulative ($ 66, N. 3) ſind den Rechnungen ſtets voranzulegen, auch 
ſpätere Veränderungen unter fortlaufender Nummer nachzutragen.“) — 
tit Ablage der jährlichen Schulrechnung ſoll ſtets ein Bericht über 

Beſtand und Fortgang der Induſtrieſchulen verbundeu werden (§ 24 
a. E.), wie denn überhaupt bei jener Gelegenheit beamtliche Vorſchläge 
zu Verbeſſerungen im Schulweſen ſich empfehlen.“) 

6) C. der Landes-Regierung v. 31. März 1846. 

) auch dann einſchlagende Berichterſtattungen zuweilen gefordert werden, 
vgl. z. B. Berichts-Einſorderung über Koften des Schulweſens durch Vo. 25. 
Aug. 1836. 
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